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Rentenversicherungsbericht 1999

Kurzfassung des Berichts

Im Rentenversicherungsbericht 1999 wird – wie in den Berichten der Vorjahre – über
die Entwicklung der Rentenversicherung in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft be-
richtet.

Beim Amtsantritt der Bundesregierung galt für die Rentenversicherung das Recht des
Rentenreformgesetzes 1999 (RRG 1999). Mit diesem Gesetz der alten Regierung wur-
den u. a. der Demographiefaktor in der Rentenformel eingeführt und die Regelungen
der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit in sozial nicht hinnehmbarem Um-
fang verschlechtert. Beides haben die Koalitionsfraktionen vor Übernahme der Regie-
rungsverantwortung abgelehnt. Die Bundesregierung hat daher sofort nach ihrem
Amtsantritt im Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversicherung und zur Sicherung der
Arbeitnehmerrechte sowohl den Demographiefaktor als auch die Einschnitte in die Er-
werbsminderungsrenten bis Ende 2000 ausgesetzt, um in der Zwischenzeit dauerhafte
und sozialpolitisch vertretbare Regelungen zu finden. Gleichzeitig wurde das Aufkom-
men aus der ersten Stufe der Ökosteuerreform zur Senkung des Beitragssatzes zur
Rentenversicherung um 0,8 Prozentpunkte von 20,3 v. H. auf 19,5 v. H. (ab 1. April
1999) eingesetzt. Dies geschah gezielt durch strukturelle Reformen: Die zuvor im Bun-
deszuschuss enthaltene pauschale Erstattung für Kindererziehungszeiten wurde ab Juni
1999 durch eine direkte Beitragszahlung des Bundes ersetzt, die sich im Jahr 2000 auf
22,4 Mrd. DM – netto nach Gegenrechnung der im Regelbundeszuschuss für Kinderer-
ziehungszeiten enthaltenen Pauschale auf 15,2 Mrd. DM – belaufen wird. Ferner wird
ab 1999 die Erstattung der Aufwendungen für einigungsbedingte Rentenleistungen
nicht mehr auf den Bundeszuschuss angerechnet und damit zusätzlich erbracht. Da-
rüber hinaus hat der Gesetzgeber zur Verhinderung einer Erosion des versicherungs-
pflichtigen Personenkreises und damit der Beitragsgrundlagen das Recht der geringfü-
gigen Beschäftigungsverhältnisse reformiert und die Vorschriften über die Versiche-
rungspflicht für sogenannte Scheinselbständige präzisiert.

Aufbauend auf diesen Maßnahmen hat das Bundeskabinett in der Kabinettsitzung vom
23. Juni 1999 ein umfassendes „Zukunftsprogramm“ beschlossen. Zu den Schwer-
punkten des Zukunftsprogramms zählt die Erneuerung des Rentensystems durch eine
Rentenstrukturreform. Ziel dieser Reform ist es, nachhaltige Grundlagen für die Zu-
kunftsfestigkeit der Rentenversicherung und des gesamten Alterssicherungssystems
durch folgende Maßnahmen zu schaffen:

– Langfristige Beitragssatzstabilisierung durch Anpassung der Renten in den Jahren
2000 und 2001 entsprechend dem Anstieg der Lebenshaltungskosten des Vorjahres.
Dabei handelt es sich um eine Übergangsregelung, ab 2002 ist die Rückkehr zu
den Grundsätzen der Nettoanpassung vorgesehen.

– Senkung und Stabilisierung der Rentenversicherungsbeiträge durch Verwendung
des Aufkommens aus den nächsten Stufen der Ökosteuerreform.

– Aufbau einer ergänzenden kapitalgedeckten Altersvorsorge.

– Neugestaltung des Rechts der Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten.

– Einführung einer bedarfsorientierten und steuerfinanzierten sozialen Grundsiche-
rung zur Vermeidung von Armut im Alter und bei dauerhafter Erwerbsunfähigkeit
aus medizinischen Gründen.

– Verbesserung der eigenständigen Alterssicherung der Frau durch Reform des
Rechts der Hinterbliebenenrenten.

Dem Rentenversicherungsbericht 1999 werden – wie den entsprechenden Berichten der
Vorjahre – das geltende Recht zugrunde gelegt sowie finanzwirksame Maßnahmen, die
sich bereits im Gesetzgebungsverfahren befinden (im folgenden kurz als „geltendes
Recht“ bezeichnet). Zu letzteren gehört das Haushaltssanierungsgesetz und das Gesetz
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zur Fortführung der ökologischen Steuerreform, die u. a. zwei der Eckwerte der Renten-
strukturreform umfassen, nämlich die Rentenanpassung in 2000 und 2001 entsprechend
der Preisentwicklung des jeweiligen Vorjahres und die Verwendung der Mittel aus den
weiteren Stufen der ökologischen Steuerreform zur Senkung und Stabilisierung des
Beitragssatzes zur Rentenversicherung. Die Zugrundelegung des geltenden Rechts be-
deutet aber auch, dass ab 2001 die politisch nicht beabsichtigte BU/EU-Reform des
RRG 1999 und ab 2002 der ebenfalls politisch nicht beabsichtigte Demographiefaktor
in die Berechnungen einzustellen sind. Eine Kopplung von Rentenanpassung nach
Preisentwicklung mit der Fortführung des Demographiefaktors würde das Rentenni-
veau unter die von der Bundesregierung angestrebte Höhe senken. Die Ergebnisse bei
geltendem Recht werden – wie in den Vorjahren – in Übersichten über die Einnahmen
und Ausgaben, über das Vermögen und die Beitragssatzentwicklung dargestellt.

Da die BU/EU-Reform des RRG 1999 und der Demographiefaktor nicht Bestandteil
des Konzepts der Bundesregierung sind, wird in diesem Bericht zusätzlich die Beitrags-
satzentwicklung dargestellt, die bei Umsetzung der von der Bundesregierung am
23. Juni 1999 beschlossenen Eckwerte ihrer Rentenstrukturreform zu erwarten ist. Weil
die konkrete Ausgestaltung aller Eckwerte noch nicht abgeschlossen ist, sind für die
Quantifizierungen Annahmen zu treffen, die im Berichtsteil B 3.1.1 näher beschrieben
sind.

Die Entwicklung der Finanzlage der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-
stellten wird in dem Bericht in 9 Varianten und die der knappschaftlichen Rentenversi-
cherung in 3 Varianten dargelegt, die unter den getroffenen Annahmen modellhaft
mögliche Entwicklungen im fünfzehnjährigen Vorausberechnungszeitraum von 1999 bis
2013 ausweisen. Die Modellvarianten für die Rentenversicherung der Arbeiter und der
Angestellten basieren auf jeweils drei Annahmen zur Entwicklung der Bruttodurch-
schnittsentgelte aller Versicherten und drei Annahmen zur Entwicklung der Beschäf-
tigtenzahl. Für die knappschaftliche Rentenversicherung werden nur die Entgeltan-
nahmen unter Zugrundelegung einer modellhaften Entwicklung der Versicherten in der
KnRV variiert.

Neben den langfristigen Modellrechnungen enthält der Bericht eine mittelfristige Be-
rechnung der Finanzentwicklung. Dieser Berechnung liegen bei den Entgelten und Be-
schäftigten die Annahmen der Bundesregierung zur mittelfristigen Wirtschaftsentwick-
lung im Zeitraum 1999 bis 2003 vom 29. April 1999 zugrunde, die in den Jahren 1999
und 2000 durch die Neueinschätzung des Interministeriellen Arbeitskreises „Gesamt-
wirtschaftliche Vorausschätzung“ vom 26. Oktober aktualisiert wurden. Diese Annah-
men liegen auch dem Bundeshaushalt 2000 und der mittelfristigen Finanzplanung bis
2003 zugrunde.

Die für die Berechnungen maßgeblichen Annahmen und Schätzverfahren werden im
Teil B ausführlich erläutert; sie sind am 21. September 1999 im Abstimmungskreis für
die Grundlagen der Vorausberechnungen der Entwicklung der Finanzlage der gesetz-
lichen Rentenversicherung eingehend beraten worden. Mitglieder des Abstimmungs-
kreises sind die Bundesministerien für Arbeit und Sozialordnung, für Wirtschaft, der
Finanzen, das Bundeskanzleramt, der Bundesrechnungshof, die Deutsche Bundesbank,
das Bundesversicherungsamt, die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und der
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger.

Die Ergebnisse der Vorausberechnung der finanziellen Entwicklung im mittelfristigen
Zeitraum bis 2003 sind für die Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten in der
Übersicht B 1 für das geltende Recht dargestellt. Die Finanzentwicklung für die Eck-
werte der Rentenstrukturreform ist der Übersicht B 1.1 zu entnehmen.

Bei dem im Dezember 1998 für 1999 ab 1. April festgesetzten Beitragssatz von
19,5 v. H. wird die Schwankungsreserve von 17,9 Mrd. DM Ende 1998 auf 26,6 Mrd.
DM Ende 1999 aufgebaut werden. Dies sind 0,1 Mrd. DM mehr als eine Monatsausga-
be. Erstmals nach 1994 ist damit für 1999 ein Beitragssatz festgesetzt worden, der vor-
aussichtlich zu der am Jahresende vorgesehenen Schwankungsreserve von 1 Mo-
natsausgabe führt. An den Jahresenden 1995 bis 1998 hat die Schwankungsreserve nur
zwischen 0,6 und 0,9 Monatsausgaben gelegen.

Auf der Basis der Eckwerte der Rentenstrukturreform ergibt sich ein Beitragssatz von
19,3 v. H. für 2000, von 19,0 v. H. für 2001, von 18,9 v. H. für 2002 und von 19,1 v. H.
für 2003.
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In der Finanzrechnung nach dem geltenden Recht, das jedoch zusätzlich zur Preisan-
passung der Renten in den Jahren 2000 und 2001 noch den politisch nicht beabsich-
tigten Demographiefaktor (ab 2002) und die BU/EU-Reform des RRG 1999 (ab 2001)
einschließt, ergibt sich für das Jahr 2000 eine Senkung des Beitragssatzes von jetzt
19,5 v. H. auf 19,3 v. H. Er würde in den Jahren danach weiter, und zwar auf 19,0 v. H.
im Jahr 2001, 18,8 v. H. im Jahr 2002 und auf 18,7 v. H. im Jahr 2003 sinken.

Auf der Basis des Rechtsstands Rentenreformgesetz 1999 und unter der Annahme, dass
die von der alten Bundesregierung beschlossene Steuerreform im Jahre 2000 in Kraft
treten würde, ergäbe sich demgegenüber im Jahre 2002 ein Beitragssatz von 21,5 v. H.
und im Jahr 2003 von 21,3 v. H. (vgl. Schaubild).

Die erheblich günstigere Beitragssatzentwicklung nach der Rentenstrukturreform ist
auf die von der Bundesregierung seit Herbst 1998 getroffenen bzw. eingeleiteten Maß-
nahmen zur Stabilisierung der gesetzlichen Rentenversicherung zurückzuführen. Die
Beitragssatzreihe nach geltendem Recht verläuft dabei etwas unter der nach den Eck-
werten der Rentenstrukturreform, weil nach geltendem Recht ab 2001 die politisch
nicht beabsichtigte BU/EU-Reform des RRG 1999 und ab 2002 der ebenfalls politisch
nicht beabsichtigte Demographiefaktor in die Berechnung eingestellt sind.

Die Beitragssatzentwicklung im langfristigen Zeitraum bis 2013 ist für das geltende
Recht in den Übersichten B 7 und B 7.1 dargestellt. Die Beitragssatzentwicklung für
die Eckwerte der Rentenstrukturreform ist in der Übersicht B 7.2 aufgeführt.

Auf der Basis der Eckwerte zur Rentenstrukturreform ergibt sich in der mittleren Vari-
ante ein Beitragssatz von 19,0 v. H. in 2003, der in dieser Höhe bis 2013 stabil bleibt.
Hierbei ist angenommen, dass der Kapitalvorsorgebeitrag den in der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung ausgewiesenen Nettolohn je Arbeitnehmer um rd. 3 v. H. min-
dert. Ohne diese Wirkung beträgt der Beitragssatz im Jahre 2013 19,5 v. H. Das Ren-
tenniveau geht in beiden Fällen auf rd. 67 v. H. zurück und bleibt in dieser Höhe lang-
fristig stabil.

Nach geltendem Recht würde der Beitragssatz ab dem Jahr 2003 in der mittleren Vari-
ante bis 2008 auf 19,0 v. H. steigen. Dieser Anstieg steht u. a. im Zusammenhang mit
der dritten Stufe des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002. Bis zum Jahr 2013
würde er dann wieder auf 18,6 v. H. zurückgehen; das Rentenniveau würde dabei auf
64,7 v. H. (alte Bundesländer) bzw. 65,1 v. H. (neue Bundesländer) sinken.

Auf der Basis des Rechtsstands Rentenreformgesetz 1999 und unter der Annahme, dass
die von der alten Bundesregierung beschlossene Steuerreform im Jahre 2000 in Kraft
treten würde, ergäbe sich im Jahr 2013 ein Beitragssatz von 21,0 v. H. Das bedeutet,
dass im Jahr 2013 der Beitragssatz nach der Rentenstrukturreform in der Variante
„volle Wirkung des Kapitalvorsorgebeitrags auf den Nettolohn“ um 2 Beitragssatz-

Mittelfristiger Beitragssatz bei Verwirklichung der Eckwerte der Rentenstrukturreform und beim
Rentenreformgesetz 1999 1)

19,3

19,0
18,9

19,1

20,4

21,1

21,5

21,3

18,5

19,0

19,5

20,0

20,5

21,0

21,5

2000 2001 2002 2003

Jahre

in v.H.
Rentenstrukturreform
Rentenreformgesetz 1999

1) Rentenreformgesetz 1999 unter der Annahme, daß die von der alten Bundesregierung beschlossene Steuerreform im Jahr 2000 in Kraft treten würde.
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punkte, in der Variante ohne diese Wirkung um 1,5 Beitragssatzpunkte niedriger aus-
fällt. Die Senkung und Stabilisierung des Beitragssatzes auf niedrigerem Niveau sind
das Ergebnis der umfangreichen Korrekturmaßnahmen der Bundesregierung direkt
nach ihrem Amtsantritt sowie der von ihr beschlossenen Eckwerte zur Rentenstruktur-
reform, von denen zwei, nämlich die Rentenanpassung in 2000 und 2001 entsprechend
der Preisentwicklung und die weitere Zuführung von Mitteln der Ökosteuer, bereits mit
dem Haushaltssanierungsgesetz und dem Gesetz zur Fortführung der ökologischen
Steuerreform in Kraft treten.



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 13 – Drucksache 14/2116

Einleitung
Die Bundesregierung hat nach § 154 SGB VI den gesetzgebenden Körperschaften
jährlich bis zum 30. November einen Rentenversicherungsbericht vorzulegen. Der Be-
richt umfasst in diesem Jahr folgende Komplexe:

a) In dem Bericht werden – wie jedes Jahr – Finanzlage und Finanzentwicklung der
gesetzlichen Rentenversicherung dargestellt. Der Bericht muss insbesondere eine
Übersicht über die voraussichtliche finanzielle Entwicklung in den künftigen fünf
Kalenderjahren auf der Grundlage der aktuellen Einschätzung der mittelfristigen
Wirtschaftsentwicklung enthalten. Diese Berechnung bildet einen Schwerpunkt des
Berichts, da die aufgrund dieser Berechnung sich ergebende Finanzentwicklung
nach der Intention des RRG 1992 Grundlage für die Entscheidung über die erfor-
derliche Höhe des Beitragssatzes im Jahre 2000 ist. Die Veränderung des Bei-
tragssatzes erfolgt allerdings getrennt durch Rechtsverordnung der Bundesregie-
rung mit Zustimmung des Bundesrates.

b) Der Rentenversicherungsbericht muss seit 1997 auch darstellen, wie sich die An-
hebung der Altersgrenzen voraussichtlich auf die Arbeitsmarktlage, die Finanzlage
der Rentenversicherung und andere öffentliche Haushalte auswirkt (§ 154 SGB VI
Abs. 2).

Über die mittel- und langfristige finanzielle Entwicklung der Rentenversicherung wird
im Teil B berichtet. In Teil A wird über die Entwicklung der Zahl der Versicherten, der
Renten und deren Höhe sowie über die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben und
des Vermögens in den letzten Jahren berichtet. Langfristige Zeitreihen über die Ent-
wicklung in der Vergangenheit sind im Anhang zusammengestellt worden.

Über die Anhebung der Altersgrenzen wird in Teil C berichtet.
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Teil A

Die gesetzliche Rentenversicherung in den letzten Jahren

1. Die Zusammensetzung des Versicherten-
bestandes

Bislang stellten die Ergebnisse der Mikrozensuserhe-
bung die für die Beobachtung der Versicherungsver-
hältnisse wichtige und z. T. die einzige Grundlage dar.
Im diesjährigen Bericht wird hier erstmals auf die Ver-
sichertenstatistiken des Verbandes Deutscher Renten-
versicherungsträger (VDR) abgestellt. Damit kann über
die Versicherten der Rentenversicherung der Arbeiter
und Angestellten und der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung zum gleichen Stichtag und in tieferer Gliede-
rung als bisher berichtet werden.

Hiernach gliedern sich die Versicherten in der Gesetz-
lichen Rentenversicherung in die folgenden Personen-
gruppen:

Aktiv Versicherte

Pflichtversicherte

Unter Pflichtversicherten des Berichtsjahres werden alle
Personen verstanden, die in diesem Berichtsjahr we-
nigstens einen Pflichtbeitrag geleistet haben. Zu den
Pflichtversicherten des Berichtsjahres zählen auch Per-
sonen mit Pflichtbeitragszeiten in dem Berichtsjahr,
selbst wenn sie am Jahresende bereits verstorben waren
oder Rente bezogen haben.

Freiwillig Versicherte

Personen, die im Berichtsjahr mindestens einen freiwil-
ligen Beitrag geleistet haben bzw. bei denen (bei Stich-
tagsauswertungen) für den Monat des Erhebungsstich-
tages (31. 12.) ein freiwilliger Beitrag im Versiche-
rungskonto gespeichert ist, werden als freiwillig
Versicherte bezeichnet.

Aufgrund von Anrechnungszeiten Versicherte

Als Anrechnungszeitenversicherte werden alle den Ver-
sicherungsträgern als solche bekannten Personen aus-
gewiesen, die im Berichtsjahr Anrechnungszeiten zu-
rückgelegt haben, die im jeweiligen Versichertenkonto
gespeichert sind.

Passiv Versicherte

Übergangsfälle

Bei den Übergangsfällen handelt es sich um Versicher-
te, die zwar in dem durch den Stichtag abgeschlossenen
Kalenderjahr einen Tatbestand aktiver Versicherung
erfüllt haben, bei denen aber die aktive Versicherung
nicht den Stichtag überlappt. Nicht zu den Übergangs-

fällen zählen Versicherte, die zum Stichtag verstorben
sind oder eine Versichertenrente beziehen.

Latent Versicherte

Hierbei handelt es sich um Versicherte, die weder am
Stichtag noch sonst im Berichtsjahr, wohl aber zuvor
einen Beitrag oder eine Anrechnungszeit aufweisen.

Nach der VDR-Erhebung waren in der gesetzlichen
Rentenversicherung in Deutschland am Stichtag
(31. 12. 1997) rd. 49,6 Millionen Versicherte registriert.
Die Übersicht A 1 zeigt, wie sich diese auf die genann-
ten Personengruppen verteilen: Am Stichtag wurden rd.
30,2 Millionen Pflichtversicherte (60,9 v. H.), rd. 0,8
Millionen freiwillig Versicherte (1,7 v. H.), rd. 0,2 Mil-
lionen aufgrund von Anrechnungszeiten Versicherte
(0,4 v. H.), rd. 2,7 Millionen Übergangsfälle (5,4 v. H.)
und rd. 15,6 Millionen latent Versicherte (31,6 v. H.)
erfasst. Dieser Sachverhalt ist in Schaubild 1 noch ein-
mal graphisch aufbereitet.

Es ist ein erheblicher Unterschied bei der Struktur der
Versicherten in Ost- und Westdeutschland festzustellen.
Liegt der Anteil der Pflichtversicherten in den alten
Bundesländern bei 57,5 v. H., so ist er in den neuen
Bundesländern mit 77,3 v. H. sehr viel höher. Dies ist
insbesondere die Folge der unterschiedlichen Beschäfti-
gungspolitik und des abweichenden Versicherungs-
rechts in der früheren Bundesrepublik Deutschland und
der ehemaligen DDR.

Gegenüber dem Vorjahresstichtag (31. 12. 1996) ist die
Zahl der Versicherten in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung um rd. 119 000 gestiegen. Einem Rückgang der
aktiv Versicherten um rd. 272 000 steht ein Anstieg der
passiv Versicherten um rd. 391 000 gegenüber.

Auch was die Gesamtzahl der Versicherten betrifft, ist
eine unterschiedliche Entwicklung in Ost und West
festzustellen: Stieg die Zahl der Versicherten am Stich-
tag gegenüber dem 31. 12. 1996 in den alten Bundes-
ländern um rd. 153 000, so ist in den neuen Bundeslän-
dern ein Rückgang um rd. 35 000 festzustellen. Dies ist
auf den starken Rückgang Pflichtversicherter in den
neuen Bundesländern zurückzuführen: Die Zahl der
Pflichtversicherten sank hier um rd. 152 000. Dieser
Rückgang ist somit auch absolut stärker als der in den
alten Ländern beobachtete (–113 000).

2. Die Entwicklung der Renten nach
Rentenarten

2.1 Anzahl der Renten im Zugang und Wegfall

In der Übersicht A 2 werden die Rentenneuzugänge und
-wegfälle von 1996 bis 1998 ausgewiesen. Die Ent-
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wicklung des durchschnittlichen Zugangsalters für Ver-
sichertenrenten in den alten und den neuen Bundeslän-
dern ist der Übersicht I 4 zu entnehmen.

Von der Gesamtzahl der Rentenneuzugänge in der ge-
setzlichen Rentenversicherung entfallen im Jahr 1998
72,9 v. H. auf Renten wegen verminderter Erwerbsfä-
higkeit und wegen Alters, 21,7 v. H. auf Witwen- und
Witwerrenten (ohne die wegen Einkommensanrechnung
vollständig ruhenden Renten) und 5,2 v. H. auf Waisen-
renten. Der Anteil der Renten wegen Alters an den Zu-
gängen an Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit
und wegen Alters ist 1998 gegenüber 1997 leicht auf
77,4 v. H. gestiegen. Der Anteil der Rentenzugänge an
flexiblen Altersrenten an den Renten wegen Alters ins-
gesamt hat sich in 1997 gegenüber dem Vorjahr von
15,4 v. H. auf 16,7 v. H. erhöht. In 1998 stieg dieser
Anteil weiter auf 18,3 v. H.

In der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestell-
ten hatte der Anteil der Regelaltersrenten an den Renten
wegen Alters 1998 mit knapp 30 v. H. im Vergleich zum
Vorjahr eine leicht fallende Tendenz, was nahezu aus-
schließlich auf die Entwicklung in den alten Bundeslän-
dern zurückgeht: Hier sank dieser Anteil 1998 auf
35,5 v. H. (1997: 37,0 v. H.). Mit 5,7 v. H. ist der Anteil
der Regelaltersrenten an den Altersrenten im Osten
immer noch erheblich geringer als im Westen (Über-
sicht I 3).

Der Anteil der Renten wegen Arbeitslosigkeit an den
Altersrenten hat sich in der ArV/AnV von 25,5 v. H.
(1997) auf rd. 21,8 v. H. (1998) spürbar verringert.
Hierin kommen die Ausweichreaktionen auf die versi-
cherungsmathematischen Abschläge auf Renten wegen
Arbeitslosigkeit und nach Teilzeitarbeit zum Ausdruck,
für die nach dem WFG seit 1997 die Altersgrenzen
schrittweise angehoben werden. Der Rückgang des An-
teils der Renten wegen Arbeitslosigkeit an den Alters-
renten vollzog sich allerdings in Ostdeutschland sehr
viel stärker als in den alten Bundesländern. In den neu-
en Bundesländern sank der Anteil von 42,9 v. H. auf
34,6 v. H.; in den alten Bundesländern fiel er moderat
von 20,6 v. H. auf 18,8 v. H. (Übersicht I 3).

Der Anteil der neu zugegangenen Renten an Frauen
nach Vollendung des 60. Lebensjahres wegen Aufgabe
der Beschäftigung an den Altersrenten an Frauen insge-
samt erhöhte sich in der Rentenversicherung der Arbei-
ter und Angestellten 1998 gegenüber 1997 von 53 v. H.
auf 55,7 v. H. Gleichzeitig sank der Anteil der Regel-
altersrentner bei den Frauen von 37 v. H. (1997) auf
35,5 v. H. Erstmals seit 1985 gingen 1998 in den alten
Bundesländern weniger Altersrenten wegen Vollendung
des 65. Lebensjahres als wegen Vollendung des 60. Le-
bensjahres unter Aufgabe der Beschäftigung zu. Der
Anteil der Renten wegen Arbeitslosigkeit an den Alters-
renten bei Frauen sank 1998 in Deutschland von
4,7 v. H. auf 3,3 v. H.

Bei den Frauen weicht die Struktur der Zugänge an Al-
tersrenten in den neuen Bundesländern deutlich von der
in den alten Bundesländern ab. Ursache dafür dürften
sowohl die Arbeitsmarktverhältnisse als auch die länge-
re Berufstätigkeit der Frauen in den neuen Bundeslän-

dern sein, wegen der die Frauen dort in der Regel die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen zum Bezug
der Altersrente ab 60 Jahren erfüllen. Von 1997 auf
1998 ist zwar der Anteil der Regelaltersrenten der
ArV/AnV an den Altersrenten bei den Frauen in den
neuen Bundesländern von 4,2 v. H. auf 4,7 v. H. gestie-
gen, während in den alten Bundesländern dieser Anteil
gleichzeitig von 45,7 v. H. auf 43,1 v. H. fiel. Allerdings
hat in 1998 mit 91,4 v. H. der Anteil der Altersrenten an
Frauen wegen Aufgabe der Beschäftigung in den neuen
Bundesländern gegenüber dem Vorjahr (89,2 v. H.)
weiterhin zugenommen. Das hohe Niveau zeigt, dass
die überwiegende Mehrheit der Frauen in den neuen
Bundesländern die versicherungsrechtlichen Vorausset-
zungen erfüllte. In den alten Bundesländern lag 1998
der Anteil der Altersrenten an Frauen wegen Aufgabe
der Beschäftigung mit 47 v. H. erheblich unter dem Ni-
veau der neuen Bundesländer (Übersicht I 3).

Der Anteil der Renten wegen verminderter Erwerbsfä-
higkeit und wegen Alters an der Gesamtzahl der Ren-
tenwegfälle in der gesetzlichen Rentenversicherung lag
auch 1998 bei 63 v. H. Im gleichen Zeitraum lagen der
Anteil der Witwen- und Witwerrenten bei rd. 27 v. H.
und der Anteil der Waisenrenten bei 10 v. H. Diese
Werte blieben im Vergleich zum Vorjahr im wesent-
lichen unverändert (Übersicht I 5).

Die Anzahl der Rentenneuzugänge lag 1997 in allen
drei Versicherungszweigen um rd. 365 000 über der
Zahl der Rentenwegfälle. Dieser Überschuss ist in 1998
auf rd. 305 000 zurückgegangen. Wie in den vergange-
nen Jahren resultierte dieser Überschuss an Rentenneu-
zugängen vor allem aus dem Überschuss bei den Renten
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters.
In den einzelnen Versicherungszweigen stellt sich diese
Entwicklung – u. a. bedingt durch die verschiedenen
Strukturen im Versicherten- und Rentenbestand – unter-
schiedlich dar. In der Rentenversicherung der Arbeiter
überwogen die Rentenzugänge in 1998 die Rentenweg-
fälle um rd. 120 000 in der Rentenversicherung der An-
gestellten um rd. 195 000. In der knappschaftlichen
Rentenversicherung überstiegen die Wegfälle die Zu-
gänge um rd. 10 000 (Übersicht A 2).

2.2 Anzahl und Höhe der Leistungen im Renten-
bestand

Am 1. Juli 1998 wurden in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung rd. 22 Millionen Renten (Übersichten A 3)
– das sind knapp 400 000 mehr als zum gleichen Zeit-
punkt des Vorjahres, wobei rd. 310 000 zusätzliche
Renten auf die alten Bundesländer entfallen – an rd.
18,2 Millionen Rentner (vgl. Übersicht A 4) gezahlt.
73,5 v. H. der Renten wurden wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit und wegen Alters, 24,6 v. H. als Witwen-
und Witwerrenten und 1,9 v. H. als Waisenrenten ge-
leistet. 88 v. H. des Bestandes an Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters entfallen auf
Renten wegen Alters. Diese Werte entsprechen denen
des Vorjahres. In den alten Bundesländern liegt der
Anteil der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit
und wegen Alters mit rd. 73 v. H. nur unwesentlich un-
ter dem Wert für die neuen Bundesländer von 75,3 v. H.
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Es entfielen rd. 12,7 Millionen Renten auf die Renten-
versicherung der Arbeiter, rd. 8,3 Millionen auf die
Rentenversicherung der Angestellten, und rd. 1 Million
Renten auf die knappschaftliche Rentenversicherung.
Die Erhöhung des Rentenbestandes resultiert aus-
schließlich aus einem Anwachsen des Versichertenren-
tenbestandes um rd. 390 000 auf 16,2 Millionen Renten.

Für Männer betrug in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung am 1. Juli 1998 die Höhe des durchschnittlichen
Rentenzahlbetrags für Renten wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit und wegen Alters 1 842 DM. Dieser
Wert ist in den neuen Bundesländern mit 1 877 DM et-
was höher als in den alten Bundesländern (1 833 DM).
Die durchschnittliche Höhe des Rentenzahlbetrages bei
flexiblen Altersrenten liegt mit 2 161 DM in den alten
und 2 005 DM in den neuen Bundesländern erheblich
über diesem Durchschnitt, denn die Voraussetzung für
die Inanspruchnahme dieser Rentenart sind mindestens
35 anrechnungsfähige Versicherungsjahre. Dementspre-
chend liegt die durchschnittliche Zahl der erzielten Ent-
geltpunkte für flexible Altersrenten (49,5) deutlich über
den Entgeltpunkten für Renten wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit und wegen Alters insgesamt (42,2).

Der durchschnittliche Zahlbetrag für Renten wegen
verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters am
1. Juli 1998 lag bei den Frauen bei 924 DM. Der durch-
schnittliche Zahlbetrag für Versichertenrenten betrug in
den alten Bundesländern 852 DM, während der Wert
für die neuen Bundesländer mit 1 147 DM erheblich
darüber liegt. Hier machen sich die Unterschiede in den
Erwerbsverläufen bei Frauen in den neuen Ländern,
verglichen mit denen in den alten Ländern, bemerkbar:
Während in den neuen Bundesländern Frauen im
Durchschnitt fast 35 Jahre an rentenrechtlichen Zeiten
vorzuweisen haben, sind es in den alten Bundesländern
durchschnittlich lediglich rd. 26 Jahre. Die in den Ren-
ten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen
Alters enthaltenen flexiblen Altersrenten liegen auch bei
den Frauen deutlich über dem Durchschnitt der Renten
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Al-
ters: Der durchschnittliche Zahlbetrag beträgt für fle-
xible Altersrenten 1 187 DM (alte Bundesländer) bzw.
1 402 DM (neue Bundesländer). Den Renten an Frauen
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters
insgesamt lag eine Summe von durchschnittlich 21,2
und den flexiblen Altersrenten eine Summe von durch-
schnittlich 26,5 Entgeltpunkten zugrunde.

2.3 Die Verteilung der Rentenhöhe bei Kumulation
von Renten

Seit 1993 ist die Darstellung des Mehrfachrentenbezugs
(Rentenkumulation) von Rentnern in der Rentenversi-
cherung der Arbeiter und Angestellten, seit 1996 auch
unter Einbeziehung der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung möglich (Darstellung nach dem Personen-
konzept, vgl. Übersicht A 4). Bei kumulierten Gesamt-
leistungen handelt es sich ausschließlich um Leistungen
der gesetzlichen Rentenversicherung.

In der gesetzlichen Rentenversicherung bezogen am
1. Juli 1998 rd. 18,2 Millionen Rentner rd. 22 Millionen
Renten (vgl. Übersicht A 3). Rd. 3,4 Millionen oder

18,6 v. H. der Rentner bezogen mehr als eine Rente. Ge-
genüber dem Vorjahr hat sich die Zahl der Mehrfach-
rentner um rd. 75 000 erhöht. 93,9 v. H. der Mehrfach-
rentenbezieher waren Frauen. Der geringe Anteil der
Männer mit Mehrfachrentenbezug ist einerseits auf die
Regelungen im Hinterbliebenenrecht zurückzuführen,
wonach bis 1986 die Männer keinen unbedingten An-
spruch auf eine Witwerrente hatten und seit 1986 der
unbedingte Anspruch auf Witwerrente einer Einkom-
mensanrechnung unterliegt, die bei Männern häufig
zum vollständigen Ruhen der Rente führt. Andererseits
dürfte es auch deshalb kaum Männer mit Mehrfachren-
tenbezug geben, weil im Regelfall die eigene Rente mit
einer Rente wegen Todes kumuliert und im allgemeinen
die Ehefrauen ihre Männer überleben. 29 v. H. der
Rentnerinnen der gesetzlichen Rentenversicherung be-
ziehen mehr als eine Rente. Dieser Anteil liegt in den
alten Bundesländern mit 27,7 v. H. unter dem entspre-
chenden Wert für die neuen Bundesländer (33,4 v. H.).

In Übersicht A 4 sind die Einzel- und Mehrfachrentner
in der gesetzlichen Rentenversicherung mit ihren mo-
natlichen Gesamtzahlbeträgen am 1. Juli 1998 darge-
stellt. Während Personen mit nur einer Rente im Durch-
schnitt über einen monatlichen Gesamtzahlbetrag von
1 377 DM verfügen, erhielten Mehrfachrentner durch-
schnittlich rd. 1 898 DM.

3. Die Strukturen des Rentenbestandes
Hierzu im Anhang: Übersicht I 9, I 10, I 11

3.1 Schichtungen nach rentenrechtlichen Zeiten,
Entgeltpunkten und Rentenzahlbeträgen

Die entscheidenden Faktoren für die Höhe einer Ren-
tenleistung sind in der gesetzlichen Rentenversicherung
von 1957 bis 1991 die zurückgelegten Versicherungs-
jahre und die Höhe der persönlichen Bemessungs-
grundlage. Seit Einführung des SGB VI zum 1. Januar
1992 bildet die Summe der in den rentenrechtlichen
Zeiten erworbenen persönlichen Entgeltpunkte die
Grundlage für die Berechnung der Rente. Zur Ermitt-
lung der Entgeltpunkte wird der Quotient aus dem er-
zielten persönlichen Entgelt zum Durchschnittsentgelt
der Anlage 1 SGB VI des jeweiligen Versicherungsjah-
res gebildet. In der Übersicht I 9 im Anhang wird dar-
gestellt, wie sich die durchschnittliche Bemessungs-
grundlage und die durchschnittliche Anzahl der Ver-
sicherungsjahre von 1985 bis 1991 sowie die durch-
schnittlich zurückgelegten rentenrechtlichen Zeiten und
die durchschnittlichen Entgeltpunkte je Jahr an renten-
rechtlichen Zeiten von 1993 bis 1998 bei den Renten
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters
an Männer und an Frauen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung entwickelt haben.

In der Übersicht A 5 ist die Verteilung der Renten we-
gen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters
nach den angerechneten rentenrechtlichen Zeiten und
den durchschnittlichen Entgeltpunkten je Jahr an ren-
tenrechtlichen Zeiten in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung dargestellt. Dabei handelt es sich um die
Ergebnisse der Rentenbestandsaufnahme des Verbandes
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Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) zum
31. Dezember 1998. Diese Auswertung enthält weder
Renten mit Rentenbeginn vor 1957 noch Vertragsrenten
oder Renten, bei denen die notwendigen Merkmale
nicht erfasst waren. Daher weichen die Rentenzahlen
und die durchschnittlichen Rentenzahlbeträge von de-
nen in anderen Übersichten ab. Die Renten nach Min-
desteinkommen sind in der Auswertung enthalten.

Die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und
wegen Alters an Männer beruhten zum 31. 12. 1998 im
Durchschnitt auf 41,12 Jahre an rentenrechtlichen Zei-
ten und 1,09 Entgeltpunkten je Jahr. Weniger als ein
Sechstel der Renten beruhten auf weniger als 35 renten-
rechtlich relevanten Jahren. Unterdurchschnittliche
Entgelte während der Erwerbsphase lagen rd. einem
Drittel der Renten zugrunde. Der Anteil der Männer mit
weniger als 15 Versicherungsjahren betrug nur rd.
3 v. H. aller Renten. Hierbei dürfte es sich vor allem um
Selbständige und Beamte handeln.

Die durchschnittlichen rentenrechtlich relevanten Zei-
ten betrugen am 31. 12. 1998 in den alten Bundeslän-
dern 39,8 Jahre und in den neuen Bundesländern 45,7
Jahre. Die durchschnittliche Erwerbsbiographie ist so-
mit in den neuen Bundesländern um rd. 6 Jahre länger
als in den alten Bundesländern.

Übersicht A 6 zeigt die Verteilung der Renten wegen
verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters nach
der Höhe des monatlichen Rentenzahlbetrages und den
angerechneten rentenrechtlichen Zeiten in der gesetz-
lichen Rentenversicherung am 31. Dezember 1998.
Auch hier handelt es sich um eine Rentenbestandsauf-
nahme des VDR mit ähnlichen Abgrenzungskriterien
wie bei Übersicht A 5. Knapp ein Fünftel der männ-
lichen Rentner wegen verminderter Erwerbsfähigkeit
und wegen Alters haben zwischen 30 und 40 renten-
rechtlich relevante Jahre zurückgelegt und verfügten
über einen durchschnittlichen monatlichen Zahlbetrag
von 1 598 DM. Im Durchschnitt der rentenrechtlichen
Zeiten wurden 1,00 Entgeltpunkte je Jahr erzielt. Den
Renten an über zwei Drittel der Männer lagen 40 und
mehr Jahre zugrunde, in denen durchschnittlich 1,13
Entgeltpunkte je Jahr realisiert wurden. Daraus resul-
tiert ein durchschnittlicher monatlicher Rentenzahlbe-
trag von 2 205 DM. Rund 76 v. H. der Männer in der
gesetzlichen Rentenversicherung bezogen eine Rente
aus eigener Versicherung mit einem monatlichen Zahl-
betrag von mehr als 1 500 DM.

Den Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und
wegen Alters an Frauen lagen im Durchschnitt 27,86
Jahre an rentenrechtlich relevanten Zeiten und 0,75
Entgeltpunkte je Jahr zugrunde (Übersicht A 5). Rd. ein
Drittel der Frauen hatte mehr als 35 rentenrechtlich re-
levante Jahre vorzuweisen, während knapp ein Fünftel
der Renten an Frauen auf weniger als 15 Versiche-
rungsjahren beruhte. Der Unterschied zwischen den al-
ten und neuen Bundesländern der durchschnittlich ren-
tenrechtlich relevanten Zeiten ist hier mit 9 Jahren (25,6
Jahre in den alten Bundesländern, 34,6 Jahre in den
neuen Bundesländern) noch größer als bei den Män-
nern. Fast 90 v. H. der Renten an Frauen basierten auf
unterdurchschnittlichen Entgelten während der Er-

werbsphase. Diese Werte liegen wie schon in der Ver-
gangenheit beträchtlich unter denen der Männer. Diese
Ungleichheit hat verschiedene Ursachen: Frauen unter-
brechen häufig ihr Erwerbsleben für längere Zeit aus
familiären Gründen oder geben die Erwerbstätigkeit
wegen Kindeserziehung oder Pflege von bedürftigen
Familienangehörigen auf (in der Vergangenheit in den
alten Bundesländern häufiger als in den neuen Bundes-
ländern). Überwiegend arbeiten sie in Branchen mit ge-
ringeren Entgelten und sind seltener in Spitzenposi-
tionen vertreten. Aufgrund der häuslichen Funktions-
teilung arbeiten viele Frauen in Teilzeitbeschäftigungen.
Auswertungen des Verbandes Deutscher Rentenver-
sicherungsträger zeigen, dass der eigene Rentenan-
spruch der Frauen im Rentenbestand um so geringer ist,
je mehr Kinder erzogen wurden.

Gut ein Viertel der Versichertenrentnerinnen haben
zwischen 30 und 40 rentenrechtlich relevante Jahre zu-
rückgelegt (rd. 24 v. H. in den alten Bundesländern und
rd. 36 v. H. in den neuen Bundesländern) und verfügten
über einen durchschnittlichen monatlichen Rentenzahl-
betrag von 1 207 DM (Übersicht A 6). Im Durchschnitt
der rentenrechtlichen Zeiten wurden 0,80 Entgeltpunkte
erzielt. Einem Fünftel der Renten an Frauen lagen mehr
als 40 Jahre zugrunde (in den alten Bundesländern
15 v. H. und in den neuen Bundesländern 38 v. H.), in
denen durchschnittlich jährlich 0,89 Entgeltpunkte er-
zielt wurden. Der daraus resultierende monatliche Ren-
tenzahlbetrag lag bei 1 583 DM. Nur gut ein Achtel der
Rentnerinnen bezog eine Rente aus eigener Versiche-
rung mit einem monatlichen Rentenzahlbetrag von
mehr als 1 500 DM.

3.2 Ruhensbeträge und Kindererziehung

In der gesetzlichen Rentenversicherung wurden am
1. Juli 1998 rd. 5 130 000 Witwenrenten und rd. 294 000
Witwerrenten geleistet (Übersicht A 3). Davon war bei
rd. 1 853 000 Witwenrenten und rd. 259 000 Witwer-
renten nach den Vorschriften des § 97 SGB VI zu prü-
fen, ob das Erwerbs- oder das Erwerbsersatzeinkommen
den Freibetrag von rd. 1 258 DM in den alten Bundes-
ländern und von rd. 1 079 DM in den neuen Bundeslän-
dern überstieg (Übersicht A 8). Dies war bei 680 000
Witwen und 233 000 Witwern der Fall. Die entspre-
chenden Renten wurden durchschnittlich um 174 DM/
Monat auf 894 DM/Monat (Witwen) und um 310 DM/
Monat auf 337 DM/Monat (Witwer) gekürzt.

Durch die deutlich längere Erwerbsbiographie in den
neuen Bundesländern haben dort, im Gegensatz zu den
alten Bundesländern, die Frauen eigene Rentenansprü-
che erworben, die den o. g. Freibetrag übersteigen. Von
insgesamt 984 000 Witwenrenten wurden 884 000 (rd.
90 v. H.) überprüft und 467 000, also rd. 47 v. H., um
durchschnittlich 136 DM/Monat gekürzt. In den alten
Bundesländern wurden von den insgesamt 4 146 000
Witwenrenten 1 066 000 überprüft (rd. 26 v. H.) und le-
diglich 214 000, also rd. 5 v. H., um durchschnittlich
201 DM/Monat gekürzt. Der deutlich höhere Überprü-
fungsanteil in den neuen Ländern begründet sich damit,
dass in den alten Bundesländern keine Einkommensan-
rechnung erfolgt, wenn der Versicherte vor dem



Drucksache 14/2116 – 18 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

1. 1. 1986 verstorben ist oder bis zu diesem Zeitpunkt
eine Erklärung über die Anwendung des bis zum
31. 12. 1985 geltenden Hinterbliebenenrechts abgegeben
wurde.

Seit dem 1. Oktober 1987 wird den Müttern der Ge-
burtsjahrgänge vor 1921 eine Kindererziehungsleistung
in der gesetzlichen Rentenversicherung anerkannt
(KLG). Die Einführung erfolgte in 4 Stufen nach Ge-
burtsjahrgängen: ab 1. Oktober 1987 für die Jahrgänge
vor 1907, ab 1. Oktober 1988 für die Jahrgänge 1907 bis
1911, ab 1. Oktober 1989 für die Jahrgänge 1912 bis
1916 und ab 1. Oktober 1990 für die 1917 bis 1920. Die
Leistung für Kindererziehung nach dem KLG wird auch
an Mütter gezahlt, die keine Rente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung erhalten (Übersicht A 9). Dies war
am 31. 12. 1998 für rd. 305 000 Mütter der Fall. Der
durchschnittliche Monatsbetrag der Kindererziehungs-
leistungen betrug dabei 108 DM (Übersicht A 9). Die
Anhebung der Bewertung der Kindererziehungszeiten
auf 100 v. H. des Durchschnittsentgelts durch das RRG
1999 wird zu einer weiteren Verbesserung der Renten
an Frauen führen.

In der gesetzlichen Rentenversicherung wurden am
31. Dezember 1998 rd. 7,14 Millionen Renten wegen
verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters ge-
zahlt, bei denen entweder nach den Vorschriften des
Gesetzes zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten
sowie zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten in
der gesetzlichen Rentenversicherung (HEZG) oder nach
den Vorschriften des KLG Kindererziehungszeiten mit
einem durchschnittlichen monatlichen Erhöhungsbetrag
von rd. 94,20 DM angerechnet wurden. Daneben gab es
rd. 720 000 Renten wegen Todes, die durch die Anrech-
nung von Kindererziehungszeiten um durchschnittlich
77 DM angehoben wurden (Übersicht A 9).

3.3 Das Nettoeinkommen von Rentnerhaushalten

Aus der Übersicht I 10 im Anhang geht hervor, wie sich
eine 1957 festgesetzte Rente wegen Alters eines Durch-
schnittverdieners mit 45 Versicherungsjahren in den
alten Bundesländern entwickelt hat: Sie hat sich von
241 DM/Monat in 1957 auf 2 173 DM am 1. Juli 1999
erhöht. Die verfügbare Rente wegen Alters eines Durch-
schnittverdieners mit 45 Versicherungsjahren beträgt
1999 70,2 v. H. des Nettoentgelts eines vergleichbaren
Arbeitnehmers.

In den neuen Bundesländern hat sich die Rente von
718 DM am 1. Juli 1990 auf 1 890 DM am 1. Juli 1999
erhöht. Die verfügbare Rente wegen Alters eines Durch-
schnittverdieners mit 45 Versicherungsjahren beträgt
1999 71,4 v. H. des Nettogehalts eines vergleichbaren
Arbeitnehmers (Übersicht I 11).

Bei den durchschnittlichen Zahlbeträgen aus der Ren-
tenversicherung ist jedoch zu bedenken, dass sie relativ
wenig über die tatsächliche Höhe des Alterseinkommens
einer Person und noch weniger über das Haushaltsein-
kommen aussagen. Eine Rente kann sowohl Hauptbe-
standteil des Alterseinkommens als auch untergeordne-
tes Nebeneinkommen sein; eine Person, ein Ehepaar
oder ein Haushalt kann zusätzlich zu den Renten der

gesetzlichen Rentenversicherung über weiteres Ein-
kommen verfügen. Um die Einkommenssituation der
Rentner möglichst vollständig zu erfassen, hat das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung die Fa.
Infratest Burke Sozialforschung mit der Durchführung
einer repräsentativen Erhebung in 1992 zur sozialen
Lage älterer Menschen beauftragt, die 1995 erneut
durchgeführt wurde.

Danach verfügten im Jahr 1995 in den alten Ländern
Ehepaare über ein Nettoeinkommen von 3 769 DM, al-
leinstehende Männer von 2 710 DM und alleinstehende
Frauen von 2 078 DM je Monat. In den neuen Bundes-
ländern verfügten im Jahr 1995 Ehepaare über ein Net-
toeinkommen von durchschnittlich 3 118 DM, alleinste-
hende Männer über ein Nettoeinkommen von 2 044 DM
und alleinstehende Frauen über ein Nettoeinkommen
von 1 812 DM je Monat.

Die Studie verdeutlicht, dass die Höhen der Renten in
den Geschäftsstatistiken der gesetzlichen Rentenversi-
cherung nur wenig über das Gesamteinkommen im Al-
ter aussagen. So verfügten in Deutschland insgesamt
Männer mit einer eigenen Rente unter 500 DM zusam-
men mit einer ggf. vorhandenen Ehefrau und deren
Einkommen über ein Nettoeinkommen von durch-
schnittlich 3 223 DM. Frauen mit einer eigenen Rente
unter 500 DM (ohne Berücksichtigung reiner KLG-
Leistungen) hatten gemeinsam mit einem ggf. vorhan-
denen Ehemann und dessen Einkommen im Durch-
schnitt ein Nettoeinkommen von 2 467 DM im Monat.
Witwen mit einer Witwenrente von weniger als 300 DM
verfügten im Durchschnitt über ein Nettoeinkommen
von 1 656 DM (Übersicht A 10).

Bei weiterer Betrachtung auf der Personenebene (Über-
sicht A 10) zeigt sich, dass der Anteil des Rentenzahl-
betrages bei Männern mit einer Rente wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit oder wegen Alters unter
1 500 DM, bei Frauen mit einer Rente wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit oder wegen Alters unter
1 000 DM und bei Witwen mit einer Witwenrente unter
900 DM im Durchschnitt deutlich weniger als die Hälfte
des Nettogesamteinkommens dieser Personen betrug.

In den neuen Bundesländern wird das Nettoeinkommen
jedoch vor allem durch die Renten der gesetzlichen
Rentenversicherung und ihre Kumulierung geprägt, da
andere Alterssicherungssysteme gemäß dem Renten-
Überleitungsgesetz 1992 in die gesetzliche Rentenversi-
cherung überführt wurden (beispielsweise die Sonder-
versorgungssysteme, deren Empfänger in den alten
Bundesländern Beamtenpensionen beziehen würden
oder Zusatzversorgungen für Mitarbeiter des Staatsap-
parates der ehemaligen DDR u. a., deren Empfänger in
den alten Bundesländern entweder ebenfalls Beamten-
pensionen oder Zusatzversorgungen des öffentlichen
Dienstes beziehen würde).

4. Die Entwicklung der Angleichung der
Renten in den neuen Bundesländern an
die in den alten Bundesländern

Ein Vergleich der verfügbaren Eck-(Standard-)Renten
in den alten Bundesländern kann als Indikator für die
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schrittweise Angleichung der Einkommensverhältnisse
gewertet werden, da diese Größe in beiden Teilen
Deutschlands auf denselben beitrags- und leistungsbe-
zogenen Grundsätzen – nämlich auf 45 Entgeltpunkten
– beruht (Übersicht A 11). Der Verhältniswert der Eck-
rente in den neuen zu derjenigen in den alten Bundes-
ländern erhöhte sich durch die häufigeren und höheren
Anpassungen in den neuen Bundesländern von
40,3 v. H. am 1. Juli 1990 auf 86,7 v. H. am 1. Juli 1999.

In der Übersicht A 12 ist die Entwicklung der Anglei-
chung der verfügbaren Renten wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit und wegen Alters dargestellt. Ausgehend
von einer durchschnittlichen Rente in Höhe von 38 v. H.
des Niveaus der Renten an Männer in den alten Bun-
desländern im Juni 1990, erreichten am 1. 7. 1998 die
Männer in den neuen Bundesländern 102,4 v. H. und die
Frauen 134,6 v. H. (Juni 1990: 68 v. H.) des Niveaus der
Renten an Frauen in den alten Bundesländern.

Der Verhältniswert der Gesamtrentenzahlbeträge an
Rentner in den neuen zu denen in den alten Bundeslän-
dern (Übersicht A 4) stieg bei den Männern von Juli
1997 bis 1998 von 97,3 auf 102,0 v. H. Bei den Rentne-
rinnen erhöhte sich der Verhältniswert im gleichen
Zeitraum von 121,7 auf 123,8 v. H. Für den niedrigeren
Verhältniswert bei den Frauen gegenüber dem Wert
beim Rentenfallkonzept dürfte der höhere Anteil der
Witwenrenten mit Einkommensanrechnung in den neu-
en Bundesländern ursächlich sein.

Die deutlich günstigere Ost-West-Relation bei den ver-
fügbaren laufenden Renten gegenüber der bei den ver-
fügbaren Eckrenten beruht einerseits auf den Besitz-
schutzbeträgen, andererseits jedoch auf den deutlich hö-
heren Entgeltpunktsummen, die den Renten in den
neuen Bundesländern zugrunde liegen. Letzteres wird
durch die längeren Versicherungszeiten – insbesondere
infolge der stärkeren Erwerbsbeteiligung der Frauen
und der durch das Rentenrecht in der ehemaligen DDR
höheren Altersgrenze für Männer – verursacht.

5. Die Einnahmen, die Ausgaben und
das Vermögen

Hierzu im Anhang: Übersichten I 12 bis I 14, II 8 und
II 9

5.1 Einnahmen

In 1998 hatte die gesetzliche Rentenversicherung nach
Abzug der Erstattungen und Ausgleichszahlungen un-
tereinander Einnahmen in Höhe von 399,6 Mrd. DM
(Übersicht A 13). Damit wurde das Vorjahresergebnis
von 385,8 Mrd. DM um 13,8 Mrd. DM übertroffen. Von
den Einnahmen entfielen 300,7 Mrd. DM auf Beiträge
und 96,3 Mrd. DM auf die Zuschüsse des Bundes gemäß
§§ 213 und 215 SGB VI. Die sonstigen Erstattungen aus
öffentlichen Mitteln betrugen rd. 1,5 Mrd. DM. Die
Struktur der Einnahmen zeigt Schaubild 4.1.
Die Beitragseinnahmen stiegen 1998 nur geringfügig
um 0,1 v. H. Beitragssatzbereinigt verringerten sie sich
sogar um 0,4 v. H.

Die Pflichtbeiträge in der Rentenversicherung der Ar-
beiter und der Angestellten sind 1998 um 0,8 v. H., bei-
tragssatzbereinigt um 0,3 v. H. gestiegen. Von großer
Bedeutung für die Entwicklung der Pflichtbeiträge war
die Vorverlegung der Fälligkeit der Beiträge bei Ge-
haltszahlung am 15. eines Monats vom Folgemonat auf
das Monatsende des Zahlmonats. Dadurch erhöhten sich
die Beiträge 1997 einmalig um 2,5 bis 3,2 Mrd. DM;
der genaue Betrag lässt sich nicht ermitteln. Ohne die-
sen Basiseffekt wären die Pflichtbeiträge beitragssatzbe-
reinigt zwischen 1,3 v. H. und 1,5 v. H. höher gewesen.
Die Bruttolohn- und -gehaltssumme ist in 1998 mit
1,6 v. H. ähnlich gestiegen.
Die freiwilligen Beiträge in der Rentenversicherung der
Arbeiter und der Angestellten sind von 2,2 Mrd. DM
auf 2,1 Mrd. DM zurückgegangen.
Der Rückgang der Beiträge für Empfänger von Lohn-
ersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit in der Rentenversi-
cherung der Arbeiter und der Angestellten um 6,9 v. H.
auf 22,6 Mrd. DM steht u. a. im Zusammenhang mit
dem Rückgang der Zahl der Arbeitslosen im Jahr 1998
um 106 Tsd. auf 4 279 Tsd. Dabei ist die Zahl der Ar-
beitslosen in den alten Ländern um 117 Tsd. gesunken,
in den neuen Ländern dagegen um 11 Tsd. gestiegen.
Die Beiträge bei Bezug von Krankengeld sind 1998 in
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-
stellten mit 3,1 Mrd. DM fast unverändert geblieben,
nachdem sie 1997 um 0,5 Mrd. DM gesunken waren.
Das ist im Zusammenhang damit zu sehen, dass der
Krankenstand in Deutschland von 4,8 v. H. im Jahre
1996 auf 4,2 v. H. im Jahre 1997 und 4,1 v. H. im Jahr
1998 zurückgegangen ist.
Die Beiträge der Pflegeversicherung für Pflegepersonen
sind von 2,2 Mrd. DM um 7,3 v. H. auf 2,4 Mrd. DM
gestiegen. Die Pflegeversicherung zahlt seit April 1995
Beiträge zur Rentenversicherung.
Der Bundeszuschuss zur Rentenversicherung der Ar-
beiter und der Angestellten stieg gegenüber dem Vor-
jahr von 68,9 Mrd. DM auf 82,3 Mrd. DM. Für diese
Entwicklung ist vor allem maßgeblich, dass zur Sen-
kung der Lohnnebenkosten ab 1. 4. 1998 neben dem
allgemeinen Bundeszuschuss nach § 213 Abs. 2 SGB VI
jährlich ein zusätzlicher Bundeszuschuss nach § 213
Abs. 3 SGB VI in Höhe des Aufkommens aus einem
Prozentpunkt Mehrwertsteuer gezahlt wird. Das war für
1998 ein Betrag von 9,6 Mrd. DM. Durch diesen zu-
sätzlichen Bundeszuschuss konnte der Beitragssatz
1998 gegenüber 1997 stabil bei 20,3 v. H. verbleiben.
Ohne diese zusätzlichen Bundesmittel wäre der Bei-
tragssatz auf 21 v. H. gestiegen. Auf der Basis dieses
Beitragssatzes wird der allgemeine Bundeszuschuss er-
mittelt. Der Anstieg des allgemeinen Bundeszuschusses
von 68,9 Mrd. DM um 5,5 v. H. auf 72,7 Mrd. DM ist
mit 3,4 Prozentpunkten auf diesen Beitragssatzanstieg
zurückzuführen.
In der knappschaftlichen Rentenversicherung stieg der
Bundeszuschuss wegen seiner besonderen Funktion des
Defizitausgleichs um 0,2 Mrd. DM auf 13,9 Mrd. DM.
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5.2 Ausgaben

Die Ausgaben der Träger der gesetzlichen Rentenversi-
cherung beliefen sich in 1998 ohne die Zahlungen un-
tereinander auf 396,2 Mrd. DM. Gegenüber dem Vor-
jahr erhöhten sich die Ausgaben um 12,3 Mrd. DM oder
3,2 v. H. Die Steigerungsrate lag damit höher als im
Vorjahr (+ 2,4 v. H.). Die Struktur der Ausgaben zeigt
Schaubild 4.2.

Die Rentenausgaben stiegen 1998 mit 3,3 v. H. genau
wie im Vorjahr (3,3 v. H.). In diesem Anstieg ist die im
Jahresdurchschnitt 1998 mit 1,0 v. H./3,2 v. H. in den
alten/neuen Ländern ähnliche Rentenanpassung wie
1997 (1,3 v. H./3,4 v. H.) enthalten. Die Ausgaben für
die Beitragszuschüsse zur Krankenversicherung der
Rentner (KVdR) stiegen von 22,5 Mrd. DM wegen des
leicht gestiegenen KVdR-Beitragssatzes etwas stärker
als die Rentenausgaben um 4,9 v. H. auf rd. 23,7 Mrd.
DM. Die Ausgaben für die Pflegeversicherung der
Rentner stiegen um 3,4 v. H. von 2,8 Mrd. DM auf 2,9
Mrd. DM an.

Die in den Renten enthaltenen Ausgaben für die An-
rechnung von Kindererziehungszeiten gemäß Hinter-
bliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz (HEZG)
werden seit 1998 wieder im Rahmen der Rentenbe-
standsaufnahmen statistisch erfasst; sie haben aufs Jahr
hochgerechnet 1998 rd. 6 Mrd. DM betragen. Die Aus-
gaben nach dem Kindererziehungsleistungs-Gesetz ha-
ben 1998 unverändert rd. 2,2 Mrd. DM betragen. Beide
Beträge wurden vom Bund im Rahmen des Bundeszu-
schusses pauschal erstattet.

Durch das Rentenreformgesetz 1999 wurde die Bewer-
tung der Kindererziehungszeiten verbessert. Das erfor-
derte die große Bedeutung, die Kindererziehung für den
Fortbestand des Generationenvertrages und für die Auf-
rechterhaltung der Generationensolidarität hat.

Dies geschieht zum einen dadurch, dass die Bewertung
der Kindererziehungszeiten stufenweise von 75 % des
Durchschnittsentgelts auf 100 % des Durchschnittsent-
gelts angehoben wird; dies gilt für Rentenzugang und
Rentenbestand.

Die Bewertung erfolgt

– vom 1. Juli 1998 an mit 85 % des Durch-
schnittseinkommens,

– vom 1. Juli 1999 an mit 90 % des Durch-
schnittseinkommens und

– vom 1. Juli 2000 an mit 100 % des Durch-
schnittseinkommens.

Zum anderen werden Kindererziehungszeiten ab 1998
– ebenfalls bei Rentenzugang und Rentenbestand – zu-
sätzlich („additiv“) zu bereits vorhandenen zeitgleichen
Beitragszeiten angerechnet, und zwar bis zur jeweiligen
Beitragsbemessungsgrenze.

Mit diesen Maßnahmen wurde den gleichlautenden Ent-
schließungen des Bundestages und Bundesrates aus dem
Jahre 1991 sowie den Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts vom 7. Juli 1992 und vom 12. März
1996 Rechnung getragen. Durch die Verbesserungen bei
der Bewertung der Kindererziehung haben sich 1998
Mehrausgaben von 1,1 Mrd. DM ergeben.

Die Ausgaben für Maßnahmen zur Erhaltung, Besse-
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit ver-
minderten sich 1998 nochmals um 0,2 Mrd. DM auf
7,7 Mrd. DM, nachdem sie bereits 1997 um 2,5 Mrd.
DM zurückgegangen waren. Dieser Rückgang ist Folge
der im Wachstums- und Beschäftigungsförderungsge-
setz geregelten Einschränkungen bei der Rehabilitation.
Ab 1997 wurde die Kurdauer in der Regel von 4 auf 3
Wochen verkürzt, der Abstand bei Wiederholungskuren
von 3 auf 4 Jahre verlängert und die Zuzahlung bei Ku-
ren von 12 auf 25 DM erhöht.

Die Verwaltungs- und Verfahrenskosten sind 1998 ent-
sprechend der Lohndynamik um 0,1 Mrd. DM gestie-
gen.

5.3 Vermögen

Im Ergebnis übertrafen in 1998 in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und Angestellten die Gesamteinnah-
men die Summe der Ausgaben um 3,4 Mrd. DM, so
dass sich das Gesamtvermögen um diesen Betrag auf
48,8 Mrd. DM erhöhte. Die Schwankungsreserve er-
höhte sich von 14,3 Mrd. DM auf 17,9 Mrd. DM oder
0,71 Monatsausgaben, das Verwaltungsvermögen stieg
auf 9,6 Mrd. DM. Das Schwankungsreservesoll von ei-
ner Monatsausgabe wurde um 7,5 Mrd. DM unter-
schritten. Zum Aufbau der notwendigen Schwankungs-
reserve der ArV in den neuen Ländern und zum Aus-
gleich des Ausgabenüberschusses der neuen Länder war
1998 ein Finanztransfer von 19,1 Mrd. DM der alten in
die neuen Länder erforderlich.

In der knappschaftlichen Rentenversicherung waren
aufgrund der Ausgestaltung des Bundeszuschusses ge-
mäß § 215 SGB VI (Defizithaftung des Bundes) Ein-
nahmen und Ausgaben ausgeglichen. Das Vermögen
erhöhte sich um 15 Mio. DM gegenüber dem Vorjahr
auf 610 Mio. DM.
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Teil B

Vorausberechnung der Einnahmen, der Ausgaben und des Vermögens

1. Die finanzielle Entwicklung im mittelfristi-
gen Zeitraum 1999 bis 2003 auf der Grund-
lage der aktuellen Einschätzung der mittel-
fristigen Wirtschaftsentwicklung

1.1 Rentenversicherung der Arbeiter und
der Angestellten

Entsprechend den der aktuellen mittelfristigen Projek-
tion zugrunde liegenden ökonomischen Eckwerten wird
für die durchschnittlichen Arbeitsentgelte der Arbeit-
nehmer und die Zahl der Arbeiter und Angestellten (im
Inland) folgende Entwicklung angenommen:

Alte Bundesländer

Veränderung der

Durchschnittsentgelte
der Arbeitnehmer

Zahl der
beschäftigten Arbeiter

und Angestellten
Jahr

in v. H.

1999 + 2,8 + 0,28
2000    + 2,4 1) + 0,45
2001 + 2,7 + 0,22
2002 + 2,7 + 0,21
2003 + 2,7 + 0,18

Neue Bundesländer

Veränderung der

Durchschnittsentgelte
der Arbeitnehmer

Zahl der
beschäftigten Arbeiter

und Angestellten
Jahr

in v. H.

1999 + 2,8 – 0,23
2000    + 2,5 1) – 0,20
2001 + 2,9 + 0,07
2002 + 2,9 + 0,09
2003 + 2,9 + 0,09

1) Für die Versicherten der Rentenversicherung wird eine
um 0,2 Punkte erhöhte Veränderungsrate unterstellt, da
die Bezüge der Beamten annahmegemäß um lediglich
0,7 v. H. steigen werden.

Diese Annahmen zur mittelfristigen Entgelt- und Be-
schäftigungsentwicklung liegen den Berechnungen
zugrunde.

a) Finanzentwicklung bei geltendem Recht

Die Vorausberechnungen gehen vom geltenden Recht
aus. Finanzwirksame Maßnahmen, die sich bereits im
Gesetzgebungsverfahren befinden, werden wie stets in
den vergangenen Rentenversicherungsberichten auch in
dem diesjährigen Bericht in die Berechnungen einge-
stellt. Dieser Rechtsstand wird im folgenden kurz als
„geltendes Recht“ bezeichnet.

Im Vergleich zum letztjährigen Bericht, der vom
Rechtsstand des Rentenreformgesetzes 1999 ausging,
sind deshalb die finanzwirksamen Maßnahmen der fol-
genden Gesetze zu berücksichtigen (für eine ausführ-
liche Darstellung des Rechtsstandes vgl. Ab-
schnitt 3.1.1):

a) Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversicherung
und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte vom
28. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3834)

b) Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnisse vom 24. 3. 1999 (BGBl. I
S. 388)

c) Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom
24. März 1999 (BGBl. I S. 402)

d) Rentenanpassungsverordnung 1999 vom 27. Mai
1999 (BGBl. I S. 1078)

e) Entwurf des Haushaltssanierungsgesetzes

f) Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung der ökolo-
gischen Steuerreform.

Die den Vorausberechnungen zugrunde liegenden Me-
thoden werden im Abschnitt 3.1.2 erläutert.

In den Übersichten B 2 und B 3 wird die Entwicklung
der Einnahmen und Ausgaben für die alten bzw. neuen
Bundesländer ausgewiesen. Finanztransfers zwischen
den Trägern oder von den alten in die neuen Bundes-
länder sind bei den ausgewiesenen Einnahmen und
Ausgaben nicht berücksichtigt. In der Übersicht B 1
wird die finanzielle Entwicklung der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten im gesamten
Bundesgebiet ausgewiesen. Ende 1998 hatte die
ArV/AnV insgesamt eine Schwankungsreserve von 17,9
Mrd. DM entsprechend 0,71 Monatsausgaben. Davon
waren 0,70 Monatsausgaben liquide. Im Vergleich zum
Rentenversicherungsbericht 1998 ist die Schwankungs-
reserve 1998 um 2,9 Mrd. DM niedriger als geschätzt
ausgefallen. Dieses ist zu 2,5 Mrd. DM auf den nicht
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realisierten GAGFAH-Verkauf und zu 0,4 Mrd. DM auf
weitere Positionen, insbesondere geringere Beitragsein-
nahmen, zurückzuführen.

Bei dem im Dezember 1998 für 1999 ab 1. April festge-
setzten Beitragssatz von 19,5 v. H. wird die Schwan-
kungsreserve von 17,9 Mrd. DM Ende 1998 auf 26,6
Mrd. DM Ende 1999 aufgebaut werden. Dies sind 0,1
Mrd. DM mehr als eine Monatsausgabe. Erstmals nach
1994 ist damit für 1999 ein Beitragssatz festgesetzt
worden, der voraussichtlich zu der am Jahresende vor-
gesehenen Schwankungsreserve von 1 Monatsausgabe
führt. An den Jahresenden 1995 bis 1998 hat die
Schwankungsreserve nur zwischen 0,6 und 0,9 Mo-
natsausgaben gelegen.

Die Entwicklung in den Folgejahren wird maßgeblich
von der Entwicklung in den neuen Bundesländern be-
stimmt (Übersicht B 3). In den Jahren 1999 bis 2003
übersteigen dort die Ausgaben die Einnahmen um 17,0
bis 21,4 Mrd. DM. Dies wird entscheidend durch das im
Vergleich zum Zeitpunkt des Beitritts der neuen Länder
zur Bundesrepublik Deutschland heute in den neuen
Ländern erheblich niedrigere Beschäftigungsniveau
verursacht. Während die Zahl der abhängig Beschäftig-
ten im Jahre 1990 8,6 Mio. Personen betrug, werden in
diesem Jahr nur 5,8 Mio. Personen in den neuen Län-
dern abhängig beschäftigt sein.

Dieses ist die wesentliche Ursache dafür, dass das Ver-
hältnis von Beitragseinnahmen zu Rentenausgaben in
den alten Bundesländern 1999 bei 99 v.  H., in den neuen
Bundesländern aber nur bei 69 v. H. liegt.

Das Verhältnis der Rentenanzahlen (Renten insgesamt
ohne Waisenrenten) zu den Beitragszahlern (Summe
aus beschäftigten Arbeitern, Angestellten und Arbeitslo-
sen) beläuft sich 1999 in den alten Ländern auf
62,8 v. H., in den neuen Ländern liegt es mit 66,6 v. H.
auf einem etwas höheren Niveau. In erster Linie ist je-
doch die größere Zahl der rentenrechtlichen Zeiten in
den Renten der neuen Bundesländer für die ungünstige-
re Finanzierungsstruktur verantwortlich. Nach der
Auswertung des Rentenbestandes durch den Verband
Deutscher Rentenversicherungsträger lagen den Versi-
chertenrenten an Männer/Frauen am 31. Dezember
1998 in den alten Bundesländern 39,8/25,6 Jahre, in
den neuen dagegen 45,7/34,6 Jahre an rentenrechtlichen
Zeiten zugrunde.

In den alten Bundesländern gibt es im gesamten Zeit-
raum jährlich Überschüsse (Übersicht B 2), die zwi-
schen 22,9 Mrd. DM und 26,8 Mrd. DM liegen; durch
sie werden die Defizite in den neuen Ländern finanziert
und die Schwankungsreserve aufgefüllt.

Nach § 287 SGB VI in der Fassung des Entwurfs des
Haushaltssanierungsgesetzes ist der Beitragssatz für
2000 bis 2003 in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten so festzusetzen, dass die voraus-
sichtlichen Einnahmen unter Berücksichtigung von
Entnahmen aus der Schwankungsreserve ausreichen,
um die voraussichtlichen Ausgaben des jeweiligen Jah-
res zu decken und sicherzustellen, dass am Jahresende
eine Schwankungsreserve von 1 Monatsausgabe vor-

handen ist. Ab dem Jahr 2004 ist der Beitragssatz zum
1. Januar eines Jahres nur dann zu verändern, wenn bei
Beibehaltung des bisherigen Beitragssatzes die Mittel
der Schwankungsreserve am Ende des auf die Festset-
zung folgenden Kalenderjahres die durchschnittlichen
Ausgaben zu eigenen Lasten der Träger der Rentenver-
sicherung der Arbeiter und Angestellten für einen Ka-
lendermonat voraussichtlich unterschreiten oder für ein-
einhalb Kalendermonate voraussichtlich übersteigen.
Wenn ein neuer Beitragssatz zu bestimmen ist, so ist
dieser als der niedrigste Beitragssatz zu ermitteln, bei
dem in den folgenden drei Jahren eine Schwankungsre-
serve an den Jahresenden zwischen einer und eineinhalb
Monatsausgaben vorhanden ist.

Für das Jahr 2000 ergibt sich auf Basis des geltenden
Rechts, das jedoch noch den politisch nicht beabsich-
tigten Demographiefaktor (ab 2002) und die BU/EU-
Reform des RRG 1999 (ab 2001) einschließt, eine Sen-
kung des Beitragssatzes von jetzt 19,5 v. H. auf
19,3 v. H. In den Jahren danach würde der Beitragssatz
weiter auf 19,0 v. H. im Jahr 2001, 18,8 v. H. im Jahr
2002 und 18,7 v. H. im Jahr 2003 sinken. Das Rentenni-
veau würde dabei in den alten Ländern von jetzt
70,2 v. H. bis 2003 auf 67,3 v. H., in den neuen Ländern
von 71,4 v. H. auf 68,2 v. H. zurückgeführt.

b) Beitragssatzentwicklung auf Basis der Eckwerte
der Rentenstrukturreform

Bei der vorbeschriebenen Finanzentwicklung sind in
den Berechnungen wichtige Elemente der von der Bun-
desregierung im Rahmen eines Eckwertebeschlusses
vom 23. 6. 1999 skizzierten Rentenstrukturreform nicht
enthalten (vgl. Ausführungen zum Rechtsstand in Ab-
schnitt 3.1.1). Da die konkrete Ausgestaltung aller
Eckwerte noch nicht abgeschlossen ist, sind für die
Quantifizierung dieser Maßnahmen Annahmen zu tref-
fen, die ebenfalls im Berichtsteil B 3.1.1 näher be-
schrieben sind.

Die sich auf dieser Basis ergebende Finanzentwicklung
ist in Übersicht B 1.1 dargestellt. Für das Jahr 2000 er-
gibt sich wie beim geltenden Recht eine Senkung des
Beitragssatzes von 19,5 v. H. auf 19,3 v. H. In den Jah-
ren danach sinkt der Beitragssatz auf 19,0 v. H. (2001),
18,9 v. H. (2002) und 19,1 v. H. (2003). Das Rentenni-
veau geht dabei in den alten Ländern von jetzt 70,2 v. H.
auf 68,2 v. H. und in den neuen Bundesländern von jetzt
71,4 v. H. auf 69,0 v. H. zurück.

Auf der Basis des Rechtsstands RRG 1999 und unter der
Annahme, dass die von der alten Bundesregierung be-
schlossene Steuerreform im Jahr 2000 in Kraft treten
würde, ergäbe sich ein deutlich ungünstigerer Beitrags-
satzverlauf, der bereits im Jahr 2002 zu einem Beitrags-
satz von 21,5 v. H. führte.

Im Vergleich zu den Berechnungsergebnissen der Ren-
tenstrukturreform ergibt sich folgende Beitragssatzent-
wicklung in v. H.:
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Jahr Rentenstrukturreform
Rechtsstand
RRG 1999 1)

2000 19,3 20,4
2001 19,0 21,1
2002 18,9 21,5
2003 19,1 21,3

1) Unter der Annahme, dass die von der alten Bundesregie-
rung beschlossene Steuerreform im Jahr 2000 in Kraft
treten würde.

Der in der Mittelfristrechnung ab 2001 um über 2 Pro-
zentpunkte günstigere Beitragssatzverlauf der Renten-
strukturreform ist auf die von der Bundesregierung seit
Herbst 1998 getroffenen und eingeleiteten Maßnahmen
zur Stabilisierung der gesetzlichen Rentenversicherung
und zur Entlastung der Lohnnebenkosten zurückzufüh-
ren. Im einzelnen handelt es sich dabei um die folgen-
den Maßnahmen:

Im Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversicherung
und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte hat die Bun-
desregierung nach ihrem Amtsantritt sowohl den von
ihr abgelehnten Demographiefaktor als auch die sozial
nicht hinnehmbaren Einschnitte in die Erwerbsminde-
rungsrenten – beides Regelungen des RRG 1999 – bis
Ende 2000 ausgesetzt, um in der Zwischenzeit dauer-
hafte und sozialpolitisch vertretbare Regelungen zu fin-
den.

Gleichzeitig wurde das Aufkommen aus der 1. Stufe der
Ökosteuer zur Entlastung des Beitragssatzes zur Ren-
tenversicherung eingesetzt. Dies geschah gezielt durch
strukturelle Reformen. Die vorher im Bundeszuschuss
enthaltene pauschale Erstattung für Kindererziehungs-
zeiten wurde ab Juni 1999 durch eine direkte Beitrags-
zahlung des Bundes ersetzt. Diese beträgt im Jahr 2000
22,4 Mrd. DM, netto nach Gegenrechnung der im Re-
gelbundeszuschuss für Kindererziehungszeiten enthal-
tenen Pauschale 15,2 Mrd. DM. Ferner wird ab 1999 die
Erstattung der Aufwendungen für einigungsbedingte
Rentenleistungen nicht mehr auf den Bundeszuschuss
angerechnet und damit zusätzlich erbracht.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung das Recht für
die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse refor-
miert, um der Erosion der Beitragsgrundlagen entge-
genzuwirken.

Weitere Ersparnisse und Einnahmeverbesserungen der
Rentenversicherung sind mit den Entwürfen des Haus-
haltssanierungsgesetzes und des Gesetzes zur Fortfüh-
rung der ökologischen Steuerreform auf den Weg ge-
bracht worden. Der Rentenversicherung fließen die
Mittel aus den weiteren Stufen der ökologischen Steuer-
reform zu. Gleichzeitig werden auch die Rentner an der
langfristigen Stabilisierung und Sicherung der Alters-
vorsorge beteiligt. Ihr Beitrag besteht darin, dass die
Renten in den Jahren 2000 und 2001 jeweils in Höhe
der Preisniveauveränderungsrate des Vorjahres ange-
passt werden. Die Rentenanpassung im Jahr 2000 be-
trägt dann voraussichtlich 0,7 v. H. und im Jahr 2001
voraussichtlich 1,6 v. H.

1.2 Knappschaftliche Rentenversicherung

Bei den Vorausberechnungen wird vom gleichen
Rechtsstand wie in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten ausgegangen. Die Berechnungen
werden allerdings nur für das geltende Recht unter Be-
rücksichtigung von finanzwirksamen Maßnahmen, die
sich bereits im Gesetzgebungsverfahren befinden,
durchgeführt. (Näheres siehe Abschnitt 3.1.1).

Die den Vorausberechnungen zugrunde liegenden Me-
thoden werden in Abschnitt 3.2.2 erläutert. Abweichend
von den dort getroffenen Annahmen wird mittelfristig
mit folgenden Veränderungen der Durchschnittsentgelte
der Versicherten gerechnet:

in den alten Bundesländern: 1999: 0,0 v. H.; 
2000: 0,9 v. H.; 2001 bis 2003: 2,7 v. H.;

in den neuen Bundesländern: 1999: 2,8 v. H.; 
2000: 2,5 v. H.; 2001 bis 2003: 2,9 v. H.

Die Abweichungen in den Entgeltannahmen in den al-
ten Bundesländern für die Jahre 1999 und 2000 zu den
entsprechenden Annahmen bei der Rentenversicherung
der Arbeiter und der Angestellten beruhen auf den be-
sonderen Tarifabschlüssen für den Steinkohlebergbau.

Die Entwicklung der Versicherten im Zeitraum bis 2003
ist identisch mit derjenigen für den langfristigen Zeit-
raum bis 2013 und wird unter 3.2.1 erläutert.

In den Übersichten B 5 und B 6 wird die mittelfristige
Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben für die
alten bzw. die neuen Bundesländer und in Übersicht B 4
für das gesamte Bundesgebiet ausgewiesen. Danach
steigt der Bundeszuschuss von 14,3 Mrd. DM im Jahre
1999 auf 14,4 Mrd. DM im Jahr 2000 und fällt danach
bis zum Ende des Mittelfristzeitraums auf 14,1 Mrd.
DM ab.

Der Verlust an Versicherten in der knappschaftlichen
Rentenversicherung wird durch den Wanderungsaus-
gleich wirksam kompensiert. Während der Wande-
rungsausgleich in den neuen Bundesländern im Jahr
1994 sich noch in der Höhe der Beitragseinnahmen be-
wegte (siehe Übersicht II 9), wird er bei dem unterstell-
ten Rückgang der Beitragszahler im Jahr 2003 fast
viermal so hoch wie die Beitragseinnahmen sein. In den
alten Bundesländern steigt der Anteil des Wanderungs-
ausgleichs an den Beitragseinnahmen mittelfristig auf
gut 90 Prozent. Aus dem unterschiedlichen Gewicht des
Wanderungsausgleichs erklärt sich hauptsächlich, dass
der Anteil des Bundeszuschusses an den Ausgaben in
den neuen Bundesländern nur halb so groß ist wie in
den alten Bundesländern.

Fast 85 v. H. des Bundeszuschusses entfallen auf die al-
ten Bundesländer.
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2. Die finanzielle Entwicklung im Zeitraum
1998 bis 2013 unter verschiedenen Annah-
menkombinationen

2.1 Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten

Die Darstellung der finanziellen Entwicklung im lang-
fristigen Zeitraum bis zum Jahr 2013 erfolgt durch meh-
rere Modellrechnungen, die aufzeigen, wie das Renten-
versicherungssystem auf unterschiedliche Entgelt- und
Beschäftigungsannahmen im langfristigen Trend rea-
giert. Diese im folgenden beschriebenen Annahmen lie-
gen bereits ab dem ersten Simulationsjahr, dem Jahr
2000, den Berechnungen zugrunde. Die Ergebnisse wei-
chen von denen der Mittelfristrechnung ab, weil letzte-
rer die wirtschaftlichen Eckwerte der Bundesregierung
zugrunde liegen.

Für die Entwicklung der Bruttodurchschnittsentgelte der
Versicherten in den alten Bundesländern werden in
Anlehnung an die mittelfristige Projektion der Bundes-
regierung ab 2000 drei verschiedene, jährlich gleich-
bleibende Zuwachsraten von jeweils 2 v. H., 3 v. H. und
4 v. H. angenommen. In der mittelfristigen Projektion
liegen in diesem Bericht die Zuwachsraten mit 2,7 v. H.
ab 2001 wie im letztjährigen Bericht leicht unterhalb
der mittleren Variante.

Für die neuen Bundesländer wird ebenfalls ein unterer,
mittlerer und oberer Entgeltpfad gebildet. Dies ge-
schieht abweichend von dem Vorjahresbericht unter der
Annahme, dass bis zum Jahr 2030 100 v. H. des entspre-
chenden Lohnniveaus der jeweils korrespondierenden
Variante für die alten Bundesländer erreicht werden.
Diese Modifikation ist notwendig, da sich auf der Basis
der mittelfristigen Projektion der Bundesregierung die
Relation von 1999 (77,2 v. H.) bis 2003 (77,7 v. H.) nur
wenig ändert, und somit der bisher angenommene An-
gleichungssatz von 90 v. H. bis zum Jahr 2010 nicht
mehr erreicht werden kann.

Hinsichtlich der Entwicklung der Zahl der Beschäftig-
ten in den alten Bundesländern liegen den Vorausbe-
rechnungen ebenfalls drei Varianten zugrunde: höhere,
mittlere und niedrigere Beschäftigungsentwicklung. Die
im Vergleich zum letztjährigen Bericht deutlich höhe-
ren Beschäftigungszahlen sind auf die letzte Revision
des Statistischen Bundesamtes zurückzuführen. Dabei
wurde u. a. die bisherige Untererfassung der Zahl der
geringfügig Beschäftigten korrigiert. Mit der Neurege-
lung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse wird
sich die Datengrundlage für die statistische Erfassung
dieser Beschäftigungsart weiter verbessern.

Ausgehend von 24,1 Millionen Arbeitern und Ange-
stellten im Basisjahr 1999 wird in den Modellrechnun-
gen unterstellt, dass

– bei niedrigerer Beschäftigungsentwicklung und ei-
nem Zuwachs von 0,1 Millionen im Endjahr 2013
des Vorausberechnungszeitraums mit 24,2 Millio-
nen Arbeitern und Angestellten,

– bei mittlerer Beschäftigungsentwicklung und einem
Zuwachs von 0,6 Millionen im Endjahr 2013 des

Vorausberechnungszeitraums mit 24,7 Millionen
Arbeitern und Angestellten und

– bei höherer Beschäftigungsentwicklung und einem
Zuwachs von 1,0 Millionen im Endjahr 2013 des
Vorausberechnungszeitraums mit 25,1 Millionen
Arbeitern und Angestellten gerechnet werden kann.

Auch für die neuen Bundesländer werden drei Beschäf-
tigungspfade festgelegt. Der nach 1999 im Modell ein-
setzende Anstieg der Arbeiter- und Angestelltenzahlen
führt im Endjahr 2013 in der mittleren Variante zu ei-
ner um rd. 0,1 Millionen und in der oberen Variante zu
einer um rd. 0,4 Millionen höheren Beschäftigungszahl.
In der unteren Variante verringert sich die Zahl der Ar-
beiter und Angestellten im Vorausberechnungszeitraum
bis 2013 um rd. 0,1 Millionen (zu den Annahmen siehe
auch Kapitel 3.1.1).
Die Vorausberechnungen sind reine Modellrechnungen.
Bei der Darstellung der Ergebnisse hat sich die Bundes-
regierung auf die wichtigsten Angaben beschränkt, um
den Umfang des Berichts in angemessenen Grenzen zu
halten. Um die Zahl der Varianten auf 9 zu begrenzen,
wird jede Annahmenkombination in den alten Bundes-
ländern nur mit der entsprechenden Annahmenkombi-
nation für die neuen Bundesländer verknüpft, also zum
Beispiel die mittleren Entgelt- und Beschäftigungsan-
nahmen der alten Bundesländer mit den mittleren Ent-
gelt- und Beschäftigungsannahmen der neuen Bundes-
länder. Wie in dem Vorjahresbericht wird die Versteti-
gungsregelung nicht angewandt.

a) Finanzentwicklung auf der Basis des geltenden
Rechts

Die Entwicklung des erforderlichen Beitragssatzes im
15jährigen Vorausberechnungszeitraum auf der Basis
des geltenden Rechts einschließlich finanzwirksamer
Maßnahmen, soweit sie sich bereits im Gesetzgebungs-
verfahren befinden (im folgenden kurz als „geltendes
Recht“ bezeichnet), wird unter den Bedingungen der 9
Annahmenkombinationen in der Übersicht B 7 darge-
stellt. Die sich bei diesen Beitragssätzen ergebenden
Einnahmen und Ausgaben sowie die Schwankungsre-
serven in absoluter Höhe sind in der Übersicht B 8 dar-
gestellt.

Der Beitragssatz im Basisjahr 1999 beträgt 19,5 v. H.
Bis zum Jahr 2002 ergäbe sich nach diesem Rechtsstand
in allen Kombinationen ein Rückgang auf Werte zwi-
schen 18,9 v. H. und 18,2 v. H. Ab dem Jahr 2003 würde
der Beitragssatz in allen Varianten bis 2008 auf Werte
zwischen 19,4 v. H. und 18,5 v. H. steigen. Dieser An-
stieg resultiert u. a. aus der Wirkung der dritten Stufe
des Steuerentlastungsgesetzes auf die Rentenanpassung
in 2003. Bis zum Jahre 2013 würden die Beitragssätze
wieder auf Werte zwischen 19,1 v. H. und 18,4 v. H. je
nach Variante sinken.

Dieses Ergebnis ist allerdings auch Folge des politisch
nicht beabsichtigten Demographiefaktors, und der eben-
falls politisch nicht beabsichtigten BU/EU-Reform des
RRG 1999. Wie Übersicht B 7.1 zeigt, würde dabei das
Rentenniveau durch den Demographiefaktor in den al-
ten Bundsländern bis 2013 auf 64,7 v. H. sinken.
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In der Übersicht B 9 ist die Entwicklung des Saldos aus
Einnahmen und Ausgaben und der Bundeszuschüsse in
den alten und neuen Bundesländern sowie für die Bun-
desrepublik insgesamt bei mittlerer Lohn- und Beschäf-
tigungsentwicklung dargestellt.

Die jährlich steigenden Defizite in den neuen Bundes-
ländern sind durch Verbeamtungen und Aufnahme ei-
ner selbständigen Erwerbstätigkeit beeinflusst. Hier-
durch werden von 1999 bis 2013 knapp 180 000 Bei-
tragszahler der Rentenversicherung verloren gehen.
Hauptgrund für die ungünstige Finanzierungsstruktur
ist jedoch die höhere Zahl der Versicherungsjahre bei
den Renten in den neuen Bundesländern.

Der allgemeine und der zusätzliche Bundeszuschuss
steigen insgesamt von 83,2 Mrd. DM im Jahre 1999 auf
164,6 Mrd. DM im Jahre 2013. Ihr Anteil an den Ge-
samtausgaben liegt im Vorausberechnungszeitraum
zwischen 20,5 und 24,1 v. H. Die ab dem Jahr 2000 ent-
haltenen Mittel der weiteren Stufen der Ökosteuerre-
form führen bis 2003 etwa zu einer Verdoppelung des
zusätzlichen Bundeszuschusses. Unter Berücksichtigung
der Beiträge des Bundes für Kindererziehungszeiten
belaufen sich die Anteile dieser Bundesmittel an den
Gesamtausgaben auf Werte zwischen 24,9 v. H. und
29,8 v. H.

b) Beitragssatzentwicklung auf Basis der Eckwerte
der Rentenstrukturreform

Auf der Basis der von der Bundesregierung beschlosse-
nen Eckwerte der Rentenstrukturreform (vgl. Ab-
schnitt 3.1.1) ergibt sich die in Übersicht B 7.2 aufge-
führte Beitragssatzentwicklung bei mittlerer Lohn- und
Beschäftigungsentwicklung. Der Beitragssatz sinkt von
19,5 v. H. in 1999 auf 18,6 v. H. in 2002. Die langfristi-
ge Beitragssatzentwicklung ab 2003 wird – abhängig
von der Wirkung des Kapitalvorsorgebeitrages auf den
Nettolohn in der VGR – in zwei Varianten betrachtet.
Die Wirkung des Kapitalvorsorgebeitrages auf den
Nettolohn ist abhängig von der von den Versicherten
gewählten Anlageform und vom Umfang der Anrech-
nung bereits bestehender privater und betrieblicher Al-
tersvorsorge. Für die erste Variante wird angenommen,
dass die Nettoquote um 2 Prozentpunkte sinkt (volle
Wirkung auf den Nettolohn), für die zweite Variante
wird keine Wirkung auf den Nettolohn unterstellt. In
der ersten Variante steigt der Beitragssatz auf 19,0 v. H.
und bleibt in dieser Höhe bis 2013 stabil. Der Anstieg
nach 2002 auf 19 v. H. ergibt sich insbesondere aus der
Wirkung der dritten Stufe des Steuerentlastungsgesetzes
auf die Rentenanpassung im Jahre 2003. In der zweiten
Variante verläuft die Beitragssatzentwicklung in der
Rentenversicherung ab 2004 höher. Nach 2007 beträgt
die Beitragssatzdifferenz rd. 0,6 Prozentpunkte. Das
Rentenniveau sinkt in beiden Varianten auf rd. 67 v. H.
und bleibt in dieser Höhe langfristig stabil.

Auf der Basis des Rechtsstands RRG 1999 und unter der
Annahme, dass die von der alten Bundesregierung be-
schlossene Steuerreform im Jahr 2000 in Kraft treten
würde, ergäbe sich ein deutlich ungünstigerer Beitrags-
verlauf. Ab 2001 ergäben sich Beitragssätze zwischen
20,9 v. H. und 21,5 v. H. Sie lägen damit im Vergleich

zur Rentenstrukturreform bei der ersten Variante um
mehr als 2 Punkte höher (Schaubild 5). Bei der zweiten
Variante mindert sich die Differenz auf immerhin noch
mehr als 1,5 Prozentpunkte.
Der günstigere Beitragsverlauf bei der Rentenstruktur-
reform ist auf die von der Bundesregierung seit Herbst
1998 getroffenen und eingeleiteten Maßnahmen zur
Stabilisierung der gesetzlichen Rentenversicherung und
zur Entlastung der Lohnnebenkosten zurückzuführen.
Im einzelnen erklärt sich die Beitragssatzdifferenz im
Jahr 2013 in Höhe von 2,0 Punkten zwischen den Rech-
nungen bei Rentenstrukturreform in der ersten Variante
und der Rechnung mit dem Rechtsstand RRG 1999 im
wesentlichen wie folgt:
Mit dem RRG 1999 wurden der Demographiefaktor
eingeführt und die Regelungen der Renten wegen Er-
werbsunfähigkeit verschlechtert. Beides haben die Bun-
desregierung und die sie tragenden Koalitionsfraktionen
vor Übernahme der Regierungsverantwortung abgelehnt
und deshalb mit dem Rentenkorrekturgesetz sowohl den
Demographiefaktor als auch die Einschnitte in die Er-
werbsminderungsrenten bis Ende 2000 ausgesetzt. Un-
ter Berücksichtigung weiterer Maßnahmen dieses Ge-
setzes ergibt sich im Jahre 2013 eine Beitragssatzsen-
kung von 0,5 Prozentpunkten.

Durch die Maßnahmen des Haushaltssanierungsgesetzes
und des Gesetzes zur Fortführung der ökologischen
Steuerreform sowie durch die weiteren Maßnahmen der
Rentenstrukturreform wird der Beitragssatz im Jahre
2013 um 1,2 Beitragssatzpunkte gesenkt.

2.2 Knappschaftliche Rentenversicherung

Als Ergebnis der Vorausberechnungen in der
knappschaftlichen Rentenversicherung kann – bei den
zugrunde gelegten Annahmen – die Höhe des notwen-
digen Bundeszuschusses nach § 215 SGB VI angesehen
werden, der sich als Unterschiedsbetrag zwischen den
Ausgaben und den übrigen Einnahmen ergibt. Die Be-
rechnungen werden auf der Basis des geltenden Rechts
unter Berücksichtigung von finanzwirksamen Maßnah-
men die sich bereits im Gesetzgebungsverfahren befin-
den, durchgeführt. Auch wenn man sich auf eine An-
nahme über die Entwicklung der Anzahl der Versi-
cherten in der knappschaftlichen Rentenversicherung
beschränkt, ergeben sich zu den 9 Vorausberechnungen
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-
stellten 9 entsprechende Vorausberechnungen der
knappschaftlichen Rentenversicherung, da sich je Vo-
rausberechnung der ArV/AnV verschiedene Beitrags-
sätze und Anpassungssätze gemäß § 158 Abs. 2 SGB VI
und § 68 SGB VI entsprechend auf die KnRV auswir-
ken. Da in der KnRV zusätzliche Varianten nur einen
geringen Informationsgewinn liefern, werden lediglich
3 Varianten berücksichtigt. Hierbei werden je Entgelt-
annahme die durch die mittlere Beschäftigungsvariante
bestimmte Entwicklung der Beitragssätze und der An-
passungssätze in der ArV/AnV für die Berechnungen
der KnRV unterlegt.

Bei den drei Varianten für die Entwicklung der Brutto-
durchschnittsentgelte in den alten Bundesländern wird
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wie bei den Vorausberechnungen für die ArV/AnV (sie-
he 3.2.1) ab 2000 von 2 v. H. (Variante I), 3 v. H. (Vari-
ante II) bzw. 4 v. H. (Variante III) ausgegangen. Die da-
zugehörigen Entgeltreihen für die neuen Bundesländer
sind identisch mit denen für die ArV/AnV. Sie werden
unter 3.1.1 b) beschrieben. Entsprechend diesen drei Va-
rianten für den Entgeltzuwachs ergeben die Modell-
rechnungen für den Vorausberechnungszeitraum 1999
bis 2013 drei verschiedene Wertereihen für die Höhe des
Bundeszuschusses. Im Jahr 2013 erreicht er bundesweit
bei Variante I 9,6 Mrd. DM, bei Variante II 10,7 Mrd.
DM und bei Variante III 11,9 Mrd. DM (Übersicht B
10).

Die Entwicklung des Beitragssatzes in der knappschaft-
lichen Rentenversicherung im 15-jährigen Vorausbe-
rechnungszeitraum wird beispielhaft für die Variante II
in Übersicht B 13 dargestellt.

3. Erläuterungen zu den Vorausberechnungen
3.1 Rentenversicherung der Arbeiter und

der Angestellten

3.1.1 Allgemeine Annahmen

a) Rechtsstand

Die Vorausberechnungen gehen entsprechend der bishe-
rigen Verfahrensweise vom geltenden Recht aus, ob-
wohl die Bundesregierung bereits angekündigt hat, das
geltende Recht mit einer Rentenstrukturreform (s. u.) zu
ändern. Finanzwirksame Maßnahmen, die sich bereits
im Gesetzgebungsverfahren befinden, werden wie in
den vergangenen Rentenversicherungsberichten auch in
dem diesjährigen Bericht in die Berechnungen einge-
stellt.
Im Vergleich zum letztjährigen Bericht, der vom
Rechtsstand des Rentenreformgesetzes 1999 ausging,
sind deshalb die folgenden finanzwirksamen Maßnah-
men zu berücksichtigen:
 Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversicherung

und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte vom
28. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3834) mit folgen-
den Eckpunkten:
– Der mit dem Rentenreformgesetz 1999 einge-

führte Demographiefaktor in der Rentenformel
wird für die Jahre 1999 und 2000 ausgesetzt.

– Die Verschlechterungen bei den Berufs- und
Erwerbsunfähigkeitsrenten und die Anhebung
der Altersgrenze für Schwerbehinderte, Berufs-
und Erwerbsunfähige durch das Rentenreform-
gesetz 1999 werden für das Jahr 2000 ausge-
setzt.

– Der Bund zahlt ab 1. 6. 1999 Beiträge für die
Kindererziehung.

– Der Rentenversicherung werden die Aufwen-
dungen für einigungsbedingte Leistungen, ins-
besondere für Auffüllbeträge, ohne Anrechnung
auf den zusätzlichen Bundeszuschuss erstattet.

– Die Erfassung scheinselbständiger Arbeitneh-
mer wird erleichtert; arbeitnehmerähnliche

Selbständige werden in der Rentenversicherung
pflichtversichert.

– Der Beitragssatz in der Rentenversicherung der
Arbeiter und der Angestellten wird ab 1. April
1999 von 20,3 auf 19,5 v. H. gesenkt.

 Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnisse vom 24. 3. 1999 (BGBl. I
S. 388), wodurch für geringfügig Beschäftigte ein
Beitrag von 12 v. H. zur Rentenversicherung fällig
ist und für geringfügig Nebentätige ein voller Bei-
trag zu zahlen ist.

 Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom
24. März 1999.

 Rentenanpassungsverordnung 1999.

 Entwurf eines Haushaltssanierungsgesetzes mit fol-
genden Einzel-Maßnahmen:

– Anpassung der Renten in den Jahren 2000 und
2001 in Höhe der Inflationsrate statt entspre-
chend der Nettolohnentwicklung (voraussicht-
lich: 2000: 0,7 v. H., 2001: 1,6 v. H.).

– Befristete Absenkung des zusätzlichen Bundes-
zuschusses an die gesetzliche Rentenversiche-
rung um jährlich bis zu 1,3 Mrd. DM begrenzt
bis 2003.

– Aussetzung der verstetigten Beitragssatzfestset-
zung bis 2003.

– RV-Beiträge für Empfänger von Arbeitslosen-
hilfe auf der Basis des Zahlbetrags, Wegfall der
Beiträge aus originärer Arbeitslosenhilfe.

– Bemessungsgrundlage der Beiträge für Wehr-
und Zivildienstleistende 60 statt 80 v. H. der
Bezugsgröße.

 Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung der ökolo-
gischen Steuerreform, wodurch Mittel aus den wei-
teren Stufen der Ökosteuerreform der Rentenversi-
cherung zufließen und zwar in den Jahren 2000 bis
2003 in Höhe von 2,6 Mrd. DM, 8,6 Mrd. DM, 13,9
Mrd. DM bzw. 19,3 Mrd. DM. Hierbei ist berück-
sichtigt, dass der Bund durch das Rentenkorrektur-
gesetz bis zum Jahr 2000 um 2,1 Mrd. DM und in
den Jahren danach um jährlich 1,7 Mrd. DM stär-
ker belastet wird, als es seinen Einnahmen durch
die 1. Stufe der Ökosteuerreform entspricht. Die
Bundesregierung wird im Jahre 2003 sicherstellen,
dass die mit der ökologischen Steuerreform verbun-
dene Beitragssatzstabilisierung auch für die Folge-
jahre erreicht wird.

Bei diesem Rechtsstand fehlen wichtige Elemente der
von der Bundesregierung im Rahmen eines Eckwertebe-
schlusses vom 23. 6. 1999 skizzierten Rentenstruktur-
reform. Ziel dieser Reform ist es, nachhaltige Grundla-
gen für die Zukunftsfestigkeit der Rentenversicherung
und des gesamten Alterssicherungssystems durch fol-
gende Maßnahmen zu schaffen:

 Langfristige Beitragssatzstabilisierung durch An-
passung der Renten in den Jahren 2000 und 2001



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 27 – Drucksache 14/2116

entsprechend dem Anstieg der Lebenshaltungskos-
ten des Vorjahres. Dabei handelt es sich um eine
Übergangsregelung, ab 2002 ist die Rückkehr zu
den Grundsätzen der Nettoanpassung vorgesehen.

 Senkung und Stabilisierung der Rentenversiche-
rungsbeiträge durch Verwendung des Aufkommens
aus den nächsten Stufen der Ökosteuerreform.

 Aufbau einer ergänzenden kapitalgedeckten Alters-
vorsorge.

 Neugestaltung des Rechts der Berufs- und Erwerbs-
unfähigkeitsrenten.

 Einführung einer bedarfsorientierten und steuerfi-
nanzierten sozialen Grundsicherung zur Vermei-
dung von Armut im Alter und bei dauerhafter Er-
werbsunfähigkeit aus medizinischen Gründen.

 Verbesserung der eigenständigen Alterssicherung
der Frau durch Reform des Rechts der Hinterbliebe-
nenrenten.

Die konkrete Ausgestaltung aller Eckpunkte ist noch
nicht abgeschlossen. Für die folgenden Berechnungen
zur Strukturreform wird angenommen, dass

 die soziale Grundsicherung mit einem Jahresvolu-
men von 1,8 Mrd. DM ab dem 1. 1. 2003 wirkt und
dass die hierfür erforderlichen Mittel aus dem Öko-
steueraufkommen entnommen werden,

 der Aufbau einer ergänzenden kapitalgedeckten Zu-
satzvorsorge durch individuelle Aufwendungen er-
folgt, die von 0,5 v. H. im Jahr 2003 bis auf 2,5 v. H.
des Bruttolohns ab 2007 ansteigen und dann kon-
stant bleiben. Für die Wirkung des Kapitalvorsorge-
beitrages auf den Nettolohn nach VGR werden zwei
Varianten betrachtet: In der ersten Variante sinkt
die Nettoquote um 2 Prozentpunkte; in der zweiten
Variante wird keine Wirkung auf den Nettolohn
unterstellt,

 im Bereich der Erwerbsminderungsrenten

– die arbeitsmarktbedingten Erwerbsminderungs-
renten wegen der derzeit ungünstigen Arbeits-
marktsituation beibehalten werden; für die
Mehrausgaben der Rentenversicherung wird ein
Teil des Aufkommens aus der Ökosteuerreform
verwendet.

– Zur Minderung der Wirkung der versiche-
rungsmathematischen Abschläge wird die Zu-
rechnungszeit um 20 Monate bis zum 60 Le-
bensjahr verlängert.

– Versicherte, die bei Inkrafttreten der Reform
bereits das 40. Lebensjahr vollendet haben,
weiterhin eine Rente wegen Berufsunfähigkeit
in Anspruch nehmen können.

 die Verbesserung der eigenständigen Sicherung der
Frau im Vorausberechnungszeitraum kostenneutral
erfolgt.

b) Die Entwicklung des durchschnittlichen
Bruttoarbeitsentgelts der Versicherten

Sowohl für die Entwicklung der Einnahmen als auch
der Ausgaben in der gesetzlichen Rentenversicherung
sind die durchschnittlichen Veränderungen des Brutto-
arbeitsentgelts der Versicherten von großer Bedeutung.

Nach der Projektion der Bundesregierung für die alten
Bundesländer werden sich die Löhne 1999 um
2,8 v. H., 2000 um 2,4 v. H. und von 2001 bis 2003 um
2,7 v. H. p. a. erhöhen. In den neuen Bundesländern
wird der Lohnanstieg im Jahre 1999 ebenfalls auf
2,8 v. H., in 2000 auf 2,5 v. H. und in den Jahren 2001
bis 2003 auf 2,9 v. H. p. a. geschätzt. Im Jahre 2003 ha-
ben die Löhne in den neuen Bundesländern dann rd.
77,7 v. H. (1999: 77,2 v. H.) des Niveaus in den alten
Bundesländern erreicht. Diese Annahmen liegen der
Mittelfristrechnung zugrunde.

Die Fünfzehnjahresrechnungen basieren wegen der
zahlreichen Unsicherheiten bei der Lohnentwicklung
nicht nur auf einer, sondern auf drei Annahmereihen.
Den Berechnungen in den alten Bundesländern liegen
ab 2000 gleichbleibende jährliche Zuwachsraten von
2 v. H., 3 v. H. und 4 v. H. zugrunde. Die Annahmen der
mittelfristigen Projektion liegen damit zwischen der
unteren und der mittleren Entgelt-Variante, bleiben aber
im Rahmen des Modellspektrums.

Die Durchschnittsentgelte und die daraus abgeleiteten
Beitragsbemessungsgrenzen auf der Basis einer Zu-
wachsrate von 3 v. H. sind für die alten Bundesländer
der Übersicht B 11 zu entnehmen.

Für die neuen Bundesländer wird modellmäßig für die
untere, mittlere und obere Entgeltentwicklung ange-
nommen, dass bis 2030 100 v. H. des Lohnniveaus der
jeweiligen Variante für die alten Bundesländer erreicht
werden. Diese Prämissen führen bei den Fünfzehnjah-
resrechnungen für die neuen Bundesländer zu Lohnzu-
wachsraten von 2,89 v. H. (untere Variante), 3,90 v. H.
(mittlere Variante) und 4,91 v. H. (obere Variante) für
den Zeitraum von 2000 bis 2030.

c) Annahmen über die Zahl der beschäftigten
Arbeiter und Angestellten

Von maßgeblicher Bedeutung insbesondere für die Ent-
wicklung der Einnahmen ist die Entwicklung der Be-
schäftigung, deren Einschätzung ebenso wie die der
Entgeltentwicklung erheblichen Unsicherheiten unter-
liegt.

Als Basis dienen die Beschäftigungsdaten der amtlichen
Statistik im Jahre 1998. Für 1999 – 2003 wurden neue
Eckwerte festgelegt, welche die aktuelle Entwicklung
des Arbeitsmarktes berücksichtigen. Danach steigt in
den alten Bundesländern die Zahl der abhängig Be-
schäftigten im Inland 1999 um rd. 0,1 v. H. Für das Jahr
2000 wird ein Anstieg von rd. 0,3 v. H. und für die Jahre
2001 bis 2003 um 0,1 v. H. erwartet. Die Zahl der Ar-
beitslosen wird in den alten Bundesländern für 1999 auf
rd. 2,8 Millionen geschätzt. Danach geht sie bis zum
Jahr 2003 auf rd. 2,2 Millionen zurück.
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In den neuen Bundesländern wird auf der Basis der An-
nahmen der Ressorts für das Jahr 1999 die Zahl der ab-
hängig Beschäftigten im Inland gegenüber dem Vorjahr
um 0,1 v. H. ansteigen. Im Jahr 2000 wird ebenfalls ein
Anstieg um rd. 0,1 v. H. erwartet, für den Zeitraum 2001
bis 2003 wird eine Steigerungsrate von 0,3 v. H. ange-
nommen. Die Zahl der Arbeitslosen in den neuen Bun-
desländern wird für 1999 auf 1,35 Millionen geschätzt.
Danach wird unterstellt, dass die Zahl der Arbeitslosen
bis zum Jahr 2003 auf 1,3 Millionen abnimmt.

Die im Abschnitt 1.1 dargestellten mittelfristigen An-
nahmen zur Beschäftigung ergeben sich aus den oben
genannten Annahmen durch Berücksichtigung der Ent-
wicklung der Zahl der Beamten. Dazu sind in den alten
und neuen Bundesländern gegenläufige Entwicklungs-
reihen unterstellt worden. In den alten Bundesländern
ergibt sich, bedingt u. a. durch den Abbau der Beamten
bei der ehemaligen Bundesbahn und -post, ein Rück-
gang der Beamten um 115 000 (1998 bis 2003). In den
neuen Bundesländern wird von 1998 bis 2003 eine Zu-
nahme um 80 000 angenommen.

Für die Fünfzehnjahrerechnungen werden bei der Be-
schäftigung wie bei den Entgelten drei Entwicklungs-
pfade ermittelt, um die Wirkung unterschiedlicher Be-
schäftigungsannahmen auf die Rentenfinanzen darzu-
stellen (Übersicht B 12). Wegen der ungleichen
Ausgangslage werden dabei ein mittlerer, ein niedrige-
rer und ein höherer Beschäftigungspfad für die alten
Bundesländer und die neuen Bundesländer getrennt ab-
geleitet. Die Berechnungen basieren dabei ab dem Jahr
2000 auf langfristigen Trendannahmen für das Er-
werbsverhalten.

Die Herleitung der Entwicklungspfade geschieht im
Rahmen eines Arbeitsmarktmodells. Für die mittlere
Variante werden gesamtdeutsche Wachstumsraten für
die abhängig Beschäftigten vorgegeben. Die Zuwachs-
rate für die Jahre 2000 bis 2003 beträgt 0,25 v. H. und
verringert sich im Simulationszeitraum bis zum Errei-
chen von 0,0 v. H. im Jahr 2013 um jährlich rd. 0,02
Prozentpunkte. Der Zuwachs wird von den Arbeitslosen
und aus der Stillen Reserve gespeist, bei Erreichen der
Vollbeschäftigung (definiert als Arbeitslosenquote von
2,5 v. H.) wird nur noch die Stille Reserve abgebaut, so
lange, bis die jeweilige Potentialgrenze erreicht ist. Für
den Zeitraum von 1999 bis 2013 wird ein konstantes
Verhältnis der Wachstumsrate der Zahl der abhängig
Beschäftigten in den alten Bundesländern zu der
Wachstumsrate in den neuen Bundesländern vorgege-
ben.

Für die alten Bundesländer ergibt sich aus dieser Vor-
gehensweise in den Jahren 2000 bis 2003 ein durch-
schnittlicher Anstieg der Zahl der abhängig Beschäf-
tigten von jährlich 0,19 v. H., der danach bis zum Jahr
2013 auf Null verringert wird. Zu den abhängig Be-
schäftigten gehören neben den Arbeitern und Ange-
stellten die Beamten. Letztere verringern sich insbeson-
dere durch den Abbau bei Bahn und Post im Zeitraum
1998 bis 2013 um rd. 180 000. Unter Berücksichtigung
dieser Entwicklung bei den Beamten ergibt sich für die
Zahl der Arbeiter und Angestellten ein Anstieg von
1998 bis 2003 um 343 000 bzw. von 2003 bis 2013 um

weitere 296 000 Personen. Das Erwerbspersonenpoten-
tial steigt während des gesamten Vorausberechnungs-
zeitraumes. Dies ist insbesondere durch die steigende
Erwerbsbeteiligung von Frauen bedingt, nach 2003 auch
durch die Annahme einer steigenden Erwerbsbeteili-
gung der Älteren.

In den neuen Bundesländern ergibt sich für die Jahre
2000 bis 2003 bei der mittleren Beschäftigungsent-
wicklung ein durchschnittlicher Anstieg der Zahl der
abhängig Beschäftigten von jährlich 0,51 v. H., der e-
benfalls bis zum Jahr 2013 auf Null verringert wird. Die
Zahl der Beamten in den neuen Bundesländern wächst
kontinuierlich bis zum Jahr 2015. Im Jahr 2015 erreicht
der Anteil der Beamten an der Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter in den neuen Bundesländern unge-
fähr den Anteil der Beamten ohne Bahn und Post an der
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in den alten Bun-
desländern im Jahr 1996. Für den Vorausberechnungs-
zeitraum ergibt sich ein Anstieg der Beamten von 1998
bis 2013 von rd. 150 000. Die Zahl der Arbeiter und
Angestellten steigt von 1998 bis 2003 um 44 000 und im
Zeitraum von 2003 bis 2013 um weitere 70 000 Perso-
nen.

Die Modellvarianten ,niedrigere und höhere Beschäfti-
gungsentwicklung‘ werden dadurch abgeleitet, dass in
den alten und neuen Bundesländern ab 2000 die jähr-
lichen gesamtdeutschen Veränderungsraten der Zahl der
abhängig Beschäftigten gegenüber der mittleren Vari-
ante um 0,25 Prozentpunkte erhöht bzw. vermindert
werden. Die Variation um 0,25 Prozentpunkte ent-
spricht der Zielsetzung, entsprechend wie bei den Ent-
gelten die Auswirkungen unterschiedlicher Beschäfti-
gungsentwicklungen auf die Finanzlage der Rentenver-
sicherung in den nächsten 15 Jahren durch Bandbreiten
in den Modellvarianten sichtbar zu machen. Damit wird
für die untere Variante eine Veränderungsrate von
0 v. H. und für die obere eine von 0,5 v. H. angenom-
men. Da die Entwicklung der Zahl der Beamten unab-
hängig von der Wahl der Variante ist, ergibt sich bei der
0 v. H.-Variante keine Stagnation der Zahl der Arbeiter
und Angestellten, sondern eine geringe Zunahme (alte
Bundesländer) bzw. eine geringe Abnahme (neue Bun-
desländer).

Die Annahmen der mittelfristigen Projektion zur Be-
schäftigungsentwicklung in den alten Bundesländern
liegen in 2000 über und ab 2000 etwas unter den An-
nahmen beim mittleren Beschäftigungspfad. Sowohl die
Potentialgrenze als auch das Vollbeschäftigungsziel
wird im Vorausberechnungszeitraum in keiner der Va-
rianten erreicht.

In den neuen Bundesländern liegen die Annahmen der
mittelfristigen Projektion ab 2000 unter den Annahmen
beim mittleren Beschäftigungspfad. Die Potentialgren-
zen werden wie in den alten Bundesländern im Voraus-
berechnungszeitraum in keiner Variante erreicht. Das
gilt ebenfalls für das Vollbeschäftigungsziel.
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3.1.2 Verfahren zur Vorausberechnung der
Einnahmen und der Ausgaben

Basis der Berechnungen sind die geschätzten Jahres-
ergebnisse 1999 der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten, getrennt für die alten und neuen
Bundesländer. Diese Ergebnisse beruhen auf der Ist-
Entwicklung bis September 1999.

Für den Vorausberechnungszeitraum werden die wich-
tigsten Positionen wie folgt ermittelt:

a) Beitragseinnahmen

Die Pflichtbeiträge werden ermittelt, indem das ge-
schätzte Ergebnis 1999 im Grundsatz proportional zur
Entwicklung der Durchschnittsentgelte, der Anzahl der
Versicherten und des Beitragssatzes fortgeschrieben
wird. Letzterer ist entsprechend dem geltenden Recht
gemäß § 158 SGB VI zu bestimmen. Durch das Gesetz
zu Korrekturen in der Sozialversicherung wurde die
Erfassung scheinselbständiger Arbeitnehmer erleichtert
und arbeitnehmerähnliche Selbständige in der Renten-
versicherung pflichtversichert. Durch das Gesetz zur
Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nisse muss für geringfügig Hauptbeschäftigte ein Bei-
trag von 12 v. H. und geringfügig Nebenbeschäftigte ein
voller Beitrag zur Rentenversicherung gezahlt werden.
Für das Jahr 1999 werden insgesamt 2,6 Mrd. DM zu-
sätzliche Beiträge erwartet. Geringere Pflichtbeiträge ab
2000 ergeben sich aufgrund der durch den Entwurf des
Haushaltssanierungsgesetzes geänderten Bemessungs-
grundlage der Beiträge für Wehr- und Zivildienstleis-
tende von bisher 80 v. H. auf nunmehr 60 v. H. der Be-
zugsgröße. Dadurch ergeben sich ab 2000 Minderein-
nahmen von rd. 0,5 Mrd. DM.

Die Bundesanstalt für Arbeit zahlt für ihre Leistungs-
empfänger seit 1995 Beiträge an die Rentenversiche-
rung auf der Basis von 80 v. H. des der Leistung
zugrunde liegenden Bruttoentgelts. Durch den Entwurf
des Haushaltssanierungsgesetzes werden aber ab dem
Jahr 2000 Beiträge für Bezieher von Arbeitslosenhilfe
nur noch auf Basis des Zahlbetrags gezahlt. Dadurch
und durch den Wegfall von originärer Arbeitslosenhilfe
ergeben sich Mindereinnahmen von rd. 4,5 Mrd. DM.

Seit 1995 zahlen die Pflegekassen nach § 44 SGB XI
Beiträge zur Rentenversicherung für Pflegepersonen, die
auf der Einnahmenseite zu berücksichtigen sind.

Die Fortschreibung der freiwilligen Beiträge erfolgt ge-
mäß der Entwicklung des Beitragssatzes und der Ver-
änderung der Zahl der Arbeiter und Angestellten, die
Beiträge für die Empfänger von Krankengeldern und
die Pflegebeiträge werden gemäß der Entwicklung der
Durchschnittsentgelte und des Beitragssatzes fortge-
schrieben. Die Bemessungsgrundlage für die Beiträge
vom Krankengeld ist seit 1995 analog zu der Regelung
für die BA-Beiträge auf 80 v. H. des der Leistung
zugrunde liegenden Bruttoentgelts angehoben. Bei der
Fortschreibung der Beiträge für die Empfänger von
Krankengeld werden auch die Veränderungen der Zahl
der beschäftigten Arbeiter und Angestellten berücksich-
tigt.

Durch das Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversiche-
rung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte werden
seit dem 1. Juni 1999 vom Bund Beiträge für Kinder-
erziehung geleistet. Diese betragen im Jahr 1999 13,6
Mrd. DM und im Jahr 2000 22,4 Mrd. DM. Die Fort-
schreibung erfolgt entsprechend der Entwicklung der
Löhne, des Beitragssatzes in der Rentenversicherung
der Arbeiter und Angestellten und der Zahl der Kinder
unter drei Jahren.

b) Allgemeiner und zusätzlicher Bundeszuschuss
sowie Mittel aus der Ökosteuer

Der allgemeine Bundeszuschuss in den alten Ländern
wird ins folgende Jahr gemäß den Veränderungen des
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts vom vorver-
gangenen zum vergangenen Jahr fortgeschrieben; er än-
dert sich zusätzlich in dem Verhältnis, in dem sich der
Beitragssatz verändert, der sich ohne Berücksichtigung
des zusätzlichen Bundeszuschusses ergibt (§ 213 Abs. 2
SGB VI).

In den neuen Bundesländern wird der Bundeszuschuss
so berechnet, dass sein Anteil an den Rentenausgaben so
hoch wie der entsprechende Anteil in den alten Bun-
desländern ist.

Seit dem 1. Juni 1999 wurde der allgemeine Bundeszu-
schuss im Zusammenhang mit der Einführung der Bei-
träge für Kindererziehungszeiten durch das Gesetz zu
Korrekturen in der Sozialversicherung gemindert um
die bisher im Bundeszuschuss enthaltene pauschale Er-
stattung der Aufwendungen der Rentenversicherung aus
der Anrechnung von Kindererziehungszeiten. Dies führt
zu einer Minderung des allgemeinen Bundeszuschusses
um insgesamt 7,2 Mrd. DM verteilt auf die Jahre 1999
und 2000.

Im Zusammenhang mit dem Rentenreformgesetz 1999
ist durch das Gesetz zur Finanzierung eines zusätz-
lichen Bundeszuschusses zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung der allgemeine Bundeszuschuss um einen zu-
sätzlichen Bundeszuschuss ergänzt worden (§ 213
Abs. 3 SGB VI). Letzterer betrug für die Monate April
bis Dezember 1998 9,6 Mrd. DM und beträgt für das
Jahr 1999 15,6 Mrd. DM. Für die Kalenderjahre ab
2000 verändert er sich entsprechend der Veränderungs-
rate der Umsatzsteuer ohne Berücksichtigung von Än-
derungen des Steuersatzes. Durch den Entwurf des
Haushaltssanierungsgesetzes wird der zusätzliche Bun-
deszuschuss in den Jahren 2000 bis 2003 um jährlich
bis zu 1,3 Mrd. DM gemindert.

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung der
ökologischen Steuerreform werden weitere Mittel zur
Senkung des Beitragssatzes bereitgestellt. Durch die
Anhebung der Mineralöl- und Stromsteuer werden der
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten ab
2000 Mittel in Höhe von 2,6 Mrd. DM zur Verfügung
gestellt, die bis 2003 auf 19,3 Mrd. DM ansteigen.

c) Erstattungen aus öffentlichen Mitteln

Die Erstattungen aus öffentlichen Mittel beinhalten nur
noch die Erstattungen von den Versorgungsdienststellen
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(jährlich 1,0 Mrd. DM in den alten Bundesländern und
0,4 Mrd. DM in den neuen Bundesländern). Die Er-
stattungen für die Kinderzuschüsse sind mittlerweile bis
auf minimale Restbeträge ausgelaufen.
Erstattungen für Aufwendungen aus der Überführung
der Zusatz- und Sonderversorgungssysteme sowie für
Renten an Behinderte im Beitrittsgebiet werden unter
dieser Position nicht erfasst. Dafür sind die entspre-
chenden Aufwendungen aber auch bei den Renten und
der Krankenversicherung der Rentner nicht enthalten.

d) Rentenausgaben

Bis zum Jahr 1991 erfolgte in den alten Bundesländern
die Anpassung der Renten allein gemäß der Entwick-
lung des Vorjahresbruttoentgelts; seit 1992 wird auf-
grund der Vorschriften des SGB VI neben der Ent-
wicklung des Bruttoentgelts auch die Entwicklung der
Abgabenbelastung bei Beitragszahlern und Rentnern bei
der Anpassung der Renten berücksichtigt (Nettoanpas-
sung). Dieses Verfahren gilt seit 1996 auch für die neu-
en Bundesländer.
Die mit dem Rentenreformgesetz 1999 eingeführte
Minderung der Anpassung durch den Demographie-
faktor, der die Veränderung der Lebenserwartung 65-
jähriger zur Hälfte berücksichtigt, ist mit dem Gesetz zu
Korrekturen in der Sozialversicherung und Sicherung
der Arbeitnehmerrechte für die Jahre 1999 und 2000
ausgesetzt worden. Durch den Entwurf des Haushaltssa-
nierungsgesetzes erfolgt die Anpassung in den Jahren
2000 und 2001 entsprechend der Veränderung des
Preisniveaus für die Lebenshaltung aller privaten Haus-
halte des jeweiligen Vorjahres. Auf dieser Basis ergibt
sich ein für die alten und neuen Bundesländer gemein-
samer Anpassungssatz von 0,7 v. H. (2000) bzw.
1,6 v. H. (2001). Nach geltendem Recht wird danach das
Wiedereinsetzen des Demographiefaktors unterstellt.
Die sich daraus ableitende Entwicklung des aktuellen
Rentenwertes in den alten Bundesländern ist für die
Lohnvariante 3 v. H. der Übersicht B 11 zu entnehmen.
Die Vorausschätzung der Rentenausgaben basiert auf
einer Modellrechnung zur Entwicklung des Rentenbe-
standes nach Einzelalter im Zeitverlauf. Dabei werden
aber nicht die einzelnen Leistungsarten gesondert be-
trachtet. Die an sich schon sehr komplexe Modellstruk-
tur erlaubt lediglich eine Differenzierung zwischen Ver-
sicherten- und Hinterbliebenenrenten. Weiter wird im
Modell zwischen Renten im In- und Ausland unter-
schieden.
Basis der Berechnungen ist die Bevölkerung zum
1. Januar 1998. Für den Zeitraum von 1998 bis zum
Jahr 2013 werden Zuzüge von Aussiedlern in Höhe von
1,4 Millionen berücksichtigt. Bei den Ausländern wird
im gesamten Vorausberechnungszeitraum ein jährlicher
Wanderungsüberschuss von 100 000 ab dem Jahr 1998
unterstellt.
Die Rentenzugangsverhältnisse in den alten Bundeslän-
dern basieren auf den Zugängen des Jahres 1997. Der in
den Zugängen seit 1994 zu beobachtende starke Anstieg
der Renten wegen Arbeitslosigkeit wird ab dem Jahr
2001 bis zum Jahr 2021 auf das Niveau zurückgeführt,

wie es sich im Durchschnitt der Jahre 1988 bis 1990 er-
geben hat.
Die Rentenwegfälle wegen Todes werden unter Berück-
sichtigung des vorhandenen Datenmaterials der Versi-
cherungsträger aus dem Jahr 1997 und der Sterbetafel
1995/97 der Wohnbevölkerung berechnet. Bei Versi-
chertenrenten werden die Sterbefälle ab Alter 60 Jahre
und bei Witwen-/Witwerrenten über alle Alter im
Grundsatz mit Hilfe der Sterbetafel 1995/97 geschätzt.
Jedoch wird der in der Vergangenheit zu beobachtenden
Entwicklung des kontinuierlichen Anstiegs der Lebens-
erwartung in der Bevölkerung dadurch Rechnung getra-
gen, dass sich die Lebenserwartung von 1996 (mittleres
Jahr der Sterbetafel) bis 2006 in dem Ausmaß erhöhen
wird, wie es im 1996 endenden Zehnjahreszeitraum zu
beobachten war. Dieses bedeutet eine Erhöhung der Le-
benserwartung im Vergleich der Sterbetafel 1995/97 mit
der von 1985/1987 bei 65-jährigen Männern um rd. 1,3
auf 16,4 und bei gleichaltrigen Frauen um 1,2 auf 20,1
Jahre. Das im Jahre 2006 erreichte Niveau wird in den
Folgejahren so modifiziert, dass sich im Jahr 2030 die
im Durchschnitt der Jahre 1996/97 beobachtete Lebens-
erwartung von Japan einstellt (Männer: 17,0 Jahre,
Frauen: 21,6 Jahre). Japan hat im internationalen Ver-
gleich die höchste Lebenserwartung.

Anders als in den Vorjahren werden erstmals die Weg-
fall- und Zugangsverhältnisse in den neuen Bundeslän-
dern nicht mehr aus denen in den alten Bundesländern
abgeleitet, sondern sie basieren auf tatsächlichen Beob-
achtungen. Die Qualität dieser Daten lässt mittlerweile
eine Fortschreibung zu. Dabei wird angenommen, dass
sich die Zugangsverhältnisse in den neuen Bundeslän-
dern über 10 Jahre bis zum Jahr 2011 an die in den al-
ten Bundesländern angeglichen haben werden.

Die Rentenwegfälle wegen Todes bei den Versicherten-
renten ab Alter 60 und den Witwen-/Witwerrenten wer-
den wie in den alten Bundesländern mit der Sterbetafel
der Wohnbevölkerung berechnet. Zur Ermittlung der
Sterbefälle der Bevölkerung in den neuen Bundeslän-
dern wird ebenfalls von der Sterbetafel 1995/97 dieses
Gebietes ausgegangen. Nach dieser Sterbetafel beträgt
die Lebenserwartung 65-jähriger Männer/Frauen
14,1/17,9 Jahre statt 15,1/18,9 Jahre nach der Sterbeta-
fel 1995/97 in den alten Bundesländern. Für die neuen
Bundesländer wird die Lebenserwartung so erhöht, dass
die in den alten Bundesländern ab 2006 angenommene
Lebenserwartung in den neuen Ländern im Jahr 2016
erreicht wird bzw. in den Folgejahren ebenfalls das
Westniveau im Jahr 2030 erreicht wird.

e) Aufwendungen für Gesundheitsmaßnahmen,
Verwaltung und Verfahren

Im Grundsatz werden die Aufwendungen für Gesund-
heitsmaßnahmen ermittelt, indem die durch das WFG
festgelegten und durch das Dritte SGB VI-Änderungs-
gesetz modifizierten Höchstbeträge mit der Entgeltstei-
gerung fortgeschrieben werden.

Von diesem Grundsatz wird dann abgewichen, wenn im
Basisjahr eine Überschreitung des Deckelbetrags er-
wartet wird. Die Überschreitungsbeträge führen sodann
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zwei Jahre später zu einer entsprechenden Minderung
der Höchstbeträge. Für das Jahr 2000 wird angenom-
men, dass die Höchstbeträge um 5 v. H. unterschritten
werden.

f) Krankenversicherung der Rentner (KVdR)

Seit dem 1. Juli 1997 gilt auch für versicherungspflich-
tige Rentner für die Bemessung der Beiträge aus Renten
der gesetzlichen Rentenversicherung der allgemeine
Beitragssatz ihrer Krankenkasse. In den Berechnungen
wird von folgenden durchschnittlichen KVdR-
Beitragssätzen ab 1. Juli ausgegangen:

alte
Bundesländer

neue
Bundesländer

Gesamt-
deutschlandJahr

in v. H.

1999–2013 13,5 14,1 13,6

Der Beitrag wird je zur Hälfte von den Rentnern und
der Rentenversicherung getragen.

g) Beiträge zur Pflegeversicherung

Seit 1995 zahlen die Rentner Beiträge zur Pflegeversi-
cherung. Der Beitragssatz beträgt ab dem 1. Juli 1996
1,7 v. H. In den Modellrechnungen steigt er im Jahr
2011 auf 1,8 v. H. und bleibt bis 2013 auf dieser Höhe.

Die Rentenversicherung beteiligt sich zur Hälfte an die-
ser Beitragszahlung. Es wird dasselbe beitragspflichtige
Rentenvolumen zugrunde gelegt wie bei den Beitragszu-
schüssen zur KVdR.

h) Wanderversicherung und Wanderungs-
ausgleich

Mit der Geltung des SGB VI in den neuen Bundeslän-
dern gibt es ab 1992 auch in den neuen Bundesländern
eine Wanderversicherung zwischen ArV/AnV und
KnRV. Die Rentenaufwendungen von rd. 2,3 Mrd. DM
im Jahr 1999, die die ArV/AnV für ihr zuzurechnende
Rententeile in von der KnRV ausgezahlten Renten zu
tragen hat, steigen in den folgenden Jahren wie in den
alten Bundesländern mit den jahresdurchschnittlichen
Rentenerhöhungen.

Im SGB VI ist ein Wanderversicherungsausgleich auch
für Rehabilitationskosten eingeführt worden. Die für
1999 geschätzten Kosten werden mit der Lohnentwick-
lung fortgeschrieben.

Im Renten-Überleitungsgesetz ist ab 1992 ein Wande-
rungsausgleich zwischen ArV/AnV und KnRV zum
Ausgleich der Beitragsausfälle als Folge der Abwande-
rung von Beitragszahlern der KnRV zur ArV/AnV nach
dem 1. Januar 1991 eingeführt worden (§ 223 Abs. 6
SGB VI).

In den Berechnungen wird davon ausgegangen, dass bis
1999 knapp 0,3 und bis 2013 fast 0,35 Mio. Beitrags-
zahler im Vergleich zum Jahr 1991 zur ArV/AnV ab-
wandern.

i) Beitragserstattungen

Es wird mit Beitragserstattungen von jährlich rd. 0,3
Mrd. DM in den Jahren ab 1999 in den alten Bundes-
ländern gerechnet. Für die neuen Bundesländer haben
die Beitragserstattungen keinen nennenswerten Um-
fang.

j) Leistungen für Kindererziehung

Das Gesetz über Leistungen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung für Kindererziehung an Mütter der Geburts-
jahrgänge vor 1921 regelt, dass ab 1. Oktober 1987 in
Stufen auch den Müttern, die beim Inkrafttreten des Ge-
setzes zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie
zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der
gesetzlichen Rentenversicherung bereits das 65. Le-
bensjahr vollendet hatten, für jedes lebend geborene
Kind eine dynamische Leistung für Kindererziehung
gezahlt wird, die im 1. Halbjahr 1998 rd. 36 DM/Monat
betrug.

Im Renten-Überleitungsgesetz wurde für die neuen
Bundesländer eine entsprechende Leistung eingeführt.
Mütter, die am 1. Januar 1992 bereits 65 Jahre und älter
waren, erhalten ab 1. Januar 1992 eine dynamische
Leistung, die im 1. Halbjahr 1998 rd. 30 DM/Monat
und Kind betrug.

Durch das RRG 1999 wurden die Leistungen für Kin-
dererziehung bereits ab dem 1. Juli 1998 verbessert.
Zum einen erfolgt die Bewertung nunmehr additiv, zum
zweiten wird eine stufenweise Anhebung der Bewertung
von 75 v. H. auf 100 v. H. des Durchschnittseinkommens
durchgeführt. Allein durch die Anhebung der Bewer-
tung zum 1. 7. 1999 auf 90 v. H. stieg die dynamische
Leistung für Kindererziehung im 2. Halbjahr 1999 in
den alten Bundesländern auf rd. 43 DM/Monat und in
den neuen Bundesländern auf rd. 38 DM/Monat.

3.1.3 Vermögen

Die Berechnungen zur Vermögensentwicklung gehen
von dem geschätzten Bar- und Anlagevermögen Ende
1999 (36,6 Mrd. DM) in der Rentenversicherung der
Arbeiter und der Angestellten aus. Das Bar- und Anla-
gevermögen an den Jahresenden 2000 bis 2013 wird
durch Fortschreibung mittels des Saldos aus Ist-
Einnahmen und Ist-Ausgaben der einzelnen Jahre be-
rechnet. Die Schwankungsreserve ergibt sich dann je-
weils durch Abzug des fortgeschriebenen Verwaltungs-
vermögens.

3.2 Knappschaftliche Rentenversicherung

3.2.1 Allgemeine Annahmen

a) Rechtsstand

Bei den Vorausberechnungen wird von dem gleichen
Rechtsstand wie in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten ausgegangen, wobei hier die Be-
rechnungen nur für das geltende Recht unter Berück-
sichtigung von finanzwirksamen Maßnahmen, die sich
bereits im Gesetzgebungsverfahren befinden, durchge-
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führt werden. Auf die Ausführungen unter 3.1.1 a) und
3.1.1 b) wird Bezug genommen.

b) Entwicklung des durchschnittlichen Brutto-
arbeitsentgelts, des aktuellen Rentenwertes
und des Beitragssatzes

Hinsichtlich des durchschnittlichen Versichertenent-
geltes sowie des aktuellen Rentenwertes nach § 68
SGB VI, die für die Rentenberechnung und Rentenan-
passung maßgebend sind, wird ab 1992 nicht mehr nach
knappschaftlicher Rentenversicherung bzw. der Renten-
versicherung der Arbeiter und der Angestellten unter-
schieden. Für die gesamte gesetzliche Rentenversiche-
rung gelten einheitliche Werte. Einzig die Beitrags-
bemessungsgrenzen sind in der knappschaftlichen Ren-
tenversicherung noch anders geregelt.

Der aktuelle Rentenwert für das erste Halbjahr 1992 ist
der Betrag, der einer Rente wegen Alters der Rentenver-
sicherung der Arbeiter und der Angestellten für den
Monat Dezember 1991 entspricht, wenn für ein Kalen-
derjahr Beiträge aufgrund des Durchschnittsentgelts ge-
zahlt worden wären. Dieser aktuelle Rentenwert beträgt
damit ein Achthundertstel der allgemeinen Bemes-
sungsgrundlage 1991 in der Rentenversicherung der
Arbeiter und der Angestellten. Er verändert sich zum
1. Juli eines jeden Jahres entsprechend der Veränderung
der Bruttolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich
beschäftigten Arbeitnehmer sowie der Veränderung der
durchschnittlichen Belastung bei Arbeitsentgelten und
Renten der ArV/AnV. In den Jahren 2000 und 2001
werden die Renten nach dem Entwurf des Haushaltssa-
nierungsgesetzes in Höhe der Inflationsrate statt ent-
sprechend der Nettolohnentwicklung angepasst. Ab
2002 wirkt der mit dem Rentenreformgesetz 1999 ein-
geführte Demographiefaktor.

Für die Jahre von 2000 bis 2013 sind mehrere Annah-
men über die jährliche Zunahme der Bruttolohn- und
-gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer unterstellt
worden, 2 v. H.; 3 v. H.; 4 v. H. in den alten Bundeslän-
dern mit den entsprechenden Wertereihen für die neuen
Bundesländer wie bei der ArV/AnV (siehe 3.1.1 b). We-
gen der obigen Ausführungen kann hier auf eine geson-
derte Darstellung verzichtet und auf die entsprechenden
Ausführungen unter 2.1 und 2.2 verwiesen werden. In
Übersicht B 13 wird die Entwicklung der Beitragsbe-
messungsgrenzen in den alten Bundesländern und der
Beitragssätze beispielhaft für die mittlere Variante dar-
gestellt.

Der Beitragssatz betrug im Jahr 1992 23,45 v. H. Da-
nach verändert er sich jeweils in dem Verhältnis, in
dem er sich in der Rentenversicherung der Arbeiter und
der Angestellten ändert. Hierbei ist der Beitragssatz nur
für das jeweilige Kalenderjahr auf eine Dezimalstelle
aufzurunden (§ 158 Abs. 2 SGB VI).

c) Die Zahl der Versicherten einschließlich der
beschäftigten Rentner

Die Entwicklung der Anzahl der Versicherten in der
KnRV musste entsprechend der aktuellen Wirtschafts-
entwicklung und den Tarifabschlüssen im Steinkohle-

bergbau nach den bisher bekannten Unternehmenspla-
nungen korrigiert werden. Danach wird für die Anzahl
der Versicherten in den alten Bundesländern im Jahr
2003 mit einer Anzahl von rd. 45 000 Beschäftigten im
Steinkohlebergbau gerechnet. Entsprechend der bisher
eingetretenen Entwicklung und den Annahmen für das
Jahr 2003 wird modellmäßig unterstellt, dass die Ge-
samtzahl der Versicherten im Jahre 2000 um 5,3 v. H.,
im Jahre 2001 um 8,9 v. H., im Jahre 2002 um 7,6 v. H.,
im Jahre 2003 um 7,8 v. H., im Jahre 2004 um 5 v. H.
und im Jahre 2005 um 3 v. H. gegenüber dem jeweiligen
Vorjahr abnimmt. Für die Jahre 2006 bis 2013 ist eine
Veränderungsrate von jährlich -1,0 v. H. unterstellt
worden (Übersicht B 14).
Für die neuen Bundesländer sind Annahmen schwieri-
ger zu treffen. Nach ersten Einschätzungen, die sich an
der langfristigen Entwicklung im Braunkohle-, Stein-
salz-, Kali- und Uranbergbau orientieren, wird für 2003
mit insgesamt rd. 25 000 beschäftigten Versicherten ge-
rechnet. Rein modellmäßig wird mit einer Abnahme der
Gesamtzahl der Versicherten um 7,6 v. H. im Jahr 2000,
3,4 v. H. im Jahr 2001 und 3,5 v. H. im Jahr 2002 ge-
rechnet. Bis zum Jahr 2005 soll die Abnahme sich auf
2 v. H. verringern und bei diesem Wert verbleiben.
Aus der Übersicht B 14 ist die unterstellte Zahl der Ver-
sicherten einschließlich der beschäftigten Rentner in der
knappschaftlichen Rentenversicherung für die Jahre
1999 bis 2013 sowie deren prozentuale Veränderung
gegenüber dem jeweiligen Vorjahr sowohl für die alten
Bundesländer als auch für die neuen Bundesländer zu
entnehmen. Die Versichertenanzahlen beziehen sich auf
die Versicherten nach § 137 SGB VI i. V. mit § 138
SGB VI und § 273 Abs. 1 SGB VI. Es handelt sich
– entsprechend dem Grundsatz der Vorausberechnun-
gen – um eine reine Modellannahme, wie sich auch aus
dem oben Gesagten ergibt.

3.2.2 Verfahren zur Vorausberechnung der Einnah-
men und der Ausgaben

Grundlage für die Vorausberechnungen bilden die Mel-
dungen der Bundesknappschaft über die Einnahmen
und die Ausgaben, die zum Zeitpunkt der Fertigstellung
der Vorausberechnungen für die Monate bis einschließ-
lich September 1999 bekannt waren. Aus diesen Ein-
nahmen und Ausgaben wurden die Jahresergebnisse
1999 geschätzt. Ausgehend von dieser Basis wurden die
Einnahmen und Ausgaben für die Jahre bis 2013 fortge-
schrieben. Die Vorausberechnungen basieren auf dem
Sollverfahren. Wegen der nur für 9 Monate vorliegen-
den Monatsmeldungen der Bundesknappschaft kann die
Basis der Vorausberechnung, die Ergebnisse des Jahres
1999, nur als vorläufige Schätzung angesehen werden.
Für reine Modellrechnungen ist sie gleichwohl geeignet.

a) Beitragseinnahmen

Die Beitragseinnahmen für die nach § 137 SGB VI und
§ 273 Abs. 1 SGB VI Versicherten für die Jahre bis
2013 werden proportional der Veränderung der Zahl
dieser Versicherten, des durchschnittlichen Bruttojah-
resarbeitsentgelts je abhängig Beschäftigten und des
Beitragssatzes fortgeschrieben.
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Die Beitragseinnahmen nach § 166 SGB VI für Leis-
tungsempfänger der Bundesanstalt für Arbeit wurden
mit der Veränderung des durchschnittlichen Bruttojah-
resarbeitsentgelts und des Beitragssatzes fortgeschrie-
ben.

b) Wanderungsausgleich

Mit dem Renten-Überleitungsgesetz sind ab 1992 Zah-
lungen von der ArV/AnV zur KnRV im Rahmen eines
Wanderungsausgleichs vorgesehen. Sie dienen dem
Ausgleich von Beitragsausfällen, die sich in der KnRV
wegen der Verringerung der Versichertenanzahl erge-
ben. Wenn diese Versicherten zur ArV/AnV wechseln,
führen sie dort zu Beitragsmehreinnahmen, denen ent-
sprechende Rentenmehrausgaben erst mit deutlicher
Verzögerung gegenüberstehen. Die Beträge errechnen
sich aus der Differenz der durchschnittlichen Anzahl
von Versicherten des Jahres, für das dieser Ausgleich
gezahlt wird, und der Anzahl der Versicherten am
1. Januar 1991, multipliziert mit den Beitragseinnah-
men für einen Versicherten, der das jeweilige Durch-
schnittsentgelt in der ArV/AnV verdient.

c) Erstattungen aus öffentlichen Mitteln

Die Erstattungen aus öffentlichen Mitteln umfassen ne-
ben den Erstattungen von den Versorgungsdienststellen
(1998: 51 Millionen DM in den alten Bundesländern
und 17 Millionen DM in den neuen Bundesländern) die
Erstattungen für die Kinderzuschüsse. Die Kinderzu-
schüsse werden in wenigen Jahren auslaufen, da im
Haushaltsbegleitgesetz 1984 der Kinderzuschuss der
Rentenversicherung für Versicherungsfälle ab dem
1. Januar 1984 durch das Kindergeld nach dem Bun-
deskindergeldgesetz ersetzt wurde.

d) Vermögenserträge

Die Vermögenserträge erwachsen aus der Rücklage und
den liquiden Mitteln bei einem unterstellten Zinssatz
von 4 v. H.

e) Sonstige Einnahmen

In den alten Bundesländern bestehen die sonstigen Ein-
nahmen hauptsächlich aus Rückflüssen aus den Vermö-
gensanlagen.

Nach § 293 SGB VI sind Rückflüsse aus den Vermö-
gensanlagen des Rücklagevermögens Einnahmen der
knappschaftlichen Rentenversicherung. Im Jahr 1998
betrugen die Vermögensrückflüsse rd. 4 Millionen DM.
Ab 1999 sind entsprechend den langfristigen Anlagen
nur noch rd. 2 Millionen DM jährlich angesetzt worden,
die sich im Zeitverlauf weiter reduzieren (vgl. 3.2.3).

f) Bundeszuschuss

Nach § 215 SGB VI zahlt der Bund der knappschaft-
lichen Rentenversicherung zur dauernden Aufrecht-
erhaltung der Leistungen die erforderlichen Mittel in
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den Gesamt-
einnahmen und den Gesamtausgaben eines jeden Ka-
lenderjahres. Er stellt damit zugleich die dauerhafte

Leistungsfähigkeit der KnRV sicher. Da die KnRV so-
wohl in den alten Bundesländern als auch in den neuen
Bundesländern auf die Defizithaftung des Bundes an-
gewiesen ist, ergibt sich der Gesamtbundeszuschuss
– wie er in Übersicht B 10 ausgewiesen ist – durch Ad-
dition der Defizite der KnRV in den neuen und in den
alten Bundesländern. Die Entwicklung der Höhe des
Bundeszuschusses ist im wesentlichen von der Abnah-
me der Versicherten und Rentner, dem Zuwachs der
Entgelte sowie von der aus den Vorausberechnungen
der ArV/AnV vorgegebenen Veränderungen des Bei-
tragssatzes und des aktuellen Rentenwertes abhängig.

g) Rentenausgaben (zu Lasten der knappschaft-
lichen Rentenversicherung)

Bei der Berechnung der Rentenausgaben wurde so ver-
fahren, dass die Bestandsrenten ab 1999 zum 1. Juli je-
den Jahres an den aktuellen Rentenwert des laufenden
Jahres, wie er von den Berechnungen der ArV/AnV
vorgegeben ist, angepasst werden. Dabei gilt ab 1992
die sog. Nettoanpassung, d. h., dass neben der Entwick-
lung des Bruttoentgelts auch die Entwicklung der Abga-
benbelastung bei Beitragszahlern und Rentnern berück-
sichtigt wird. In den Jahren 2000 und 2001 werden die
Renten nach dem Entwurf des Haushaltssanierungsge-
setzes in Höhe der Inflationsrate statt entsprechend der
Nettolohnentwicklung angepasst. Ab 2002 wirkt der mit
dem Rentenreformgesetz 1999 eingeführte Demogra-
phiefaktor.

In den alten Bundesländern betrug die Anzahl der Ver-
sicherten im Jahr 1957 noch rd. 700 000. Seitdem hat
die Anzahl der Versicherten kontinuierlich abgenom-
men bis auf 133 000 Versicherte im Jahresdurchschnitt
1998. Als Folge davon wird das Rentenvolumen lang-
fristig sinken. Deshalb ist für das Jahr 1999 eine Ab-
nahmerate beim Rentenvolumen von 0,4 v. H. gegenüber
dem Vorjahr unterstellt worden. Danach wird ange-
nommen, dass sich diese – die Rentenanzahl und die
Rentenstruktur widerspiegelnde – Abnahmerate im Jahr
2000 um 0,6 v. H. und weiter jährlich um 0,4 v. H. ver-
größert. Als Basiswert für 1999 wurde für die Renten-
ausgaben (zu Lasten der knappschaftlichen Rentenversi-
cherung) ein Betrag von 13 145 Millionen DM ange-
setzt.

In den neuen Bundesländern steigt das Rentenvolumen,
bedingt durch den Rentenzugang mit langen
knappschaftlichen Versicherungszeiten, derzeit noch an.
Als Folge des drastischen Versichertenrückgangs (An-
fang 1991 rd. 250 000 Versicherte, im Jahresdurch-
schnitt 1998 rd. 61 000 Versicherte mit weiterhin ab-
nehmender Tendenz) muss aber auch hier langfristig
das Rentenvolumen absinken. Dies wurde dadurch be-
rücksichtigt, dass das Rentenvolumen bis 2005 ansteigt
und danach progressiv steigend bis auf 0,5 v. H. pro Jahr
am Ende des Vorausberechnungszeitraums abgesenkt
wurde. Für das Jahr 1999 sind Rentenausgaben in Höhe
von 3 918 Millionen DM (zu Lasten der knappschaft-
lichen Rentenversicherung) als Basis geschätzt worden.
Dazu kommen Auffüllbeträge und Rentenzuschläge in
Höhe von 33 Millionen DM.
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Die Rentenausgaben werden ebenfalls vom WFG und
vom RRG 1999 beeinflusst. Die hierdurch hervorgeru-
fenen Rentenminderausgaben steigen im Zeitablauf an.

Die zu den Renten gezahlten Zuschüsse zu den Auf-
wendungen der Rentner für ihre Krankenversicherung
bzw. Pflegeversicherung sind bei den Ausgaben der
knappschaftlichen Rentenversicherung für die
knappschaftliche KVdR bzw. bei den Ausgaben für die
Pflegeversicherung angesetzt worden (vgl. j bzw. k).

h) Gesundheitsmaßnahmen und zusätzliche
Leistungen

Für 1999 wird mit einer Ausgabe von 110 Millionen
DM gerechnet. Gemäß § 220 SGB VI wird in den alten
Bundesländern ab 1993 wegen der Annahmen über die
langfristige Entwicklung der Anzahl der Versicherten
der KnRV mit einer gegenüber der jeweiligen Entwick-
lung der Entgelte um einen Prozentpunkt geringeren
Steigerung gerechnet. In den neuen Bundesländern be-
trägt diese Reduktion 2 Prozentpunkte und wird lang-
fristig auf 1 Prozentpunkt gesenkt.

i) Knappschaftsausgleichsleistung

Die Entwicklung der Anzahl der Knappschaftsaus-
gleichsleistungen in den alten Bundesländern ist im Zu-
sammenhang zu sehen mit dem notwendigen Personal-
abbau zur Reduzierung der Förderkapazitäten im Stein-
kohlebergbau. Da die Anzahl der Versicherten ab-
nimmt, wird eine Abnahme der Empfänger von Knapp-
schaftsausgleichsleistungen um jährlich 5 v. H. unter-
stellt, die sich langfristig auf 1 v. H. jährlich reduziert.
Die durchschnittliche Höhe der Knappschaftsaus-
gleichsleistungen werden entsprechend der Entwicklung
des aktuellen Rentenwertes fortgeschrieben. Für das
Jahr 1999 wird mit einem Betrag von 373 Millionen
DM gerechnet.

Für die knappschaftliche Rentenversicherung in den
neuen Bundesländern sind die Möglichkeiten des Bezu-
ges von Knappschaftsausgleichsleistungen auch außer-
halb des Steinkohlebergbaus geschaffen worden. Das
war angezeigt, um den zu erwartenden starken Rück-
gang der Anzahl der Beschäftigen im Bergbau in den
neuen Bundesländern sozial abfedern zu helfen. Ge-
genwärtig beziehen die freigesetzten Bergleute Arbeits-
losengeld, Bergmannsvollrente (Art. 2, § 6 RÜG), Rente
für Bergleute oder Altersübergangsgeld. Erst allmählich
erwachsen aus diesen Leistungen Ansprüche auf
Knappschaftsausgleichsleistung. Für 1999 werden Aus-
gaben in Höhe von bis zu 21 Millionen DM erwartet.

Die Zuschüsse zu den Aufwendungen für die Kranken-
versicherung bzw. der Pflegeversicherung der Empfän-
ger von Knappschaftsausgleichsleistungen sind bei den
Ausgaben für die knappschaftliche KVdR bzw. bei den
Ausgaben für die Pflegeversicherung berücksichtigt
(vgl. j bzw. k).

j) Krankenversicherung der Rentner (KVdR)

Seit dem 1. Juli 1997 ist für jeden Rentner der individu-
elle allgemeine Beitragssatz seiner Krankenkasse

zugrunde zu legen. Der Beitrag wird je zur Hälfte von
den Rentnern und der Rentenversicherung getragen.
Der am 1. Januar geltende allgemeine Beitragssatz gilt
für die Rentner jeweils vom 1. Juli des laufenden Ka-
lenderjahres bis zum 30. Juni des folgenden Kalender-
jahres. Für den gesamten Vorausberechnungszeitraum
wird ein Beitragssatz von 13,8 v. H. angenommen.

k) Beiträge zur Pflegeversicherung

Bei Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995
müssen die Rentner Beiträge zur Pflegeversicherung
zahlen. Der Beitragssatz beträgt ab dem 1. Juli 1996
1,7 v. H. In den Modellrechnungen steigt er im Jahre
2011 auf 1,8 v. H. und bleibt bis zum Ende des Berech-
nungszeitraums auf dieser Höhe.

Die Rentenversicherung beteiligt sich zur Hälfte an die-
ser Beitragszahlung. Es wird dasselbe beitragspflichtige
Rentenvolumen zugrunde gelegt wie bei den Beitragszu-
schüssen zur KVdR.

l) Beitragserstattungen

Im Jahre 1999 werden in den alten Bundesländern we-
niger als zwei Millionen DM zu Lasten der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung an Beiträgen erstattet.
Dieser Wert wird bis 2002 auf Null zurückgefahren. Für
die neuen Bundesländer sind keine Beitragserstattungen
angesetzt worden.

m) Ausgaben insgesamt

Zu den Ausgaben insgesamt gehören außer den hier er-
läuterten Ausgabenpositionen noch die Verwaltungs-
und Verfahrenskosten sowie die sonstigen Ausgaben.
Bei den Verwaltungs- und Verfahrenskosten werden die
geschätzten Aufwendungen im Jahr 1999 entsprechend
der Lohnentwicklung, maximal aber mit 2 v. H., fortge-
schrieben.

Für 1999 wird mit Gesamtausgaben von 19 652 Millio-
nen DM gerechnet (wegen des Defizitausgleichs durch
den Bund haben die Gesamteinnahmen die gleiche
Höhe). Ihre Höhe wird in der Hauptsache bestimmt
durch die Ausgaben für die Renten zu Lasten der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung und für die Kran-
kenversicherung der Rentner. Die Entwicklung der
Ausgaben insgesamt ist in der Übersicht B 10 wiederge-
geben.

3.2.3 Vermögen

Nach dem SGB VI ist eine Schwankungsreserve oder
eine Rücklage der knappschaftlichen Rentenversiche-
rung nicht mehr vorgesehen, da der Bund über den De-
fizitausgleich nach § 215 SGB VI zugleich die dauernde
Leistungsfähigkeit der KnRV sicherstellt. Das am
1. Januar 1992 vorhandene Rücklagevermögen ist je-
doch nicht vor Ablauf von Festlegungsfristen aufzulösen
(§ 293 SGB VI). Der Vermögensabbau in den alten
Bundesländern wird sich wegen der Abschmelzung der
Rücklage weiter fortsetzen, für das Jahr 2013 ergibt sich
rein rechnerisch ein Gesamtvermögen der KnRV in Hö-
he von 494 Millionen DM, das praktisch nur noch aus
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Verwaltungsvermögen und Vermögensabgrenzungen
besteht.

In den neuen Bundesländern wird die Rücklage von 3,4
Millionen DM (Ende 1998) um 0,5 Millionen DM jähr-
lich abgeschmolzen. Wegen des Baus einer neuen Kur-

klinik und der Renovierung und Erweiterung von zwei
Verwaltungsstellen steigt das Reinvermögen zunächst
bis 2000 auf rd. 107 Millionen DM an und fällt bis zum
Ende des Vorausberechnungszeitraums wegen der Ab-
schmelzung der Rücklage auf rd. 105 Millionen DM ab.
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Teil C

Auswirkungen der Heraufsetzung der Altersgrenzen

Die voraussichtlichen Auswirkungen der Anhe-
bung der Altersgrenze auf Arbeitsmarkt, Fi-
nanzlage der Rentenversicherung und andere
öffentliche Haushalte (§ 154 Abs. 2 SGB VI)
Zur Korrektur der früheren Frühverrentungspraxis sind
die Altersgrenzen für Arbeitslose bzw. nach Alters-
teilzeit, für Frauen und für langjährig Versicherte
durch das Gesetz zur Förderung eines gleitenden Über-
gangs in den Ruhestand (BGBl I 1996, S. 1018) und
durch das Wachstums- und Beschäftigungsförderungs-

gesetz (BGBl I 1996, S. 1461) früher und schneller als
im Rentenreformgesetz 1992 vorgesehen angehoben
worden. Die Begründungen der genannten Gesetze ent-
halten Ausführungen zu den Auswirkungen dieser
Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt, die Finanzlage der
Rentenversicherung und der öffentlichen Haushalte. Im
Rahmen der parlamentarischen Beratungen dieser Ge-
setze wurden die möglichen Auswirkungen eingehend
diskutiert. Seit diesen Beratungen haben sich keine neu-
en Gesichtspunkte ergeben, die zu einer Änderung der
seinerzeit getroffenen Feststellungen und vorgenomme-
nen Bewertungen führen müssten.



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 37 – Drucksache 14/2116

Ü b e r s i c h t  A 1

Die Versicherten der gesetzlichen Rentenversicherung am 31. Dezember 1996/1997
Deutschland

ArV AnV KnV GRVVersicherungsverhältnis/
Versicherungszweig Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

a) Aktiv Versicherte

Pflichtversicherte 31.12.1996 ............... 10 858 165 3 960 001 6 273 496 9 163 835 174 169 44 572 17 305 830 13 168 408
Pflichtversicherte 31.12.1997 ............... 10 675 347 3 882 545 6 265 684 9 178 239 165 872 42 162 17 106 903 13 102 946
davon:
–  Beschäftigte ....................................... 8 670 162 2 812 686 5 651 541 8 090 011 142 741 30 016 14 464 444 10 932 713
–  Wehr-/Zivildienstleistende ................ 45 908 33 959 131 79 998
–  AFG-Leistungsempfänger ................. 1 690 962 840 032 449 853 804 091 19 894 11 096 2 160 709 1 655 219
–  Vorruhestandsgeldbezieher ............... 6 483 3 584 15 891 10 071 8 5 22 382 13 660
–  sonstige Leistungsempfänger ............ 173 720 73 800 37 895 68 738 3 079 754 214 694 143 292
–  Pflegepersonen................................... 5 711 126 183 4 510 144 503 18 225 10 239 270 911
–  Selbständige....................................... 81 975 16 956 71 454 45 744 153 429 62 700
    –  auf Antrag...................................... 7 563 1 457 12 403 3 467 19 966 4 924
    –  kraft Gesetz.................................... 3 754 1 394 7 829 8 225 11 583 9 619
    –  Künstler/Publizisten ...................... 51 222 34 052 51 222 34 052
    –  Handwerker ................................... 70 658 14 105 70 658 14 105
    –  wegen Kindererziehung*).............. 426 9 304 581 15 081 1 66 1 008 24 451
freiwillig Versicherte 31.12.1996
(ohne Rentenbezug)............................... 287 184 76 993 346 054 159 700 633 238 236 693
freiwillig Versicherte 31.12.1997
(ohne Rentenbezug)............................... 279 927 70 081 339 844 151 697 619 771 221 778
nur aufgrund von Anrechnungszeiten
versichert 31.12.1996
(ohne Rentenbezug)............................... 35 954 72 658 10 062 30 706 2 916 413 48 932 103 777
nur aufgrund von Anrechnungszeiten
versichert 31.12.1997
(ohne Rentenbezug)............................... 40 726 73 815 15 060 39 862 3 386 445 59 172 114 122
aktiv Versicherte insges. 31.12.1996.... 11 181 303 4 109 652 6 629 612 9 354 241 177 085 44 985 17 988 000 13 508 878
aktiv Versicherte insges. 31.12.1997.... 10 996 000 4 026 441 6 620 588 9 369 798 169 258 42 607 17 785 846 13 438 846
b) Passiv Versicherte
Übergangsfälle 31.12.1996................... 839 319 518 456 340 362 753 295 6 584 2 174 1 186 265 1 273 925
Übergangsfälle 31.12.1997................... 923 090 549 243 399 578 811 160 5 481 1 962 1 328 149 1 362 365
latent Versicherte 31.12.1996............... 4 461 648 4 026 674 2 332 147 4 522 947 125 298 24 602 6 919 093 8 574 223
latent Versicherte 31.12.1997............... 4 544 563 4 028 634 2 351 027 4 594 604 112 183 22 822 7 007 773 8 646 060
passiv Versicherte insges. 31.12.1996 .. 5 300 967 4 545 130 2 672 509 5 276 242 131 882 26 776 8 105 358 9 848 148
passiv Versicherte insges. 31.12.1997 .. 5 467 653 4 577 877 2 750 605 5 405 764 117 664 24 784 8 335 922 10 008 425
c) Versicherte insgesamt .................... 16 463 653 8 604 318 9 371 193 14 775 562 286 922 67 391 26 121 768 23 447 271

*) In der Regel sind diese Zeiten noch nicht im Versicherungskonto erfaßt.
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n o c h  Übersicht A 1

Die Versicherten der gesetzlichen Rentenversicherung am 31. Dezember 1996/1997
alte Bundesländer

ArV AnV KnV GRVVersicherungsverhältnis/
Versicherungszweig Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

a) Aktiv Versicherte

Pflichtversicherte 31.12.1996 ............... 8 317 413 2 859 489 5 261 989 6 997 275 128 161 21 632 13 707 563 9 878 396

Pflichtversicherte 31.12.1997 ............... 8 186 910 2 821 397 5 282 482 7 039 645 121 620 21 268 13 591 012 9 882 310

freiwillig Versicherte 31.12.1996
(ohne Rentenbezug)............................... 233 595 62 823 298 889 129 663 532 484 192 486

freiwillig Versicherte 31.12.1997
(ohne Rentenbezug)............................... 226 687 56 609 292 393 122 329 519 080 178 938

nur aufgrund von Anrechnungszeiten
versichert 31.12.1996
(ohne Rentenbezug)............................... 32 021 57 425 9 299 24 522 2 906 290 44 226 82 237

nur aufgrund von Anrechnungszeiten
versichert 31.12.1997
(ohne Rentenbezug)............................... 35 771 57 067 13 696 29 544 3 361 263 52 828 86 874

aktiv Versicherte insges. 31.12.1996.... 8 583 029 2 979 737 5 570 177 7 151 460 131 067 21 922 14 284 273 10 153 119

aktiv Versicherte insges. 31.12.1997.... 8 449 368 2 935 073 5 588 571 7 191 518 124 981 21 531 14 162 920 10 148 122

b) Passiv Versicherte

Übergangsfälle 31.12.1996................... 690 688 436 879 284 723 632 398 5 236 1 117 980 647 1 070 394

Übergangsfälle 31.12.1997................... 754 739 462 275 341 487 692 657 4 678 1 185 1 100 904 1 156 117

latent Versicherte 31.12.1996............... 4 008 358 3 771 477 2 085 677 4 227 107 108 091 15 228 6 202 126 8 013 812

latent Versicherte 31.12.1997............... 4 060 271 3 759 920 2 085 830 4 269 906 98 869 15 079 6 244 970 8 044 905

passiv Versicherte insges. 31.12.1996 .. 4 699 046 4 208 356 2 370 400 4 859 505 113 327 16 345 7 182 773 9 084 206

passiv Versicherte insges. 31.12.1997 .. 4 815 010 4 222 195 2 427 317 4 962 563 103 547 16 264 7 345 874 9 201 022

c) Versicherte insgesamt .................... 13 264 378 7 157 268 8 015 888 12 154 081 228 528 37 795 21 508 794 19 349 144

*) In der Regel sind diese Zeiten noch nicht im Versicherungskonto erfaßt.
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n o c h  Übersicht A 1

Die Versicherten der gesetzlichen Rentenversicherung am 31. Dezember 1996/1997
neue Bundesländer

ArV AnV KnV GRVVersicherungsverhältnis/
Versicherungszweig Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

a) Aktiv Versicherte

Pflichtversicherte 31.12.1996 ............... 2 540 752 1 100 512 1 011 507 2 166 560 46 008 22 940 3 598 267 3 290 012

Pflichtversicherte 31.12.1997 ............... 2 488 437 1 061 148 983 202 2 138 594 44 252 20 894 3 515 891 3 220 636

freiwillig Versicherte 31.12.1996
(ohne Rentenbezug)............................... 53 589 14 170 47 165 30 037 100 754 44 207

freiwillig Versicherte 31.12.1997
(ohne Rentenbezug)............................... 53 240 13 472 47 451 29 368 100 691 42 840

nur aufgrund von Anrechnungszeiten
versichert 31.12.1996
(ohne Rentenbezug)............................... 3 933 15 233 763 6 184 10 123 4 706 21 540

nur aufgrund von Anrechnungszeiten
versichert 31.12.1997
(ohne Rentenbezug)............................... 4 955 16 748 1 364 10 318 25 182 6 344 27 248

aktiv Versicherte insges. 31.12.1996.... 2 598 274 1 129 915 1 059 435 2 202 781 46 018 23 063 3 703 727 3 355 759

aktiv Versicherte insges. 31.12.1997.... 2 546 632 1 091 368 1 032 017 2 178 280 44 277 21 076 3 622 926 3 290 724

b) Passiv Versicherte

Übergangsfälle 31.12.1996................... 148 631 81 577 55 639 120 897 1 348 1 057 205 618 203 531

Übergangsfälle 31.12.1997................... 168 351 86 968 58 091 118 503 803 777 227 245 206 248

latent Versicherte 31.12.1996............... 453 290 255 197 246 470 295 840 17 207 9 374 716 967 560 411

latent Versicherte 31.12.1997............... 484 292 268 714 265 197 324 698 13 314 7 743 762 803 601 155

passiv Versicherte insges. 31.12.1996 .. 601 921 336 774 302 109 416 737 18 555 10 431 922 585 763 942

passiv Versicherte insges. 31.12.1997 .. 652 643 355 682 323 288 443 201 14 117 8 520 990 048 807 403

c) Versicherte insgesamt .................... 3 199 275 1 447 050 1 355 305 2 621 481 58 394 29 596 4 612 974 4 098 127

*) In der Regel sind diese Zeiten noch nicht im Versicherungskonto erfaßt.
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Ü b e r s i c h t  A 2

Die Rentenneuzugänge und die Rentenwegfälle 1) 2) in Deutschland nach Versicherungszweigen
und alten und neuen Bundesländern ab 1996

Rentenneuzugänge Rentenwegfälle

Renten wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes Renten wegen verminderter

Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes

davon wegen Alters davon davon wegen Alters davonJahr

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwen-/
Witwer-
renten 4)

Waisen-
renten

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwen-/
Witwer-
renten 4)

Waisen-
renten

Deutschland
Rentenversicherung der Arbeiter

1996 671 107 483 600 70 643 256 573 206 249 49 403 455 866 384 018 13 800 275 884 199 583 75 869

1997 633 376 463 167 72 657 239 625 192 165 46 503 452 218 379 981 16 351 274 417 196 818 77 060

1998 602 349 448 548 76 805 237 452 191 721 44 880 449 809 377 960 18 318 270 489 192 297 77 616

Rentenversicherung der Angestellten

1996 419 710 338 081 56 104 150 754 118 904 30 922 237 462 212 400 7 541 125 097 106 383 18 333

1997 436 282 352 313 63 556 134 734 105 502 28 341 229 850 203 876 8 362 119 035 95 466 23 090

1998 418 367 344 042 68 675 132 654 103 289 28 498 230 886 204 142 9 627 125 186 93 820 30 712

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

1996 1 090 817 821 681 126 747 407 327 325 153 80 325 693 328 596 418 21 341 400 981 305 966 94 202

1997 1 069 658 815 480 136 213 374 359 297 667 74 844 682 068 583 857 24 713 393 452 292 284 100 150

1998 1 020 716 792 590 145 480 370 106 295 010 73 378 680 695 582 102 27 945 395 675 286 117 108 328

Knappschaftliche Rentenversicherung 5)

1996 40 807 30 275 4 666 23 666 21 127 2 494 31 545 27 502 1 989 28 974 23 036 5 927

1997 31 170 21 145 3 305 23 715 19 450 4 239 30 941 26 971 1 957 27 920 22 191 5 713

1998 28 261 19 312 3 281 19 312 17 396 1 895 30 297 26 460 2 079 26 917 21 343 5 558

Gesetzliche Rentenversicherung

1996 1 131 624 851 956 131 413 430 993 346 280 82 819 724 873 623 920 23 330 429 955 329 002 100 129

1997 1 100 828 836 625 139 518 398 074 317 117 79 083 713 009 610 828 26 670 421 372 314 475 105 863

1998 1 048 977 811 902 148 761 389 418 312 406 75 273 710 992 608 562 30 024 422 592 307 460 113 886

Alte Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 877 858 659 731 120 460 328 518 264 607 62 821 555 290 481 636 21 517 340 261 257 193 82 598

1997 851 517 648 192 126 554 307 579 246 591 59 915 547 657 474 314 24 426 326 364 244 239 81 530

1998 840 447 653 969 135 152 307 059 247 959 58 079 548 167 475 393 27 383 329 690 242 903 86 031

Neue Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 253 766 192 225 10 953 102 475 81 673 19 998 169 583 142 284 1 813 89 694 71 809 17 531

1997 249 311 188 433 12 964 90 495 70 526 19 168 165 352 136 514 2 244 95 008 70 236 24 333

1998 208 530 157 933 13 609 82 359 64 447 17 194 162 825 133 169 2 641 92 902 64 557 27 855

1) ohne Berücksichtigung von Umwandlungen
2) ohne Artikel 2 RÜG-Renten
3) Altersrenten an langjährig Versicherte sowie an Schwerbehinderte, Berufs- oder Erwerbsunfähige
4) ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten
5) ohne Knappschaftsausgleichsleistungen
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Ü b e r s i c h t  A 3

Die Anzahl und der durchschnittliche Rentenzahlbetrag 1) der laufenden Renten nach dem
Rentenfallkonzept 2) und dem Geschlecht in Deutschland nach Versicherungszweigen und alten

und neuen Bundesländern ab 1996 zum 1. Juli des jeweiligen Jahres

– an Männer –

Anzahl der Renten Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag in DM/Monat

Renten wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes Renten wegen verminderter

Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes

davon wegen Alters davon davon wegen Alters davon
Jahr

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwer-
renten 4)

Waisen-
renten

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwer-
renten 4)

Waisen-
renten

Deutschland
Rentenversicherung der Arbeiter

1996 3 965 733 3 172 175 236 209 146 378 146 154 1 570,27 1 602,22 1 928,21 301,17 299,92

1997 4 085 349 3 287 346 235 577 158 046 157 802 1 600,57 1 633,16 1 950,49 312,97 311,71

1998 4 209 297 3 408 863 248 926 170 269 169 981 1 603,61 1 635,53 1 943,83 324,38 322,94

Rentenversicherung der Angestellten

1996 2 272 592 2 035 865 140 023 100 251 100 181 2 063,18 2 109,54 2 350,24 404,90 404,47

1997 2 338 921 2 102 124 139 456 109 730 109 645 2 115,36 2 161,16 2 390,17 419,56 419,07

1998 2 419 386 2 178 222 156 722 119 820 119 723 2 135,65 2 181,34 2 398,24 426,60 426,08

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

1996 6 238 325 5 208 040 376 232 246 629 246 335 1 749,84 1 800,53 2 085,28 343,33 342,44

1997 6 424 270 5 389 470 375 033 267 776 267 447 1 787,99 1 839,10 2 113,99 356,65 355,73

1998 6 628 683 5 587 085 405 648 290 089 289 704 1 797,80 1 848,31 2 119,40 366,59 365,57

Knappschaftliche Rentenversicherung 5)

1996 490 298 408 781 33 278 3 357 3 357 2 369,97 2 525,10 2 531,72 465,49 465,49

1997 494 630 418 875 33 016 3 663 3 663 2 430,58 2 579,88 2 533,24 492,84 492,84

1998 496 989 425 657 34 122 3 942 3 942 2 431,83 2 572,56 2 517,13 511,10 511,10

Gesetzliche Rentenversicherung

1996 6 728 623 5 616 821 409 510 249 986 249 692 1 795,03 1 853,27 2 121,56 344,98 344,10

1997 6 918 900 5 808 345 408 049 271 439 271 110 1 833,93 1 892,52 2 147,90 358,49 357,58

1998 7 125 672 6 012 742 439 770 294 031 293 646 1 842,02 1 899,59 2 150,25 368,53 367,52

Alte Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 5 414 080 4 536 633 380 002 159 256 159 126 1 801,74 1 851,45 2 141,34 345,64 345,01

1997 5 546 986 4 675 917 386 034 173 824 173 668 1 829,71 1 877,75 2 158,00 354,17 353,45

1998 5 703 765 4 836 487 409 925 189 439 189 237 1 833,35 1 879,32 2 160,85 360,25 359,40

Neue Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 1 314 543 1 080 188 29 508 90 730 90 566 1 767,38 1 860,91 1 866,82 343,82 342,49

1997 1 371 914 1 132 428 22 015 97 615 97 442 1 850,99 1 953,51 1 970,87 366,18 364,93

1998 1 421 907 1 176 255 29 845 104 592 104 409 1 876,81 1 982,92 2 004,65 383,54 382,24

1) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR
2) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (die an Mehrfachrentner geleisteten Renten werden einzeln entsprechend ihren

Rentenarten gezählt).
3) Renten an langjährig Versicherte sowie Schwerbehinderte, Berufs- oder Erwerbsunfähige vor Erreichen der Regelaltersgrenze
4) ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten
5) ohne Knappschaftsausgleichsleistungen

Renten nach Rentenbestandsaufnahme des BMA aus Datensatz des Postrentendienstes
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n o c h  Übersicht A 3

Die Anzahl und der durchschnittliche Rentenzahlbetrag 1) der laufenden Renten nach dem
Rentenfallkonzept 2) und dem Geschlecht in Deutschland nach Versicherungszweigen und alten

und neuen Bundesländern ab 1996 zum 1. Juli des jeweiligen Jahres

– an Frauen –

Anzahl der Renten Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag in DM/Monat

Renten wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes Renten wegen verminderter

Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes

davon wegen Alters davon davon wegen Alters davon
Jahr

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwen-/
renten 4)

Waisen-
renten

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwen-/
renten 4)

Waisen-
renten

Deutschland
Rentenversicherung der Arbeiter

1996 4 876 126 4 469 832 43 673 3 095 336 3 091 880 731,91 709,10 980,58 873,49 873,28

1997 4 942 933 4 528 142 46 838 3 072 356 3 068 502 750,27 726,09 996,34 890,86 890,58

1998 5 009 417 4 595 096 47 971 3 063 010 3 058 865 766,95 742,37 1 015,24 893,67 893,34

Rentenversicherung der Angestellten

1996 3 698 308 3 325 973 35 655 1 729 063 1 725 823 1 062,78 1 049,13 1 336,15 1 132,15 1 132,19

1997 3 805 377 3 417 737 41 889 1 716 844 1 713 324 1 093,83 1 079,23 1 353,97 1 165,32 1 165,41

1998 3 924 359 3 525 071 47 912 1 709 882 1 706 109 1 115,85 1 100,74 1 364,82 1 174,69 1 174,74

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

1996 8 574 434 7 795 805 79 328 4 824 399 4 817 703 874,62 854,16 1 140,39 966,20 966,03

1997 8 748 310 7 945 879 88 727 4 789 200 4 781 826 899,72 877,99 1 165,18 989,25 989,06

1998 8 933 776 8 120 167 95 883 4 772 892 4 764 974 920,22 897,94 1 189,91 994,34 994,09

Knappschaftliche Rentenversicherung 5)

1996 123 390 115 454 616 371 720 371 715 1 126,82 1 113,88 1 557,95 1 340,69 1 340,69

1997 123 537 115 026 929 368 575 368 569 1 183,17 1 171,40 1 571,15 1 368,69 1 368,69

1998 123 618 114 883 1 393 364 898 364 892 1 199,31 1 188,98 1 570,84 1 370,08 1 370,07

Gesetzliche Rentenversicherung

1996 8 697 824 7 911 259 79 944 5 196 119 5 189 418 878,20 857,96 1 143,62 992,98 992,87

1997 8 871 847 8 060 905 89 656 5 157 775 5 150 395 903,66 882,17 1 169,39 1 016,36 1 016,22

1998 9 057 394 8 235 050 97 276 5 137 790 5 129 866 924,02 902,00 1 195,37 1 021,03 1 020,84

Alte Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 6 531 118 6 008 245 78 637 4 199 834 4 196 333 808,92 786,63 1 139,60 1 020,23 1 020,14

1997 6 677 512 6 146 812 87 099 4 166 355 4 162 428 830,95 807,39 1 162,48 1 033,81 1 033,70

1998 6 835 241 6 297 238 93 546 4 149 810 4 145 560 851,63 827,30 1 187,15 1 033,65 1 033,51

Neue Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 2 166 706 1 903 014 1 307 996 285 993 085 1 087,04 1 083,16 1 385,22 878,13 877,62

1997 2 194 335 1 914 093 2 557 991 420 987 967 1 124,93 1 122,32 1 404,81 943,04 942,57

1998 2 222 153 1 937 812 3 730 987 980 984 306 1 146,70 1 144,76 1 401,58 968,01 967,46

1) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR
2) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (die an Mehrfachrentner geleisteten Renten werden einzeln entsprechend ihren

Rentenarten gezählt).
3) Renten an langjährig Versicherte sowie Schwerbehinderte, Berufs- oder Erwerbsunfähige vor Erreichen der Regelaltersgrenze
4) ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten
5) ohne Knappschaftsausgleichsleistungen

Renten nach Rentenbestandsaufnahme des BMA aus Datensatz des Postrentendienstes
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n o c h  Übersicht A 3

Die Anzahl und der durchschnittliche Rentenzahlbetrag 1) der laufenden Renten nach dem
Rentenfallkonzept 2) und dem Geschlecht in Deutschland nach Versicherungszweigen und

alten und neuen Bundesländern ab 1996 zum 1. Juli des jeweiligen Jahres

– an Männer und Frauen –

Anzahl der Renten Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag in DM/Monat

Renten wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes Renten wegen verminderter

Erwerbsfähigkeit und wegen Alters Renten wegen Todes

davon wegen Alters davon davon wegen Alters davonJahr

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwer-/
Witwen-
renten 4)

Waisen-
renten

insgesamt
insgesamt davon

flexible 3)

insgesamt Witwer-/
Witwen-
renten 4)

Waisen-
renten

Deutschland
Rentenversicherung der Arbeiter

1996 8 841 859 7 642 007 279 882 3 496 611 3 238 034 254 897 1 107,94 1 079,82 1 780,35 807,87 847,40 301,93

1997 9 028 282 7 815 488 282 415 3 474 685 3 226 304 244 283 1 135,04 1 107,61 1 792,24 823,31 862,28 303,82

1998 9 218 714 8 003 959 296 897 3 476 027 3 228 846 242 748 1 148,98 1 122,76 1 793,79 824,52 863,31 302,94

Rentenversicherung der Angestellten

1996 5 970 900 5 361 838 175 678 1 989 292 1 826 004 159 978 1 443,55 1 451,76 2 144,42 1 030,36 1 092,26 322,08

1997 6 144 298 5 519 861 181 345 1 982 108 1 822 969 155 534 1 482,69 1 491,26 2 150,81 1 058,22 1 120,51 326,69

1998 6 343 745 5 703 293 204 634 1 984 163 1 825 832 154 461 1 504,79 1 513,45 2 156,28 1 063,60 1 125,65 327,96

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

1996 14 812 759 13 003 845 455 560 5 485 903 5 064 038 414 875 1 243,22 1 233,18 1 920,74 888,55 935,69 309,70

1997 15 172 580 13 335 349 463 760 5 456 793 5 049 273 399 817 1 275,82 1 266,42 1 932,46 908,63 955,51 312,72

1998 15 562 459 13 707 252 501 531 5 460 190 5 054 678 397 209 1 294,02 1 285,32 1 941,70 911,40 958,07 312,67

Knappschaftliche Rentenversicherung 5)

1996 613 688 524 235 33 894 387 962 375 072 12 885 2 120,02 2 214,30 2 514,02 1 300,69 1 332,86 364,42

1997 618 167 533 901 33 945 384 823 372 232 12 585 2 181,29 2 276,43 2 506,91 1 327,65 1 360,07 368,67

1998 620 607 540 540 35 515 381 176 368 834 12 336 2 186,33 2 278,50 2 480,01 1 328,76 1 360,90 367,63

Gesetzliche Rentenversicherung

1996 15 426 447 13 528 080 489 454 5 873 865 5 439 110 427 760 1 278,10 1 271,20 1 961,83 915,77 963,08 311,35

1997 15 790 747 13 869 250 497 705 5 841 616 5 421 505 412 402 1 311,27 1 305,30 1 971,64 936,24 983,29 314,42

1998 16 183 066 14 247 792 537 046 5 841 366 5 423 512 409 545 1 328,24 1 323,00 1 977,30 938,64 985,46 314,32

Alte Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 11 945 198 10 544 878 458 639 4 683 095 4 355 459 324 005 1 258,91 1 244,73 1 969,59 947,31 995,47 297,86

1997 12 224 498 10 822 729 473 133 4 649 328 4 336 096 309 149 1 284,15 1 269,84 1 974,74 959,81 1 006,46 303,08

1998 12 539 006 11 133 725 503 471 4 646 056 4 334 797 306 807 1 298,20 1 284,30 1 979,94 958,07 1 004,08 304,85

Neue Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

1996 3 481 249 2 983 202 30 815 1 190 770 1 083 651 103 755 1 343,94 1 364,78 1 846,39 791,71 832,89 353,49

1997 3 566 249 3 046 521 24 572 1 192 288 1 085 409 103 253 1 404,24 1 431,28 1 911,96 844,31 890,72 348,39

1998 3 644 060 3 114 067 33 575 1 195 310 1 088 715 102 738 1 431,59 1 461,35 1 937,65 863,12 911,33 342,61

1) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR
2) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (die an Mehrfachrentner geleisteten Renten werden einzeln entsprechend ihren

Rentenarten gezählt).
3) Renten an langjährig Versicherte sowie Schwerbehinderte, Berufs- oder Erwerbsunfähige vor Erreichen der Regelaltersgrenze
4) ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten
5) ohne Knappschaftsausgleichsleistungen
Renten nach Rentenbestandsaufnahme des BMA aus Datensatz des Postrentendienstes
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Ü b e r s i c h t  A 4

Die Anzahl der Rentner und der durchschnittliche Gesamtrentenzahlbetrag der laufenden Renten nach
dem Personenkonzept 1) und dem Geschlecht in der gesetzlichen Rentenversicherung

ab 1996 zum 1. Juli des Jahres in Deutschland und den alten und neuen Bundesländern

– Männer –

Anzahl der Rentner Durchschnittlicher Gesamtrentenzahlbetrag

davon davon

Renten
insgesamt

Renten
wegen

verminderter
Erwerbs-
fähigkeit

Renten
wegen
Alters

Renten
wegen

Todes 2)

Jahr Renten
insgesamt

Renten
wegen

verminderter
Erwerbs-
fähigkeit

Renten
wegen
Alters

Renten
wegen

Todes 2)

in DM je Monat

Deutschland
Einzelrentner

1996 6 651 456 1 099 115 5 466 445  85 896 1 779,07 1 500,30 1 857,07  381,88
1997 6 812 074 1 096 449 5 633 581  82 044 1 818,50 1 526,82 1 895,84  406,44
1998 7 004 432 1 097 899 5 820 253  86 280 1 826,11 1 530,15 1 902,71  424,74

Mehrfachrentner
1996  163 095 2 025,29
1997  188 891 2 106,99
1998  207 536 2 134,27

Rentner insgesamt
1996 6 814 551 1 784,96
1997 7 000 965 1 826,28
1998 7 211 968 1 834,98

Alte Bundesländer
Einzelrentner

1996 5 359 804  868 623 4 438 766  52 415 1 790,07 1 544,42 1 854,93  369,28
1997 5 477 420  861 457 4 563 942  52 021 1 818,21 1 571,34 1 881,11  387,73
1998 5 624 939  857 021 4 712 717  55 201 1 821,39 1 576,36 1 882,59  400,32

Mehrfachrentner
1996  106 698 2 017,61
1997  121 591 2 070,60
1998  134 035 2 088,77

Rentner insgesamt
1996 5 466 502 1 794,52
1997 5 599 011 1 823,69
1998 5 758 974 1 827,61

Neue Bundesländer
Einzelrentner

1996 1 291 652  230 492 1 027 679  33 481 1 733,39 1 334,07 1 866,34  401,63
1997 1 334 654  234 992 1 069 639  30 023 1 819,69 1 363,61 1 958,65  438,84
1998 1 379 493  240 878 1 107 536  31 079 1 845,38 1 365,77 1 988,34  468,14

Mehrfachrentner
1996  56 397 2 039,81
1997  67 300 2 172,73
1998  73 501 2 217,24

Rentner insgesamt
1996 1 348 049 1 746,21
1997 1 401 954 1 836,64
1998 1 452 994 1 864,19

1) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefaßt.
Gesamtrentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR

2) ohne Waisenrenten
Rentenbestandsaufnahme des BMA aus dem Datensatz des Postrentendienstes
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n o c h  Übersicht A 4

Die Anzahl der Rentner und der durchschnittliche Gesamtrentenzahlbetrag der laufenden Renten nach
dem Personenkonzept 1) und dem Geschlecht in der gesetzlichen Rentenversicherung

ab 1996 zum 1. Juli des Jahres in Deutschland und den alten und neuen Bundesländern

– Frauen –

Anzahl der Rentner Durchschnittlicher Gesamtrentenzahlbetrag

davon davon

Renten
insgesamt

Renten
wegen

verminderter
Erwerbs-
fähigkeit

Renten
wegen
Alters

Renten
wegen

Todes 2)

Jahr Renten
insgesamt

Renten
wegen

verminderter
Erwerbs-
fähigkeit

Renten
wegen
Alters

Renten
wegen

Todes 2)

in DM je Monat

Deutschland
Einzelrentner

1996 7 915 487  711 118 5 008 053 2 196 316  938,62 1 088,95  907,17  961,64
1997 7 758 276  730 126 5 017 132 2 011 018  959,24 1 124,64  940,19  946,70
1998 7 810 401  741 627 5 134 176 1 934 598  975,11 1 151,53  962,51  940,94

Mehrfachrentner
1996 2 983 356 1 799,69
1997 3 129 275 1 859,09
1998 3 185 949 1 883,02

Rentner insgesamt
1996 10 898 843 1 174,32
1997 10 887 551 1 217,87
1998 10 996 350 1 238,16

Alte Bundesländer
Einzelrentner

1996 6 342 140  469 068 3 878 979 1 994 093  900,88 1 076,88  841,15  975,66
1997 6 184 502  475 330 3 883 832 1 825 340  915,02 1 116,28  870,63  957,08
1998 6 207 295  483 165 3 974 132 1 749 998  928,16 1 148,48  892,13  949,13

Mehrfachrentner
1996 2 187 576 1 760,45
1997 2 322 844 1 805,74
1998 2 382 110 1 824,74

Rentner insgesamt
1996 8 529 716 1 121,33
1997 8 507 346 1 158,22
1998 8 589 405 1 176,81

Neue Bundesländer
Einzelrentner

1996 1 573 347  242 050 1 129 074  202 223 1 090,73 1 112,32 1 133,99  823,41
1997 1 573 774  254 796 1 133 300  185 678 1 132,99 1 140,23 1 178,58  844,74
1998 1 603 106  258 462 1 160 044  184 600 1 156,94 1 157,22 1 203,60  863,28

Mehrfachrentner
1996  795 780 1 907,55
1997  806 431 2 012,78
1998  803 839 2 055,74

Rentner insgesamt
1996 2 369 127 1 365,10
1997 2 380 205 1 431,07
1998 2 406 945 1 457,10

1) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefaßt.
Gesamtrentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR

2) ohne Waisenrenten
Rentenbestandsaufnahme des BMA aus dem Datensatz des Postrentendienstes
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n o c h  Übersicht A 4

Die Anzahl der Rentner und der durchschnittliche Gesamtrentenzahlbetrag der laufenden Renten nach
dem Personenkonzept 1) und dem Geschlecht in der gesetzlichen Rentenversicherung

ab 1996 zum 1. Juli des Jahres in Deutschland und den alten und neuen Bundesländern

– Männer und Frauen –

Anzahl der Rentner Durchschnittlicher Gesamtrentenzahlbetrag

davon davon

Renten
insgesamt

Renten
wegen

verminderter
Erwerbs-
fähigkeit

Renten
wegen
Alters

Renten
wegen

Todes 2)

Jahr Renten
insgesamt

Renten
wegen

verminderter
Erwerbs-
fähigkeit

Renten
wegen
Alters

Renten
wegen

Todes 2)

in DM je Monat

Deutschland
Einzelrentner

1996 14 566 943 1 810 233 10 474 498 2 282 212 1 322,38 1 338,71 1 402,91  939,82
1997 14 570 350 1 826 575 10 650 713 2 093 062 1 360,97 1 366,06 1 445,67  925,53
1998 14 814 833 1 839 526 10 954 429 2 020 878 1 377,46 1 377,51 1 462,05  918,90

Mehrfachrentner
1996 3 146 451 1 811,38
1997 3 318 166 1 873,21
1998 3 393 485 1 898,39

Rentner insgesamt
1996 17 713 394 1 409,24
1997 17 888 516 1 455,99
1998 18 208 318 1 474,55

Alte Bundesländer
Einzelrentner

1996 11 701 944 1 337 691 8 317 745 2 046 508 1 308,15 1 380,47 1 382,15  960,13
1997 11 661 922 1 336 787 8 447 774 1 877 361 1 339,24 1 409,53 1 416,55  941,29
1998 11 832 234 1 340 186 8 686 849 1 805 199 1 352,79 1 422,10 1 429,47  932,35

Mehrfachrentner
1996 2 294 274 1 772,41
1997 2 444 435 1 818,91
1998 2 516 145 1 838,81

Rentner insgesamt
1996 13 996 218 1 384,26
1997 14 106 357 1 422,36
1998 14 348 379 1 438,02

Neue Bundesländer
Einzelrentner

1996 2 864 999  472 542 2 156 753  235 704 1 380,47 1 220,48 1 482,95  763,50
1997 2 908 428  489 788 2 202 939  215 701 1 448,11 1 247,41 1 557,35  788,25
1998 2 982 599  499 340 2 267 580  215 679 1 475,35 1 257,82 1 586,89  806,33

Mehrfachrentner
1996  852 177 1 916,30
1997  873 731 2 025,10
1998  877 340 2 069,27

Rentner insgesamt
1996 3 717 176 1 503,31
1997 3 782 159 1 581,40
1998 3 859 939 1 610,35

1) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefaßt.
Gesamtrentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR

2) ohne Waisenrenten
Rentenbestandsaufnahme des BMA aus dem Datensatz des Postrentendienstes
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Die Verteilung der Renten 1) wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters nach den angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 2),
den durchschnittlichen Entgeltpunkten je Jahr 3) an rentenrechtlichen Zeiten  und dem Geschlecht in der gesetzlichen Rentenversicherung

am 31. Dezember 1998 in Deutschland 4)
Anzahl der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters

davon mit von ... bis unter ... durchschnittlichen Entgeltpunkten/Jahr an rentenrechtlichen ZeitenRenten
insgesamt unter 0,2 0,2–0,4 0,4–0,6 0,6–0,8 0,8–1,0 1,0–1,2 1,2–1,4 1,4–1,6 1,6–1,8 1,8 u. m.

 EP/Jahr
an renten-
rechtlichen

Zeiten
 Jahre

 Renten-
zahl-
betrag

Höhe der
angerechneten

rentenrechtlichen Zeiten
von ... bis

unter ... Jahre 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14
Männer

unter 5 .........................  9 453   30   126   310   499  4 983  1 795   801   354   202   353   167,51 3,52   1,01
  5 – 10 ........................  72 146   974  3 929  9 855  16 505  20 628  9 279  4 744  2 531  1 856  1 845   294,52 7,54   0,88
10 – 15 ........................  103 993   720  3 128  8 988  22 139  32 162  17 335  8 643  5 850  3 150  1 878   522,56 12,50   0,94
15 – 20 ........................  166 059  1 304  6 910  16 458  33 395  47 769  30 057  14 990  8 995  3 709  2 472   719,20 17,35   0,93
20 – 25 ........................  153 853  1 269  5 997  13 715  29 256  42 462  31 351  16 265  8 440  3 097  2 001   947,39 22,48   0,94
25 – 30 ........................  182 974   930  5 555  15 342  36 846  51 403  38 504  18 743  10 675  3 161  1 815  1 160,34 27,50   0,95
30 – 35 ........................  230 200   577  4 966  16 405  50 568  66 702  48 853  23 973  13 165  3 165  1 826  1 371,26 32,59   0,95
35 – 40 ........................  671 830   555  4 273  16 204  115 994  218 948  175 209  82 272  47 063  8 132  3 180  1 675,91 37,92   1,01
40 – 45 ........................ 1 875 709   325  2 244  12 152  129 177  481 894  674 681  365 909  184 045  18 459  6 823  2 051,14 42,81   1,10
45 – 50 ........................ 2 280 238   257  2 205  13 046  100 451  404 717  826 662  585 480  309 734  32 215  5 471  2 337,09 46,87   1,16
50 und mehr ................  306 408   64   675  1 222  25 156  67 946  108 299  66 810  32 369  3 485   382  2 165,08 50,47   1,11
Renten insgesamt ........ 6 052 863  7 005  40 008  123 697  559 986 1 439 614 1 962 025 1 188 630  623 221  80 631  28 046  1 955,46 41,12   1,09
 EP/Jahr .................... 1,0897 0,1471 0,3188 0,5215 0,7275 0,9127 1,0968 1,2889 1,4821 1,6666 1,9336 – – –
 Jahre ........................   41,12   22,82   25,65   28,52   35,94   39,69   42,77   43,55   43,49   39,40   32,91 – – –
 Rentenzahlbetrag .....  1 955,46   205,43   407,08   677,65  1 134,55  1 539,29  2 003,85  2 430,10  2 795,38  2 925,73  3 034,40 – – –

Frauen
unter 5 .........................  86 824   571  2 514  7 594  6 822  62 479  2 772  1 436   909   633  1 094 179,97 3,73   0,84
  5 – 10 ........................  759 682  15 340  54 788  173 845  249 662  209 556  25 773  13 689  9 869  4 282  2 878 240,93 7,24   0,71
10 – 15 ........................  615 005  5 300  53 476  181 696  246 897  81 104  18 300  10 496  9 201  5 269  3 266 388,78 12,26   0,68
15 – 20 ........................ 1 023 191  31 051  179 694  357 174  283 612  106 403  34 540  14 198  9 947  3 656  2 916 477,26 17,39   0,60
20 – 25 ........................  850 980  9 190  90 483  256 571  282 387  140 944  44 848  15 629  6 895  2 307  1 726 670,91 22,34   0,67
25 – 30 ........................  921 600  4 795  52 195  162 460  411 331  201 804  59 740  19 482  6 703  1 866  1 224 891,86 27,42   0,74
30 – 35 ........................ 1 027 492  2 130  29 996  94 144  516 834  274 764  77 371  23 070  6 960  1 472   751 1097,96 32,38   0,78
35 – 40 ........................ 1 218 678  1 290  19 159  58 159  638 683  336 972  116 187  35 509  10 793  1 480   446 1298,52 37,43   0,82
40 – 45 ........................ 1 358 685   412  7 944  31 433  589 140  408 040  197 448  89 042  31 813  2 916   497 1561,75 42,44   0,88
45 – 50 ........................  372 884   162  3 436  14 734  160 805  108 874  54 393  23 022  6 680   661   117 1663,14 46,00   0,87
50 und mehr ................  13 396   41   518  1 152  8 887  1 900   544   258   85   7   4 1520,36 50,27   0,71
Renten insgesamt ........ 8 248 417  70 282  494 203 1 338 962 3 395 060 1 932 840  631 916  245 831  99 855  24 549  14 919 944,67 27,86 0,7538
 EP/Jahr .................... 0,7538 0,1593 0,3220 0,5115 0,7209 0,8767 1,0844 1,2850 1,4822 1,6761 2,0500 – – –
 Jahre ........................   27,86 16,45   19,79   20,26   29,75   29,55   34,01   33,93   30,16 21,29 17,08 – – –
 Rentenzahlbetrag .....   944,67   130,15   316,54   482,92   930,89  1 100,74  1 563,51  1 847,64  1 887,13  1 556,46  1 540,50 – – –

1) vollständig ruhende Renten, Renten vor 1957, Vertragsrenten und statistisch nicht auswertbare Fälle sind nicht enthalten
2) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungs- bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992 Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten
3) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12
4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMA danach, wo die Entgeltpunkte erworben w urden.
Sonderauswertung des VDR-Rentenbestandes am 31. Dezember 1998

Ü b e r s i c h t  A 5
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Die Verteilung der Renten 1) wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters nach den angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 2),
den durchschnittlichen Entgeltpunkten je Jahr 3) an rentenrechtlichen Zeiten  und dem Geschlecht in der gesetzlichen Rentenversicherung

am 31. Dezember 1998 in den alten Bundesländern 4)
Anzahl der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters

davon mit von ... bis unter ... durchschnittlichen Entgeltpunkten/Jahr an rentenrechtlichen ZeitenRenten
insgesamt unter 0,2 0,2–0,4 0,4–0,6 0,6–0,8 0,8–1,0 1,0–1,2 1,2–1,4 1,4–1,6 1,6–1,8 1,8 u. m.

 EP/Jahr
an renten-
rechtlichen

Zeiten
 Jahre

 Renten-
zahl-
betrag

Höhe der
angerechneten

rentenrechtlichen Zeiten
von ... bis

unter ... Jahre 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14
Männer

unter 5 .........................  9 356   26   107   265   489  4 971  1 792   799   353   202   352 164,24 3,53   1,02
  5 – 10 ........................  70 727   967  3 871  9 750  16 315  20 093  8 962  4 604  2 470  1 851  1 844 295,91 7,55   0,88
10 – 15 ........................  102 447   710  3 048  8 822  21 933  31 602  16 977  8 506  5 836  3 143  1 870 524,78 12,50   0,94
15 – 20 ........................  163 917  1 288  6 810  16 120  32 912  47 143  29 661  14 866  8 976  3 696  2 445 721,06 17,35   0,93
20 – 25 ........................  150 795  1 225  5 822  13 219  28 181  41 778  30 967  16 138  8 394  3 080  1 991 952,20 22,48   0,95
25 – 30 ........................  178 015   886  5 309  14 489  35 269  50 192  37 882  18 479  10 583  3 134  1 792 1167,29 27,50   0,95
30 – 35 ........................  217 974   542  4 598  15 070  46 778  62 816  46 970  23 338  12 956  3 100  1 806 1384,69 32,58   0,96
35 – 40 ........................  598 318   503  3 659  14 792  99 365  190 937  157 138  76 397  44 705  7 736  3 086 1706,21 37,88   1,02
40 – 45 ........................ 1 520 023   231  1 767  10 698  99 892  361 452  551 115  310 876  160 900  16 494  6 598 2125,39 42,81   1,11
45 – 50 ........................ 1 672 999   83   581  6 464  63 985  265 254  604 009  462 843  243 453  21 638  4 689 2452,49 46,80   1,17
50 und mehr ................  37 693   10   83   287  3 324  5 624  9 698  9 572  8 173   807   115 2610,29 50,55   1,18
Renten insgesamt ........ 4 722 264  6 471  35 655  109 976  448 443 1 081 862 1 495 171  946 418  506 799  64 881  26 588 1969,51 39,81   1,09
 EP/Jahr .................... 1,0913 0,1471 0,3191 0,5193 0,7250 0,9122 1,0978 1,2892 1,4815 1,6699 1,9368 – – –
 Jahre ........................   39,81   21,50   23,83   26,95   33,96   37,94   41,73   42,76   42,66   37,44   32,23 – – –
 Rentenzahlbetrag .....  1 969,51   159,09   348,80   633,56  1 097,29  1 528,49  2 031,50  2 466,11  2 825,19  2 903,01  3 013,53 – – –

Frauen
unter 5 .........................  77 473   548  2 018  6 440  5 180  60 824  1 345   361   223   156   378 149,16 3,80   0,82
  5 – 10 ........................  718 481  15 058  50 873  162 304  237 686  202 855  22 271  11 814  9 135  3 926  2 559 229,02 7,23   0,71
10 – 15 ........................  552 755  4 956  45 002  159 742  230 015  72 978  14 076  9 011  8 716  5 107  3 152 371,68 12,27   0,68
15 – 20 ........................  927 468  30 677  166 735  328 704  261 736  84 174  26 919  12 538  9 586  3 547  2 852 460,84 17,42   0,59
20 – 25 ........................  719 120  8 845  79 963  229 292  249 140  92 092  35 511  13 892  6 503  2 197  1 685 652,57 22,36   0,66
25 – 30 ........................  722 697  4 526  45 003  136 768  343 656  120 768  46 195  16 753  6 080  1 757  1 191 883,72 27,47   0,73
30 – 35 ........................  731 626  1 952  23 807  67 173  405 137  150 716  56 401  18 557  5 895  1 274   714 1109,97 32,43   0,77
35 – 40 ........................  765 121  1 163  15 761  39 172  407 717  190 284  76 866  25 038  7 544  1 170   406 1339,36 37,44   0,81
40 – 45 ........................  739 418   293  5 163  17 938  322 644  198 919  120 857  54 739  16 600  1 850   415 1664,51 42,53   0,89
45 – 50 ........................  194 486   46  1 335  5 600  86 589  50 063  31 302  14 573  4 344   529   105 1798,35 46,11   0,89
50 und mehr ................  3 515   5   53   244  1 927   640   325   231   80   7   3 1853,02 50,84   0,82
Renten insgesamt ........ 6 152 160  68 069  435 713 1 153 377 2 551 427 1 224 313  432 068  177 507  74 706  21 520  13 460 868,12 25,57   0,73
 EP/Jahr .................... 0,7334 0,1593 0,3206 0,5113 0,7156 0,8773 1,0861 1,2851 1,4837 1,6772 2,0536 – – –
 Jahre ........................   25,57 16,25   19,36   19,40   27,61   26,33   32,95   32,52   27,43 20,44 17,83 – – –
 Rentenzahlbetrag .....   868,12 117,81   279,01   443,13   880,61  1 025,07  1 578,57  1 845,87  1 797,08 1521,39 1603,44 – – –

1) vollständig ruhende Renten, Renten vor 1957, Vertragsrenten und statistisch nicht auswertbare Fälle sind nicht enthalten
2) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungs- bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992 Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten
3) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12
4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMA danach, wo die Entgeltpunkte erworben w urden.
Sonderauswertung des VDR-Rentenbestandes am 31. Dezember 1998

n o c h  Übersicht A 5
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Die Verteilung der Renten 1) wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters nach den angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 2),
den durchschnittlichen Entgeltpunkten je Jahr 3) an rentenrechtlichen Zeiten  und dem Geschlecht in der gesetzlichen Rentenversicherung

am 31. Dezember 1998 in den neuen Bundesländern 4)
Anzahl der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters

davon mit von ... bis unter ... durchschnittlichen Entgeltpunkten/Jahr an rentenrechtlichen ZeitenRenten
insgesamt unter 0,2 0,2–0,4 0,4–0,6 0,6–0,8 0,8–1,0 1,0–1,2 1,2–1,4 1,4–1,6 1,6–1,8 1,8 u. m.

 EP/Jahr
an renten-
rechtlichen

Zeiten
 Jahre

 Renten-
zahl-
betrag

Höhe der
angerechneten

rentenrechtlichen Zeiten
von ... bis

unter ... Jahre 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14
Männer

unter 5 .........................   97   4   19   45   10   12   3   2   1   1   483,10 2,86   0,57
  5 – 10 ........................  1 419   7   58   105   190   535   317   140   61   5   1   225,36 7,25   0,92
10 – 15 ........................  1 546   10   80   166   206   560   358   137   14   7   8   375,60 12,25   0,89
15 – 20 ........................  2 142   16   100   338   483   626   396   124   19   13   27   577,01 17,31   0,84
20 – 25 ........................  3 058   44   175   496  1 075   684   384   127   46   17   10   710,38 22,33   0,78
25 – 30 ........................  4 959   44   246   853  1 577  1 211   622   264   92   27   23   910,81 27,54   0,79
30 – 35 ........................  12 226   35   368  1 335  3 790  3 886  1 883   635   209   65   20  1 131,76 32,77   0,84
35 – 40 ........................  73 512   52   614  1 412  16 629  28 011  18 071  5 875  2 358   396   94  1 429,25 38,22   0,95
40 – 45 ........................  355 686   94   477  1 454  29 285  120 442  123 566  55 033  23 145  1 965   225  1 733,81 42,79   1,06
45 – 50 ........................  607 239   174  1 624  6 582  36 466  139 463  222 653  122 637  66 281  10 577   782  2 019,15 47,09   1,12
50 und mehr ................  268 715   54   592   935  21 832  62 322  98 601  57 238  24 196  2 678   267  2 102,63 50,46   1,10
Renten insgesamt ........ 1 330 599   534  4 353  13 721  111 543  357 752  466 854  242 212  116 422  15 750  1 458  1 905,59 45,74 1,08
 EP/Jahr .................... 1,0838 0,1477 0,3165 0,5396 0,7374 0,9140 1,0934 1,2876 1,4848 1,6531 1,8762 – – –
 Jahre ........................   45,74   38,81   40,59   41,06   43,92   44,96   46,07   46,68   47,11   47,46   45,40 – – –
 Rentenzahlbetrag .....  1 905,59   766,92   884,46  1 031,07  1 284,37  1 571,94  1 915,30  2 289,39  2 665,58  3 019,33  3 415,08 – – –

Frauen
unter 5 .........................  9 351   23   496  1 154  1 642  1 655  1 427  1 075   686   477   716   435,30 3,13   1,03
  5 – 10 ........................  41 201   282  3 915  11 541  11 976  6 701  3 502  1 875   734   356   319   448,54 7,33   0,73
10 – 15 ........................  62 250   344  8 474  21 954  16 882  8 126  4 224  1 485   485   162   114   540,61 12,18   0,65
15 – 20 ........................  95 723   374  12 959  28 470  21 876  22 229  7 621  1 660   361   109   64   636,36 17,08   0,68
20 – 25 ........................  131 860   345  10 520  27 279  33 247  48 852  9 337  1 737   392   110   41   770,92 22,20   0,73
25 – 30 ........................  198 903   269  7 192  25 692  67 675  81 036  13 545  2 729   623   109   33   921,44 27,24   0,77
30 – 35 ........................  295 866   178  6 189  26 971  111 697  124 048  20 970  4 513  1 065   198   37  1 068,28 32,26   0,79
35 – 40 ........................  453 557   127  3 398  18 987  230 966  146 688  39 321  10 471  3 249   310   40  1 229,61 37,41   0,82
40 – 45 ........................  619 267   119  2 781  13 495  266 496  209 121  76 591  34 303  15 213  1 066   82  1 439,05 42,32   0,88
45 – 50 ........................  178 398   116  2 101  9 134  74 216  58 811  23 091  8 449  2 336   132   12  1 515,73 45,89   0,85
50 und mehr ................  9 881   36   465   908  6 960  1 260   219   27   5   1  1 402,02 50,07   0,67
Renten insgesamt ........ 2 096 257  2 213  58 490  185 585  843 633  708 527  199 848  68 324  25 149  3 029  1 459  1 169,34 34,57   0,81
 EP/Jahr .................... 0,8139 0,1597 0,3324 0,5125 0,7372 0,8755 1,0808 1,2847 1,4777 1,6682 2,0165 – – –
 Jahre ........................   34,57 22,69   22,99   25,63   36,22   35,13   36,28   37,57   38,27 27,33 10,21 – – –
 Rentenzahlbetrag .....  1 169,34 509,71   596,14   730,20  1 082,95  1 231,49  1 530,95  1 852,24  2 154,61 1805,59 959,87 – – –

1) vollständig ruhende Renten, Renten vor 1957, Vertragsrenten und statistisch nicht auswertbare Fälle sind nicht enthalten
2) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungs- bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992 Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten
3) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12
4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMA danach, wo die Entgeltpunkte erworben w urden.
Sonderauswertung des VDR-Rentenbestandes am 31. Dezember 1998
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Übersicht A 6

Die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters sowie die Witwer- und Witwenrenten
in der gesetzlichen Rentenversicherung nach dem Rentenfallkonzept 1),

dem monatlichen Rentenzahlbetrag 2), den angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 3)
und dem Geschlecht am 31. Dezember 1998 in Deutschland 4)

Anzahl der Renten 4)

darunter mit  ... Jahren angerechneten rentenrechtlichen ZeitenRentenzahlbetragsgruppe von
... bis unter ... DM/Monat

Renten an Versicher-
te 5) u. Witwen/

Witwer insgesamt unter 20 20–30 30–40 40 und mehr nicht erfaßt

Renten an versicherte Männer
unter 300 ...........................  78 340  70 573  5 098  1 225  1 444  8 220
   300 –    600 ....................  180 882  139 258  28 979  10 058  2 587  32 924
   600 –    900 ....................  226 852  100 450  83 262  34 745  8 395  19 845
   900 – 1 200 ....................  327 027  32 927  110 691  126 031  57 378  21 741
1 200 – 1 500 ....................  612 519  7 983  65 952  240 289  298 295  28 848
1 500 – 1 800 ....................  909 634  1 712  28 301  219 757  659 864  40 508
1 800 – 2 100 .................... 1 109 516   232  10 979  138 395  959 910  48 518
2 100 – 2 400 .................... 1 050 208   154  2 777  73 924  973 353  44 176
2 400 – 2 700 ....................  750 909   62   777  40 052  710 018  29 811
2 700 – 3 000 ....................  486 535   22   70  11 203  475 240  18 336
3 000 und mehr .................  322 749   4   37  6 510  316 198  13 664
Insgesamt .......................... 6 055 171  353 377  336 923  902 189 4 462 682  306 591
 Rentenzahlbetrag .......... 1 955,46  559,09 1 063,07 1 598,16 2 205,08 –
 Jahre .............................  41,12 13,53 25,21 36,55 45,41 –
 Entgeltpunkte/Jahr 6) ..... 1,0897 0,9232 0,9448 0,9959 1,1327 –

Renten an versicherte Frauen
unter 300 ........................... 1 079 413 1 028 853  46 865  3 443   252  29 452
   300 –    600 .................... 1 637 371 1 178 599  413 026  42 315  3 431  79 207
   600 –    900 .................... 1 161 798  226 313  752 666  170 065  12 754  51 531
   900 – 1 200 .................... 1 673 035  45 820  438 555 1 036 686  151 974  60 494
1 200 – 1 500 .................... 1 560 529  11 452  90 533  692 250  766 294  53 281
1 500 – 1 800 ....................  627 269  3 066  22 795  198 950  402 458  19 248
1 800 – 2 100 ....................  279 508  1 258  5 930  69 993  202 327  6 900
2 100 – 2 400 ....................  146 346   749  1 529  23 403  120 665  3 239
2 400 – 2 700 ....................  65 402   450   674  6 869  57 409  1 538
2 700 – 3 000 ....................  22 480   268   359  1 554  20 299   527
3 000 und mehr .................  8 321   270   264   674  7 113   297
Insgesamt .......................... 8 261 472 2 497 098 1 773 196 2 246 202 1 744 976  305 714
 Rentenzahlbetrag ..........  944,67  372,72  785,79 1 206,77 1 583,10 –
 Jahre .............................  27,86 12,54 24,98 35,12 43,30 –
 Entgeltpunkte/Jahr 6) ..... 0,7538 0,6606 0,7035 0,7996 0,8873 –

Renten an Witwen und Witwer
unter 300 ...........................  327 630  164 078  63 187  57 503  42 862  47 670
   300 –    600 ....................  522 070  174 362  145 442  121 926  80 340  109 664
   600 –    900 ....................  785 748  41 397  155 073  328 768  260 510  149 930
   900 – 1 200 .................... 1 094 693  7 348  57 867  365 943  663 535  164 661
1 200 – 1 500 ....................  945 237   976  17 789  186 178  740 294  102 048
1 500 – 1 800 ....................  458 375   152  3 866  63 961  390 396  33 178
1 800 – 2 100 ....................  162 688   59   476  22 509  139 644  11 766
2 100 – 2 400 ....................  51 381   13   149  3 822  47 397  6 664
2 400 – 2 700 ....................  18 278   8   39  1 235  16 996  1 346
2 700 – 3 000 ....................  5 266   6   543  4 717   474
3 000 und mehr .................  3 381   2   3   225  3 151   361
Insgesamt .......................... 4 374 747  388 395  443 897 1 152 613 2 389 842  627 762
 Rentenzahlbetrag .......... 1 083,01  388,09  695,77 1 008,34 1 196,09 –
 Jahre .............................  38,21  13,75  25,30  36,43  41,72 –
 Entgeltpunkte/Jahr 6) ..... 1,1031 1,0097 1,0317 1,0849 1,1265 –

1) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten wurden einzeln entsprechend ihren
Rentenarten gezählt).

2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner  zur KVdR und PVdR
3) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungsjahre bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992: Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten
4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMA danach, wo die Entgeltpunkte erworben w urden.
5) Generell sind vollständig ruhende Renten, Renten mit Rentenbeginn vor 1957 und Vertragsrenten nicht in der Auswertung enthalten.
6) Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit und wegen Alters; In der Summe generell ohne Renten, in deren Datensätzen die Zeiten ni cht erfaßt sind.
7) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12
Sonderauswertung des VDR-Rentenbestandes am 31. Dezember 1998
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n o c h  Übersicht A 6

Die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters sowie die Witwer- und Witwenrenten
in der gesetzlichen Rentenversicherung nach dem Rentenfallkonzept 1),

dem monatlichen Rentenzahlbetrag 2), den angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 3)
und dem Geschlecht am 31. Dezember 1998 in den alten Bundesländern 4)

Anzahl der Renten 5)

darunter mit  ... Jahren angerechneten rentenrechtlichen ZeitenRentenzahlbetragsgruppe von
... bis unter ... DM/Monat

Renten an Versicher-
te 6) u. Witwen/

Witwer insgesamt unter 20 20–30 30–40 40 und mehr nicht erfaßt

Renten an versicherte Männer
unter 300 ...........................  75 362  68 133  5 012  1 159  1 058  8 090
   300 –    600 ....................  176 703  137 567  27 090  9 709  2 337  19 315
   600 –    900 ....................  216 512  99 866  80 045  30 687  5 914  18 542
   900 – 1 200 ....................  276 765  32 602  108 857  103 355  31 951  18 287
1 200 – 1 500 ....................  426 369  7 838  65 290  209 328  143 913  18 645
1 500 – 1 800 ....................  577 885  1 675  28 076  202 109  346 025  24 118
1 800 – 2 100 ....................  787 594   210  10 900  131 909  644 575  34 068
2 100 – 2 400 ....................  832 859   149  2 753  71 168  758 789  36 497
2 400 – 2 700 ....................  626 355   58   773  39 473  586 051  26 546
2 700 – 3 000 ....................  424 101   21   69  11 091  412 920  16 982
3 000 und mehr .................  303 879   3   36  6 447  297 393  12 476
Insgesamt ........................... 4 724 384  348 122  328 901  816 435 3 230 926  233 566
 Rentenzahlbetrag ........... 1 969,51  561,19 1 068,65 1 620,36 2 300,44 –
 Jahre ..............................  39,81 13,54 25,2 36,46 44,97 –
 Entgeltpunkte/Jahr 7) ..... 1,0913 0,9240 0,9486 1,0022 1,1463 –

Renten an versicherte Frauen
unter 300 ........................... 1 059 575 1 010 336  45 746  3 334   159  26 933
   300 –    600 .................... 1 485 898 1 054 397  387 887  40 404  3 210  54 654
   600 –    900 ....................  873 693  171 257  578 897  114 697  8 842  39 576
   900 – 1 200 .................... 1 012 805  35 419  324 934  616 975  35 477  35 873
1 200 – 1 500 ....................  904 977  10 651  74 628  475 948  343 750  31 360
1 500 – 1 800 ....................  425 709  3 019  21 692  155 981  245 017  14 530
1 800 – 2 100 ....................  204 739  1 248  5 835  59 657  137 999  5 695
2 100 – 2 400 ....................  112 902   749  1 515  20 974  89 664  2 774
2 400 – 2 700 ....................  54 681   448   670  6 627  46 936  1 363
2 700 – 3 000 ....................  21 575   268   357  1 519  19 431   499
3 000 und mehr .................  8 128   268   263   658  6 939   266
Insgesamt ........................... 6 164 682 2 288 060 1 442 424 1 496 774  937 424  213 523
 Rentenzahlbetrag ...........  868,12  355,41  768,43 1 227,23 1 692,99 –
 Jahre ..............................  25,57 12,49 24,92 34,99 43,30 –
 Entgeltpunkte/Jahr 7) ..... 0,7334 0,6573 0,6911 0,7934 0,8873 –

Renten an Witwen und Witwer
unter 300 ...........................  261 299  154 339  49 545  36 630  20 785  26 819
   300 –    600 ....................  417 783  169 986  129 629  79 488  38 680  85 873
   600 –    900 ....................  542 633  40 734  147 852  255 923  98 124  105 793
   900 – 1 200 ....................  824 576  7 030  56 542  340 433  420 571  97 488
1 200 – 1 500 ....................  800 268   795  17 573  178 453  603 447  57 259
1 500 – 1 800 ....................  418 022   127  3 800  62 519  351 576  22 660
1 800 – 2 100 ....................  154 783   52   461  22 202  132 068  9 455
2 100 – 2 400 ....................  49 307   12   148  3 730  45 417  5 604
2 400 – 2 700 ....................  17 449   8   37  1 203  16 201   909
2 700 – 3 000 ....................  4 961   0   6   532  4 423   329
3 000 und mehr .................  3 276   1   3   221  3 051   286
Insgesamt ........................... 3 494 357  373 084  405 596  981 334 1 734 343  412 475
 Rentenzahlbetrag ........... 1 074,32  366,13  657,48 1 009,65 1 338,48 –
 Jahre ..............................  36,64  13,75  25,28  36,35  43,68 –
 Entgeltpunkte/Jahr 7) ..... 1,0965 0,9765 0,9971 1,0766 1,1539 –

1) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten wurden einzeln entsprechend ihren
Rentenarten gezählt).

2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner  zur KVdR und PVdR
3) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungsjahre bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992: Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten
4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMA danach, wo die Entgeltpunkte erworben w urden.
5) Generell sind vollständig ruhende Renten, Renten mit Rentenbeginn vor 1957 und Vertragsrenten nicht in der Auswertung enthalten.
6) Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit und wegen Alters; In der Summe generell ohne Renten, in deren Datensätzen die Zeiten ni cht erfaßt sind.
7) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12
Sonderauswertung des VDR-Rentenbestandes am 31. Dezember 1998
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n o c h  Übersicht A 6

Die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters sowie die Witwer- und Witwenrenten
in der gesetzlichen Rentenversicherung nach dem Rentenfallkonzept 1),

dem monatlichen Rentenzahlbetrag 2), den angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 3)
und dem Geschlecht am 31. Dezember 1998 in den neuen Bundesländern 4)

Anzahl der Renten 5)

darunter mit  ... Jahren angerechneten rentenrechtlichen ZeitenRentenzahlbetragsgruppe von
... bis unter ... DM/Monat

Renten an Versicher-
te 6) u. Witwen/

Witwer insgesamt unter 20 20–30 30–40 40 und mehr nicht erfaßt

Renten an versicherte Männer
unter 300 ...........................  2 978  2 440   86   66   386   130
   300 –    600 ....................  4 179  1 691  1 889   349   250  13 609
   600 –    900 ....................  10 340   584  3 217  4 058  2 481  1 303
   900 – 1 200 ....................  50 262   325  1 834  22 676  25 427  3 454
1 200 – 1 500 ....................  186 150   145   662  30 961  154 382  10 203
1 500 – 1 800 ....................  331 749   37   225  17 648  313 839  16 390
1 800 – 2 100 ....................  321 922   22   79  6 486  315 335  14 450
2 100 – 2 400 ....................  217 349   5   24  2 756  214 564  7 679
2 400 – 2 700 ....................  124 554   4   4   579  123 967  3 265
2 700 – 3 000 ....................  62 434   1   1   112  62 320  1 354
3 000 und mehr .................  18 870   1   1   63  18 805  1 188
Insgesamt .......................... 1 330 787  5 255  8 022  85 754 1 231 756  73 025
 Rentenzahlbetrag .......... 1 905,59  419,54  834,36 1 386,83 1 954,96 –
 Jahre .............................  45,74 12,79 25,55 37,45 46,58 –
 Entgeltpunkte/Jahr 7) ..... 1,0838 0,8727 0,7874 0,9354 1,0969 –

Renten an versicherte Frauen
unter 300 ...........................  19 838  18 517  1 119   109   93  2 519
   300 –    600 ....................  151 473  124 202  25 139  1 911   221  24 553
   600 –    900 ....................  288 105  55 056  173 769  55 368  3 912  11 955
   900 – 1 200 ....................  660 230  10 401  113 621  419 711  116 497  24 621
1 200 – 1 500 ....................  655 552   801  15 905  216 302  422 544  21 921
1 500 – 1 800 ....................  201 560   47  1 103  42 969  157 441  4 718
1 800 – 2 100 ....................  74 769   10   95  10 336  64 328  1 205
2 100 – 2 400 ....................  33 444   0   14  2 429  31 001   465
2 400 – 2 700 ....................  10 721   2   4   242  10 473   175
2 700 – 3 000 ....................   905   0   2   35   868   28
3 000 und mehr .................   193   2   1   16   174   31
Insgesamt .......................... 2 096 790  209 038  330 772  749 428  807 552  92 191
 Rentenzahlbetrag .......... 1 169,34  561,65  861,44 1 165,92 1 455,54 –
 Jahre .............................  34,57 13,07 25,23 35,38 43,20 –
 Entgeltpunkte/Jahr 7) ..... 0,8139 0,6903 0,7573 0,8120 0,8691

Renten an Witwen und Witwer
unter 300 ...........................  66 331  9 739  13 642  20 873  22 077  20 851
   300 –    600 ....................  104 287  4 376  15 813  42 438  41 660  23 791
   600 –    900 ....................  243 115   663  7 221  72 845  162 386  44 137
   900 – 1 200 ....................  270 117   318  1 325  25 510  242 964  67 173
1 200 – 1 500 ....................  144 969   181   216  7 725  136 847  44 789
1 500 – 1 800 ....................  40 353   25   66  1 442  38 820  10 518
1 800 – 2 100 ....................  7 905   7   15   307  7 576  2 311
2 100 – 2 400 ....................  2 074   1   1   92  1 980  1 060
2 400 – 2 700 ....................   829   0   2   32   795   437
2 700 – 3 000 ....................   305   0   0   11   294   145
3 000 und mehr .................   105   1   0   4   100   75
Insgesamt ..........................  880 390  15 311  38 301  171 279  655 499  215 287
 Rentenzahlbetrag ..........  916,60  287,96  425,09  684,99  806,96 –
 Jahre .............................  42,29  13,76  25,60  36,34  36,34 –
 Entgeltpunkte/Jahr 7) ..... 1,0290 0,8270 0,8676 0,9637 1,0517 –

1) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten wurden einzeln entsprechend ihren
Rentenarten gezählt).

2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner  zur KVdR und PVdR
3) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungsjahre bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992: Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten
4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMA danach, wo die Entgeltpunkte erworben w urden.
5) Generell sind vollständig ruhende Renten, Renten mit Rentenbeginn vor 1957 und Vertragsrenten nicht in der Auswertung enthalten.
6) Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit und wegen Alters; In der Summe generell ohne Renten, in deren Datensätzen die Zeiten ni cht erfaßt sind.
7) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12
Sonderauswertung des VDR-Rentenbestandes am 31. Dezember 1998



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 53 – Drucksache 14/2116

Ü b e r s i c h t  A 7

Die Schichtung der Rentner 1) nach dem monatlichen Gesamtrentenzahlbetrag 2) und dem Geschlecht
in der gesetzlichen Rentenversicherung am 1. Juli 1998 in Deutschland

Einzelrentner
Zahlbetrags-

gruppe in
DM/Monat

von ... bis unter ...

Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähig-

keit

Renten wegen
Alters

Renten wegen
Todes 3)

Mehrfachrentner Rentner
insgesamt

Männer
unter 300 ................  30 662 264 341 34 125 699 329 827
   300 –    600 ......... 50 418 266 400 28 598 2 812 348 228
   600 –    900 ......... 55 257 267 369 18 883 5 170 346 679
   900 – 1 200 ......... 131 417 289 623 3 674 7 264 431 978
1 200 – 1 500 ......... 238 526 447 373 799 11 413 698 111
1 500 – 1 800 ......... 242 542 723 856 148 23 521 990 067
1 800 – 2 100 ......... 190 480 974 207 39 39 164 1 203 890
2 100 – 2 400 ......... 102 098 1 001 397 11 48 918 1 152 424
2 400 – 2 700 ......... 41 345 749 496 3 38 100 828 944
2 700 – 3 000 ......... 11 619 495 810 18 943 526 372
3 000 – 3 300 ......... 2 005 226 915 7 434 236 354
3 300 – 3 600 ......... 753 63 969 2 659 67 381
3 600 – 3 900 ......... 371 23 583 923 24 877
3 900 – 4 200 ......... 222 11 057 328 11 607
4 200 und mehr ...... 184 14 857 188 15 229

insgesamt ................ 1 097 899 5 820 253 86 280 207 536 7 211 968

Frauen
unter 300 ................ 19 868 705 637 262 776 8 403 996 684
   300 –    600 ......... 63 128 1 014 249 290 827 60 262 1 428 466
   600 –    900 ......... 91 414 696 911 357 384 148 453 1 294 162
   900 – 1 200 ......... 210 720 953 634 421 191 239 476 1 825 021
1 200 – 1 500 ......... 237 758 930 866 326 955 391 716 1 887 295
1 500 – 1 800 ......... 79 832 422 824 166 808 548 559 1 218 023
1 800 – 2 100 ......... 27 850 206 671 69 998 615 706 920 225
2 100 – 2 400 ......... 8 515 118 208 26 621 554 074 707 418
2 400 – 2 700 ......... 2 064 56 873 8 611 344 019 411 567
2 700 – 3 000 ......... 396 20 340 2 165 156 233 179 134
3 000 – 3 300 ......... 64 5 585 871 65 279 71 799
3 300 – 3 600 ......... 12 1 665 265 29 428 31 370
3 600 – 3 900 ......... 4 495 84 13 521 14 104
3 900 – 4 200 ......... 2 169 31 6 152 6 354
4 200 und mehr ...... 49 11 4 668 4 728

insgesamt ................ 741 627 5 134 176 1 934 598 3 185 949 10 996 350

Männer und Frauen
unter 300 ................ 50 530 969 978 296 901 9 102 1 326 511
   300 –    600 ......... 113 546 1 280 649 319 425 63 074 1 776 694
   600 –    900 ......... 146 671 964 280 376 267 153 623 1 640 841
   900 – 1 200 ......... 342 137 1 243 257 424 865 246 740 2 256 999
1 200 – 1 500 ......... 476 284 1 378 239 327 754 403 129 2 585 406
1 500 – 1 800 ......... 322 374 1 146 680 166 956 572 080 2 208 090
1 800 – 2 100 ......... 218 330 1 180 878 70 037 654 870 2 124 115
2 100 – 2 400 ......... 110 613 1 119 605 26 632 602 992 1 859 842
2 400 – 2 700 ......... 43 409 806 369 8 614 382 119 1 240 511
2 700 – 3 000 ......... 12 015 516 150 2 165 175 176 705 506
3 000 – 3 300 ......... 2 069 232 500 871 72 713 308 153
3 300 – 3 600 ......... 765 65 634 265 32 087 98 751
3 600 – 3 900 ......... 375 24 078 84 14 444 38 981
3 900 – 4 200 ......... 224 11 226 31 6 480 17 961
4 200 und mehr ...... 184 14 906 11 4 856 19 957

insgesamt ................ 1 839 526 10 954 429 2 020 878 3 393 485 18 208 318

1) Anzahl der Rentner; die  je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefaßt.
2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR
3) ohne Waisenrenten
Rentenbestandsaufnahme des BMA aus dem Datensatz des Postrentendienstes
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n o c h  Übersicht A 7

Die Schichtung der Rentner 1) nach dem monatlichen Gesamtrentenzahlbetrag 2) und dem Geschlecht
in der gesetzlichen Rentenversicherung am 1. Juli 1998 in den alten Bundesländern

Einzelrentner
Zahlbetrags-

gruppe in
DM/Monat

von ... bis unter ...

Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähig-

keit

Renten wegen
Alters

Renten wegen
Todes 3)

Mehrfachrentner Rentner
insgesamt

Männer
unter 300 ................. 27 868 258 732 25 502 663 312 765
   300 –    600 .......... 29 285 263 816 16 189 2 785 312 075
   600 –    900 .......... 46 433 263 521 10 018 5 025 324 997
   900 – 1 200 .......... 94 390 274 609 2 663 6 762 378 424
1 200 – 1 500 .......... 165 037 337 132 650 9 303 512 122
1 500 – 1 800 .......... 178 753 461 819 131 16 004 656 707
1 800 – 2 100 .......... 165 668 680 243 35 20 923 866 869
2 100 – 2 400 .......... 94 701 793 297 11 25 974 913 983
2 400 – 2 700 .......... 40 034 626 265 2 24 625 690 926
2 700 – 3 000 .......... 11 375 432 822 13 461 457 658
3 000 – 3 300 .......... 1 962 212 466 5 337 219 765
3 300 – 3 600 .......... 743 60 544 1 966 63 253
3 600 – 3 900 .......... 368 22 455 740 23 563
3 900 – 4 200 .......... 221 10 526 294 11 041
4 200 und mehr ....... 183 14 470 173 14 826

insgesamt ................ 857 021 4 712 717 55 201 134 035 5 758 974

Frauen
unter 300 ................. 19 049 698 448 244 736 8 095 970 328
   300 –    600 .......... 40 132 929 510 268 220 59 459 1 297 321
   600 –    900 .......... 72 395 555 033 299 052 142 222 1 068 702
   900 – 1 200 .......... 117 505 610 310 367 584 218 224 1 313 623
1 200 – 1 500 .......... 142 888 562 039 304 441 331 470 1 340 838
1 500 – 1 800 .......... 59 833 295 266 159 971 424 374 939 444
1 800 – 2 100 .......... 21 930 155 098 68 138 406 791 651 957
2 100 – 2 400 .......... 7 039 92 834 26 102 336 959 462 934
2 400 – 2 700 .......... 1 947 48 132 8 413 232 333 290 825
2 700 – 3 000 .......... 373 19 659 2 111 119 358 141 501
3 000 – 3 300 .......... 60 5 469 846 53 999 60 374
3 300 – 3 600 .......... 9 1 634 259 25 766 27 668
3 600 – 3 900 .......... 3 485 83 12 508 13 079
3 900 – 4 200 .......... 2 166 31 5 974 6 173
4 200 und mehr ....... 49 11 4 578 4 638

insgesamt ................ 483 165 3 974 132 1 749 998 2 382 110 8 589 405

Männer und Frauen
unter 300 ................. 46 917 957 180 270 238 8 758 1 283 093
   300 –    600 .......... 69 417 1 193 326 284 409 62 244 1 609 396
   600 –    900 .......... 118 828 818 554 309 070 147 247 1 393 699
   900 – 1 200 .......... 211 895 884 919 370 247 224 986 1 692 047
1 200 – 1 500 .......... 307 925 899 171 305 091 340 773 1 852 960
1 500 – 1 800 .......... 238 586 757 085 160 102 440 378 1 596 151
1 800 – 2 100 .......... 187 598 835 341 68 173 427 714 1 518 826
2 100 – 2 400 .......... 101 740 886 131 26 113 362 933 1 376 917
2 400 – 2 700 .......... 41 981 674 397 8 415 256 958 981 751
2 700 – 3 000 .......... 11 748 452 481 2 111 132 819 599 159
3 000 – 3 300 .......... 2 022 217 935 846 59 336 280 139
3 300 – 3 600 .......... 752 62 178 259 27 732 90 921
3 600 – 3 900 .......... 371 22 940 83 13 248 36 642
3 900 – 4 200 .......... 223 10 692 31 6 268 17 214
4 200 und mehr ....... 183 14 519 11 4 751 19 464

insgesamt ................ 1 340 186 8 686 849 1 805 199 2 516 145 14 348 379

1) Anzahl der Rentner; die  je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefaßt.
2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR
3) ohne Waisenrenten
Rentenbestandsaufnahme des BMA aus dem Datensatz des Postrentendienstes
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n o c h  Übersicht A 7

Die Schichtung der Rentner 1) nach dem monatlichen Gesamtrentenzahlbetrag 2) und dem Geschlecht
in der gesetzlichen Rentenversicherung am 1. Juli 1998 in den neuen Bundesländern

Einzelrentner
Zahlbetrags-

gruppe in
DM/Monat

von ... bis unter ...

Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähig-

keit

Renten wegen
Alters

Renten wegen
Todes 3)

Mehrfachrentner Rentner
insgesamt

Männer
unter 300 ................ 2 794 5 609 8 623 36 17 062
   300 –    600 ......... 21 133 2 584 12 409 27 36 153
   600 –    900 ......... 8 824 3 848 8 865 145 21 682
   900 – 1 200 ......... 37 027 15 014 1 011 502 53 554
1 200 – 1 500 ......... 73 489 110 241 149 2 110 185 989
1 500 – 1 800 ......... 63 789 262 037 17 7 517 333 360
1 800 – 2 100 ......... 24 812 293 964 4 18 241 337 021
2 100 – 2 400 ......... 7 397 208 100 22 944 238 441
2 400 – 2 700 ......... 1 311 123 231 1 13 475 138 018
2 700 – 3 000 ......... 244 62 988 5 482 68 714
3 000 – 3 300 ......... 43 14 449 2 097 16 589
3 300 – 3 600 ......... 10 3 425 693 4 128
3 600 – 3 900 ......... 3 1 128 183 1 314
3 900 – 4 200 ......... 1 531 34 566
4 200 und mehr ...... 1 387 15 403

insgesamt ................ 240 878 1 107 536 31 079 73 501 1 452 994

Frauen
unter 300 ................ 819 7 189 18 040 308 26 356
   300 –    600 ......... 22 996 84 739 22 607 803 131 145
   600 –    900 ......... 19 019 141 878 58 332 6 231 225 460
   900 – 1 200 ......... 93 215 343 324 53 607 21 252 511 398
1 200 – 1 500 ......... 94 870 368 827 22 514 60 246 546 457
1 500 – 1 800 ......... 19 999 127 558 6 837 124 185 278 579
1 800 – 2 100 ......... 5 920 51 573 1 860 208 915 268 268
2 100 – 2 400 ......... 1 476 25 374 519 217 115 244 484
2 400 – 2 700 ......... 117 8 741 198 111 686 120 742
2 700 – 3 000 ......... 23 681 54 36 875 37 633
3 000 – 3 300 ......... 4 116 25 11 280 11 425
3 300 – 3 600 ......... 3 31 6 3 662 3 702
3 600 – 3 900 ......... 1 10 1 1 013 1 025
3 900 – 4 200 ......... 3 178 181
4 200 und mehr ...... 90 90

insgesamt ................ 258 462 1 160 044 184 600 803 839 2 406 945

Männer und Frauen
unter 300 ................ 3 613 12 798 26 663 344 43 418
   300 –    600 ......... 44 129 87 323 35 016 830 167 298
   600 –    900 ......... 27 843 145 726 67 197 6 376 247 142
   900 – 1 200 ......... 130 242 358 338 54 618 21 754 564 952
1 200 – 1 500 ......... 168 359 479 068 22 663 62 356 732 446
1 500 – 1 800 ......... 83 788 389 595 6 854 131 702 611 939
1 800 – 2 100 ......... 30 732 345 537 1 864 227 156 605 289
2 100 – 2 400 ......... 8 873 233 474 519 240 059 482 925
2 400 – 2 700 ......... 1 428 131 972 199 125 161 258 760
2 700 – 3 000 ......... 267 63 669 54 42 357 106 347
3 000 – 3 300 ......... 47 14 565 25 13 377 28 014
3 300 – 3 600 ......... 13 3 456 6 4 355 7 830
3 600 – 3 900 ......... 4 1 138 1 1 196 2 339
3 900 – 4 200 ......... 1 534 212 747
4 200 und mehr ...... 1 387 105 493

insgesamt ................ 499 340 2 267 580 215 679 877 340 3 859 939

1) Anzahl der Rentner; die  je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefaßt.
2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR
3) ohne Waisenrenten
Rentenbestandsaufnahme des BMA aus dem Datensatz des Postrentendienstes
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Die Zahl, die durchschnittlichen Ruhensbeträge und der durchschnittliche Rentenzahlbetrag
der laufenden Witwer- und Witwenrenten 1) am 1. Juli 1998, bei denen Erwerbseinkommen oder

Erwerbsersatzeinkommen zu berücksichtigen ist, in Deutschland nach Versicherungszweigen
und in den alten und neuen Bundesländern

Anzahl der Renten  Ruhensbetrag der Renten  Rentenzahlbetrag 2)

ohne 3) mit ohne 3) mit ohne 3) mit

Ruhensbeträge
zusammen

Ruhensbeträge
zusammen

Ruhensbeträge
zusammen

Versiche-
rungszweig
Geschlecht

in DM/Monat

Deutschland
Rentenversicherung der Arbeiter

Witwerrenten 18 259 134 215 152 474 – 270,10 241,31 401,42 309,10 313,18
Witwenrenten 685 563 358 196 1 043 759 – 147,52 48,90 1 006,44 830,62 946,77
zusammen ........ 703 822 492 411 1 196 233 – 181,17 73,22 991,92 671,04 866,08

Rentenversicherung der Angestellten
Witwerrenten 7 233 95 426 102 659 – 368,61 342,36 529,30 372,48 381,14
Witwenrenten 415 006 280 340 695 346 – 218,04 72,19 1 229,74 960,23 1 142,95
zusammen ........ 422 239 375 766 798 005 – 260,26 107,95 1 217,35 774,57 1 040,48

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten
Witwerrenten 25 492 229 641 255 133 – 310,52 281,72 436,68 334,88 339,80
Witwenrenten 1 100 569 638 536 1 739 105 – 175,24 58,17 1 089,70 882,65 1 020,49
zusammen ........ 1 126 061 868 177 1 994 238 – 212,69 86,72 1 075,76 713,70 932,62

Knappschaftliche Rentenversicherung
Witwerrenten 117 3 425 3 542 – 295,49 281,66 653,44 499,81 502,00
Witwenrenten 72 760 41 456 114 216 – 152,06 46,24 1 473,64 1 101,41 1 371,76
zusammen ........ 72 877 44 881 117 758 – 164,88 53,06 1 472,33 1 042,60 1 348,29

Gesetzliche Rentenversicherung
Witwerrenten 25 609 233 066 258 675 – 310,42 281,75 438,78 337,05 341,87
Witwenrenten 1 173 329 679 992 1 853 321 – 174,14 57,47 1 113,42 893,69 1 041,68
zusammen ........ 1 198 938 913 058 2 111 996 – 210,91 84,90 1 099,80 726,21 955,13

alte Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

Witwerrenten 23 590 138 617 162 207 – 306,64 262,09 354,72 317,54 322,94
Witwenrenten 852 244 213 374 1 065 618 – 201,16 40,57 1 136,61 880,34 1 085,29
zusammen ........ 875 834 351 991 1 227 825 – 242,70 69,84 1 115,55 658,70 984,58

neue Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung

Witwerrenten 2 019 94 449 96 468 – 315,67 309,06 555,50 364,14 368,15
Witwenrenten 321 085 466 618 787 703 – 136,62 80,93 1 081,21 912,23 981,11
zusammen ........ 323 104 561 067 884 171 – 166,76 105,82 1 077,93 819,96 914,23

1) In vollem Umfang ruhende Renten sind in der Rentenbestandsaufnahme nicht erfaßt und konnten daher nicht berücksichtigt werden
2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR
3) Das zu berücksichtigende Einkommen liegt innerhalb des Freibetrages.
Renten nach der Rentenbestandaufnahme des BMA aus dem Datensatz des Postrentendienstes
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Ü b e r s i c h t  A 9

Die Anzahl der Renten mit Kindererziehungszeiten/-leistungen, die durchschnittliche
Höhe der Leistungen sowie der  durchschnittliche Auszahlungsbetrag 1) in Deutschland

und in den alten und neuen Bundesländern am 31. Dezember 1998

Versicherungszweig
Rentenart /Leistungen

Anzahl der
Kindererziehungs-
zeiten/-leistungen

 Höhe der
Leistungen

in DM/Monat

Durchschnittlicher
Auszahlungsbetrag

in DM/Monat

Deutschland
Rentenversicherung der Arbeiter
zu Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit und wegen Alters .................... 4 250 899 102,69    789,69
zu Renten wegen Todes .......................................

Erziehungsrenten ............................................        4 319   99,88 1 154,72
Witwen/Witwerrenten .....................................    370 341   90,62    766,88
Waisenrenten ..................................................      36 730   11,63    281,90

ohne gleichzeitigen Rentenbezug ...........................    214 701 112,21    112,21
Leistungen insgesamt ............................................ 4 876 990 101,51    754,63
Rentenversicherung der Angestellten
zu Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit und wegen Alters .................... 2 777 419   81,48 1 060,84
zu Renten wegen Todes .......................................

Erziehungsrenten ............................................        4 016   76,82 1 170,78
Witwen/Witwerrenten .....................................    210 055   75,40 1 076,32
Waisenrenten ..................................................      47 652     9,42    295,48

ohne gleichzeitigen Rentenbezug ...........................      73 580   98,19      98,19
Leistungen insgesamt ............................................ 3 112 722   80,35 1 027,56
Rentenversicherung
der Arbeiter und Angestellten
zu Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit und wegen Alters .................... 7 028 318   94,31    896,84
zu Renten wegen Todes .......................................

Erziehungsrenten ............................................        8 335   88,77 1 162,46
Witwen/Witwerrenten .....................................    580 396   85,11    878,87
Waisenrenten ..................................................      84 382   10,38    289,57

ohne gleichzeitigen Rentenbezug ...........................    288 281 108,63    108,63
Leistungen insgesamt ............................................ 7 989 712   93,27    860,96
Knappschaftliche Rentenversicherung
zu Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit und wegen Alters ....................    113 030   88,54 1 220,17
zu Renten wegen Todes

Erziehungsrenten ............................................             98   78,72 1 408,16
Witwen/Witwerrenten .....................................      46 061 102,72 1 613,54
Waisenrenten ..................................................           508     8,79    344,70

ohne gleichzeitigen Rentenbezug ...........................      16 187 102,65    102,65
Leistungen insgesamt ............................................    175 884   93,32 1 217,92
Gesetzliche Rentenversicherung
zu Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit und wegen Alters .................... 7 141 348   94,22    901,96
zu Renten wegen Todes

Erziehungsrenten ............................................        8 433   88,65 1 165,31
Witwen/Witwerrenten .....................................    626 457   86,41    932,89
Waisenrenten ..................................................      84 890   10,37    289,90

ohne gleichzeitigen Rentenbezug ...........................    304 468 108,31    108,31
Leistungen insgesamt ............................................ 8 165 596   93,27    868,65
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n o c h  Übersicht A 9

Die Anzahl der Renten mit Kindererziehungszeiten/-leistungen, die durchschnittliche
Höhe der Leistungen sowie der  durchschnittliche Auszahlungsbetrag 1) in Deutschland

und in den alten und neuen Bundesländern am 31. Dezember 1998

Versicherungszweig
Rentenart /Leistungen

Anzahl der
Kindererziehungs-
zeiten/-leistungen

 Höhe der
Leistungen

in DM/Monat

Durchschnittlicher
Auszahlungsbetrag

in DM/Monat

alte Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung
zu Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit und wegen Alters ....................
5 413 696   97,58    817,06

zu Renten wegen Todes .......................................
Erziehungsrenten ...........................................        4 732   93,63 1 180,34
Witwen/Witwerrenten ....................................    549 760   91,17    993,82
Waisenrenten .................................................      66 683   10,59    284,13

ohne gleichzeitigen Rentenbezug ..........................    304 167 108,32    108,32
Leistungen insgesamt ........................................... 6 339 038 96,62    793,05

neue Bundesländer
Gesetzliche Rentenversicherung
zu Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit und wegen Alters ....................
1 727 652   83,70 1 167,99

zu Renten wegen Todes
Erziehungsrenten ...........................................        3 701   82,30 1 146,10
Witwen/Witwerrenten ....................................      76 697   52,25    496,14
Waisenrenten .................................................      18 207     9,59    311,01

ohne gleichzeitigen Rentenbezug ..........................           301 103,08    103,08
Leistungen insgesamt ........................................... 1 826 558   81,64 1 131,02

1) Rentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR zuzüglich der Kindererziehungsleistung
Sonderauswertungen des VDR-Rentenbestandes am 31.12.1998
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Ü b e r s i c h t  A 10

Anteil des Rentenzahlbetrages am Nettogesamteinkommen von Beziehern
kleiner Renten in Deutschland 1995 im Alter ab 65 Jahren ohne Heimbewohner

Rentenzahlbetrag
in DM/Monat

Anteil an den
jeweiligen

Rentenbeziehern
insgesamt
in v. H.

Durchschnittlicher
jeweiliger

Rentenzahlbetrag 1)
in DM  je Monat

Durchschnittliches
Nettogesamt-
einkommen
der Person 2)

in DM je Monat

Anteil des
Rentenzahlbetrages

am Nettogesamt-
einkommen

in v. H.

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Alters

an Männer
   500 bis unter    500 ......................   3    329 3 223 10
   500 bis unter 1 000 ......................   8    765 3 097 25
1 000 bis unter 1 500 ...................... 13 1 293 2 683 48

an Frauen
   500 bis unter    500 ...................... 36    312 2 467 13
   500 bis unter    750 ...................... 16    612 2 543 24
   750 bis unter 1 000 ...................... 15    880 2 573 34

Witwenrenten
   500 bis unter    300 ......................   4    205 1 656 12
   300 bis unter    600 ...................... 14    466 1 722 27
   600 bis unter    900 ...................... 21    756 1 828 41

1) Renten nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur Krankenversicherung und zur Pflegeversicherung
2) Zusammen mit einem ggf. vorhandenen Ehepartner und dessen Einkommen; gemeinsam bezogenes Einkommen wurde in der ASiD'95 auf beide

Ehepartner zu gleichen Teilen aufgeteilt
Quelle: Alterssicherung in Deutschland 1995 (ASiD'95)
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Vergleich der verfügbaren Eckrenten 1) in den alten und neuen Bundesländern seit 1990

Verfügbare Eckrente

Stichtag Alte
Bundesländer
in DM/Monat

Neue
Bundesländer

in M/DM/Monat

Verhältniswert der verfügbaren
Eckrente in den neuen zu der
in den alten Bundesländern

in v. H.

30. 6. 1990 1 615,99 470,00–602,00 2) 29,1–37,3

  1. 7. 1990 1 667,01 672,00 40,3

  1. 1. 1991 1 667,01 773,00 46,4

  1. 7. 1991 1 750,96 889,00 50,8

  1. 1. 1992 1 750,96 992,77 56,7

  1. 7. 1992 1 798,45 1 119,73 62,3

  1. 1. 1993 1 798,45 1 188,00 66,1

  1. 7. 1993 1 867,92 1 357,17 72,7

  1. 1. 1994 1 867,92 1 406,53 75,3

  1. 7. 1994 1 931,31 1 451,17 75,1

  1. 1. 1995 1 920,96 1 483,59 77,2

  1. 7. 1995 1 932,65 1 522,05 78,8

  1. 1. 1996 1 932,65 1 588,66 82,2

  1. 7. 1996 1 941,59 1 597,57 82,3

  1. 7. 1997 1 973,63 1 680,77 85,2

  1. 7. 1998 1 980,22 1 693,86 85,5

  1. 7. 1999 2 007,90 1 741,11 86,7

1) Rente wegen Alters eines Versicherten mit durchschnittlichem Bruttojahresarbeitsentgelt und nach 45 anrechnungsfähigen Versicherungsjahren;
nach Abzug des durchschnittlichen Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR (ab 1/95)

2) je nach Zugangsjahr (1970: 470 Mark, 1990: 602 Mark)
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Die Entwicklung der Angleichung der verfügbaren laufenden Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit
und wegen Alters 1) der neuen Bundesländer an die in den alten Bundesländern seit 1990

verfügbare Renten wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters

Alte 3) Neue 4)

Verhältniswert der verfügbaren
Renten in den neuen zu den
in den alten Bundesländern

Bundesländer
Stichtag 2)

Zahlbetrag in DM/Monat
in v. H.

Männer
30. 6. 1990 1 511,22    572,32   37,9
  1. 7. 1990 1 557,91    739,04   47,4
  1. 1. 1991 1 557,91    870,30   55,9
  1. 7. 1991 1 635,43    991,59   60,6
  1. 1. 1992 1 635,43 1 145,12   70,0
  1. 7. 1992 1 691,11 1 241,92   73,4
  1. 1. 1993 1 691,11 1 295,16   76,6
  1. 7. 1993 1 753,79 1 469,90   83,8
  1. 1. 1994 1 753,79 1 538,65   87,7
  1. 7. 1994 1 812,91 1 604,92   88,5
  1. 1. 1995 1 804,66 1 631,68   90,4
  1. 7. 1995 1 795,94 1 683,48   93,7
  1. 1. 1996 1 795,94 1 763,38   98,2
  1. 7. 1996 1 801,74 1 767,38   98,1
  1. 7. 1997 1 829,71 1 850,99 101,2
  1. 7. 1998 1 833,35 1 876,81 102,4

Frauen
30. 6. 1990    636,90    431,59   67,8
  1. 7. 1990    658,12    524,00   79,6
  1. 1. 1991    658,12    619,86   94,2
  1. 7. 1991    692,58    716,07 103,4
  1. 1. 1992    692,58    764,18 110,3
  1. 7. 1992    728,12    826,42 113,5
  1. 1. 1993    728,12    860,89 118,2
  1. 7. 1993    760,73    952,29 125,2
  1. 1. 1994    760,73    984,98 129,5
  1. 7. 1994    792,92 1 016,35 128,2
  1. 1. 1995    793,04 1 032,63 130,2
  1. 7. 1995    796,41 1 059,33 133,0
  1. 1. 1996    796,41 1 085,22 136,3
  1. 7. 1996    808,92 1 087,04 134,4
  1. 7. 1997    830,95 1 124,93 135,4
  1. 7. 1998    851,63 1 146,70 134,6

Männer und Frauen
30. 6. 1990 1 033,01    474,82   46,0
  1. 7. 1990 1 063,89    590,06   55,5
  1. 1. 1991 1 063,89    697,30   65,5
  1. 7. 1991 1 116,74    801,53   71,8
  1. 1. 1992 1 116,74    880,58   78,9
  1. 7. 1992 1 160,79    956,23   82,4
  1. 1. 1993 1 160,79    997,29   85,9
  1. 7. 1993 1 207,12 1 116,15   92,5
  1. 1. 1994 1 207,12 1 162,57   96,3
  1. 7. 1994 1 253,21 1 213,64   96,8
  1. 1. 1995 1 250,24 1 239,24   99,1
  1. 7. 1995 1 248,54 1 286,93 103,1
  1. 1. 1996 1 248,54 1 338,31 107,2
  1. 7. 1996 1 258,91 1 343,94 106,8
  1. 7. 1997 1 284,15 1 404,24 109,4
  1. 7. 1998 1 298,20 1 431,59 110,3

1) Durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten wurden einzeln entsprechend ihren Rentenarten gezählt).
2) Zu den Stichtagen 1/1991 und 1/1992: Rentenbestandsaufnahme des VDR; sonst Rentenbestandsaufnahme des BMA
3) Für Pflichtversicherte nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR u. PVdR (ab 1/95). Für freiwillig/privat Versicherte: 1990/91 – verfügbare Renten

geschätzt aus Angaben zur Höhe der Bruttorenten und des hälftigen Beitragssatzes zur KVdR; ab 7/92 – Bruttorenten zuzüglich Zuschuß des Rentenversiche-
rungsträgers zur KVdR und  PVdR ab (1/95); ab (7/95) nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR

4) 1990 geschätzt aus Angaben z. Höhe d. Vollrenten aus d. Sozialpflichtversicherung u. d. FZR-Renten; ab 1/92 Rentenhöhen wie alte Bundesländer ggf. einschl.
Auffüllbetrag.
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Ü b e r s i c h t  A 13

Die Einnahmen und die Ausgaben in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten
und der knappschaftlichen Rentenversicherung ab 1996 in Deutschland

Rentenversicherung Knappschaftliche Gesetzliche 1)

der Arbeiter der Angestellten Rentenversicherung

1996 1997 1998 1996 1997 1998 1996 1997 1998 1996 1997 1998
Position

Mio. DM

Einnahmen

Beiträge ............................. 122 578 126 400 125 812 160 038 171 002 172 015 3 249 3 127 2 908 285 865 300 529 300 735

Zuschüsse und
Erstattungen

Bundeszuschuß 2) ......... 51 615 56 233 67 185 11 618 12 657 15 123 13 933 13 704 13 947 77 166 82 594 96 255

Sonstige Erstat-
tungen aus öffent-
lichen Mitteln 3) ............ 560 583 531 996 1 021 947 84 93 76 1 640 1 697 1 554

Erstattungen in der
Wanderversicherung

von der KnRV ............... 504 515 522 223 219 225 – – – – – –

von der ArV .................. 6 266 6 289 6 371 – – –

von der AnV .................. 1 684 1 776 1 872 – – –

Wanderungsausgleich
an KnRV nach
§ 223 (6) SGB VI

von der ArV .................. – – – – – – 899 1 091 1 137 – – –

von der AnV .................. – – – – – – 1 117 1 392 1 461 – – –

Vermögenserträge ............. 287 305 281 557 351 387 6 3 5 850 659 673

Finanzausgleich
nach § 218 SGB VI .......... 23 220 19 728 13 843 – – – – – – – – –

Sonstige Einnahmen .......... 163 152 220 2 024 128 99 29 19 24 2 216 299 343

Einnahmen insgesamt ....... 198 927 203 916 208 394 175 456 185 378 188 796 27 267 27 494 27 801 367 737 385 778 399 560

1) Ohne Zahlungen der Versicherungszweige untereinander.
2) Allgemeiner Bundeszuschuß nach § 213 und 215 SGB VI, ab 1998 einschließlich zusätzlicher Bundeszuschuß
3) Erstattungen der Versorgungsdienststellen sowie des Bundes für Kinderzuschüsse
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Die Einnahmen und die Ausgaben in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten
und der knappschaftlichen Rentenversicherung ab 1996 in Deutschland

Rentenversicherung Knappschaftliche Gesetzliche 1)

der Arbeiter der Angestellten Rentenversicherung

1996 1997 1998 1996 1997 1998 1996 1997 1998 1996 1997 1998
Position

Mio. DM

Ausgaben

Renten 2) ............................ 167 328 172 737 178 038 139 747 144 884 150 543 23 402 23 655 23 957 330 477 341 276 352 538

Erstattungen in der
Wanderversicherung

an die KnRV ................. 6 266 6 289 6 371 1 683 1 775 1 872 – – – – – –

an die ArV ..................... – – – – – – 504 515 522 – – –

an die AnV .................... – – – – – – 224 220 225 – – –

Maßnahmen zur
Erhaltung, Besserung
und Wiederherstellung
der Erwerbsfähigkeit
und zusätzliche
Leistungen ......................... 6 179 4 822 4 517 4 011 2 949 3 080 236 179 152 10 426 7 950 7 749

Knappschaftsaus-
gleichsleistungen ............... – – – – – – 467 435 406 467 435 406

Krankenversicherung
der Rentner ........................ 10 751 11 280 11 729 8 999 9 442 9 990 1 791 1 826 1 933 21 541 22 548 23 652

Pflegeversicherung
der Rentner ........................ 1 073 1 413 1 455 897 1 186 1 237 156 202 204 2 126 2 801 2 896

KLG-Leistungen ............... 1 634 1 503 1 461 700 646 645 92 82 79 2 426 2 231 2 185

Beitragserstattungen .......... 291 77 136 121 95 105 2 1 1 414 173 242

Wanderungsausgleich
an KnRV § 223 (6)
SGB VI .............................. 899 1 091 1 137 1 117 1 392 1 461 – – –

Verwaltungs- und
Verfahrenskosten ............... 3 603 3 412 3 482 2 706 2 503 2 577 350 330 300 6 659 6 245 6 359

Finanzausgleich
nach § 218 SGB VI .......... – – – 23 220 19 728 13 843 – – – – – –

Sonstige Ausgaben ............ 93 62 60 136 110 58 42 49 22 271 221 140

Ausgaben insgesamt .......... 198 117 202 686 208 386 183 337 184 710 185 411 27 267 27 494 27 801 374 807 383 880 396 167

Einnahmen weniger
Ausgaben ........................... 810 1 230 8 – 7 881 668 3 385 0 0 0 – 7 070 1 898 3 393

nachrichtlich:
Vermögen am
Jahresende ......................... 22 177 23 407 23 415 21 310 21 978 25 363 560 595 610 44 047 45 980 49 388

darunter:

Schwankungs-
reserve 3) ....................... 5 093 5 234 5 589 9 112 9 033 12 347 22 17 14 14 227 14 284 17 950

Verwaltungs-
vermögen ...................... 6 075 6 412 6 618 2 788 2 849 2 955 180 220 236 9 043 9 481 9 809

1) ohne Zahlungen der Versicherungszweige untereinander
2) einschl. der zu Lasten anderer Rentenversicherungsträger ausgezahlten Leistungsanteile
3) Für ArV/AnV Schwankungsreserve nach §§ 216, 217 SGB VI; für KnRV Rücklage nach § 215 SGB VI.
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Ü b e r s i c h t  B 1

Die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben, des Vermögens und des erforderlichen Beitragssatzes
in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten bei geltendem Recht von 1999 bis 2003

– in Mio. DM –

1999 2000 2001 2002 2003

Erforderlicher Beitragssatz in  v. H. 19,5 19,3 19,0 18,8 18,7

Einnahmen
Beitragseinnahmen insgesamt ............... 312 173 318 942 322 161 326 710 332 654
Allgemeiner und zusätzliche
Bundeszuschüsse ................................... 83 191 83 044 91 440 99 036 109 366
Erstattung aus öffentlichen Mitteln ....... 1 318 1 358 1 350 1 350 1 350
Erstattung in Wanderversicherung
von KnRV ............................................. 763 770 780 795 819
Vermögenserträge ................................. 640 1 100 1 452 1 517 1 558
sonstige Einnahmen .............................. 260 0 0 0 0

Einnahmen insgesamt ........................... 398 345 405 215 417 183 429 407 445 748

Ausgaben
Rentenausgaben .................................... 336 125 348 072 358 843 369 847 384 563
Zuschüsse zur Krankenversicherung
der Rentner ........................................... 22 387 23 081 23 795 24 524 25 499
Beiträge zur Pflegeversicherung ............ 2 750 2 848 2 936 3 026 3 147
Rehabilitationsmaßnahmen ................... 7 550 8 536 9 232 9 485 9 744
Erstattung in Wanderversicherung
an KnRV ............................................... 8 360 8 436 8 536 8 709 8 976
Wanderungsausgleich ........................... 2 673 2 749 2 986 3 111 3 306
KLG-Leistungen ................................... 2 097 2 083 1 992 1 812 1 649
Beitragserstattungen .............................. 283 323 283 283 283
Verwaltungs- u. Verfahrenskosten ........ 6 260 6 369 6 544 6 723 6 908
Sonstige Ausgaben ................................ 105 0 0 0 0

Ausgaben insgesamt .............................. 388 590 402 496 415 147 427 520 444 074

Einnahmen – Ausgaben ....................... 9 755 2 719 2 036 1 887 1 673

Vermögen
Schwankungsreserve Jahresende ........... 26 628 28 382 29 691 30 990 31 341
Änderung gegenüber Vorjahr ................ 8 692 1 754 1 309 1 299 351
Liquide Schwankungsreserve ................ 25 760 27 611 28 987 30 356 30 777
Schwankungsreservesoll ........................ 26 577 27 923 28 823 29 693 30 803
Schwankungsreserve
in Monatsausgaben ............................... 1,00 1,02 1,03 1,04 1,02
Liquide Schwankungsreserve
in Monatsausgaben ............................... 0,97 0,99 1,01 1,02 1,00
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Ü b e r s i c h t  B 1.1

Die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben, des Vermögens und des erforderlichen Beitragssatzes
in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten bei Verwirklichung der Eckwerte

der geplanten Rentenstrukturreform von 1999 bis 2003

– in Mio. DM –

1999 2000 2001 2002 2003

Erforderlicher Beitragssatz in  v. H. .. 19,5 19,3 19,0 18,9 19,1

Einnahmen
Beitragseinnahmen insgesamt ............... 312 173 318 942 322 161 328 289 339 272
Allgemeiner und zusätzliche
Bundeszuschüsse .................................. 83 191 83 044 91 143 98 779 107 262
Erstattung aus öffentlichen Mitteln ....... 1 318 1 358 1 350 1 350 1 350
Erstattung in Wanderversicherung
von KnRV ............................................ 763 770 780 798 823
Vermögenserträge ................................. 640 1 099 1 436 1 477 1 549
sonstige Einnahmen .............................. 260 0 0 0 0

Einnahmen insgesamt ........................... 398 345 405 214 416 868 430 691 450 255

Ausgaben
Rentenausgaben .................................... 336 125 348 072 359 071 371 094 387 143
Zuschüsse zur Krankenversicherung
der Rentner ........................................... 22 387 23 081 23 810 24 607 25 670
Beiträge zur Pflegeversicherung ............ 2 750 2 848 2 938 3 037 3 168
Rehabilitationsmaßnahmen ................... 7 550 8 536 9 232 9 485 9 744
Erstattung in Wanderversicherung
an KnRV .............................................. 8 360 8 436 8 536 8 720 9 013
Wanderungsausgleich ........................... 2 673 2 749 2 986 3 128 3 377
KLG-Leistungen ................................... 2 097 2 083 1 992 1 814 1 655
Beitragserstattungen ............................. 283 323 283 283 283
Verwaltungs- u. Verfahrenskosten ........ 6 260 6 369 6 544 6 723 6 908
Sonstige Ausgaben ................................ 105 0 0 0 0

Ausgaben insgesamt ............................. 388 590 402 496 415 392 428 890 446 963

Einnahmen – Ausgaben ...................... 9 755 2 718 1 477 1 801 3 292

Vermögen
Schwankungsreserve Jahresende ........... 26 628 28 356 29 062 30 034 31 917
Änderung gegenüber Vorjahr ................ 8 692 1 728 706 972 1 883
Liquide Schwankungsreserve ................ 25 760 27 585 28 358 29 400 31 353
Schwankungsreservesoll ....................... 26 577 27 924 28 844 29 780 30 986
Schwankungsreserve
in Monatsausgaben ............................... 1,00 1,02 1,01 1,01 1,03
Liquide Schwankungsreserve
in Monatsausgaben ............................... 0,97 0,99 0,98 0,99 1,01
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Ü b e r s i c h t  B 2

Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten in den alten Bundesländern bei geltendem Recht von 1999 bis 2003

– in Mio. DM –

1999 2000 2001 2002 2003

Entwicklung der Entgelte in v. H. ......... 2,8 2,4 2,7 2,7 2,7
Entwicklung der Versichertenzahl
in v. H. .................................................. 0,28 0,45 0,22 0,21 0,18
Anzahl der Arbeitslosen in 1000 ........... 2 764 2 604 2 439 2 299 2 159
Beitragssatz in v. H. .............................. 19,5 19,3 19,0 18,8 18,7
Anpassungssatz zum 1.7. in v. H. .......... 1,34 0,70 1,60 2,37 3,52
Rentenniveau in v. H. ............................ 70,20 68,90 67,91 66,64 67,26
KVdR-Zuschuß in v. H. ........................ 6,75 6,75 6,75 6,75 6,75

Einnahmen
Beitragseinnahmen insgesamt ............... 262 546 269 233 271 918 275 699 280 665
Allgemeiner und zusätzliche
Bundeszuschüsse ................................... 65 412 65 183 71 757 77 750 85 878
Erstattungen aus öffentlichen Mitteln .... 1 016 1 008 1 000 1 000 1 000
Erstattungen in Wanderversicherung
von KnRV ............................................. 623 628 636 648 668
Vermögenserträge ................................. 607 1 058 1 398 1 460 1 499
sonstige Einnahmen .............................. 185 0 0 0 0

Einnahmen insgesamt ........................... 330 389 337 109 346 707 356 558 369 711

Ausgaben
Rentenausgaben .................................... 263 890 272 808 281 220 290 020 301 674
Zuschüsse zur Krankenversicherung
der Rentner ........................................... 17 263 17 775 18 323 18 896 19 655
Beiträge zur Pflegeversicherung ............ 2 142 2 214 2 282 2 354 2 449
Rehabilitationsmaßnahmen ................... 6 050 6 828 7 381 7 580 7 786
Erstattungen in Wanderversicherung
an KnRV ............................................... 6 064 6 100 6 173 6 296 6 481
Wanderungsausgleich ........................... 938 1 012 1 164 1 258 1 379
KLG-Leistungen ................................... 2 050 2 031 1 939 1 758 1 596
Beitragserstattungen .............................. 280 320 280 280 280
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ...... 4 860 4 922 5 055 5 191 5 332
sonstige Ausgaben ................................. 70 0 0 0 0

Ausgaben insgesamt .............................. 303 607 314 011 323 816 333 633 346 629

Einnahmen – Ausgaben ....................... 26 782 23 098 22 892 22 924 23 082
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Ü b e r s i c h t  B 3

Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten in den neuen Bundesländern bei geltendem Recht von 1999 bis 2003

– in Mio. DM –

1999 2000 2001 2002 2003

Entwicklung der Entgelte in v. H.   ....... 2,8 2,5 2,9 2,9 2,9
Entwicklung der Versichertenzahl
in v. H. ................................................. –0,23 –0,20 0,07 0,09 0,09
Anzahl der Arbeitslosen in 1000 ........... 1 345 1 365 1 350 1 325 1 300
Beitragssatz in v. H. .............................. 19,5 19,3 19,0 18,8 18,7
Anpassungssatz zum 1.7. in v. H. ......... 2,79 0,69 1,61 2,63 4,15
Rentenniveau in v. H. ........................... 71,43 70,33 69,13 67,52 68,15
KVdR-Zuschuß in v. H. ........................ 7,05 7,05 7,05 7,05 7,05

Einnahmen
Beitragseinnahmen insgesamt ............... 49 627 49 709 50 243 51 011 51 989
Allgemeiner und zusätzliche
Bundeszuschüsse .................................. 17 779 17 862 19 683 21 286 23 487
Erstattungen aus öffentlichen Mitteln ... 302 350 350 350 350
Erstattungen in Wanderversicherung
von KnRV ............................................ 140 142 144 147 150
Vermögenserträge ................................. 33 42 54 57 59
sonstige Einnahmen .............................. 75 0 0 0 0

Einnahmen insgesamt ........................... 67 956 68 106 70 477 72 849 76 037

Ausgaben
Rentenausgaben .................................... 72 235 75 265 77 623 79 827 82 888
Zuschüsse zur Krankenversicherung
der Rentner ........................................... 5 124 5 306 5 473 5 627 5 843
Beiträge zur Pflegeversicherung ............ 608 634 653 672 697
Rehabilitationsmaßnahmen ................... 1 500 1 709 1 851 1 905 1 960
Erstattungen in Wanderversicherung
an KnRV .............................................. 2 296 2 335 2 363 2 414 2 496
Wanderungsausgleich ........................... 1 735 1 736 1 824 1 853 1 927
KLG-Leistungen ................................... 47 51 54 54 54
Beitragserstattungen ............................. 3 3 3 3 3
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ..... 1 400 1 447 1 488 1 532 1 576
sonstige Ausgaben ................................ 35 0 0 0 0

Ausgaben insgesamt ............................. 84 983 88 485 91 332 93 885 97 445

Einnahmen – Ausgaben ...................... –17 027 –20 379 –20 856 –21 036 –21 407
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Ü b e r s i c h t  B 4

Mittelfristrechnung

Die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben und des Vermögens in der knappschaftlichen
Rentenversicherung von 1999 bis 2003

– in Mio. DM –
geltendes Recht

1999 2000 2001 2002 2003

Beitragssatz v. H. ...................................................... 26,15 25,6 25,2 25,0 24,8

Einnahmen
Beitragseinnahmen insgesamt ..................................... 2 612 2 449 2 304 2 214 2 122
Wanderungsausgleich ................................................. 2 673 2 751 2 987 3 112 3 307
Erstattungen der Versorgungsdienststellen .................. 64 60 56 52 48
Erstattung Bund  § 291 SGB VI .................................. 2 1 1 0 0
Vermögenserträge ....................................................... 4 4 4 4 5
Sonstige Einnahmen ................................................... 2 2 2 2 2

Zwischensumme ......................................................... 5 357 5 267 5 354 5 384 5 483
Bundeszuschuß ........................................................... 14 294 14 394 14 270 14 359 14 131

Einnahmen insgesamt ............................................... 19 652 19 660 19 624 19 743 19 614

Ausgaben
Renten (zu Lasten der KnRV) ..................................... 17 063 17 111 17 082 17 199 17 047
Auffüllbetrag ............................................................... 33 17 9 2 0
Zuschüsse zur KVdR ................................................... 1 509 1 495 1 504 1 518 1 540
Beitragszuschuß zur Pflegeversicherung ...................... 149 149 149 150 152
Rehabilitionsmaßnahmen ............................................ 110 111 113 115 117
Knappschaftsausgleichsleistung .................................. 394 383 372 363 358
KLG-Leistungen ......................................................... 71 64 58 52 46
Beitragserstattungen .................................................... 1 1 1 1 1
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ............................ 308 315 323 331 339
Sonstige Ausgaben ...................................................... 13 13 13 13 13

Ausgaben insgesamt .................................................. 19 652 19 660 19 624 19 743 19 614

Vermögen
Rücklage (Ende des Jahres) ......................................... 12 11 9 8 6
Verwaltungsvermögen, sonstiges Reinvermögen ......... 594 599 599 599 599

Reinvermögen (Ende des Jahres) ................................ 606 610 608 607 605
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Ü b e r s i c h t  B 5

Mittelfristrechnung

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben in der knappschaftlichen Rentenversicherung
in den alten Bundesländern von 1999 bis 2003

– in Mio. DM –
geltendes Recht

1999 2000 2001 2002 2003

Beitragssatz v.H. ....................................................... 26,15 25,6 25,2 25,0 24,8

Einnahmen
Beitragseinnahmen insgesamt ..................................... 1 973 1 858 1 724 1 640 1 555
Wanderungsausgleich ................................................. 938 1 012 1 163 1 258 1 379
Erstattungen der Versorgungsdienststellen .................. 48 45 42 39 36
Erstattung Bund  § 291 SGB VI .................................. 2 1 1 0 0
Vermögenserträge ....................................................... 3 3 3 3 3
Sonstige Einnahmen ................................................... 2 1 1 1 1

Zwischensumme ......................................................... 2 965 2 919 2 933 2 940 2 973
Bundeszuschuß ........................................................... 12 233 12 139 11 965 11 903 11 621
Einnahmen insgesamt ............................................... 15 198 15 059 14 898 14 843 14 594

Ausgaben
Renten (zu Lasten der KnRV) ..................................... 13 145 13 043 12 894 12 842 12 587
Auffüllbetrag .............................................................. 0 0 0 0 0
Zuschüsse zur KVdR .................................................. 1 182 1 160 1 162 1 167 1 177
Beitragszuschuß zur Pflegeversicherung ..................... 115 115 114 114 114
Rehabilitionsmaßnahmen ........................................... 78 79 80 82 83
Knappschaftsausgleichsleistung .................................. 373 358 345 334 327
KLG-Leistungen ......................................................... 70 63 57 51 46
Beitragserstattungen ................................................... 1 1 1 1 1
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ........................... 226 232 238 244 251
Sonstige Ausgaben ...................................................... 8 8 8 8 8

Ausgaben insgesamt .................................................. 15 198 15 059 14 898 14 843 14 594

Vermögen
Rücklage (Ende des Jahres) ........................................ 9 8 7 6 5
Verwaltungsvermögen, sonstiges Reinvermögen ......... 494 494 494 494 494

Reinvermögen (Ende des Jahres) ............................... 503 502 501 500 499
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Ü b e r s i c h t  B 6

Mittelfristrechnung

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben in der knappschaftlichen Rentenversicherung
in den neuen Bundesländern von 1999 bis 2003

– in Mio. DM –
geltendes Recht

1999 2000 2001 2002 2003

Beitragssatz v. H. ...................................................... 26,15 25,6 25,2 25,0 24,8

Einnahmen
Beitragseinnahmen insgesamt ..................................... 639 591 580 574 567
Wanderungsausgleich ................................................. 1 735 1 739 1 824 1 855 1 928
Erstattungen der Versorgungsdienststellen .................. 16 15 14 13 12
Erstattung Bund  § 291 SGB VI ..................................
Vermögenserträge ....................................................... 2 2 2 2 2
Sonstige Einnahmen ................................................... 1 1 1 1 1

Zwischensumme ......................................................... 2 392 2 347 2 421 2 444 2 510
Bundeszuschuß ........................................................... 2 061 2 254 2 305 2 456 2 510

Einnahmen insgesamt ............................................... 4 454 4 602 4 726 4 900 5 019

Ausgaben
Renten (zu Lasten der KnRV) ..................................... 3 918 4 068 4 188 4 356 4 460
Auffüllbetrag ............................................................... 33 17 9 2 0
Zuschüsse zur KVdR ................................................... 328 335 342 351 363
Beitragszuschuß zur Pflegeversicherung ...................... 34 35 36 36 38
Rehabilitionsmaßnahmen ............................................ 32 33 33 34 34
Knappschaftsausgleichsleistung .................................. 21 25 27 29 31
KLG-Leistungen ......................................................... 1 1 1 1 1
Beitragserstattungen ....................................................
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ............................ 81 83 85 86 88
Sonstige Ausgaben ...................................................... 5 5 5 5 5

Ausgaben insgesamt .................................................. 4 454 4 602 4 726 4 900 5 019

Vermögen
Rücklage (Ende des Jahres) ......................................... 3 3 2 2 1
Verwaltungsvermögen, sonstiges Reinvermögen ......... 100 105 105 105 105

Reinvermögen (Ende des Jahres) ................................ 103 108 107 107 106
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Ü b e r s i c h t  B 7

Erforderliche Beitragssätze in Prozentpunkten in der Rentenversicherung der Arbeiter und der
Angestellten bei geltendem Recht von 1999 bis 2013

Erforderliche Beitragssätze zur Aufrechterhaltung
einer Schwankungsreserve von 1 Monatsausgabe 1)

Annahmekombinationen 2)

a 2 v. H. 3 v. H. 4 v. H.
Jahr

b 1 2 3 1 2 3 1 2 3

1999 19,5 19,5 19,5 19,5 19,5 19,5 19,5 19,5 19,5
2000 19,4 19,4 19,3 19,2 19,2 19,2 19,1 19,1 19,0
2001 19,1 19,1 19,1 18,9 18,8 18,8 18,6 18,5 18,5
2002 18,9 18,9 18,8 18,6 18,6 18,5 18,3 18,3 18,2
2003 19,0 18,9 18,8 18,6 18,6 18,5 18,4 18,3 18,3

2004 19,1 19,0 18,9 18,9 18,8 18,6 18,6 18,5 18,3
2005 19,1 19,0 18,9 18,8 18,7 18,6 18,5 18,5 18,3
2006 19,2 19,1 18,9 18,9 18,8 18,7 18,7 18,5 18,4
2007 19,4 19,2 19,0 19,1 18,9 18,7 18,8 18,7 18,5
2008 19,4 19,2 19,0 19,1 19,0 18,8 18,8 18,7 18,5

2009 19,3 19,2 19,0 19,1 18,9 18,7 18,8 18,6 18,4
2010 19,3 19,1 18,9 18,9 18,8 18,6 18,8 18,7 18,5
2011 19,2 19,1 18,8 19,0 18,8 18,5 18,8 18,6 18,4
2012 19,2 18,9 18,7 18,9 18,7 18,5 18,8 18,6 18,3
2013 19,1 19,0 18,7 18,8 18,6 18,5 18,8 18,6 18,4

Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen
Anmerkungen:
1) Zu Lasten der Versicherungsträger der ArV/AnV zusammen im laufenden Kalenderjahr; zu Lasten der Versicherungsträger verbleiben: Gesamtaus-

gaben einschließlich gezahltem Ausgleich abzüglich allgemeinem Bundeszuschuß, aller Erstattungen und erhaltenem Ausgleich. Der erforderliche
Beitragssatz berücksichtigt nicht die Verstetigungsregelung nach §158 SGB VI.

2) a: Jährliche Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte der Versicherten von 2000 bis 2013 in v.H. in den alten Bundesländern. In den neuen Bun-
desländern werden im Jahr 2030 100 v.H. der jeweiligen Lohnniveaus der alten Bundesländer erreicht.

b: Veränderung der Zahl der beschäftigten Arbeiter und Angestellten ab 2000:
1 = niedrigere Beschäftigungsentwicklung
2 = mittlere Beschäftigungsentwicklung
3 = höhere Beschäftigungsentwicklung
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Ü b e r s i c h t  B 7.1

Erforderlicher Beitragssatz und Rentenniveau in Prozentpunkten bei geltendem Recht
und mittlerer Lohn- und Beschäftigungsentwicklung von 1999 bis 2013

Rentenniveau
Jahr Erforderlicher

Beitragssatz alte
Bundesländer

neue
Bundesländer

v. H.

1999 19,5 70,20 71,43
2000 19,2 68,46 69,35
2001 18,8 67,23 67,46
2002 18,6 65,90 65,61
2003 18,6 66,56 66,28

2004 18,8 66,34 66,57
2005 18,7 65,73 66,20
2006 18,8 65,61 66,08
2007 18,9 65,85 66,30
2008 19,0 65,80 66,23

2009 18,9 65,51 65,95
2010 18,8 65,27 65,72
2011 18,8 65,12 65,56
2012 18,7 64,88 65,34
2013 18,6 64,66 65,08
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Ü b e r s i c h t  B 7.2

Erforderlicher Beitragssatz und Rentenniveau in Prozentpunkten bei Verwirklichung der Eckdaten der
Rentenstrukturreform alternativ mit voller bzw. ohne Wirkung einer kapitalgedeckten Zusatzvorsorge

auf den VGR-Nettolohn bei mittlerer Lohn- und Beschäftigungsentwicklung von 1999 bis 2013

Rentenstrukturreform

kapitalgedeckte Zusatzvorsorge mit
voller Wirkung auf VGR-Nettolohn

kapitalgedeckte Zusatzvorsorge ohne
Wirkung auf VGR-Nettolohn

Rentenniveau RentenniveauErforderlicher
Beitragssatz alte Länder neue Länder

Erforderlicher
Beitragssatz alte Länder neue Länder

Jahr

v.H. v.H.

1999 19,5 70,20 71,43 19,5 70,20 71,43
2000 19,2 68,46 69,35 19,2 68,46 69,35
2001 18,9 67,27 67,50 18,9 67,27 67,50
2002 18,6 65,97 65,68 18,6 65,97 65,68
2003 19,0 67,46 67,10 19,0 67,03 66,72

2004 19,0 67,54 67,69 19,1 66,94 67,16
2005 19,0 67,16 67,55 19,2 66,58 67,04
2006 19,0 67,15 67,55 19,3 66,56 67,04
2007 19,0 67,52 67,90 19,4 66,91 67,37
2008 19,0 67,28 67,67 19,6 67,14 67,58

2009 19,0 67,05 67,48 19,6 67,06 67,53
2010 19,0 67,05 67,47 19,5 66,98 67,44
2011 18,9 67,00 67,44 19,6 67,04 67,51
2012 19,0 67,05 67,51 19,6 67,02 67,51
2013 19,0 67,04 67,46 19,5 66,96 67,41
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Ü b e r s i c h t  B 8

Einnahmen, Ausgaben und Schwankungsreserve in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten zusammen bei geltendem Recht von 1999 bis 2013

Annahmen

In den alten Bundesländern jährliche Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte der Versicherten von 1999 bis 2013,
ab 2000 alternativ: 2,0 v. H., 3,0 v. H.und 4,0 v. H.

In den neuen Bundesländern werden im Jahr 2030 100 v.H. der jeweiligen Lohnniveaus der alten Bundesländer
erreicht.

Die Verstetigungsregelung nach §158 SGB VI ist nicht berücksichtigt.

Veränderung der Zahl der beschäftigten Arbeiter und Angestellten
alternativ: 1: niedrigere Beschäftigungsentwicklung

2: mittlere Beschäftigungsentwicklung
3: höhere Beschäftigungsentwicklung

E = Summe der Einnahmen in Mrd. DM
A = Summe der Ausgaben in Mrd. DM
S = Schwankungsreserve in Mrd. DM

Annahmekombinationen

2/1 2/2 2/3Jahr

E A S E A S E A S

1999 398,3 388,6 26,6 398,3 388,6 26,6 398,3 388,6 26,6
2000 405,7 402,5 28,9 406,0 402,5 29,3 405,1 402,5 28,3
2001 416,4 415,0 29,5 416,6 415,0 30,1 417,5 415,0 30,0
2002 426,8 426,2 29,6 427,4 426,2 30,8 427,0 426,1 30,4
2003 444,0 440,4 32,0 442,9 440,4 32,0 442,8 440,2 31,8

2004 454,9 453,5 32,2 454,6 453,6 31,8 455,2 453,6 32,2
2005 464,1 462,6 32,8 464,3 462,8 32,3 465,2 462,8 33,6
2006 475,8 474,3 33,1 476,5 474,6 33,1 475,9 474,6 33,8
2007 489,2 486,3 34,8 488,7 486,6 34,0 488,4 486,7 34,3
2008 499,4 496,9 36,1 499,1 497,3 34,6 499,5 497,6 35,0

2009 507,2 506,4 35,8 509,1 507,1 35,5 509,9 507,4 36,4
2010 517,6 515,5 36,8 517,7 516,0 36,2 518,8 516,3 37,8
2011 526,5 525,0 37,1 528,5 525,5 38,1 527,4 525,8 38,3
2012 536,8 534,4 38,4 535,3 534,7 37,5 536,0 535,2 37,8
2013 545,6 544,5 38,3 548,1 545,1 39,3 547,4 545,6 38,4

Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen
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n o c h  Übersicht B 8

Einnahmen, Ausgaben und Schwankungsreserve in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten zusammen bei geltendem Recht von 1999 bis 2013

Annahmen

In den alten Bundesländern jährliche Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte der Versicherten von 1999 bis 2013,
ab 2000 alternativ: 2,0 v. H., 3,0 v. H.und 4,0 v. H.

In den neuen Bundesländern werden im Jahr 2030 100 v.H. der jeweiligen Lohnniveaus der alten Bundesländer
erreicht.

Die Verstetigungsregelung nach §158 SGB VI ist nicht berücksichtigt.

Veränderung der Zahl der beschäftigten Arbeiter und Angestellten
alternativ: 1: niedrigere Beschäftigungsentwicklung

2: mittlere Beschäftigungsentwicklung
3: höhere Beschäftigungsentwicklung

E = Summe der Einnahmen in Mrd. DM
A = Summe der Ausgaben in Mrd. DM
S = Schwankungsreserve in Mrd. DM

Annahmekombinationen

3/1 3/2 3/3Jahr

E A S E A S E A S

1999 398,3 388,6 26,6 398,3 388,6 26,6 398,3 388,6 26,6
2000 405,4 402,6 28,5 405,4 402,6 28,5 405,9 402,6 28,9
2001 418,0 415,3 30,4 417,0 415,3 29,4 417,6 415,3 30,5
2002 430,0 428,7 31,0 430,7 428,9 30,6 430,2 428,8 31,1
2003 449,4 447,4 31,5 450,5 447,5 32,1 450,4 447,6 32,5

2004 468,9 465,5 33,5 468,7 465,4 33,9 467,1 465,7 32,4
2005 481,3 479,3 34,3 481,5 479,4 34,7 482,4 479,8 33,8
2006 498,0 496,2 34,7 498,4 496,5 35,2 500,1 496,8 35,6
2007 517,1 513,8 36,5 516,6 514,1 36,2 516,5 514,3 36,3
2008 533,0 530,2 37,8 534,6 530,7 38,6 534,9 531,1 38,6

2009 549,0 545,7 39,7 548,9 546,2 39,9 549,5 546,8 39,9
2010 561,4 560,7 39,0 563,4 561,3 40,6 564,3 561,8 41,0
2011 580,4 576,9 41,1 580,7 577,4 42,4 579,6 577,9 41,2
2012 595,8 592,8 42,6 596,0 593,4 43,5 597,0 594,1 42,5
2013 611,8 609,8 43,0 612,0 610,6 43,3 615,5 611,4 45,1

Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen
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n o c h  Übersicht B 8

Einnahmen, Ausgaben und Schwankungsreserve in der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten zusammen bei geltendem Recht von 1999 bis 2013

Annahmen

In den alten Bundesländern jährliche Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte der Versicherten von 1999 bis 2013,
ab 2000 alternativ: 2,0 v. H., 3,0 v. H.und 4,0 v. H.

In den neuen Bundesländern werden im Jahr 2030 100 v.H. der jeweiligen Lohnniveaus der alten Bundesländer
erreicht.

Die Verstetigungsregelung nach §158 SGB VI ist nicht berücksichtigt.

Veränderung der Zahl der beschäftigten Arbeiter und Angestellten
alternativ: 1: niedrigere Beschäftigungsentwicklung

2: mittlere Beschäftigungsentwicklung
3: höhere Beschäftigungsentwicklung

E = Summe der Einnahmen in Mrd. DM
A = Summe der Ausgaben in Mrd. DM
S = Schwankungsreserve in Mrd. DM

Annahmekombinationen

4/1 4/2 4/3Jahr

E A S E A S E A S

1999 398,3 388,6 26,6 398,3 388,6 26,6 398,3 388,6 26,6
2000 406,2 402,7 29,1 406,5 402,7 29,4 405,5 402,7 28,4
2001 417,6 415,6 30,4 416,6 415,6 29,7 417,5 415,6 29,6
2002 433,4 431,6 31,4 434,1 431,7 31,4 433,7 431,6 30,9
2003 458,6 455,1 33,2 457,7 455,2 32,2 459,4 455,2 33,3

2004 481,2 477,9 34,8 481,1 477,9 33,7 479,8 477,9 33,5
2005 498,8 496,9 35,3 500,8 497,0 35,9 500,0 497,2 34,8
2006 523,1 519,5 37,2 521,7 519,6 36,4 523,4 520,0 36,5
2007 546,7 543,1 39,0 547,9 543,4 39,0 547,9 543,6 39,0
2008 568,7 565,8 40,1 570,2 566,3 41,0 570,5 566,5 41,2

2009 591,4 588,7 41,1 591,2 589,2 41,2 591,9 589,6 41,7
2010 615,4 612,0 42,7 617,6 612,4 44,6 618,7 613,2 45,3
2011 640,5 636,8 44,5 640,3 636,9 46,1 641,7 637,9 47,2
2012 666,6 662,3 46,7 666,3 662,5 47,9 665,3 663,5 47,0
2013 693,8 690,0 48,4 693,6 690,4 48,9 695,4 691,6 48,6

Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 77 – Drucksache 14/2116

Ü b e r s i c h t  B 9

Die Entwicklung des Saldos aus Einnahmen und Ausgaben und des allgemeinen und zusätzlichen
Bundeszuschusses in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten in den alten und neuen

Bundesländern bei geltendem Recht von 1999 bis 2013 bei mittlerer Lohn- und
Beschäftigungsentwicklung

Einnahmen weniger Ausgaben allgemeiner und zusätzlicher Bundeszuschuß

Bundesländer insgesamt
Jahr

alte
Bundesländer

in
Mrd. DM

neue
Bundesländer

in
Mrd. DM

Bundesländer
insgesamt

in
Mrd. DM

alte
Bundesländer

in
Mrd. DM

neue
Bundesländer

in
Mrd. DM

in
Mrd. DM

in v. H. der
Gesamt-
ausgaben

1999 26,8 – 17,0 9,8   65,4 17,8   83,2 21,41
2000 22,8 – 20,0 2,8   64,7 17,7   82,4 20,46
2001 22,1 – 20,2 1,9   70,5 19,3   89,8 21,61
2002 22,5 – 20,4 2,0   77,0 21,2   98,1 22,73
2003 25,0 – 20,8 4,2   85,5 23,7 109,1 23,97

2004 24,1 – 22,2 1,9   89,8 25,0 114,8 24,02
2005 25,2 – 22,4 2,8   93,6 26,0 119,6 24,06
2006 25,8 – 22,4 3,4   97,9 27,1 124,9 24,02
2007 26,6 – 22,3 4,3 102,3 28,1 130,4 23,99
2008 26,4 – 22,4 4,0 106,3 29,0 135,3 23,89

2009 24,8 – 22,4 2,3 110,8 30,0 140,8 23,88
2010 26,9 – 21,4 5,5 115,4 31,0 146,4 23,87
2011 25,0 – 21,2 3,8 119,8 31,9 151,7 23,79
2012 23,0 – 21,2 1,8 124,8 33,0 157,8 23,78
2013 24,4 – 20,7 3,8 130,3 34,2 164,6 23,80

Anmerkung: Die Verstetigungsregelung nach §158 SGB VI ist nicht berücksichtigt.
Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen
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Ü b e r s i c h t  B 10

Die Einnahmen, die Ausgaben und das Vermögen in der knappschaftlichen Rentenversicherung
(West und Ost) von 1999 bis 2013 nach drei verschiedenen Annahmen 1) 2) jährlicher

Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte der Versicherten 2000 bis 2013 bei geltendem Recht
in Deutschland

Variante I 2,0 v.H.; Variante II 3,0 v.H.; Variante III 4,0 v.H.
– Beträge in Millionen DM –

Variante I Variante II Variante III für alle
Varianten

Jahr 3) Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Vermögen
am Ende

des
Berichts-

jahres

1999 5 357 19 652 14 294 5 357 19 652 14 294 5 357 19 652 14 294 611
2000 5 302 19 658 14 356 5 251 19 665 14 414 5 233 19 671 14 438 609
2001 5 378 19 618 14 240 5 323 19 631 14 308 5 267 19 643 14 376 608
2002 5 396 19 687 14 291 5 450 19 800 14 350 5 501 19 921 14 421 606
2003 5 488 19 461 13 973 5 597 19 765 14 168 5 705 20 090 14 385 605
2004 5 606 19 156 13 550 5 812 19 645 13 833 5 983 20 161 14 177 604
2005 5 716 18 873 13 157 5 947 19 537 13 590 6 221 20 242 14 021 603
2006 5 874 18 621 12 747 6 172 19 463 13 291 6 478 20 356 13 878 602
2007 6 031 18 363 12 332 6 399 19 386 12 987 6 816 20 474 13 658 601
2008 6 157 18 005 11 848 6 629 19 193 12 564 7 095 20 465 13 371 600
2009 6 283 17 569 11 286 6 798 18 906 12 107 7 347 20 367 13 021 600
2010 6 385 17 113 10 728 6 976 18 594 11 618 7 686 20 257 12 570 599
2011 6 322 16 923 10 602 7 026 18 573 11 547 7 819 20 445 12 626 599
2012 6 428 16 452 10 024 7 232 18 231 10 999 8 155 20 304 12 149 599
2013 6 590 16 206 9 616 7 451 18 129 10 677 8 505 20 441 11 936 599

1) Rechtsstand: geltendes Recht
2) In den Einnahmen sind u.a. der Wanderungsausgleich und die Erstattungen der Versorgungsdienststellen enthalten.
3) 1999 aufgrund der für die Monate Januar bis September vorliegenden Rechnungsergebnisse geschätzt.
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n o c h  Übersicht B 10

Die Einnahmen, die Ausgaben und das Vermögen in der knappschaftlichen Rentenversicherung
(West und Ost) von 1999 bis 2013 nach drei verschiedenen Annahmen 1) 2) jährlicher

Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte der Versicherten 2000 bis 2013 bei geltendem Recht
in den alten Bundesländern

Variante I 2,0 v.H.; Variante II 3,0 v.H.; Variante III 4,0 v.H.

– Beträge in Millionen DM –

Variante I Variante II Variante III für alle
Varianten

Jahr 3) Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Vermögen
am Ende

des
Berichts-

jahres

1999 2 965 15 198 12 233 2 965 15 198 12 233 2 965 15 198 12 233 503
2000 2 939 15 057 12 118 2 907 15 062 12 155 2 895 15 067 12 173 502
2001 2 941 14 892 11 951 2 913 14 903 11 990 2 883 14 914 12 031 501
2002 2 917 14 786 11 870 2 939 14 873 11 934 2 959 14 965 12 005 500
2003 2 942 14 440 11 498 2 994 14 669 11 675 3 045 14 912 11 867 499
2004 2 995 14 041 11 046 3 098 14 403 11 304 3 183 14 784 11 601 498
2005 3 043 13 657 10 614 3 159 14 143 10 984 3 298 14 656 11 358 498
2006 3 122 13 300 10 178 3 273 13 907 10 634 3 428 14 550 11 122 497
2007 3 190 12 929 9 740 3 377 13 657 10 281 3 588 14 430 10 842 496
2008 3 239 12 475 9 236 3 479 13 307 9 828 3 715 14 197 10 482 495
2009 3 288 11 954 8 666 3 549 12 873 9 324 3 827 13 883 10 056 495
2010 3 325 11 413 8 088 3 624 12 412 8 788 3 983 13 548 9 564 494
2011 3 385 10 836 7 450 3 727 11 905 8 178 4 117 13 139 9 022 494
2012 3 409 10 272 6 863 3 808 11 398 7 590 4 275 12 732 8 456 494
2013 3 488 9 937 6 449 3 898 11 132 7 235 4 440 12 592 8 152 494

1) Rechtsstand: geltendes Recht
2) In den Einnahmen sind u.a. der Wanderungsausgleich und die Erstattungen der Versorgungsdienststellen enthalten.
3) 1999 aufgrund der für die Monate Januar bis September vorliegenden Rechnungsergebnisse geschätzt.
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n o c h  Übersicht B 10

Die Einnahmen, die Ausgaben und das Vermögen in der knappschaftlichen Rentenversicherung
(West und Ost) von 1999 bis 2013 nach drei verschiedenen Annahmen 1) 2) jährlicher

Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte der Versicherten 2000 bis 2013 bei geltendem Recht
in den neuen Bundesländern

Variante I 2,0 v.H.; Variante II 3,0 v.H.; Variante III 4,0 v.H.

– Beträge in Millionen DM –

Variante I Variante II Variante III für alle
Varianten

Jahr 3) Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Einnah-
men ohne
Bundes-
zuschuß

Aus-
gaben

Bundes-
zuschuß
(Ausga-

ben – Ein-
nahmen)

Vermögen
am Ende

des
Berichts-

jahres

1999 2 392 4 454 2 061 2 392 4 454 2 061 2 392 4 454 2 061 108
2000 2 363 4 602 2 239 2 344 4 603 2 259 2 339 4 603 2 265 107
2001 2 437 4 726 2 289 2 410 4 728 2 317 2 383 4 729 2 346 107
2002 2 479 4 901 2 422 2 511 4 927 2 416 2 541 4 956 2 415 106
2003 2 546 5 020 2 475 2 604 5 096 2 492 2 661 5 179 2 518 106
2004 2 612 5 115 2 504 2 714 5 242 2 528 2 801 5 377 2 577 105
2005 2 673 5 216 2 543 2 788 5 395 2 607 2 922 5 585 2 663 105
2006 2 752 5 322 2 569 2 899 5 556 2 657 3 050 5 806 2 756 105
2007 2 842 5 434 2 592 3 023 5 729 2 706 3 228 6 044 2 816 105
2008 2 918 5 530 2 612 3 150 5 886 2 736 3 379 6 268 2 889 105
2009 2 995 5 615 2 620 3 249 6 032 2 783 3 519 6 484 2 965 105
2010 3 060 5 700 2 639 3 351 6 182 2 830 3 703 6 709 3 006 105
2011 2 937 6 088 3 151 3 299 6 668 3 369 3 702 7 306 3 604 105
2012 3 018 6 180 3 161 3 424 6 833 3 409 3 879 7 572 3 692 105
2013 3 102 6 269 3 167 3 554 6 997 3 443 4 065 7 850 3 785 105

1) Rechtsstand: geltendes Recht
2) In den Einnahmen sind u.a. der Wanderungsausgleich und die Erstattungen der Versorgungsdienststellen enthalten.
3) 1999 aufgrund der für die Monate Januar bis September vorliegenden Rechnungsergebnisse geschätzt.
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Ü b e r s i c h t  B 11

Die Durchschnittsentgelte der Versicherten, die aktuellen Rentenwerte und die
Beitragsbemessungsgrenzen in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten in den

alten Bundesländern bei geltendem Recht von 1999 bis 2013

Zunahme des durchschnittlichen Bruttojahresarbeitsentgelts

ab 1999 + 3.1 v. H.
ab 2000 + 3,0 v. H. p. a. (mittlere Entgeltvariante)

Die Verstetigungsregelung nach §158 SGB VI ist nicht berücksichtigt.

Durchschnittliche
Bruttojahresarbeits-

entgelte 1)
Aktuelle Rentenwerte 2) Beitragsbemessungsgrenzen 3)

Jahr

DM/Jahr DM/Jahr DM/Jahr DM/Monat

1999 54 407 48,29 102 000 8 500
2000 56 039 48,63 103 200 8 600
2001 57 720 49,41 105 600 8 800
2002 59 452 50,75 109 200 9 100
2003 61 236 52,69 112 800 9 400

2004 63 073 53,68 116 400 9 700
2005 64 965 55,19 118 800 9 900
2006 66 914 56,99 122 400 10 200
2007 68 921 58,59 126 000 10 500
2008 70 989 59,97 130 800 10 900

2009 73 119 61,37 134 400 11 200
2010 75 313 62,90 138 000 11 500
2011 77 572 64,46 142 800 11 900
2012 79 899 66,02 146 400 12 200
2013 82 296 67,68 151 200 12 600

Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen
Anmerkungen:
1) Nach § 69 SGB VI.
2) Nach § 68 SGB VI.
3) Nach § 159 SGB VI.
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Ü b e r s i c h t  B 12

Annahmen zur Entwicklung der beschäftigten Arbeiter und Angestellten in der Rentenversicherung der
Arbeiter und der Angestellten 1) bei geltendem Recht  von 1999 bis 2013

a) Alte Bundesländer

Beschäftigte Arbeiter und Angestellte
in Tsd. bei

niedrigerer mittlerer höhererJahr

Beschäftigungsentwicklung

1999 24 094 24 094 24 094
2000 24 117 24 168 24 218
2001 24 136 24 237 24 339
2002 24 155 24 307 24 458
2003 24 165 24 368 24 571

2004 24 178 24 425 24 675
2005 24 190 24 478 24 769
2006 24 201 24 525 24 853
2007 24 209 24 564 24 921
2008 24 214 24 594 24 978

2009 24 218 24 619 25 024
2010 24 220 24 637 25 056
2011 24 221 24 648 25 079
2012 24 225 24 657 25 093
2013 24 233 24 665 25 101

Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen
Anmerkung:
1) Inlandskonzept
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n o c h  Übersicht B 12

Annahmen zur Entwicklung der beschäftigten Arbeiter und Angestellten in der Rentenversicherung der
Arbeiter und der Angestellten 1) bei geltendem Recht von 1999 bis 2013

b) Neue Bundesländer

Beschäftigte Arbeiter und Angestellte
in Tsd. bei

niedrigerer mittlerer höhererJahr

Beschäftigungsentwicklung

1999 5 525 5 525 5 525
2000 5 508 5 538 5 567
2001 5 493 5 552 5 612
2002 5 477 5 567 5 657
2003 5 463 5 582 5 702

2004 5 449 5 596 5 745
2005 5 439 5 610 5 784
2006 5 430 5 622 5 818
2007 5 423 5 633 5 849
2008 5 418 5 643 5 874

2009 5 413 5 651 5 895
2010 5 408 5 656 5 910
2011 5 404 5 656 5 918
2012 5 399 5 655 5 920
2013 5 396 5 653 5 917

Q u e l l e :  BMA, eigene Berechnungen
Anmerkung:
1) Inlandskonzept
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Ü b e r s i c h t  B 13

Die Beitragssätze und die Beitragsbemessungsgrenzen in der knappschaftlichen Rentenversicherung
von 1999 bis 2013 nach der mittleren Variante

– Zunahme des Durchschnittsentgelts in der Rentenversicherung ab 2000: 3,0 v. H. p. a. –

Beitragsbemessungsgrenzen 2)
Jahr Beitragssatz 1)

in v.H. DM/Jahr DM/Monat

1999 26,2 124 800 10 400
2000 25,5 127 200 10 600
2001 25,0 130 800 10 900
2002 24,7 134 400 11 200
2003 24,7 138 000 11 500

2004 25,0 142 800 11 900
2005 24,8 146 400 12 200
2006 25,0 151 200 12 600
2007 25,1 156 000 13 000
2008 25,2 159 600 13 300

2009 25,1 164 400 13 700
2010 25,0 170 400 14 200
2011 25,0 175 200 14 600
2012 24,8 180 000 15 000
2013 24,7 186 000 15 500

1) Nach § 158 Abs. 2 SGB VI.
2) Nach § 159 SGB VI.
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Ü b e r s i c h t  B 14

Die für die Vorausberechnung der Einnahmen und der Ausgaben angenommene Entwicklung der Zahl
der Versicherten in der knappschaftlichen Rentenversicherung der alten Bundesländer sowie der neuen

Bundesländer

jahresdurchschnittliche
Anzahl 1) der Versicherten

Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in v. H.

Jahr
in den alten

Bundesländern im Beitrittsgebiet in den alten
Bundesländern im Beitrittsgebiet

1999 123 032 52 340
2000 116 560 48 388 –5,3 –7,6
2001 106 202 46 738 –8,9 –3,4
2002 98 181 45 087 –7,6 –3,5
2003 90 477 43 436 –7,8 –3,7

2004 85 953 42 133 –5,0 –3,0
2005 83 375 41 291 –3,0 –2,0
2006 82 541 40 465 –1,0 –2,0
2007 81 715 39 656 –1,0 –2,0
2008 80 898 38 862 –1,0 –2,0

2009 80 089 38 085 –1,0 –2,0
2010 79 288 37 324 –1,0 –2,0
2011 78 495 36 577 –1,0 –2,0
2012 77 711 35 846 –1,0 –2,0
2013 76 933 35 129 –1,0 –2,0

1) Einschließlich beschäftigte Rentner
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S c h a u b i l d  1

S c h a u b i l d  2

Die Versicherten der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland nach dem 
Versicherungsverhältnis 1997

Freiwillig Versicherte 
1,7 %

Anrechnungszeitenversicherte
0,4 % 

Übergangsfälle
5,4 %

Latent Versicherte
31,6 %

Pflichtversicherte
60,9 %

Die Verteilung der Frauen mit Einfach- bzw. Mehrfachrenten und Männer mit Renten insgesamt 
nach dem Gesamtrentenzahlbetrag in Deutschland am 1. Juli 1998
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S c h a u b i l d  3

S c h a u b i l d  4.1

Die Entwicklung der Angleichung der Eckrenten und der laufenden verfügbaren Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters der neuen
Bundesländer an die in den alten Bundesländern seit 1990
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Die Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland  im Jahr 1998
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S c h a u b i l d  4.2

S c h a u b i l d  5

Die Ausgaben in der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland im Jahr 1998
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Verfahrenskosten

KLG - Leistungen

Anmerkung:
Ausgaben ohne Finanzausgleich an die neuen Bundesländer
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Rentenstrukturreform ohne Wirkung der
kapitalgedeckten Zusatzvorsorge auf den
VGR-Nettolohn
Rechtsstand RRG 1999

1) Rechtsstand RRG 1999 unter der Annahme, daß die von der alten Bundesregierung beschlossene Steuerreform im Jahr 2000 in Kraft treten würde.

Beitragssätze bei Verwirklichung der Eckdaten der Rentenstrukturreform alternativ mit voller 
bzw. ohne Wirkung der kapitalged. Zusatzvorsorge auf den VGR-Nettolohn und beim RRG 1999 1) 

bei mittlerer Lohn- und Beschäftigungsentwicklung von 2000 bis 2013
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Ü b e r s i c h t  I 1

Die Versicherten in der Rentenversicherung der Arbeiter (ArV)
und der Angestellten (AnV) nach dem Versicherungsverhältnis 1966 bis 1998 1) 2) 3) 4)

in den alten und neuen Bundesländern

Versicherungsverhältnis/Pflichtversicherte

am Stichtag in den letzten 12 Monaten insgesamt

ArV AnV ArV+AnV ArV AnV ArV+AnV ArV AnV ArV+AnV
Jahr

in 1 000

alte Bundesländer
1966 12 124   6 389 18 513 581 297    877 12 704   6 686 19 390
1967 11 581   6 469 18 050 789 314 1 103 12 370   6 783 19 153
1968 11 536   6 704 18 241 647 293    940 12 183   6 998 19 181
1969 11 677   6 899 18 576 545 298    843 12 222   7 196 19 419
1970 12 096   7 118 19 214 343 298    640 12 439   7 416 19 854

1971 11 847   7 456 19 303 355 311    666 12 203   7 767 19 970
1972 11 766   7 765 19 531 436 326    763 12 202   8 091 20 293
1973 11 737   7 959 19 696 445 368    813 12 182   8 327 20 509
1974 11 625   8 225 19 850 518 364    881 12 143   8 589 20 731
1975 10 844   8 343 19 187 765 443 1 208 11 609   8 786 20 395

1976 10 920   8 382 19 303 580 418    998 11 501   8 800 20 301
1977 11 029   8 582 19 611 524 391    915 11 553   8 973 20 526
1978 11 191   8 696 19 887 510 380    890 11 701   9 076 20 777
1979 11 747   8 977 20 724 191 273    463 11 938   9 249 21 187
1980 12 012   9 265 21 277 185 278    463 12 196   9 543 21 739

1981 12 111   9 415 21 526 179 276    455 12 289   9 692 21 981
1982 12 327   9 550 21 877 221 215    435 12 548   9 764 22 312
1983               5)          –          –     –     –        –          –          –          –
1984               5)          –          –     –     –        –          –          –          –
1985 11 359   9 518 20 877 596 519 1 116 11 955 10 037 21 992

1986 11 329   9 743 21 072 617 545 1 161 11 945 10 288 22 233
1987 11 266 10 024 21 290 740 575 1 315 12 006 10 598 22 604
1988 10 982 10 592 21 574 797 659 1 456 11 779 11 251 23 030
1989 11 444 10 506 21 950 694 618 1 313 12 138 11 124 23 262
1990 11 376 11 438 22 814 643 659 1 302 12 020 12 096 24 116

1991 11 819 11 427 23 246 642 627 1 270 12 461 12 054 24 515
1992 12 456 12 185 24 640 682 522 1 204 13 137 12 707 25 844
1993 12 339 12 587 24 926 583 514 1 097 12 923 13 101 26 024
1994 12 138 12 802 24 941 537 497 1 034 12 675 13 300 25 975
1995 11 971 12 529 24 499 542 550 1 093 12 513 13 079 25 592

1996 11 840 12 860 24 699 282 337    619 12 122 13 196 25 318
1997 11 776 12 809 24 585 312 377    689 12 088 13 186 25 274
1998 11 531 12 860 24 391 287 364    630 11 798 13 224 25 021

neue Bundesländer
1991   4 735   2 629   7 364 593 534 1 127   5 328   3 163   8 491
1992   4 320   3 220   7 540 311 263    575   4 632   3 483   8 115
1993   3 920   3 242   7 162 168 182    349   4 088   3 423   7 511
1994   4 378   3 625   8 004   58   49    107   4 437   3 674   8 111
1995   4 313   3 310   7 623   87   90    178   4 400   3 400   7 800

1996   4 097   3 405   7 502   64   82    146   4 161   3 487   7 647
1997   4 036   3 284   7 320   72   92    164   4 108   3 376   7 484
1998   3 939   3 268   7 207   72   91    163   4 011   3 359   7 370

1) Einschließlich der versicherungspflichtigen Handwerker.
2) Vom 1. Juli 1978 bis 31. Dezember 1982 und ab 1992 sind Empfänger der Bundesanstalt für Arbeit von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und

Unterhaltsgeld in der Rentenversicherung pflichtversichert.
3) Ab 1986 Angaben nur noch in vollen Tausend möglich.
4) Abweichungen in den Summen durch Rundungen.
5) In den Jahren 1983 und 1984 wurde der Mikrozensus nicht durchgeführt.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus
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n o c h  Übersicht I 1

Die Versicherten in der Rentenversicherung der Arbeiter (ArV)
und der Angestellten (AnV) nach dem Versicherungsverhältnis 1966 bis 1998 1) 2) 3) 4)

in den alten und neuen Bundesländern

Versicherungsverhältnis

Freiwillige Beitragszahler in den
letzten zwölf Monaten Latent Versicherte Versicherte Insgesamt

ArV AnV ArV+AnV ArV AnV ArV+AnV ArV AnV ArV+AnV
Jahr

in 1 000

alte Bundesländer
1966 415 518    933 3 307 1 852 5 159 16 426   9 056 25 482
1967 391 501    892 3 363 1 939 5 302 16 125   9 223 25 347
1968 373 392    765 3 421 1 948 5 368 15 976   9 338 25 314
1969 343 368    711 3 261 1 993 5 254 15 826   9 557 25 383
1970 304 352    656 3 118 2 048 5 166 15 860   9 815 25 676
1971 275 350    625 3 000 2 063 5 062 15 477 10 180 25 657
1972 269 368    637 2 601 1 878 4 479 15 071 10 337 25 408
1973 265 354    619 2 484 1 866 4 350 14 931 10 547 25 478
1974 248 359    607 2 313 1 820 4 133 14 703 10 767 25 471
1975 290 491    781 2 448 1 881 4 328 14 347 11 157 25 505
1976 254 505    759 2 653 2 102 4 755 14 407 11 407 25 814
1977 249 463    712 2 496 2 047 4 542 14 298 11 483 25 781
1978 231 413    644 2 644 2 122 4 766 14 576 11 610 26 186
1979 196 394    590 2 712 2 197 4 909 14 846 11 841 26 687
1980 188 397    585 2 279 2 067 4 346 14 664 12 007 26 670
1981 190 459    649 2 322 2 126 4 448 14 801 12 277 27 078
1982 218 388    606 3 811 3 221 7 032 16 577 13 373 29 950
1983         5)       –        –        –        –        –          –          –          –
1984         5)       –        –        –        –        –          –          –          –
1985 293 386    679 4 819 3 870 8 689 17 066 14 294 31 360
1986 278 422    700 4 458 3 665 8 123 16 681 14 375 31 057
1987 293 389    682 4 639 3 769 8 409 16 938 14 757 31 695
1988 297 442    740 4 498 3 998 8 496 16 574 15 691 32 265
1989 241 378    619 4 599 3 991 8 590 16 978 15 493 32 472
1990 294 440    734 4 226 4 252 8 477 16 540 16 788 33 327
1991 306 414    720 4 225 4 142 8 367 16 992 16 611 33 602
1992 284 456    740 4 199 4 152 8 351 17 620 17 315 34 935
1993 276 433    710 4 126 4 297 8 423 17 325 17 832 35 156
1994 270 402    672 3 901 4 273 8 173 16 846 17 974 34 820
1995 263 415    678 3 867 4 237 8 104 16 643 17 730 34 373
1996 442 847 1 289 3 946 4 081 8 027 16 509 18 125 34 634
1997 442 790 1 231 3 895 4 120 8 016 16 425 18 096 34 521
1998 401 733 1 134 3 943 4 290 8 233 16 142 18 246 34 388

neue Bundesländer
1991   20   13      33    307    161    468   5 656   3 337   8 992
1992   46   60    105    629    435 1 064   5 307   3 978   9 285
1993   55   91    146    750    592 1 341   4 892   4 106   8 998
1994   52   87    138    338    273    611   4 827   4 034   8 860
1995   51   97    148    448    356    804   4 899   3 853   8 752
1996   80 169    249    394    317    711   4 634   3 973   8 608
1997   91 185    276    449    382    830   4 648   3 943   8 591
1998 100 171    271    427    397    824   4 538   3 927   8 465

1) Einschließlich der versicherungspflichtigen Handwerker.
2) Vom 1. Juli 1978 bis 31. Dezember 1982 und ab 1992 sind Empfänger der Bundesanstalt für Arbeit von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und

Unterhaltsgeld in der Rentenversicherung pflichtversichert.
3) Ab 1986 Angaben nur noch in vollen Tausend möglich.
4) Abweichungen in den Summen durch Rundungen.
5) In den Jahren 1983 und 1984 wurde der Mikrozensus nicht durchgeführt.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus
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Ü b e r s i c h t  I 2

Die Anzahl der Rentenanträge und ihre Erledigung 1982 bis 1998 1) 2)
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

Eingang Erledigung Durchschnittliche

Jahr Rentenarten

Bereinigter
Anfangs-
bestand
Anfang

des Jahres
Neuzugänge

Änderung
der

Leistungsart
Neuzugänge

Änderung
der

Leistungsart

Laufzeit beim
Versiche-

rungsträger
in Tagen 3)

Gesamtlauf-
zeit pro Fall
in Tagen 3)

1982 Versichertenrenten 226 723 820 909 124 714 805 837 123 302
Witwenrenten 42 393 236 786 10 759 233 533 10 719
Waisenrenten 12 615 63 921 996 61 976 1 002

zusammen 281 731 1 121 616 136 469 1 101 346 135 023

1983 Versichertenrenten 243 207 836 083 140 715 830 998 138 602
Witwenrenten 45 686 235 324 12 674 238 816 12 617
Waisenrenten 14 554 65 239 1 017 64 196 1 082

zusammen 303 447 1 136 646 154 406 1 134 010 152 301

1984 Versichertenrenten 250 405 878 281 255 106 910 792 241 627
Witwenrenten 42 251 225 512 13 789 229 365 13 599
Waisenrenten 15 532 63 398 1 011 65 841 1 005

zusammen 308 188 1 167 191 269 906 1 205 998 256 231

1985 Versichertenrenten 231 373 755 988 252 703 783 764 251 332
Witwenrenten 38 588 230 144 14 338 235 949 14 907
Waisenrenten 13 095 64 621 1 103 66 622 1 121

zusammen 283 056 1 050 753 268 144 1 086 335 267 360

1986 Versichertenrenten 204 968 831 269 332 995 824 349 325 364
Witwenrenten 32 214 253 366 13 742 241 218 13 642
Waisenrenten 11 076 61 157 968 60 538 985

zusammen 248 258 1 145 792 347 705 1 126 105 339 991

1987 Versichertenrenten 219 519 845 810 296 819 848 139 310 537
Witwenrenten 44 462 265 654 11 431 269 179 11 772
Waisenrenten 11 678 60 015 867 60 066 901

zusammen 275 659 1 171 479 309 117 1 177 384 323 210

1988 Versichertenrenten 203 472 914 199 271 930 888 946 277 349
Witwenrenten 40 596 266 693 11 463 265 155 11 589
Waisenrenten 11 593 58 325 809 58 946 808

zusammen 255 661 1 239 217 284 202 1 213 047 289 746

1989 Versichertenrenten 223 306 922 333 248 219 918 409 250 191
Witwenrenten 42 008 277 904 11 217 276 575 11 185
Waisenrenten 10 973 56 827 739 56 135 734

zusammen 276 287 1 257 064 260 175 1 251 119 262 110

1990 Versichertenrenten 225 258 956 540 219 447 926 342 216 969
Witwenrenten 43 369 281 603 9 332 273 982 9 228
Waisenrenten 11 670 57 806 687 56 308 713

zusammen 280 297 1 295 949 229 466 1 256 632 226 910

     1991 4) Versichertenrenten 257 934 964 108 160 532 895 597 151 789
Witwenrenten 51 094 280 372 9 927 261 707 8 883
Waisenrenten 13 142 57 441 587 53 591 572

zusammen 322 170 1 301 921 171 046 1 210 895 161 244
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n o c h  Übersicht I 2

Die Anzahl der Rentenanträge und ihre Erledigung 1982 bis 1998 1) 2)
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

Eingang Erledigung Durchschnittliche

Jahr Rentenarten

Bereinigter
Anfangs-
bestand
Anfang

des Jahres
Neuzugänge

Änderung
der

Leistungsart
Neuzugänge

Änderung
der

Leistungsart

Laufzeit beim
Versiche-

rungsträger
in Tagen 3)

Gesamtlauf-
zeit pro Fall
in Tagen 3)

1992 Versichertenrenten 335 832 1 273 595 128 106 936 308 115 719 106 138
Erziehungsrenten 296 2 744 834 1 184 116 115 140
Witwenrenten 76 524 519 599 8 273 282 231 7 460 101 118
Waisenrenten 17 015 83 512 521 61 383 439 108 132

zusammen 429 667 1 879 450 137 734 1 281 106 123 734 105 134

1993 Versichertenrenten 670 428 1 335 744 156 082 1 382 949 156 812 160 195
Erziehungsrenten 2 538 2 090 74 2 135 472 284 317
Witwenrenten 312 637 417 291 10 307 479 486 10 216 205 228
Waisenrenten 38 841 85 921 661 83 013 630 174 198

zusammen 1 024 444 1 841 046 167 124 1 947 583 168 130 172 203

1994 Versichertenrenten 606 162 1 482 968 212 729 1 530 875 220 070 133 172
Erziehungsrenten 2 115 2 511 40 3 300 342 348 389
Witwenrenten 249 003 406 496 12 727 552 465 13 569 264 296
Waisenrenten 41 981 89 083 894 100 506 865 213 247

zusammen 899 261 1 981 058 226 390 2 187 146 234 846 169 206

1995 Versichertenrenten 549 651 1 403 400 208 964 1 521 984 211 394 107 149
Erziehungsrenten 1 024 2 208 50 2 446 52 180 229
Witwenrenten 100 804 382 914 12 348 402 494 12 593 110 136
Waisenrenten 30 227 86 259 1 010 91 462 1 073 154 189

zusammen 681 706 1 874 781 222 372 2 018 386 225 112 110 148

1996 Versichertenrenten 430 537 1 393 880 203 712 1 413 277 206 101   94 135
Erziehungsrenten 782 2 251 80 2 363 96 139 174
Witwenrenten 80 841 372 511 12 983 396 136 13 164   82 104
Waisenrenten 24 676 84 449 1 124 89 893 1 105 129 159

zusammen 536 836 1 853 091 217 899 1 901 669 220 466   93 130

1997 Versichertenrenten 409 213 1 402 446 192 221 1 488 538 202 085   78 115
Erziehungsrenten 652 2 182 53 2 353 66 107 142
Witwenrenten 57 066 363 944 12 933 364 940 13 398   62   82
Waisenrenten 18 926 83 637 1 084 84 232 1 092 100 128

zusammen 485 857 1 852 209 206 291 1 940 063 216 641   76 109

1998 Versichertenrenten 312 280 1 356 531 190 149 1 382 216 192 284   64   98
Erziehungsrenten 475 1 087 47 1 334 49 101 142
Witwenrenten 55 523 353 887 12 402 362 067 12 538   54   71
Waisenrenten 18 128 80 981 965 83 569 963   84 109

zusammen 386 406 1 792 486 203 563 1 829 186 205 834   63   94

1) Bis 1991 nur alte Bundesländer
2) Ab 1992 einschl. Artikel 2 RÜG
3) Ohne Vertragsrenten und ohne Umwandlungen
4) Abweichungen gegenüber dem Vorjahr u.a. wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991
Quelle: Rentenantragsstatistik
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Die Rentenneuzugänge nach Rentenarten 1960 bis 1998 in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwerrenten 1)

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große

alte Bundesländer
1960  225 124  136 864  61 778  75 086  88 260  82 895  5 365
1961  240 447  142 486  65 377  77 109  97 961  93 353  4 608
1962  244 408  139 098  64 421  74 677  105 310  101 232  4 078
1963  252 451  134 381  58 950  75 431  118 070  114 445  3 625
1964  269 144  134 038  53 743  80 295  135 106  131 443  3 663
1965  279 798  136 356  49 655  86 701  143 442  140 076  3 366
1966  295 013  138 698  45 928  92 770  156 315  153 938  2 377
1967  331 677  158 641  51 943  106 698  173 036  169 159  3 877
1968  327 012  157 677  50 855  106 822  169 335  150 240  19 095
1969  326 098  156 390  48 470  107 920  169 708  153 872  15 836
1970  316 231  152 389  39 877  112 512  163 842  154 887  8 955
1971  303 216  148 085  24 038  124 047  155 131  148 235  6 896
1972  304 212  144 592  19 752  124 840  159 620  148 937  10 683
1973  394 696  125 002  18 641  106 361  269 694  130 599  14 155  3 786  121 154
1974  383 600  134 972  20 306  114 666  248 628  115 019  9 953  6 490  116 331   835
1975  353 866  130 405  19 088  111 317  223 461  91 650  12 978  9 668  108 736   429
1976  356 179  133 087  18 880  114 207  223 092  82 886  22 584  13 047  103 298  1 277
1977  314 586  130 380  16 711  113 657   12  184 206  65 852  18 828  12 715  85 551  1 260
1978  277 931  127 332  16 082  111 082   168  150 599  56 429  16 102  10 401  65 457  2 210   934
1979  267 127  130 370  15 665  114 595   110  136 757  48 421  19 057  23 187  44 765  1 327   969
1980  283 910  136 896  17 048  119 758   90  147 014  41 391  21 665  46 110  37 006   842  1 024
1981  280 294  140 579  18 406  121 984   189  139 715  33 112  23 785  49 506  32 777   535   961
1982  291 802  140 565  20 838  119 558   169  151 237  28 546  30 483  49 884  41 884   440   1   1   949
1983  305 780  145 427  23 729  121 536   162  160 353  28 531  28 592  47 192  55 658   380   1   1  1 009
1984  317 846  150 243  24 349  125 736   158  167 603  39 288  34 174  40 757  52 994   390  1 087
1985  304 922  130 753  20 920  109 584   249  174 169  51 687  34 749  37 907  49 319   507   1   1  1 276
1986  291 565  118 537  18 623  99 166   748  173 028  54 896  31 955  37 920  47 744   513   1   1  9 795
1987  297 451  118 923  18 073  99 772  1 078  178 528  58 794  32 097  38 331  48 786   520  25 403   373  25 030
1988  326 595  124 397  19 419  102 322  2 656  202 198  59 735  41 131  40 647  60 153   532   3   3  21 861   223  21 638
1989  339 549  125 869  21 156  99 460  5 253  213 680  63 559  46 193  38 418  64 998   512   4   3   1  21 296   192  21 104
1990  350 074  123 745  21 215  93 674  8 856  226 329  71 500  45 889  37 666  70 719   555   8   7   1  20 825   222  20 603
19912)  322 031  117 196  20 399  85 928  10 869  204 835  63 523  41 267  32 260  67 315   470   2   2  20 203   204  19 999
1992  342 666  126 027  22 188  98 484  5 355  216 639  76 359  42 840  30 864  66 576   16  19 899   176  19 723
1993  407 104  134 443  23 292  110 768   383  272 661  92 254  70 631  33 718  76 058   31  29 863   308  29 555
1994  433 257  140 662  24 418  115 979   265  292 595  98 984  92 144  35 689  65 778   39  28 867   334  28 533
1995  435 698  142 362  24 681  112 269  5 412  293 336  95 528  104 020  35 519  58 269   53  29 164   328  28 836
1996  429 982  135 829  23 424  107 310  5 095  294 153  87 435  112 187  36 709  57 822   52  31 819   348  31 471
1997  424 426  126 144  22 918  100 444  2 782  298 282  81 099  115 765  36 561  64 857   68  30 293   350  29 943
1998  414 877  115 591  21 112  91 833  2 646  299 286  80 300  109 358  37 610  72 018   76  31 108   349  30 759

neue Bundesländer
1992  2 092   257   27   228   2  1 835   751   372   53   659
1993  115 805  24 584  1 321  23 257   6  91 221  56 481  19 335  1 017  14 388   51  30 354   244  30 110
1994  189 941  33 829  2 412  31 393   24  156 112  56 307  79 179  1 279  19 347   101  45 467   450  45 017
1995  245 619  32 314  2 427  29 817   70  213 305  40 692  148 032  1 568  23 013   54  18 452   247  18 205
1996  124 188  30 153  2 351  27 473   329  94 035  9 316  74 964  1 624  8 131   40  16 864   210  16 654
1997  121 460  30 730  2 668  27 026  1 036  90 730  6 650  72 058  2 235  9 787   54  15 141   213  14 928
1998  92 735  26 188  3 399  22 304   485  66 547  4 609  49 421  3 115  9 402   50  14 161   170  13 991

1) Ohne der wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Witwerrenten, bis 1977 sind die Witwer- bei den Witwenrenten mit erfaßt. 1978 bis 1986 keine Aufteilung „kleine/große“ Witwenrenten
2) Untererfassung gegenüber dem Vorjahr wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991

Ü b e r s i c h t  I 3
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Die Rentenneuzugänge nach Rentenarten 1960 bis 1998 in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwenrenten 1)

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große

alte Bundesländer
1960  164 137  108 401  54 257  54 144  55 736  30 727  1 155  23 854  153 832  3 058  150 774
1961  177 066  110 212  59 067  51 145  66 854  36 265  1 152  29 437  162 208  3 688  158 520
1962  174 977  105 572  54 316  51 256  69 405  36 727   866  31 812  165 496  4 070  161 426
1963  171 995  91 730  42 895  48 835  80 265  45 855   719  33 691  176 301  4 750  171 551
1964  195 087  100 442  41 438  59 004  94 645  55 697   615  38 333  175 855  4 540  171 315
1965  201 898  101 249  37 266  63 983  100 649  58 721   544  41 384  178 280  4 544  173 736
1966  219 434  101 759  34 860  66 899  117 675  68 130   317  49 228  184 847  4 310  180 537
1967  245 353  111 216  37 304  73 912  134 137  75 813   363  57 961  199 577  4 707  194 870
1968  241 953  110 048  36 325  73 723  131 905  69 280  1 059  61 566  194 799  4 277  190 522
1969  255 436  112 672  34 415  78 257  142 764  75 056   974  66 734  195 768  4 260  191 508
1970  272 474  123 809  33 805  90 004  148 665  76 871   621  71 173  203 170  4 118  199 052
1971  278 474  129 571  28 693  100 878  148 903  75 418   551  72 934  192 358  3 957  188 401
1972  281 498  132 239  25 217  107 022  149 259  74 760   811  73 688  195 350  3 850  191 500
1973  299 385  129 983  22 379  107 604  169 402  81 540  1 022  82 284   34  4 522  192 694  3 571  189 123
1974  334 897  143 141  20 015  123 126  191 756  87 118  1 346  96 984   89  5 372   847  220 525  4 183  216 342
1975  321 364  147 960  15 475  132 485  173 404  78 034  2 341  87 053   150  5 488   338  218 215  4 133  214 082
1976  297 773  134 148  12 675  121 473  163 625  78 586  4 041  72 696   219  7 080  1 003  217 443  4 224  213 219
1977  273 979  132 798  6 998  125 790   10  141 181  67 174  4 030  62 893   204  5 954   926  201 297  3 982  197 315
1978  264 176  132 616  4 477  127 921   218  131 560  63 893  3 794  57 943   170  4 772   988  200 211
1979  282 902  138 725  3 961  134 611   153  144 177  60 890  4 131  74 710   546  3 145   755   13   7   6  199 663
1980  329 527  164 725  4 559  160 071   95  164 802  49 222  5 239  104 628  2 438  2 639   636   26   26  202 990
1981  321 830  168 409  4 661  163 652   96  153 421  35 802  5 669  105 712  3 495  2 260   483   95   82   13  200 754
1982  313 874  167 652  6 147  161 408   97  146 222  28 668  5 669  104 877  3 698  2 867   443   181   156   25  202 156
1983  319 670  166 527  7 111  159 306   110  153 143  29 803  4 148  110 678  3 918  4 273   323   171   145   26  213 169
1984  358 826  171 981  8 169  163 717   95  186 845  68 081  3 600  106 771  3 569  4 349   475   246   220   26  204 316
1985  282 763  85 424  5 234  80 042   148  197 339  89 994  2 895  97 001  3 092  3 747   610   295   265   30  212 365
1986  340 093  66 253  4 258  61 597   398  273 840  146 273  4 138  115 016  3 586  4 215   612   252   221   31  197 539
1987  346 106  64 198  3 815  59 933   450  281 908  165 385  3 945  104 340  3 394  4 283   561   264   234   30  201 172  3 957  197 215
1988  356 813  63 021  3 698  58 009  1 314  293 792  171 761  5 007  108 615  3 280  4 608   521   290   250   40  202 836  4 068  198 768
1989  360 755  63 646  3 906  56 962  2 778  297 109  176 777  5 763  106 086  3 182  4 780   521   373   328   45  204 432  3 809  200 623
1990  363 958  62 635  3 761  53 751  5 123  301 323  181 102  6 399  105 741  3 030  4 529   522   359   298   61  203 241  3 857  199 384
19912)  307 948  57 993  3 613  47 517  6 863  249 955  150 087  6 001  86 767  2 573  4 102   425   336   294   42  176 721  3 503  173 218
1992  333 114  62 411  3 697  55 376  3 338  270 703  163 141  6 654  85 488  5 516  9 904   608  196 638  3 873  192 765
1993  370 131  68 104  4 254  63 559   291  302 027  180 109  8 493  94 912  6 552  11 961   790  239 199  4 918  234 281
1994  399 102  71 807  4 133  67 451   223  327 295  183 873  11 904  111 704  7 753  12 061  1 004  223 939  4 239  219 700
1995  415 895  76 280  4 075  67 978  4 227  339 615  178 634  14 216  125 909  8 451  12 405   919  218 416  4 104  214 312
1996  420 447  74 947  3 560  67 708  3 679  345 500  166 749  16 342  140 273  8 805  13 331  1 016  217 755  3 392  214 363
1997  407 023  70 441  3 548  64 556  2 337  336 582  153 789  14 733  145 821  8 709  13 530   997  202 160  2 947  199 213
1998  407 611  65 186  3 400  59 757  2 029  342 425  147 734  11 159  160 833  8 411  14 288   937  204 078  2 784  201 294

neue Bundesländer
1992  1 459   295   18   276   1  1 164   145   18  1 000   1   15  1 691   45  1 646
1993  122 660  31 895  1 072  30 818   5  90 765  3 789   878  86 006   80   12  1 125  66 442  1 302  65 140
1994  122 360  34 454  1 464  32 975   15  87 906  3 645  1 975  82 169   73   44  1 765  132 732  3 312  129 420
1995  148 440  31 895  1 420  30 435   40  116 545  2 924  9 072  104 284   97   168   929  68 409  1 669  66 740
1996  116 200  28 207  1 324  26 637   246  87 993  2 103  7 567  77 998   83   242   741  58 715   989  57 726
1997  116 749  26 863  1 322  24 607   934  89 886  3 795  5 346  80 211   156   378   729  50 073   842  49 231
1998  105 493  21 161  1 455  19 279   427  84 332  3 924  2 712  77 060   228   408   655  45 663   682  44 981

1) Ohne der wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Witwerrenten, bis 1977 sind die Witwer- bei den Witwenrenten mit erfaßt. 1978 bis 1986 keine Aufteilung „kleine/große“ Witwenrenten
2) Untererfassung gegenüber dem Vorjahr wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991
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Die Rentenneuzugänge nach Rentenarten 1960 bis 1998 in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer und Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwen-/Witwerrenten 1) Waisenrenten

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große Renten
insgesamt

Halb-
waisen

Voll-
waisen

alte Bundesländer
1960  389 261  245 265  116 035  129 230  143 996  113 622  6 520  23 854  153 832  3 058  150 774  51 990  49 776  2 214
1961  417 513  252 698  124 444  128 254  164 815  129 618  5 760  29 437  162 208  3 688  158 520  57 418  55 005  2 413
1962  419 385  244 670  118 737  125 933  174 715  137 959  4 944  31 812  165 496  4 070  161 426  58 204  55 925  2 279
1963  424 446  226 111  101 845  124 266  198 335  160 300  4 344  33 691  176 301  4 750  171 551  59 232  56 864  2 368
1964  464 231  234 480  95 181  139 299  229 751  187 140  4 278  38 333  175 855  4 540  171 315  75 874  73 250  2 624
1965  481 696  237 605  86 921  150 684  244 091  198 797  3 910  41 384  178 280  4 544  173 736  74 669  72 253  2 416
1966  514 447  240 457  80 788  159 669  273 990  222 068  2 694  49 228  184 847  4 310  180 537  70 767  68 274  2 493
1967  577 030  269 857  89 247  180 610  307 173  244 972  4 240  57 961  199 577  4 707  194 870  79 310  76 511  2 799
1968  568 965  267 725  87 180  180 545  301 240  219 520  20 154  61 566  194 799  4 277  190 522  75 352  72 847  2 505
1969  581 534  269 062  82 885  186 177  312 472  228 928  16 810  66 734  195 768  4 260  191 508  73 665  71 379  2 286
1970  588 705  276 198  73 682  202 516  312 507  231 758  9 576  71 173  203 170  4 118  199 052  72 040  69 777  2 263
1971  581 690  277 656  52 731  224 925  304 034  223 653  7 447  72 934  192 358  3 957  188 401  71 878  69 514  2 364
1972  585 710  276 831  44 969  231 862  308 879  223 697  11 494  73 688  195 350  3 850  191 500  74 507  72 358  2 149
1973  694 081  254 985  41 020  213 965  439 096  212 139  15 177  82 284  3 820  125 676  192 694  3 571  189 123  71 497  69 272  2 225
1974  718 497  278 113  40 321  237 792  440 384  202 137  11 299  96 984  6 579  121 703  1 682  220 525  4 183  216 342  85 361  82 690  2 671
1975  675 230  278 365  34 563  243 802  396 865  169 684  15 319  87 053  9 818  114 224   767  218 215  4 133  214 082  82 082  79 440  2 642
1976  653 952  267 235  31 555  235 680  386 717  161 472  26 625  72 696  13 266  110 378  2 280  217 443  4 224  213 219  81 693  78 943  2 750
1977  588 565  263 178  23 709  239 447   22  325 387  133 026  22 858  62 893  12 919  91 505  2 186  201 297  3 982  197 315  75 410  72 893  2 517
1978  542 107  259 948  20 559  239 003   386  282 159  120 322  19 896  57 943  10 571  70 229  3 198  201 145  4 197  196 948  72 914  70 487  2 427
1979  550 029  269 095  19 626  249 206   263  280 934  109 311  23 188  74 710  23 733  47 910  2 082   13   7   6  200 632  4 348  196 284  72 310  69 874  2 436
1980  613 437  301 621  21 607  279 829   185  311 816  90 613  26 904  104 628  48 548  39 645  1 478   26   26  204 014  4 306  199 708  73 671  71 036  2 635
1981  602 124  308 988  23 067  285 636   285  293 136  68 914  29 454  105 712  53 001  35 037  1 018   95   82   13  201 715  4 140  197 575  69 847  67 264  2 583
1982  605 676  308 217  26 985  280 966   266  297 459  57 214  36 152  104 877  53 582  44 751   883   182   157   25  203 105  4 367  198 738  66 121  63 751  2 370
1983  625 450  311 954  30 840  280 842   272  313 496  58 334  32 740  110 678  51 110  59 931   703   172   146   26  214 178  4 585  209 593  65 184  62 836  2 348
1984  676 672  322 224  32 518  289 453   253  354 448  107 369  37 774  106 771  44 326  57 343   865   246   220   26  205 403  4 467  200 936  62 664  60 411  2 253
1985  587 685  216 177  26 154  189 626   397  371 508  141 681  37 644  97 001  40 999  53 066  1 117   296   266   30  213 641  4 524  209 117  61 860  59 635  2 225
1986  631 658  184 790  22 881  160 763  1 146  446 868  201 169  36 093  115 016  41 506  51 959  1 125   253   222   31  207 334  4 142  203 192  55 493  53 590  1 903
1987  643 557  183 121  21 888  159 705  1 528  460 436  224 179  36 042  104 340  41 725  53 069  1 081   264   234   30  226 575  4 330  222 245  55 217  53 207  2 010
1988  683 408  187 418  23 117  160 331  3 970  495 990  231 496  46 138  108 615  43 927  64 761  1 053   293   253   40  224 697  4 291  220 406  54 847  52 798  2 049
1989  700 304  189 515  25 062  156 422  8 031  510 789  240 336  51 956  106 086  41 600  69 778  1 033   377   331   46  225 728  4 001  221 727  52 204  50 264  1 940
1990  714 032  186 380  24 976  147 425  13 979  527 652  252 602  52 288  105 741  40 696  75 248  1 077   367   305   62  224 066  4 079  219 987  47 456  45 682  1 774
19912)  629 979  175 189  24 012  133 445  17 732  454 790  213 610  47 268  86 767  34 833  71 417   895   338   296   42  196 924  3 707  193 217  44 537  43 056  1 481
1992  675 780  188 438  25 885  153 860  8 693  487 342  239 500  49 494  85 488  36 380  76 480   624  216 537  4 049  212 488  54 042  52 724  1 318
1993  777 235  202 547  27 546  174 327   674  574 688  272 363  79 124  94 912  40 270  88 019   821  269 062  5 226  263 836  58 926  57 706  1 220
1994  832 359  212 469  28 551  183 430   488  619 890  282 857  104 048  111 704  43 442  77 839  1 043  252 806  4 573  248 233  63 202  61 310  1 892
1995  851 593  218 642  28 756  180 247  9 639  632 951  274 162  118 236  125 909  43 970  70 674   972  247 580  4 432  243 148  61 394  59 658  1 736
1996  850 429  210 776  26 984  175 018  8 774  639 653  254 184  128 529  140 273  45 514  71 153  1 068  249 574  3 740  245 834  61 199  59 776  1 423
1997  831 449  196 585  26 466  165 000  5 119  634 864  234 888  130 498  145 821  45 270  78 387  1 065  232 453  3 297  229 156  56 733  55 596  1 137
1998  822 488  180 777  24 512  151 590  4 675  641 711  228 034  120 517  160 833  46 021  86 306  1 013  235 186  3 133  232 053  56 833  55 859   974

neue Bundesländer
1992  3 551   552   45   504   3  2 999   896   390  1 000   54   659   15  2 128   48  2 080   126   78   48
1993  238 465  56 479  2 393  54 075   11  181 986  60 270  20 213  86 006  1 097  14 400  1 176  96 796  1 546  95 250  8 280  8 254   26
1994  312 301  68 283  3 876  64 368   39  244 018  59 952  81 154  82 169  1 352  19 391  1 866  178 199  3 762  174 437  24 311  24 079   232
1995  394 059  64 209  3 847  60 252   110  329 850  43 616  157 104  104 284  1 665  23 181   983  86 861  1 916  84 945  20 588  20 217   371
1996  240 388  58 360  3 675  54 110   575  182 028  11 419  82 531  77 998  1 707  8 373   781  75 579  1 199  74 380  19 126  18 615   511
1997  238 209  57 593  3 990  51 633  1 970  180 616  10 445  77 404  80 211  2 391  10 165   783  65 214  1 055  64 159  18 111  17 736   375
1998  198 228  47 349  4 854  41 583   912  150 879  8 533  52 133  77 060  3 343  9 810   705  59 824   852  58 972  16 545  16 205   340

1) Ohne der wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Witwen-/Witwerrenten
2) Untererfassung gegenüber dem Vorjahr wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991
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Ü b e r s i c h t  I 4

Das durchschnittliche Zugangsalter der Rentenempfänger in der Rentenversicherung der Arbeiter und
der Angestellten und in der knappschaftlichen Rentenversicherung in den alten und neuen Bundesländern

– Versichertenrenten –

Jahr Rentenversicherung
der Arbeiter

Rentenversicherung
der Angestellten

Rentenversicherung
der Arbeiter

und der Angestellten

Knappschaftliche 1)
Rentenversicherung

Gesetzliche
Rentenversicherung

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

alte Bundesländer
1960 58,8 59,0 61,6 58,1 59,5 58,8
1961 59,1 59,4 61,9 58,5 59,8 59,2
1962 59,7 59,5 62,0 58,7 60,2 59,3
1963 60,2 60,3 62,5 59,5 60,8 60,1
1964 60,7 60,7 62,8 59,9 61,2 60,5
1965 60,9 61,0 62,8 59,9 61,4 60,7
1966 61,2 61,4 63,1 60,5 61,7 61,2
1967 61,1 61,3 63,1 60,5 61,6 61,1
1968 60,9 61,2 62,9 60,3 61,4 61,0
1969 61,0 61,4 62,8 60,5 61,5 61,2
1970 61,1 61,6 62,8 60,6 61,6 61,3
1971 61,0 61,6 62,9 60,5 61,5 61,3
1972 61,1 61,6 63,0 60,6 61,6 61,3
1973 61,7 61,8 63,3 61,0 62,2 61,6
1974 61,0 61,6 63,0 61,0 61,6 61,4
1975 60,6 61,6 62,5 60,5 61,2 61,2
1976 60,1 61,2 62,3 60,6 60,8 61,0
1977 59,5 60,8 61,8 60,0 60,3 60,5
1978 58,8 60,6 61,5 59,8 59,7 60,3
1979 58,2 60,4 61,0 59,8 59,1 60,2
1980 57,9 60,0 60,5 59,5 58,8 59,8 54,8 60,3 58,5 59,8
1981 57,5 59,6 60,3 59,3 58,4 59,5 55,3 59,7 58,2 59,5
1982 57,8 59,7 60,1 59,2 58,6 59,5 55,3 59,8 58,4 59,5
1983 57,9 59,7 60,4 59,4 58,7 59,6 55,7 60,1 58,6 59,6
1984 58,1 60,4 60,4 59,6 58,9 60,0 55,9 60,2 58,8 60,0
1985 58,0 60,8 60,6 59,9 58,9 60,4 55,9 60,5 58,7 60,4
1986 58,1 61,9 60,7 60,7 59,0 61,4 55,8 61,3 58,8 61,4
1987 58,3 62,3 60,8 60,8 59,1 61,7 56,2 61,2 59,0 61,7
1988 58,6 62,4 60,8 60,9 59,3 61,8 55,6 61,3 59,1 61,8
1989 58,7 62,3 60,9 60,9 59,4 61,7 57,1 61,8 59,3 61,7
1990 58,9 62,1 61,2 60,9 59,7 61,6 57,6 62,1 59,5 61,6
1991 59,0 62,0 61,1 60,5 59,7 61,4 57,9 62,9 59,6 61,4
1992 59,2 62,2 61,0 60,5 59,8 61,5 57,6 62,8 59,7 61,6
1993 59,7 62,3 60,9 60,0 60,0 61,5 58,5 62,0 59,9 61,5
1994 59,5 62,2 60,9 60,1 59,9 61,4 58,8 62,8 59,9 61,4
1995 59,1 61,8 60,8 59,9 59,6 61,1 59,3 64,1 59,6 61,1
1996 59,1 61,7 60,5 59,8 59,6 60,9 59,8 63,4 59,6 60,9
1997 59,2 61,6 60,4 59,6 59,6 60,7 57,9 61,9 59,6 60,7
1998 59,3 61,6 60,5 59,7 59,7 60,7 57,9 61,6 59,7 60,7

neue Bundesländer
1993 59,8 58,0 62,5 57,1 60,7 57,6 60,1 58,0 60,7 57,6
1994 59,6 57,5 61,8 57,3 60,3 57,4 60,2 58,2 60,3 57,4
1995 59,4 58,8 61,4 58,5 60,2 58,6 60,1 58,4 60,2 58,6
1996 56,8 57,3 60,2 58,0 58,0 57,7 58,4 57,9 58,0 57,7
1997 56,8 57,5 60,0 58,1 57,9 57,8 57,5 57,8 57,9 57,8
1998 56,9 58,1 59,7 58,4 58,0 58,2 57,2 57,9 57,9 58,2

1) Vor 1980 ist eine Geschlechtertrennung nicht möglich
Q u e l l e : Statistik der deutschen Rentenversicherung
Herausgeber: Verband Deutscher Rentenversicherungsträger
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Die Rentenwegfälle nach Rentenarten 1960 bis 1998 1) in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwerrenten 2)

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große

alte Bundesländer
1960  179 902  59 505  10 079  49 426  120 397  119 812   585
1961  175 809  60 071  12 163  47 908  115 738  115 002   736
1962  185 615  60 540  13 309  47 231  125 075  124 045  1 030
1963  193 711  61 710  13 854  47 856  132 001  130 856  1 145
1964  184 775  58 786  13 914  44 872  125 989  124 629  1 360
1965  194 634  59 924  13 215  46 709  134 710  133 047  1 663
1966  198 807  60 443  13 220  47 223  138 364  136 497  1 867
1967  207 215  62 002  12 914  49 088  145 213  143 026  2 187
1968  218 020  63 176  12 717  50 459  154 844  152 379  2 465
1969  218 200  62 170  12 463  49 707  156 030  152 918  3 112
1970  229 522  62 796  12 193  50 603  166 726  163 140  3 586
1971  213 006  56 098  10 007  46 091  156 908  153 355  3 553
1972  213 080  54 468  8 446  46 022  158 612  154 780  3 832
1973  225 861  49 722  6 959  42 763  176 139  160 684  4 140   488  10 827
1974  222 965  51 359  6 870  44 489  171 606  160 687  4 643   916  5 349   11
1975  237 735  52 866  6 947  45 919  184 869  171 345  5 319  1 477  6 686   42
1976  255 387  55 454  6 702  48 752  199 933  181 861  5 942  2 353  9 672   105
1977  234 802  52 326  5 635  46 691  182 476  161 880  6 077  2 800  11 598   121
1978  239 382  52 494  5 376  47 116   2  186 888  163 299  6 715  3 378  13 298   198  4 097
1979  238 380  54 587  5 076  49 496   15  183 793  157 539  6 930  3 946  15 164   214  5 186
1980  265 145  59 732  5 155  54 566   11  205 413  173 826  7 848  5 175  18 311   253   863
1981  269 519  64 997  5 414  59 565   18  204 522  169 415  8 575  6 539  19 701   292   798
1982  265 172  61 993  5 189  56 778   26  203 179  163 634  9 070  8 286  21 826   363   771
1983  265 490  64 333  5 282  59 014   37  201 157  157 695  9 990  9 547  23 777   148   844
1984  261 705  64 081  4 957  59 094   30  197 624  150 522  10 291  10 833  25 272   706   826
1985  268 740  64 167  4 466  59 660   41  204 573  152 496  11 024  12 202  28 436   415   1   1   817
1986  263 786  61 350  4 310  56 947   93  202 436  147 536  11 674  13 247  29 536   443   955
1987  264 448  59 752  3 965  55 653   134  204 696  144 450  12 567  14 793  32 400   486  2 407   32  2 375
1988  259 874  57 851  3 727  53 912   212  202 023  139 290  12 916  16 023  33 306   488   1   1  4 122   57  4 065
1989  259 168  57 139  3 551  53 090   498  202 029  135 602  13 472  17 354  35 112   489   1   1  5 632   68  5 564
1990  261 523  55 721  3 371  51 455   895  205 802  134 395  14 443  19 111  37 331   522   2   1   1  6 706   55  6 651
19913)  238 638  50 178  2 901  46 105  1 172  188 460  119 275  13 986  18 948  35 747   504   1   1  7 337   71  7 266
1992  276 224  49 542  3 344  44 955  1 243  226 682  202 397  5 814  8 477  9 994   1  7 660   36  7 624
1993  257 432  49 798  3 947  44 866   985  207 634  192 465  4 907  6 237  4 025   1  9 787   82  9 705
1994  273 390  52 025  3 559  47 525   941  221 365  201 044  6 772  7 903  5 646   9  11 788   107  11 681
1995  284 108  50 182  3 315  46 140   727  233 926  210 928  7 811  8 821  6 366   15  12 573   106  12 467
1996  281 818  50 906  3 510  46 680   716  230 912  203 599  9 469  10 232  7 612   24  14 562   117  14 445
1997  277 186  50 428  3 571  46 219   638  226 758  194 194  11 984  11 762  8 818   27  15 542   107  15 435
1998  275 722  49 035  3 446  45 108   481  226 687  190 048  13 495  13 012  10 132   25  16 536   127  16 409

neue Bundesländer
1992  17 716  2 642   6  2 636  15 074  15 024   7   19   24   384   384
1993  47 229  8 562   101  8 460   1  38 667  38 089   232   41   305   6  2 162   11  2 151
1994  63 510  14 640   599  14 040   1  48 870  46 291  1 616   106   857   14  7 934   108  7 826
1995  64 455  15 088   617  14 466   5  49 367  44 252  3 655   186  1 274   25  6 511   68  6 443
1996  70 087  16 377   621  15 752   4  53 710  46 946  5 148   233  1 383   20  7 459   51  7 408
1997  68 846  16 682   589  16 067   26  52 164  43 859  6 315   365  1 625   42  7 819   42  7 777
1998  68 471  16 732   698  15 998   36  51 739  41 688  7 730   500  1 821   30  7 655   39  7 616

1) Ohne Berücksichtigung von Umwandlungen
2) Ohne wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhender Witwerrenten, bis 1977 sind die Witwer- bei den Witwenrenten mit erfaßt. 1978 bis 1986 keine Aufteilung „kleine/große“ Witwenrenten
3) Untererfassung gegenüber dem Vorjahr wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991
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 Die Rentenwegfälle nach Rentenarten 1960 bis 1998 1) in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwenrenten 2)

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große

alte Bundesländer
1960  87 734  31 465  5 601  25 864  56 269  55 473   60   736  96 547   471  96 076
1961  86 605  31 322  6 503  24 819  55 283  54 051   88  1 144  93 423   669  92 754
1962  90 988  31 084  7 256  23 828  59 904  58 222   114  1 568  101 569  1 111  100 458
1963  97 330  32 766  7 856  24 910  64 564  62 291   167  2 106  106 624  1 227  105 397
1964  96 146  32 042  8 042  24 000  64 104  61 303   130  2 671  103 544  1 229  102 315
1965  104 998  33 799  8 547  25 252  71 199  67 492   177  3 530  110 692  1 268  109 424
1966  108 028  34 415  8 795  25 620  73 613  69 084   225  4 304  115 422  1 410  114 012
1967  113 449  35 384  8 520  26 864  78 065  72 801   170  5 094  122 101  1 426  120 675
1968  123 081  37 054  8 312  28 742  86 027  79 880   239  5 908  127 653  1 380  126 273
1969  125 229  38 790  8 580  30 210  86 439  79 277   233  6 929  127 107  1 310  125 797
1970  131 752  40 071  8 499  31 572  91 681  82 556   281  8 844  132 690  1 203  131 487
1971  125 016  37 019  7 341  29 678  87 997  78 674   282  9 041  127 599  1 101  126 498
1972  132 522  40 156  7 612  32 544  92 366  81 596   286  10 484  132 079  1 151  130 928
1973  145 874  44 190  8 205  35 985  101 684  88 247   314  12 894   3   226  152 984  1 051  151 933
1974  148 495  45 125  8 074  37 051  103 370  88 617   352  14 280   6   110   5  146 480  1 176  145 304
1975  155 353  47 414  7 828  39 586  107 939  91 060   424  16 288   20   126   21  153 747  1 080  152 667
1976  170 026  53 118  7 818  45 300  116 908  96 597   471  19 551   36   208   45  166 023  1 212  164 811
1977  158 150  51 097  6 956  44 141  107 053  87 055   494  19 162   54   232   56  153 675  1 131  152 544
1978  166 054  52 256  6 379  45 877  113 798  92 271   597  20 531   51   284   64  153 991
1979  175 731  55 649  6 229  49 408   12  120 082  95 969   756  22 885   70   327   75  158 330
1980  195 885  65 754  6 333  59 413   8  130 131  101 026   721  27 690   117   476   101   2   2  176 523
1981  195 912  66 175  6 146  60 021   8  129 737  98 967   834  29 187   139   495   115   5   5  180 248
1982  197 058  67 678  5 517  62 148   13  129 380  96 233   873  31 378   194   571   131   34   28   6  178 260
1983  201 297  69 977  5 859  64 108   10  131 320  95 733   923  33 708   237   651   68   67   61   6  185 915
1984  198 823  66 792  4 339  62 435   18  132 031  93 960   921  35 831   348   737   234   87   81   6  183 176
1985  207 577  64 731  2 304  62 405   22  142 846  101 212  1 053  39 179   374   852   176   113   101   12  186 831
1986  206 174  59 856  1 863  57 951   42  146 318  102 127  1 107  41 409   416  1 010   249   137   122   15  188 886
1987  210 477  57 469  1 528  55 896   45  153 008  106 411  1 189  43 548   527  1 106   227   193   186   7  188 337  1 177  187 160
1988  211 484  53 837  1 309  52 457   71  157 647  108 362  1 220  45 999   647  1 179   240   215   203   12  192 440  1 158  191 282
1989  211 745  49 561  1 094  48 325   142  162 184  110 856  1 207  47 747   720  1 367   287   259   235   24  195 096  1 166  193 930
1990  220 995  47 598   878  46 448   272  173 397  117 483  1 339  51 912   833  1 487   343   274   259   15  203 801  1 285  202 516
19913)  206 049  42 363   726  41 247   390  163 686  110 088  1 343  49 612   806  1 519   318   235   222   13  187 360  1 020  186 340
1992  235 935  21 127   545  20 120   462  214 808  199 981   450  13 468   482   427   268  169 866   854  169 012
1993  233 638  19 544   603  18 502   439  214 094  207 184   284  5 775   559   292   265  192 841  1 304  191 537
1994  243 304  19 816   585  18 877   354  223 488  214 765   398  7 174   727   424   359  211 425  1 299  210 126
1995  240 538  19 216   481  18 457   278  221 322  212 108   445  7 423   833   513   418  215 049  1 197  213 852
1996  253 447  20 027   579  19 163   285  233 420  222 103   585  8 879  1 105   748   444  225 200  1 097  224 103
1997  250 486  20 257   515  19 520   222  230 229  217 255   745  10 135  1 268   826   564  211 821  1 023  210 798
1998  252 715  21 225   561  20 454   210  231 490  216 563   808  11 716  1 493   910   729  210 128   928  209 200

neue Bundesländer
1992  29 040  1 132   1  1 130   1  27 908  27 844   2   60   2  16 900   1  16 899
1993  61 090  3 911   72  3 839  57 179  56 614   8   549   1   7   122  33 700   77  33 623
1994  88 042  7 042   271  6 771  81 000  79 605   17  1 360   14   4   324  57 688   941  56 747
1995  84 080  8 436   303  8 133  75 644  73 717   42  1 857   20   8   243  56 730   499  56 231
1996  87 976  9 600   291  9 306   3  78 376  75 841   96  2 411   21   7   325  58 745   308  58 437
1997  85 550  10 844   284  10 541   19  74 706  71 479   144  3 034   33   16   385  57 102   279  56 823
1998  83 787  11 601   378  11 184   39  72 186  67 867   204  4 038   59   18   446  51 798   184  51 614

1) Ohne Berücksichtigung von Umwandlungen
2) Ohne wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhender Witwerrenten, bis 1977 sind die Witwer- bei den Witwenrenten mit erfaßt. 1978 bis 1986 keine Aufteilung „kleine/große“ Witwenrenten
3) Untererfassung gegenüber dem Vorjahr wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991
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Die Rentenwegfälle nach Rentenarten 1960 bis 1998 1) in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer und Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwen-/Witwerrenten 2) Waisenrenten

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große Renten
insgesamt

Halb-
waisen

Voll-
waisen

alte Bundesländer
1960  267 636  90 970  15 680  75 290  176 666  175 285   645   736  96 547   471  96 076  172 521  163 360  9 161
1961  262 414  91 393  18 666  72 727  171 021  169 053   824  1 144  93 423   669  92 754  169 616  160 663  8 953
1962  276 603  91 624  20 565  71 059  184 979  182 267  1 144  1 568  101 569  1 111  100 458  155 284  147 032  8 252
1963  291 041  94 476  21 710  72 766  196 565  193 147  1 312  2 106  106 624  1 227  105 397  110 484  104 178  6 306
1964  280 921  90 828  21 956  68 872  190 093  185 932  1 490  2 671  103 544  1 229  102 315  88 345  82 816  5 529
1965  299 632  93 723  21 762  71 961  205 909  200 539  1 840  3 530  110 692  1 268  109 424  81 659  76 898  4 761
1966  306 835  94 858  22 015  72 843  211 977  205 581  2 092  4 304  115 422  1 410  114 012  78 104  73 644  4 460
1967  320 664  97 386  21 434  75 952  223 278  215 827  2 357  5 094  122 101  1 426  120 675  79 275  74 770  4 505
1968  341 101  100 230  21 029  79 201  240 871  232 259  2 704  5 908  127 653  1 380  126 273  73 663  69 445  4 218
1969  343 429  100 960  21 043  79 917  242 469  232 195  3 345  6 929  127 107  1 310  125 797  72 595  68 693  3 902
1970  361 274  102 867  20 692  82 175  258 407  245 696  3 867  8 844  132 690  1 203  131 487  62 113  58 821  3 292
1971  338 022  93 117  17 348  75 769  244 905  232 029  3 835  9 041  127 599  1 101  126 498  60 201  57 113  3 088
1972  345 602  94 624  16 058  78 566  250 978  236 376  4 118  10 484  132 079  1 151  130 928  59 710  56 810  2 900
1973  371 735  93 912  15 164  78 748  277 823  248 931  4 454  12 894   491  11 053  152 984  1 051  151 933  58 526  55 877  2 649
1974  371 460  96 484  14 944  81 540  274 976  249 304  4 995  14 280   922  5 459   16  146 480  1 176  145 304  60 484  57 540  2 944
1975  393 088  100 280  14 775  85 505  292 808  262 405  5 743  16 288  1 497  6 812   63  153 747  1 080  152 667  57 376  54 713  2 663
1976  425 413  108 572  14 520  94 052  316 841  278 458  6 413  19 551  2 389  9 880   150  166 023  1 212  164 811  80 189  76 314  3 875
1977  392 952  103 423  12 591  90 832  289 529  248 935  6 571  19 162  2 854  11 830   177  153 675  1 131  152 544  84 217  80 263  3 954
1978  405 436  104 750  11 755  92 993   2  300 686  255 570  7 312  20 531  3 429  13 582   262  158 088  1 061  157 027  86 685  82 543  4 142
1979  414 111  110 236  11 305  98 904   27  303 875  253 508  7 686  22 885  4 016  15 491   289  163 516  1 099  162 417  87 282  83 117  4 165
1980  461 030  125 486  11 488  113 979   19  335 544  274 852  8 569  27 690  5 292  18 787   354   2   2  177 386  1 286  176 100  90 014  85 665  4 349
1981  465 431  131 172  11 560  119 586   26  334 259  268 382  9 409  29 187  6 678  20 196   407   5   5  180 046  1 365  178 681  102 068  97 180  4 888
1982  462 230  129 671  10 706  118 926   39  332 559  259 867  9 943  31 378  8 480  22 397   494   34   28   6  180 031  1 387  178 644  104 886  100 068  4 818
1983  466 787  134 310  11 141  123 122   47  332 477  253 428  10 913  33 708  9 784  24 428   216   67   61   6  186 759  1 748  185 011  110 420  105 458  4 962
1984  460 528  130 873  9 296  121 529   48  329 655  244 482  11 212  35 831  11 181  26 009   940   87   81   6  184 002  1 439  182 563  110 846  105 799  5 047
1985  476 317  128 898  6 770  122 065   63  347 419  253 708  12 077  39 179  12 576  29 288   591   114   102   12  187 648  1 236  186 412  116 553  111 383  5 170
1986  469 960  121 206  6 173  114 898   135  348 754  249 663  12 781  41 409  13 663  30 546   692   137   122   15  189 841  1 214  188 627  116 983  111 773  5 210
1987  474 925  117 221  5 493  111 549   179  357 704  250 861  13 756  43 548  15 320  33 506   713   193   186   7  190 744  1 209  189 535  113 473  108 347  5 126
1988  471 358  111 688  5 036  106 369   283  359 670  247 652  14 136  45 999  16 670  34 485   728   216   204   12  196 562  1 215  195 347  110 425  105 529  4 896
1989  470 913  106 700  4 645  101 415   640  364 213  246 458  14 679  47 747  18 074  36 479   776   260   236   24  200 728  1 234  199 494  102 611  98 017  4 594
1990  482 518  103 319  4 249  97 903  1 167  379 199  251 878  15 782  51 912  19 944  38 818   865   276   260   16  210 507  1 340  209 167  105 312  100 656  4 656
19913)  444 687  92 541  3 627  87 352  1 562  352 146  229 363  15 329  49 612  19 754  37 266   822   236   223   13  194 697  1 091  193 606  91 364  87 459  3 905
1992  512 159  70 669  3 889  65 075  1 705  441 490  402 378  6 264  13 468  8 959  10 421   269  177 526   890  176 636  62 704  59 844  2 860
1993  491 070  69 342  4 550  63 368  1 424  421 728  399 649  5 191  5 775  6 796  4 317   266  202 628  1 386  201 242  68 510  65 737  2 773
1994  516 694  71 841  4 144  66 402  1 295  444 853  415 809  7 170  7 174  8 630  6 070   368  223 213  1 406  221 807  75 871  72 494  3 377
1995  524 646  69 398  3 796  64 597  1 005  455 248  423 036  8 256  7 423  9 654  6 879   433  227 622  1 303  226 319  74 514  71 280  3 234
1996  535 265  70 933  4 089  65 843  1 001  464 332  425 702  10 054  8 879  11 337  8 360   468  239 762  1 214  238 548  77 966  74 668  3 298
1997  527 672  70 685  4 086  65 739   860  456 987  411 449  12 729  10 135  13 030  9 644   591  227 363  1 130  226 233  77 280  74 330  2 950
1998  528 437  70 260  4 007  65 562   691  458 177  406 611  14 303  11 716  14 505  11 042   754  226 664  1 055  225 609  81 997  78 932  3 065

neue Bundesländer
1992  46 756  3 774   7  3 766   1  42 982  42 868   9   60   21   24  17 284   1  17 283   462   451   11
1993  108 319  12 473   173  12 299   1  95 846  94 703   240   549   42   312   128  35 862   88  35 774  3 789  3 704   85
1994  151 552  21 682   870  20 811   1  129 870  125 896  1 633  1 360   120   861   338  65 622  1 049  64 573  13 883  13 567   316
1995  148 535  23 524   920  22 599   5  125 011  117 969  3 697  1 857   206  1 282   268  63 241   567  62 674  13 702  13 343   359
1996  158 063  25 977   912  25 058   7  132 086  122 787  5 244  2 411   254  1 390   345  66 204   359  65 845  16 236  15 689   547
1997  154 396  27 526   873  26 608   45  126 870  115 338  6 459  3 034   398  1 641   427  64 921   321  64 600  22 870  22 170   700
1998  152 258  28 333  1 076  27 182   75  123 925  109 555  7 934  4 038   559  1 839   476  59 453   223  59 230  26 331  25 490   841

1) Ohne Berücksichtigung von Umwandlungen
2) Ohne wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhender Witwen-/Witwerrenten
3) Untererfassung gegenüber dem Vorjahr wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991

n o c h  Übersicht I 5



D
rucksache 14/2116

– 100 –
D

eutscher Bundestag – 14. W
ahlperiode

Die Anzahl 1) der laufenden Renten nach Rentenarten 1966 bis 1998 in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwerrenten 2)

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten 3)

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten 3)

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große 3)

alte Bundesländer
1966 2 548 117  695 640  204 635  491 005 1 852 477 1 810 615  41 862  6 875  6 875
1967 2 628 566  697 565  199 311  498 254 1 931 001 1 887 788  43 213  7 919  7 919
1968 2 735 297  703 500  195 523  507 977 2 031 797 1 985 768  46 029  7 539  7 539
1969 2 828 878  710 472  194 578  515 894 2 118 406 2 055 293  63 113  7 517  7 517
1970 2 890 575  713 838  190 851  522 987 2 176 737 2 097 155  79 582  7 433  7 433
1971 2 964 460  715 702  183 299  532 403 2 248 758 2 159 823  88 935  6 728  6 728
1972 3 017 625  711 039  158 653  552 386 2 306 586 2 214 096  92 490  7 329  7 329
1973 3 113 110  701 462  128 301  573 161 2 411 648 2 272 536  105 834  3 001  30 277  7 131  7 131
1974 3 262 402  661 820  110 372  551 448 2 600 582 2 300 185  113 942  22 485  163 786   184  7 334  7 334
1975 3 364 986  655 760  98 236  557 524 2 709 226 2 280 667  118 135  38 072  270 699  1 653  7 560  7 560
1976 3 452 932  658 311  89 142  569 169 2 794 621 2 234 815  128 548  56 086  372 191  2 981  7 869  7 869
1977 3 553 459  668 470  82 323  586 147 2 884 989 2 193 870  146 122  76 691  464 114  4 192  8 014  8 014

  19784)
1979 3 620 356  685 618  74 198  611 285   135 2 934 738 2 106 757  161 818  99 988  559 189  6 986  8 067  8 067
1980 3 617 087  694 476  68 989  625 184   303 2 922 611 2 036 117  173 159  114 343  591 095  7 897  7 813  7 813
1981 3 796 398  758 356  68 628  689 311   417 3 038 042 2 043 299  188 139  174 547  622 799  9 258  8 160   203  7 957
1982 3 832 748  798 385  68 614  729 174   597 3 034 363 1 956 875  202 710  228 022  637 251  9 505   1   1  8 317   230  8 087
1983 3 941 320  884 094  82 073  801 213   808 3 057 226 1 825 879  235 597  310 537  675 597  9 616   3   2   1  8 602   241  8 361
1984 3 978 406  919 660  80 512  838 194   954 3 058 746 1 735 427  253 948  354 532  705 272  9 567   2   2  8 659   250  8 409
1985 4 039 937  922 507  75 104  846 383  1 020 3 117 430 1 702 313  280 112  393 165  732 034  9 806   2   2  9 032   237  8 795
1986 4 030 808  883 108  70 174  811 627  1 307 3 147 700 1 661 990  298 390  426 994  750 811  9 515   4   4  9 542   249  9 293
1987 4 072 536  865 232  66 170  797 043  2 019 3 207 304 1 647 282  318 762  463 065  768 615  9 580   3   3  24 565   326  24 239
1988 4 120 027  853 957  63 912  786 905  3 140 3 266 070 1 628 588  340 772  497 901  789 199  9 610   4   4  40 772   474  40 298
1989 4 197 658  854 244  63 810  784 360  6 074 3 343 414 1 609 825  371 545  533 997  818 342  9 705   8   7   1  55 918   551  55 367
1990 4 278 540 851 923 64 696 775 825 11 402 3 426 617 1 596 633 404 969 565 208 850 029 9 778 10 9 1 69 896 603 69 293
1991 4 375 237  852 298  66 404  766 053  19 841 3 522 939 1 595 577  436 598  593 416  887 563  9 785   12   11   1  82 997   688  82 309
1992 4 454 931  796 712  70 310  697 686  28 716 3 658 219 3 063 685  201 456  224 889  168 189   14  93 895   706  93 189
1993 4 576 566  802 815  71 525  704 042  27 248 3 773 751 3 010 964  252 428  264 530  245 829   37  106 983   744  106 239
1994 4 734 793  799 339  71 910  703 370  24 059 3 935 454 2 977 066  333 055  307 447  317 886   71  124 844   846  123 998
1995 4 895 802  808 994  74 308  713 969  20 717 4 086 808 2 940 466  419 555  351 636  375 151   102  141 671   933  140 738
1996 5 051 145  822 053  77 183  720 137  24 733 4 229 092 2 888 876  518 041  395 097  427 078   130  158 098  1 017  157 081
1997 5 182 177  820 381  77 342  718 297  24 742 4 361 796 2 820 933  620 212  440 541  480 110   156  172 479  1 077  171 402
1998 5 337 943  819 927  78 123  717 642  24 162 4 518 016 2 769 023  721 113  485 966  541 914   202  187 922  1 178  186 744

neue Bundesländer
1992  816 002  198 489   110  198 379  617 513  615 456   208   93  1 756  16 156   5  16 151
1993  832 066  193 720  1 407  192 310   3  638 346  621 404  5 490   654  10 798   25  34 955   113  34 842
1994  916 478  181 972  3 690  178 260   22  734 506  639 313  67 474  1 786  25 933   91  69 796   393  69 403
1995 1 093 542  200 879  5 398  195 429   52  892 663  653 268  187 497  3 330  48 568   148  80 436   510  79 926
1996 1 187 180  208 232  6 820  201 240   172  978 948  646 384  270 589  5 162  56 813   161  88 240   620  87 620
1997 1 242 093  214 419  7 663  205 796   960 1 027 674  618 418  337 918  7 787  63 551   169  94 972   675  94 297
1998 1 290 740  221 671  8 813  210 815  2 043 1 069 069  591 093  394 071  11 258  72 647   179  101 786   792  100 994

1) Am Stichtag der Rentenanpassung
2) Bis 1980 keine Aufteilung kleine/große Witwerrente
3) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten
4) Im Jahre 1978 fand keine Rentenanpassung statt
Bis 1980 Inland, ab 1981 Inland + Ausland
Q u e l l e :  Renten nach der Rentenbestandsaufnahme des BMA
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Die Anzahl 1) der laufenden Renten nach Rentenarten 1966 bis 1998 in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwenrenten

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten 2)

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten 2)

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große 2)

alte Bundesländer
1966 2 289 695  730 525  261 906  468 619 1 559 170 1 304 415  9 302  245 453 2 830 419  17 202 2 813 217
1967 2 391 879  733 783  259 389  474 394 1 658 096 1 359 327  9 216  289 553 2 895 914  17 449 2 878 465
1968 2 523 688  746 864  257 278  489 586 1 776 824 1 421 551  9 346  345 927 2 966 963  17 908 2 949 055
1969 2 609 266  765 504  255 633  509 871 1 843 762 1 434 078  10 135  399 549 3 020 206  18 049 3 002 157
1970 2 735 733  782 303  255 171  527 132 1 953 430 1 486 628  10 564  456 238 3 077 781  18 301 3 059 480
1971 2 874 656  814 922  253 197  561 725 2 059 734 1 526 613  10 625  522 496 3 148 300  18 442 3 129 858
1972 3 006 142  853 788  246 961  606 827 2 152 354 1 553 646  11 746  586 962 3 189 457  17 997 3 171 460
1973 3 196 376  911 422  228 327  683 095 2 284 954 1 584 267  12 170  687 472   71   974 3 262 128  17 623 3 244 505
1974 3 366 755  945 452  215 773  729 679 2 421 303 1 633 250  13 090  767 494   722  6 581   166 3 314 731  17 459 3 297 272
1975 3 537 963  993 673  199 349  794 324 2 544 290 1 665 404  14 222  850 233  1 233  11 667  1 531 3 367 325  17 491 3 349 834
1976 3 682 388 1 039 080  183 777  855 303 2 643 308 1 689 747  16 681  914 743  1 815  17 778  2 544 3 417 008  17 749 3 399 259
1977 3 813 387 1 073 894  169 110  904 784 2 739 493 1 718 105  20 573  970 173  2 578  24 490  3 574 3 473 702  18 479 3 455 223

  19783)
1979 3 971 035 1 130 189  140 026  990 018   145 2 840 846 1 744 313  25 508 1 030 434  3 349  32 156  5 086 3 543 276  22 398 3 520 878
1980 4 068 495 1 165 767  123 485 1 041 939   343 2 902 728 1 753 379  28 869 1 075 813  3 815  35 117  5 735   12   8   4 3 578 415  23 841 3 554 574
1981 4 305 889 1 256 714  111 974 1 144 257   483 3 049 175 1 789 011  33 567 1 174 818  6 987  38 312  6 480   38   35   3 3 710 254  25 797 3 684 457
1982 4 454 959 1 335 639  101 702 1 233 352   585 3 119 320 1 764 746  38 438 1 257 326  11 421  40 476  6 913   122   107   15 3 759 312  27 222 3 732 090
1983 4 655 966 1 447 687  91 682 1 355 307   698 3 208 279 1 706 801  45 466 1 384 654  19 375  44 637  7 346   335   306   29 3 829 693  29 567 3 800 126
1984 4 783 118 1 493 150  67 242 1 425 146   762 3 289 968 1 704 299  48 086 1 457 708  24 100  48 234  7 541   469   423   46 3 846 138  29 862 3 816 276
1985 4 932 214 1 432 469  38 424 1 393 251   794 3 499 745 1 826 842  50 523 1 533 763  28 851  52 014  7 752   721   644   77 3 867 146  25 207 3 841 939
1986 5 011 174 1 324 012  33 660 1 289 440   912 3 687 162 1 937 821  52 261 1 600 134  33 481  55 159  8 306   891   806   85 3 877 523  25 318 3 852 205
1987 5 156 172 1 181 593  22 834 1 157 522  1 237 3 974 579 2 201 240  51 376 1 617 240  38 749  57 308  8 666  1 018   934   84 3 894 838  25 968 3 868 870
1988 5 305 278 1 080 254  20 223 1 058 309  1 722 4 225 024 2 366 850  54 175 1 689 666  44 183  61 149  9 001  1 105  1 012   93 3 905 683  30 088 3 875 595
1989 5 456 114  998 861  18 282  977 220  3 359 4 457 253 2 514 242  58 423 1 761 433  49 039  64 818  9 298  1 189  1 076   113 3 914 748  29 364 3 885 384
1990 5 605 353 930 444 16 951 907 212 6 281 4 674 909 2 655 323 63 183 1 825 201 53 292 68 416 9 494 1 265 1 141 124 3 919 289 28 729 3 890 560
1991 5 752 140  884 367  16 407  856 039  11 921 4 867 773 2 776 882  68 371 1 883 840  57 402  71 586  9 692  1 332  1 195   137 3 920 634  28 838 3 891 796
1992 5 862 225  513 640  16 217  479 112  18 311 5 348 585 4 753 523  27 577  530 957  25 242  11 286  1 435 3 900 385  28 734 3 871 651
1993 6 004 570  509 553  15 791  475 858  17 904 5 495 017 4 773 167  34 996  626 050  36 447  24 357  2 101 3 902 557  26 756 3 875 801
1994 6 156 706  505 006  15 567  472 788  16 651 5 651 700 4 792 866  44 565  726 599  49 298  38 372  2 553 3 913 647  24 256 3 889 391
1995 6 327 996  509 859  15 700  478 878  15 281 5 818 137 4 802 670  56 992  843 278  63 192  52 005  3 062 3 918 384  22 827 3 895 557
1996 6 493 823  520 256  15 516  485 353  19 387 5 973 567 4 794 780  70 622  964 898  77 505  65 762  3 501 3 913 206  21 291 3 891 915
1997 6 639 067  528 180  15 048  493 281  19 851 6 110 887 4 751 866  86 317 1 100 585  92 702  79 417  3 926 3 882 671  19 200 3 863 471
1998 6 795 706  535 530  14 795  500 803  19 932 6 260 176 4 715 941  98 307 1 246 287  106 154  93 487  4 248 3 869 505  17 685 3 851 820

neue Bundesländer
1992 1 939 141  159 067   137  158 929   1 1 780 074 1 766 816   76  13 171   7   4   26  837 906   191  837 715
1993 1 937 161  176 382  1 338  175 036   8 1 760 779 1 693 526   648  66 494   98   13   619  866 127  1 269  864 858
1994 1 954 840  193 728  3 502  190 207   19 1 761 112 1 622 901  1 834  136 088   265   24  1 907  889 733  2 618  887 115
1995 2 030 111  232 349  5 011  227 306   32 1 797 762 1 560 614  7 684  228 738   612   114  2 733  904 815  3 604  901 211
1996 2 080 611  258 373  6 131  252 122   120 1 822 238 1 492 167  16 145  312 611  1 124   191  3 195  904 497  3 963  900 534
1997 2 109 243  274 251  6 521  266 947   783 1 834 992 1 420 483  22 610  389 544  1 789   566  3 448  899 155  3 978  895 177
1998 2 138 070  278 079  6 916  269 413  1 750 1 859 991 1 360 410  26 589  469 276  2 680  1 036  3 670  895 469  4 148  891 321

1) Am Stichtag der Rentenanpassung
2) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten
3) Im Jahre 1978 fand keine Rentenanpassung statt
Bis 1980 Inland, ab 1981 Inland + Ausland
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Die Anzahl 1) der laufenden Renten nach Rentenarten 1966 bis 1998 in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer und Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwen-/Witwerrenten Waisenrenten

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keits-
renten 2)

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt

Regel-
alters-

renten 2)

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große 2) Renten
insgesamt

Halb-
waisen 2)

Voll-
waisen 2)

alte Bundesländer
1966 4 837 812 1 426 165  466 541  959 624 3 411 647 3 115 030  51 164  245 453 2 837 294  17 202 2 820 092  427 018  412 451  14 567
1967 5 020 445 1 431 348  458 700  972 648 3 589 097 3 247 115  52 429  289 553 2 903 833  17 449 2 886 384  424 044  410 244  13 800
1968 5 258 985 1 450 364  452 801  997 563 3 808 621 3 407 319  55 375  345 927 2 974 502  17 908 2 956 594  432 311  418 650  13 661
1969 5 438 144 1 475 976  450 211 1 025 765 3 962 168 3 489 371  73 248  399 549 3 027 723  18 049 3 009 674  430 352  417 042  13 310
1970 5 626 308 1 496 141  446 022 1 050 119 4 130 167 3 583 783  90 146  456 238 3 085 214  18 301 3 066 913  430 508  417 604  12 904
1971 5 839 116 1 530 624  436 496 1 094 128 4 308 492 3 686 436  99 560  522 496 3 155 028  18 442 3 136 586  439 821  426 742  13 079
1972 6 023 767 1 564 827  405 614 1 159 213 4 458 940 3 767 742  104 236  586 962 3 196 786  17 997 3 178 789  447 759  434 499  13 260
1973 6 309 486 1 612 884  356 628 1 256 256 4 696 602 3 856 803  118 004  687 472  3 072  31 251 3 269 259  17 623 3 251 636  468 178  454 344  13 834
1974 6 629 157 1 607 272  326 145 1 281 127 5 021 885 3 933 435  127 032  767 494  23 207  170 367   350 3 322 065  17 459 3 304 606  458 509  445 128  13 381
1975 6 902 949 1 649 433  297 585 1 351 848 5 253 516 3 946 071  132 357  850 233  39 305  282 366  3 184 3 374 885  17 491 3 357 394  470 616  456 932  13 684
1976 7 135 320 1 697 391  272 919 1 424 472 5 437 929 3 924 562  145 229  914 743  57 901  389 969  5 525 3 424 877  17 749 3 407 128  479 932  465 735  14 197
1977 7 366 846 1 742 364  251 433 1 490 931 5 624 482 3 911 975  166 695  970 173  79 269  488 604  7 766 3 481 716  18 479 3 463 237  490 152  475 226  14 926

  19783)
1979 7 591 391 1 815 807  214 224 1 601 303   280 5 775 584 3 851 070  187 326 1 030 434  103 337  591 345  12 072 3 551 343  22 398 3 528 945  478 646  463 901  14 745
1980 7 685 582 1 860 243  192 474 1 667 123   646 5 825 339 3 789 496  202 028 1 075 813  118 158  626 212  13 632   12   8   4 3 586 228  23 841 3 562 387  474 519  459 873  14 646
1981 8 102 287 2 015 070  180 602 1 833 568   900 6 087 217 3 832 310  221 706 1 174 818  181 534  661 111  15 738   38   35   3 3 718 414  26 000 3 692 414  497 860  482 448  15 412
1982 8 287 707 2 134 024  170 316 1 962 526  1 182 6 153 683 3 721 621  241 148 1 257 326  239 443  677 727  16 418   123   107   16 3 767 629  27 452 3 740 177  491 024  475 625  15 399
1983 8 597 286 2 331 781  173 755 2 156 520  1 506 6 265 505 3 532 680  281 063 1 384 654  329 912  720 234  16 962   338   308   30 3 838 295  29 808 3 808 487  507 994  491 746  16 248
1984 8 761 524 2 412 810  147 754 2 263 340  1 716 6 348 714 3 439 726  302 034 1 457 708  378 632  753 506  17 108   471   425   46 3 854 797  30 112 3 824 685  493 325  477 479  15 846
1985 8 972 151 2 354 976  113 528 2 239 634  1 814 6 617 175 3 529 155  330 635 1 533 763  422 016  784 048  17 558   723   646   77 3 876 178  25 444 3 850 734  476 902  461 517  15 385
1986 9 041 982 2 207 120  103 834 2 101 067  2 219 6 834 862 3 599 811  350 651 1 600 134  460 475  805 970  17 821   895   810   85 3 887 065  25 567 3 861 498  450 992  436 474  14 518
1987 9 228 708 2 046 825  89 004 1 954 565  3 256 7 181 883 3 848 522  370 138 1 617 240  501 814  825 923  18 246  1 021   937   84 3 919 403  26 294 3 893 109  423 933  410 416  13 517
1988 9 425 305 1 934 211  84 135 1 845 214  4 862 7 491 094 3 995 438  394 947 1 689 666  542 084  850 348  18 611  1 109  1 016   93 3 946 455  30 562 3 915 893  400 489  388 003  12 486
1989 9 653 772 1 853 105  82 092 1 761 580  9 433 7 800 667 4 124 067  429 968 1 761 433  583 036  883 160  19 003  1 197  1 083   114 3 970 666  29 915 3 940 751  376 737  365 179  11 558
1990 10 127 377 1 736 665  82 811 1 622 092  31 762 8 390 712 4 372 459  504 969 1 883 840  650 818  959 149  19 477  1 344  1 206   138 4 003 631  29 526 3 974 105  336 523  326 926  9 597
1991 10 317 156 1 310 352  86 527 1 176 798  47 027 9 006 804 7 817 208  229 033  530 957  250 131  179 475  1 449 3 994 280  29 440 3 964 840  320 075  311 316  8 759
1992 10 317 156 1 310 352  86 527 1 176 798  47 027 9 006 804 7 817 208  229 033  530 957  250 131  179 475  1 449 3 994 280  29 440 3 964 840  320 075  311 316  8 759
1993 10 581 136 1 312 368  87 316 1 179 900  45 152 9 268 768 7 784 131  287 424  626 050  300 977  270 186  2 138 4 009 540  27 500 3 982 040  325 617  317 162  8 455
1994 10 891 499 1 304 345  87 477 1 176 158  40 710 9 587 154 7 769 932  377 620  726 599  356 745  356 258  2 624 4 038 491  25 102 4 013 389  323 543  315 206  8 337
1995 11 223 798 1 318 853  90 008 1 192 847  35 998 9 904 945 7 743 136  476 547  843 278  414 828  427 156  3 164 4 060 055  23 760 4 036 295  320 375  312 408  7 967
1996 11 544 968 1 342 309  92 699 1 205 490  44 120 10 202 659 7 683 656  588 663  964 898  472 602  492 840  3 631 4 071 304  22 308 4 048 996  315 182  307 369  7 813
1997 11 821 244 1 348 561  92 390 1 211 578  44 593 10 472 683 7 572 799  706 529 1 100 585  533 243  559 527  4 082 4 055 150  20 277 4 034 873  300 723  293 489  7 234
1998 12 133 649 1 355 457  92 918 1 218 445  44 094 10 778 192 7 484 964  819 420 1 246 287  592 120  635 401  4 450 4 057 427  18 863 4 038 564  298 675  291 664  7 011

neue Bundesländer
1992 2 755 143  357 556   247  357 308   1 2 397 587 2 382 272   284  13 171   100  1 760   26  854 062   196  853 866  82 903  81 349  1 554
1993 2 769 227  370 102  2 745  367 346   11 2 399 125 2 314 930  6 138  66 494   752  10 811   644  901 082  1 382  899 700  85 191  83 696  1 495
1994 2 871 318  375 700  7 192  368 467   41 2 495 618 2 262 214  69 308  136 088  2 051  25 957  1 998  959 529  3 011  956 518  88 461  87 104  1 357
1995 3 123 653  433 228  10 409  422 735   84 2 690 425 2 213 882  195 181  228 738  3 942  48 682  2 881  985 251  4 114  981 137  95 523  94 126  1 397
1996 3 267 791  466 605  12 951  453 362   292 2 801 186 2 138 551  286 734  312 611  6 286  57 004  3 356  992 737  4 583  988 154  99 693  98 088  1 605
1997 3 351 336  488 670  14 184  472 743  1 743 2 862 666 2 038 901  360 528  389 544  9 576  64 117  3 617  994 127  4 653  989 474  99 094  97 236  1 858
1998 3 428 810  499 750  15 729  480 228  3 793 2 929 060 1 951 503  420 660  469 276  13 938  73 683  3 849  997 255  4 940  992 315  98 534  96 517  2 017

1) Am Stichtag der Rentenanpassung
2) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten
3) Im Jahre 1978 fand keine Rentenanpassung statt
Bis 1980 Inland, ab 1981 Inland + Ausland
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Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten nach Rentenarten 1966 bis 1998  1) in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer –

– DM/Monat –
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwerrenten 2)

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten 3)

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten 3)

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große 3)

alte Bundesländer
1966   342,92   253,07   200,74   274,88   376,67   376,18   397,49   166,12   166,12
1967   400,38   294,82   233,97   319,17   438,51   437,93   463,88   197,19   197,19
1968   434,82   321,76   253,13   348,17   473,97   473,18   507,84   205,48   205,48
1969   474,51   352,15   274,33   381,50   515,56   514,30   556,47   219,05   219,05
1970   508,29   374,72   292,80   404,62   552,10   550,51   593,89   222,28   222,28
1971   538,69   396,70   307,70   427,34   583,88   582,15   625,85   217,95   217,95
1972   575,14   427,25   326,39   456,22   620,73   618,70   669,24   239,48   239,48
1973   712,26   524,19   390,24   554,17   766,96   761,86   815,76   866,19   969,90   292,84   292,84
1974   800,03   571,46   423,14   601,14   858,20   844,51   912,01   903,17  1 006,89   756,67   327,45   327,45
1975   891,73   633,48   464,04   663,34   954,23   931,64  1 012,64  1 009,87  1 111,92   841,95   361,49   361,49
1976   990,78   704,03   508,37   734,68  1 058,33  1 024,71  1 120,41  1 128,91  1 228,94   952,40   400,45   400,45
1977  1 086,42   770,42   548,80   801,55  1 159,63  1 113,45  1 225,40  1 249,05  1 343,39  1 056,15   437,08   437,08
19781)
1979  1 133,61   809,77   572,74   838,58   619,55  1 209,26  1 147,86  1 276,86  1 314,17  1 402,56  1 188,11   452,40   452,40
1980  1 175,45   846,00   595,63   873,78   536,28  1 253,73  1 182,75  1 327,57  1 367,85  1 454,82  1 233,49   458,09   458,09
1981  1 198,91   859,63   606,93   884,91   665,34  1 283,60  1 197,67  1 380,90  1 426,39  1 496,13  1 282,82   462,02   166,70   469,55
1982  1 258,99   904,56   635,39   929,92   861,79  1 352,25  1 248,99  1 462,43  1 508,67  1 578,39  1 347,15   597,60   597,60   486,98   176,07   495,83
1983  1 301,99   921,58   596,05   954,87   973,03  1 412,00  1 274,50  1 541,54  1 585,32  1 659,03  1 393,67   841,93   658,55  1 208,70   516,16   181,89   525,79
1984  1 344,38   957,98   637,87   988,68  1 005,05  1 460,56  1 300,70  1 595,05  1 640,06  1 715,59  1 434,96   722,85   722,85   535,04   191,80   545,25
1985  1 380,32   996,84   682,95  1 024,68  1 012,91  1 493,79  1 308,68  1 645,63  1 685,25  1 763,99  1 444,97   744,60   744,60   548,72   192,23   558,33
1986  1 431,21  1 063,97   720,35  1 093,61  1 107,10  1 534,24  1 321,89  1 710,61  1 739,02  1 817,93  1 518,55   804,50   804,50   568,56   208,25   578,22
1987  1 481,93  1 118,53   764,65  1 147,65  1 222,23  1 579,96  1 337,82  1 773,88  1 802,04  1 884,82  1 570,65   802,93   802,93   371,19   202,14   373,46
1988  1 524,12  1 170,34   795,68  1 200,04  1 353,75  1 616,62  1 343,41  1 826,35  1 854,38  1 939,92  1 610,73   920,05   920,05   321,40   190,90   322,93
1989  1 569,55  1 225,97   831,61  1 255,63  1 538,48  1 657,34  1 350,32  1 880,13  1 907,98  1 996,66  1 650,98   870,73   812,45  1 278,70   308,92   188,36   310,12
1990  1 616,36  1 280,69   871,63  1 309,02  1 674,03  1 699,82  1 356,05  1 938,90  1 965,12  2 055,42  1 683,01   921,48   877,38  1 318,40   303,87   186,13   304,89
1991  1 690,91  1 357,05   927,12  1 382,86  1 799,77  1 771,67  1 386,00  2 027,29  2 055,23  2 149,89  1 752,58   919,38   919,20   921,30   308,21   195,91   309,15
19924)  1 738,34  1 469,03   972,53  1 502,16  1 879,66  1 796,99  1 733,23  2 073,89  2 098,86  2 223,17  1 010,73   323,22   202,20   324,14
19925)  1 643,80  1 384,12   924,13  1 414,73  1 766,64  1 700,36  1 642,84  1 946,50  1 971,04  2 091,40   952,64   307,32   193,02   308,18
1993  1 704,97  1 453,97   976,33  1 487,85  1 832,37  1 758,36  1 680,16  2 015,67  2 039,78  2 149,12  1 096,31   319,46   205,47   320,26
1994  1 762,17  1 516,64  1 019,91  1 554,87  1 883,79  1 812,04  1 707,16  2 093,63  2 103,36  2 217,53  1 151,50   332,12   231,86   332,80
1995  1 744,77  1 520,97  1 019,22  1 563,32  1 861,07  1 789,08  1 660,38  2 087,63  2 090,43  2 181,48  1 148,62   337,17   236,61   337,84
1996  1 751,37  1 530,98  1 037,66  1 580,95  1 615,38  1 794,22  1 641,28  2 104,75  2 093,20  2 175,45  1 115,41   343,75   238,73   344,43
1997  1 779,82  1 560,69  1 062,69  1 615,73  1 519,39  1 821,04  1 639,99  2 136,90  2 123,57  2 199,15  1 154,67   352,14   252,87   352,76
1998  1 784,91  1 567,55  1 071,28  1 626,07  1 434,04  1 824,35  1 615,95  2 139,84  2 126,26  2 198,67  1 158,91   358,03   259,52   358,65

neue Bundesländer
19925)  1 229,55  1 119,48   873,36  1 119,62  1 264,93  1 265,97   977,96   918,24   953,91   186,70   80,59   186,73
1993  1 450,08  1 260,96   973,16  1 263,07   843,37  1 507,48  1 512,26  1 304,10  1 272,62  1 350,08   712,22   228,22   133,04   228,53
1994  1 583,92  1 377,51  1 039,66  1 384,55  1 040,90  1 635,06  1 654,26  1 463,30  1 519,81  1 616,57   942,01   299,60   165,78   300,36
1995  1 660,43  1 337,58  1 041,23  1 345,83  1 113,86  1 733,08  1 764,35  1 618,26  1 653,49  1 761,14  1 008,54   311,92   187,36   312,71
1996  1 743,31  1 345,95  1 047,90  1 356,32  1 027,26  1 827,83  1 874,41  1 710,30  1 738,45  1 865,83  1 093,32   340,09   212,86   340,99
1997  1 822,09  1 373,10  1 057,98  1 387,00   908,55  1 915,77  1 975,37  1 797,54  1 828,70  1 975,08  1 089,13   362,23   230,89   363,17
1998  1 851,11  1 376,17  1 029,50  1 394,99   930,02  1 949,59  2 021,57  1 830,19  1 849,09  2 027,21  1 141,31   379,47   241,34   380,56

1) Einschließlich der jeweiligen Rentenanpassungen; bis 1972 jeweils zum 1. Januar des Jahres, 1973 bis 1977 jeweils zum 1. Juli des Jahres, durch die Verschiebung der  Rentenanpassung um ein halbes Jahr wurden die
Renten ab 1979 bis 1982 wieder jeweils zum 1. Januar angepaßt, ab 1983 jeweils zum 1. Juli des Jahres, 1978 fand keine Rentenanpassung statt. Bis 1980 Inland, ab 1981 Inland + Ausland.

2) Bis 1980 keine Aufteilung kleine/große Witwerrente
3) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten
4) Rente wie in den Vorjahren vor Abzug der Eigenbeteiligung des Rentners an der KVdR (Bruttorente)
5) Rentenzahlbetrag; bis 1994 für KV-Pflichtversicherte: Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR; für freiwillig bzw. privat Versicherte: Bruttorenten zzgl. Zuschuß des Rentenversicherungsträ-

gers zur KVdR und PVdR. Ab 1995  für freiwillig und privat Versicherte nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR wie für Pflichtversicherte.
Q u e l l e :  Renten nach der Rentenbestandsaufnahme des BMA
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Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten nach Rentenarten 1966 bis 1998 1) in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Frauen –

– DM/Monat –
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwenrenten

Altersrenten für
Jahr Renten

insgesamt insgesamt
Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten 2)

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt Regel-

altersrenten 2)

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große 2)

alte Bundesländer
1966   153,46   107,40   83,68   120,66   175,05   163,44   201,31   235,71   188,89   96,57   189,46
1967   176,96   119,90   93,25   134,48   202,21   187,92   234,15   268,26   221,82   108,82   222,50
1968   189,34   125,97   98,80   140,25   215,98   198,67   253,11   286,12   241,14   115,42   241,90
1969   203,55   133,28   105,81   147,05   232,72   212,06   277,57   305,75   262,98   123,55   263,82
1970   214,87   138,27   110,38   151,78   245,54   222,28   282,38   320,46   280,93   129,95   281,83
1971   223,72   141,64   112,70   154,69   256,19   229,73   294,25   332,74   298,31   134,64   299,28
1972   233,99   146,81   118,76   158,23   268,58   238,30   306,89   347,95   317,48   139,94   318,49
1973   299,56   179,81   144,67   191,56   347,32   305,28   366,90   443,52   474,23   589,80   394,87   163,57   396,13
1974   331,45   196,68   160,89   207,26   384,07   331,90   401,17   493,01   543,58   575,00   345,32   440,42   176,62   441,81
1975   364,28   215,44   178,15   224,80   422,43   359,40   433,72   542,43   612,76   640,91   387,81   490,19   191,14   491,76
1976   399,77   236,76   196,67   245,37   463,87   388,68   459,43   597,75   680,41   704,74   440,60   545,19   209,07   546,95
1977   436,02   260,46   215,58   268,85   504,86   416,93   483,92   653,71   756,80   767,83   491,17   599,97   226,11   601,97
19781)
1979   452,75   279,35   224,07   287,17   281,47   521,73   422,29   492,35   680,97   801,80   807,22   527,23   627,79   233,98   630,30
1980   469,56   294,63   231,84   302,08   270,81   539,79   430,56   507,85   707,83   836,39   839,66   553,30   413,13   377,60   484,18   653,56   240,57   656,33
1981   489,36   311,96   241,73   318,81   369,33   562,43   443,53   529,60   732,00   959,65   871,31   582,82   361,98   354,83   445,47   673,93   243,82   676,94
1982   518,75   334,46   253,64   341,07   449,25   597,62   462,04   565,50   774,38  1 068,62   916,12   614,43   413,53   403,94   481,94   710,20   255,49   713,52
1983   548,84   356,60   264,46   362,76   510,53   635,56   476,16   604,14   815,59  1 141,85   958,17   644,52   411,12   409,55   427,67   740,63   262,88   744,34
1984   569,56   375,44   305,63   378,64   548,22   657,65   482,26   628,98   843,82  1 190,63   990,75   665,07   433,80   436,19   411,82   765,59   271,03   769,46
1985   588,74   399,68   407,60   399,37   568,96   666,08   476,44   655,68   869,75  1 229,74  1 018,30   686,23   434,33   432,87   446,49   787,99   270,78   791,38
1986   610,30   423,68   430,19   423,38   608,33   677,27   475,83   685,20   896,06  1 262,71  1 044,33   696,99   441,95   439,10   468,97   811,80   276,31   815,32
1987   636,85   448,30   459,98   447,82   683,74   692,85   492,08   727,95   936,52  1 299,44  1 086,86   718,08   467,60   459,54   557,19   842,32   285,30   846,06
1988   657,43   476,67   493,02   475,87   777,02   703,58   491,97   765,29   966,68  1 331,44  1 115,64   738,56   491,32   480,02   614,24   866,63   295,52   871,06
1989   679,00   510,97   525,31   509,23   940,24   716,56   494,43   805,67   996,95  1 364,37  1 142,81   760,57   515,83   501,51   652,23   891,69   295,90   896,19
1990   701,18   551,14   561,83   547,55  1 041,68   730,94   498,65   847,16  1 028,83  1 400,34  1 170,03   783,44   534,50   518,51   681,60   917,58   299,52   922,14
1991   735,47   603,41   608,30   595,74  1 147,15   759,34   513,85   902,69  1 077,40  1 459,56  1 213,85   820,08   577,11   560,08   725,70   958,95   309,70   963,76
19923)   769,05   914,93   663,52   911,03  1 239,65   755,03   703,96  1 120,45  1 153,93  1 432,96  1 091,09   697,58   986,54   318,36   991,50
19924)   726,13   861,20   628,12   857,45  1 165,64   713,16   665,44  1 052,78  1 085,54  1 348,82  1 040,82   656,73   930,64   301,18   935,31
1993   758,63   931,83   678,43   929,38  1 220,48   742,57   683,34  1 111,77  1 130,38  1 312,65   998,10   966,45   964,74   307,19   969,28
1994   790,68  1 002,87   728,82  1 002,51  1 269,34   771,72   699,37  1 172,57  1 175,39  1 303,87  1 015,07  1 060,66   994,66   315,00   998,90
1995   794,06  1 031,32   739,38  1 033,20  1 272,20   773,27   688,09  1 194,59  1 179,40  1 272,32   985,68  1 106,16   988,69   316,37   992,63
1996   806,42  1 063,55   758,18  1 066,95  1 222,74   784,03   684,88  1 221,61  1 192,83  1 265,35   978,24  1 133,77   991,00   317,03   994,69
1997   828,39  1 102,33   778,52  1 107,33  1 223,42   804,71   689,08  1 247,57  1 216,10  1 280,50   985,56  1 149,30  1 004,51   318,19  1 007,92
1998   849,08  1 135,01   796,45  1 141,69  1 218,57   824,61   692,17  1 267,63  1 237,07  1 301,16  1 000,21  1 167,25  1 004,52   319,19  1 007,67

neue Bundesländer
19924)   829,08   916,16   616,70   916,42   563,65   821,30   822,19   715,18   702,04   745,54   461,19   356,08   475,08   148,41   475,15
1993   954,17  1 021,29   795,37  1 023,03   747,15   947,45   951,17   853,92   853,84   810,55   541,08   609,10   588,62   183,61   589,22
1994  1 017,93  1 104,10   873,97  1 108,37   744,21  1 008,45  1 006,78  1 017,36  1 028,12  1 100,77   861,96   888,14   694,13   223,13   695,52
1995  1 060,14  1 096,27   900,35  1 100,61   949,58  1 055,48  1 046,54  1 112,53  1 113,80  1 330,01  1 091,97   957,46   774,62   250,17   776,72
1996  1 087,48  1 111,47   940,71  1 115,70   957,72  1 084,07  1 062,96  1 183,48  1 178,60  1 405,95   983,33  1 039,10   857,98   274,63   860,55
1997  1 124,22  1 138,98   966,03  1 143,97   877,07  1 122,01  1 086,60  1 238,61  1 242,83  1 452,42  1 119,29  1 074,93   922,32   289,23   925,13
1998  1 146,32  1 156,93   956,26  1 163,81   891,41  1 144,73  1 094,63  1 273,19  1 280,89  1 440,06  1 202,38  1 117,20   949,03   293,92   952,08

1) Einschließlich der jeweiligen Rentenanpassungen; bis 1972 jeweils zum 1. Januar des Jahres, 1973 bis 1977 jeweils zum 1. Juli des Jahres, durch die Verschiebung der  Rentenanpassung um ein halbes Jahr wurden die
Renten ab 1979 bis 1982 wieder jeweils zum 1. Januar angepaßt, ab 1983 jeweils zum 1. Juli des Jahres, 1978 fand keine Rentenanpassung statt.

2) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten
3) Rente wie in den Vorjahren vor Abzug der Eigenbeteiligung des Rentners an der KVdR (Bruttorente)
4) Rentenzahlbetrag; bis 1994 für KV-Pflichtversicherte: Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR; für freiwillig bzw. privat Versicherte: Bruttorenten zzgl. Zuschuß des Rentenversicherungsträ-

gers zur KVdR und PVdR. Ab 1995  für freiwillig und privat Versicherte nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR wie für Pflichtversicherte.
Q u e l l e :  Renten nach der Rentenbestandsaufnahme des BMA
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Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten nach Rentenarten 1966 bis 1998 1) in den alten und neuen Bundesländern
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten – Männer und Frauen –

– DM/Monat –
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters Erziehungsrenten Witwen-/Witwerrenten Waisenrenten

Altersrenten fürJahr Renten
insgesamt insgesamt

Berufs-
unfähig-

keitsrenten

Erwerbs-
unfähig-

keits-
renten 2)

Erweiterte
Erwerbs-
unfähig-

keitsrenten
insgesamt

Regel-
alters-

renten 2)

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Frauen
Schwerbehin-
derte, Berufs-
oder Erwerbs-

unfähige

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene
Altersrenten

Renten
insgesamt kleine große Renten

insgesamt kleine große 2) Renten
insgesamt

Halb-
waisen 2)

Voll-
waisen 2)

alte Bundesländer
1966   253,25   178,45   135,02   199,57   284,52   287,10   361,83   235,71   188,84   96,57   189,40   81,94   81,00   108,45
1967   293,94   205,15   154,39   229,09   329,34   333,27   423,50   268,26   221,75   108,82   222,43   94,68   93,64   125,69
1968   317,02   220,94   165,44   246,13   353,61   358,65   464,85   286,12   241,05   115,42   241,81   102,24   101,16   135,35
1969   344,50   238,63   178,64   264,96   383,94   390,08   517,88   305,75   262,88   123,55   263,71   111,07   109,94   146,43
1970   365,62   251,09   188,43   277,70   407,11   414,36   557,38   320,46   280,79   129,95   281,69   118,25   117,11   155,33
1971   383,63   260,90   194,58   287,36   427,22   436,21   590,46   332,74   298,14   134,64   299,10   125,01   123,82   163,98
1972   404,89   274,24   199,98   300,22   450,74   461,84   628,41   347,95   317,30   139,94   318,31   132,69   131,43   174,08
1973   503,19   329,58   233,02   357,00   563,06   574,31   769,47   445,25   857,13   958,05   394,65   163,57   395,90   161,34   159,78   212,26
1974   562,05   351,00   249,64   376,80   630,97   631,67   859,37   501,95   891,98   990,21   561,57   440,17   176,62   441,56   180,28   178,59   236,58
1975   621,39   381,64   272,53   405,66   699,35   690,13   950,44   558,70   997,41  1 092,46   623,58   489,91   191,14   491,46   200,81   198,91   264,16
1976   685,77   417,98   298,48   440,88   773,89   750,86  1 044,49   624,31  1 114,85  1 205,04   716,74   544,86   209,07   546,61   223,71   221,56   293,99
1977   749,74   456,11   324,68   478,28   847,77   807,55  1 133,89   694,23  1 233,04  1 314,54   796,14   599,60   226,11   601,59   232,00   229,55   310,05
19781)
1979   777,45   479,63   344,83   497,66   444,47   880,85   819,21  1 170,03   736,04  1 297,56  1 370,19   909,68   627,40   233,98   629,89   237,11   233,88   338,94
1980   801,77   500,47   362,24   516,47   395,32   909,82   834,71  1 210,44   772,33  1 350,69  1 420,32   947,33   413,13   377,60   484,18   653,14   240,57   655,90   240,52   236,90   354,32
1981   821,83   518,07   380,50   531,63   506,48   940,69   845,62  1 252,01   827,61  1 408,43  1 459,92   994,60   361,98   354,83   445,47   673,46   243,22   676,49   239,07   235,05   364,91
1982   861,08   547,75   407,43   559,86   657,61   995,13   875,83  1 319,46   899,19  1 487,68  1 538,84  1 038,63   415,03   403,94   489,17   709,71   254,82   713,05   243,90   239,31   385,86
1983   894,11   570,81   421,09   582,75   758,67  1 050,41   888,78  1 389,90   978,62  1 559,28  1 615,59  1 069,23   414,94   411,17   453,70   740,12   262,23   743,86   248,44   243,22   406,40
1984   921,39   597,48   486,67   604,56   802,19  1 086,44   895,18  1 441,25  1 026,64  1 611,45  1 669,19  1 095,60   435,03   437,54   411,82   765,07   270,37   768,97   252,66   247,03   422,41
1985   945,17   633,61   589,76   635,68   818,59  1 102,28   877,88  1 494,36  1 069,31  1 654,11  1 714,52  1 109,98   435,19   433,84   446,49   787,43   270,05   790,85   255,82   249,88   434,12
1986   976,25   679,87   626,29   682,28   902,11  1 122,12   866,45  1 557,78  1 110,49  1 704,38  1 764,99  1 135,64   443,57   440,90   468,97   811,20   275,65   814,75   258,97   252,70   447,43
1987  1 009,78   731,62   686,49   733,20  1 017,65  1 142,68   854,08  1 628,70  1 174,95  1 763,23  1 829,45  1 165,72   468,58   460,64   557,19   839,37   284,27   843,12   263,17   256,54   464,36
1988  1 036,28   782,93   722,93   784,70  1 149,49  1 158,46   839,02  1 680,80  1 218,66  1 811,75  1 880,65  1 188,91   492,87   481,76   614,24   860,99   293,90   865,42   266,36   259,53   478,53
1989  1 066,23   840,57   763,40   841,57  1 325,45  1 179,66   828,53  1 734,13  1 262,28  1 862,26  1 934,00  1 215,31   518,20   503,52   657,72   883,48   293,91   887,96   269,56   262,47   493,35
1990  1 097,34   899,84   807,31   898,56  1 449,42  1 203,13   820,61  1 791,56  1 305,88  1 916,45  1 989,47  1 239,85   537,53   521,32   686,69   906,82   297,19   911,34   272,82   265,60   508,62
1991  1 148,24   973,27   863,95   967,47  1 554,83  1 250,00   832,11  1 875,02  1 369,74  2 002,69  2 080,03  1 288,55   580,17   563,36   727,12   945,46   307,05   950,20   278,69   271,24   532,47
19923)  1 187,59  1 251,84   914,62  1 261,50  1 630,46  1 178,24  1 107,35  1 959,09  1 153,93  2 031,66  2 151,98   700,60   970,95   315,58   975,82   286,85   279,44   550,39
19924)  1 122,38  1 179,14   868,65  1 187,84  1 532,63  1 114,12  1 048,49  1 838,89  1 085,54  1 908,25  2 025,34   659,59   915,99   298,59   920,57   270,60   263,63   518,58
1993  1 167,94  1 251,23   922,46  1 262,61  1 589,74  1 156,15  1 068,92  1 905,61  1 130,38  1 951,73  2 045,36   968,70   947,52   304,44   951,96   281,50   274,61   539,73
1994  1 213,01  1 317,73   968,11  1 332,84  1 632,47  1 198,77  1 085,51  1 984,93  1 175,39  1 992,88  2 088,02  1 063,12   974,18   312,19   978,32   291,95   284,83   560,99
1995  1 208,76  1 331,67   970,40  1 350,50  1 611,10  1 192,39  1 057,32  1 980,82  1 179,40  1 965,80  2 035,89  1 107,53   965,96   313,24   969,80   293,42   286,48   565,62
1996  1 219,86  1 349,80   990,88  1 374,00  1 442,85  1 202,76  1 044,46  1 998,80  1 192,83  1 957,43  2 015,70  1 133,11   965,86   313,46   969,46   296,23   289,11   576,27
1997  1 245,47  1 381,16  1 016,40  1 408,74  1 387,64  1 228,00  1 043,30  2 028,25  1 216,10  1 977,01  2 026,90  1 149,50   976,76   314,72   980,09   301,43   294,31   590,09
1998  1 260,78  1 396,66  1 027,52  1 426,98  1 336,64  1 243,69  1 033,92  2 035,20  1 237,07  1 978,34  2 022,34  1 166,87   974,58   315,46   977,66   303,24   296,26   593,65

neue Bundesländer
19924)   947,69  1 029,03   731,00  1 029,24   563,65   935,56   936,84   907,64   702,04   906,15   952,79   356,08   469,62   146,68   469,70   337,14   334,87   456,30
1993  1 103,17  1 146,73   886,50  1 148,69   773,39  1 096,45  1 101,78  1 256,57   853,84  1 212,40  1 349,11   613,10   574,64   179,47   575,25   361,91   359,16   516,34
1994  1 198,58  1 236,53   958,98  1 241,98   903,41  1 192,87  1 189,76  1 451,50  1 028,12  1 465,67  1 615,88   890,59   665,44   215,64   666,85   364,43   361,75   536,74
1995  1 270,29  1 208,16   973,41  1 213,97  1 051,28  1 280,30  1 258,35  1 598,35  1 113,80  1 603,27  1 759,57   960,09   736,85   242,38   738,92   360,87   358,00   554,23
1996  1 325,74  1 216,12   997,16  1 222,51   998,68  1 344,00  1 308,23  1 680,63  1 178,60  1 679,00  1 862,87  1 041,70   811,95   266,28   814,48   352,30   349,00   553,94
1997  1 382,87  1 241,71  1 015,70  1 249,77   894,41  1 406,96  1 356,18  1 762,49  1 242,83  1 758,40  1 967,52  1 075,60   868,81   280,77   871,58   346,99   342,87   562,23
1998  1 411,63  1 254,18   997,30  1 265,29   912,21  1 438,50  1 375,39  1 794,99  1 280,89  1 770,44  2 015,61  1 118,32   890,90   285,49   893,91   341,25   336,49   568,95

1) Einschließlich der jeweiligen Rentenanpassungen; bis 1972 jeweils zum 1. Januar des Jahres, 1973 bis 1977 jeweils zum 1. Juli des Jahres, durch die Verschiebung der  Rentenanpassung um ein halbes Jahr wurden die
Renten ab 1979 bis 1982 wieder jeweils zum 1. Januar angepaßt, ab 1983 jeweils zum 1. Juli des Jahres, 1978 fand keine Rentenanpassung statt.

2) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten
3) Rente wie in den Vorjahren vor Abzug der Eigenbeteiligung des Rentners an der KVdR (Bruttorente)
4) Rentenzahlbetrag; bis 1994 für KV-Pflichtversicherte: Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR; für freiwillig bzw. privat Versicherte: Bruttorenten zzgl. Zuschuß des Rentenversicherungsträ-

gers zur KVdR und PVdR. Ab 1995  für freiwillig und privat Versicherte nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR wie für Pflichtversicherte.
Q u e l l e :  Renten nach der Rentenbestandsaufnahme des BMA

n o c h  Übersicht I 7
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Die Anzahl und der durchschnittliche Rentenzahlbetrag 1) der laufenden Renten 2)
nach dem Rentenfallkonzept 3) und dem Geschlecht in der gesetzlichen Rentenversicherung

in den neuen Bundesländern seit dem 30. Juni 1990

Anzahl der Renten Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag
in M/DM je Monat 5)

Renten wegen Todes Renten wegen Todes
davon davon

Stichtag 4) Renten wegen
verminderter

Erwerbsfähigkeit
und wegen Alters

insgesamt Witwen-/
Witwerrenten

Waisen-
renten

Renten wegen
verminderter

Erwerbsfähigkeit
und wegen Alters Witwen-/

Witwerrenten
Waisen-
renten

Männer
30. 6. 1990 885 004 83 83 572,32 375,61
  1. 7. 1990 885 004 83 83 739,04 437,14
  1. 1. 1991 889 489 82 82 870,30 485,26
  1. 7. 1991 891 428 905 905 991,59 369,89
  1. 1. 1992 906 904 15 460 15 460 1 145,12 162,07
  1. 7. 1992 923 521 19 141 19 141 1 241,92 231,14
  1. 1. 1993 924 685 24 948 24 938 1 295,16 232,13
  1. 7. 1993 939 078 37 988 37 963 1 469,90 251,55
  1. 1. 1994 962 036 48 614 48 559 1 538,65 257,63
  1. 7. 1994 1 030 166 71 746 71 655 1 604,92 300,59
  1. 1. 1995 1 094 131 78 248 78 119 1 631,68 301,98
  1. 7 .1995 1 215 286 82 718 82 568 1 683,48 313,75
  1. 1. 1996 1 277 634 84 315 84 159 1 763,38 328,86
  1. 7. 1996 1 314 543 90 730 90 566 1 767,38 342,49
  1. 7. 1997 1 371 914 97 615 97 442 1 850,99 364,93
  1. 7. 1998 1 421 907 104 592 104 409 1 876,81 382,24

Frauen
30. 6. 1990 1 995 923 79 239 79 239 431,59 370,71
  1. 7. 1990 1 995 923 79 239 79 239 524,00 476,96
  1. 1. 1991 1 987 146 92 720 92 720 619,86 565,12
  1. 7. 1991 1 982 472 117 158 117 158 716,07 599,27
  1. 1. 1992 2 061 140 922 606 922 606 764,18 447,60
  1. 7. 1992 2 032 525 914 919 914 893 826,42 498,12
  1. 1. 1993 2 020 661 926 631 926 385 860,89 526,22
  1. 7. 1993 2 027 323 944 971 944 352 952,29 613,67
  1. 1. 1994 2 037 311 948 667 947 520 984,98 661,42
  1. 7. 1994 2 043 178 976 595 974 685 1 016,35 716,67
  1. 1. 1995 2 078 240 992 644 990 209 1 032,63 758,39
  1. 7 .1995 2 117 480 994 727 991 991 1 059,33 796,44
  1.  1. 1996 2 145 806 990 134 987 149 1 085,22 854,65
  1. 7. 1996 2 166 706 996 285 993 085 1 087,04 877,62
  1. 7. 1997 2 194 335 991 420 987 967 1 124,93 942,57
  1. 7. 1998 2 222 153 987 980 984 306 1 146,70 967,46

Männer und Frauen
30. 6. 1990 2 880 927 162 789 79 322 83 467 474,82 370,72 190,56
  1. 7. 1990 2 880 927 162 789 79 322 83 467 590,06 476,92 233,99
  1. 1. 1991 2 876 635 170 548 92 802 77 746 697,30 565,05 267,91
  1. 7. 1991 2 873 900 199 506 118 063 81 443 801,53 597,51 309,11
  1. 1. 1992 2 968 044 1 023 488 938 066 85 422 880,58 442,89 321,33
  1. 7. 1992 2 956 046 1 019 746 934 034 85 686 956,23 492,65 341,20
  1. 1. 1993 2 945 346 1 035 706 951 323 84 127 997,29 518,51 349,47
  1. 7. 1993 2 966 401 1 070 497 982 315 87 538 1 116,15 599,67 364,60
  1. 1. 1994 2 999 347 1 080 291 996 079 83 010 1 162,57 641,73 371,84
  1. 7. 1994 3 073 344 1 139 730 1 046 340 91 389 1 213,64 688,17 366,01
  1. 1. 1995 3 172 371 1 135 314 1 068 328 64 422 1 239,24 725,02 350,69
  1. 7 .1995 3 332 766 1 176 587 1 074 559 99 142 1 286,93 759,36 361,90
  1. 1. 1996 3 423 440 1 171 414 1 071 308 96 965 1 338,31 813,34 360,35
  1. 7. 1996 3 481 249 1 190 770 1 083 651 103 755 1 343,94 832,89 353,49
  1. 7. 1997 3 566 249 1 192 288 1 085 409 103 253 1 404,24 890,72 348,39
  1. 7. 1998 3 644 060 1 195 310 1 088 715 102 738 1 431,59 911,33 342,61

1) Für Pflichtversicherte nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR. Bei freiwillig/privat  KV/PV-Versicherten bis 1/95 Brutto-
rente zuzüglich Zuschuß des Rentenversicherungsträgers zur KVdR und PVdR; ab 7/95 nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und
PVdR.

2) bis 7/91 nur Vollrenten nach altem Recht ggf. einschl. FZR; ab 1/92 alle Renten der GRV (einschl. Rententeile aus ehem. Zusatz- und Sonderver-
sorgungssystemen), ohne vollst. ruhende Witwen-/Witwerrenten und Knappschaftsausgleichsleistungen

3) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten werden einzeln entsprechend ihren
Rentenarten gezählt)

4) zu den Stichtagen 1/1991 und 1/1992: Rentenbestandsaufnahme des VDR;  sonst Rentenbestandsaufnahme des BMA
5) 1990 Nettorentenhöhen geschätzt aus Angaben z. Höhe d. Vollrenten aus d. Sozialpflichtversicherung u. d. FZR-Renten; ab 1/92 Rentenhöhen ggf.

einschl. Auffüllbetrag
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Die Höhe der durchschnittlichen Entgeltpunkte 1) und die angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 2)
in den Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters der gesetzlichen Rentenversicherung 3)

nach dem Geschlecht in den alten und neuen Bundesländern von 1985 4) bis 1998

a) alte Bundesländer

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters
in v.H. zum 31. Dezember des Jahres 5)

1985 1987 1989 1991 1993 1995 1996 1997 1998

Höhe der
durch-

schnittlichen
Entgeltpunkte

von ... bis
unter ... Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

unter 0,2  0,14  2,70  0,14  2,44  0,13  2,15  0,12  1,93  0,14  1,66 0,14 1,45 0,13 1,33 0,13 1,28 0,14 1,11
0,2–0,4  0,72  14,67  0,69  13,46  0,66  12,18  0,61  11,04  0,66  9,64 0,69 8,64 0,66 8,16 0,73 8,15 0,76 7,08
0,4–0,6  1,81  24,14  1,76  23,40  1,70  22,66  1,60  22,14  1,71  20,33 1,85 19,72 1,89 19,35 2,15 19,77 2,33 18,75
0,6–0,8  8,06  36,33  7,86  37,20  7,66  38,24  7,44  39,10  8,03  42,09 8,70 43,60 9,10 44,17 9,50 43,98 9,50 41,47
0,8–1,0  23,23  11,72  23,71  13,12  24,30  14,65  24,90  15,95  23,21  16,02 23,30 16,15 23,20 16,30 23,41 16,12 22,91 19,90
1,0–1,2  31,12  5,78  31,24  5,93  31,52  5,95  32,15  5,91  32,34  6,18 32,14 6,31 32,11 6,47 32,20 6,42 31,66 7,02
1,2–1,4  19,39  2,73  19,57  2,69  19,67  2,59  19,71  2,50  20,46  2,58 20,26 2,62 20,16 2,67 19,65 2,68 20,04 2,89
1,4–1,6  9,47  1,27  9,72  1,19  9,83  1,10  9,80  1,03  10,25  1,03 10,32 1,04 10,43 1,07 10,06 1,10 10,73 1,21
1,6–1,8  3,31  0,42  3,05  0,38  2,72  0,32  2,33  0,28  1,47  0,18 1,78 0,28 1,62 0,29 1,53 0,31 1,37 0,35
1,8 u.m.  2,75  0,23  2,25  0,19  1,79  0,16  1,33  0,12  1,73  0,29 0,81 0,21 0,70 0,20 0,63 0,21 0,56 0,22

 Entgelt-
punkte 1,1246 0,6595 1,1203 0,6683 0,1151 0,6774 1,1093 0,6847 1,1086 0,7013 1,1004 0,7097 1,0975 0,7147 1,0898 0,7141 1,0913 0,7334

Renten
insgesamt
in 1 000  3 706  4 721  3 777 4985  3 932  5 320  4 294  5 675  4 187  5 479 4 374 5 724  4 510  5 883  4 432  5 770  4 722  6 152

b) neue Bundesländer
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters

in v. H. zum 31. Dezember des Jahres

1993 1995 1996 1997 1998

Höhe der durch-
schnittlichen

Entgeltpunkte
von ... bis unter ...

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

unter 0,2 0,01 0,06 0,06 0,18 0,05 0,13 0,05 0,12 0,04 0,11
0,2–0,4 0,19 2,62 0,44 3,67 0,39 3,37 0,36 3,17 0,33 2,79
0,4–0,6 0,85 10,73 1,56 11,51 1,33 10,63 1,24 9,96 1,03 8,85
0,6–0,8 8,26 36,83 9,82 38,93 8,97 40,44 8,68 41,74 8,38 40,24
0,8–1,0 22,40 32,53 26,52 32,45 26,51 32,03 26,47 31,62 26,89 33,80
1,0–1,2 41,43 13,44 35,71 9,39 36,72 9,27 35,12 9,05 35,09 9,53
1,2–1,4 19,04 2,90 17,93 2,77 18,26 2,95 18,12 3,06 18,20 3,26
1,4–1,6 6,87 0,67 6,77 0,90 6,66 0,98 8,63 1,09 8,75 1,20
1,6–1,8 0,57 0,08 1,05 0,14 0,99 0,13 1,23 0,13 1,18 0,14
1,8 u.m. 0,39 0,15 0,15 0,08 0,13 0,07 0,12 0,06 0,11 0,07

 Entgeltpunkte 1,0789 0,8153 1,0651 0,7941 1,0696 0,7989 1,0816 0,8015 1,0838 0,8139

Renten insgesamt
in 1 000  374  883  1 140  1 986  1 226  2 026  1 287  2 053  1 287  1 331

1) Bis 1991 persönliche Bemessungsgrundlage
2) Bis 1991 Anzahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre
3) Bis 1991 Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten
4) In den neuen Bundesländern ab 1993
5) Bis 1991 zum 1. Juli des Jahres
Q u e l l e :  Bis 1991 Rentenbestandsaufnahme des BMA, ab 1993 des VDR
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Die Höhe der durchschnittlichen Entgeltpunkte 1) und die angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 2)
in den Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters der gesetzlichen Rentenversicherung 3) nach dem

Geschlecht in den alten und neuen Bundesländern von 1985 4) bis 1998

a) alte Bundesländer

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters
in v.H. zum 31. Dezember des Jahres 5)

1985 1987 1989 1991 1993 1995 1996 1997 1998

Höhe der
angerechneten
rentenrecht-
lichen Zeiten

von ... bis
unter ... Jahre Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

 unter 5  0,91  0,46  0,92  0,50  0,99  1,60  1,02  2,11  0,29  1,59 0,25 1,46 0,23 1,39 0,22 1,38 0,20 1,26
  5–10  2,34  9,33  2,41  9,51  2,70  10,74  2,72  11,19  1,54  11,32 1,46 11,45 1,45 11,50 1,48 11,73 1,50 11,68
10–15  2,85  7,79  2,96  7,62  3,31  8,50  3,23  8,62  2,41  8,53 2,30 8,71 2,24 8,83 2,21 8,98 2,17 8,98
15–20  7,40  24,56  7,14  23,76  6,19  20,38  5,66  19,10  4,08  17,90 3,81 16,81 3,69 16,21 3,55 15,76 3,47 15,08
20–25  5,87  14,79  5,68  14,41  5,48  13,85  5,21  13,35  3,75  12,90 3,58 12,46 3,46 12,20 3,30 11,97 3,19 11,69
25–30  6,15  12,46  5,88  12,33  5,64  12,06  5,36  11,84  4,27  11,93 4,03 11,88 3,94 11,80 3,85 11,73 3,77 11,75
30–35  6,76  10,03  6,44  10,30  6,25  10,53  6,06  10,79  5,39  11,20 5,02 11,37 4,87 11,57 4,76 11,64 4,62 11,89
35–40  14,25  9,41  14,35  9,91  14,48  10,36  14,61  10,73  14,89  11,36 13,71 11,73 13,28 11,94 13,05 12,10 12,67 12,44
40–45  21,75  8,44  22,58  8,84  23,23  9,14  24,09  9,39  28,35  10,18 30,03 10,98 30,98 11,38 31,85 11,50 32,19 12,02
45–50  30,49  2,69  30,47  2,77  30,57  2,78  30,95  2,80  34,17  3,04 34,93 3,09 34,99 3,12 34,92 3,13 35,43 3,16

50 und mehr  1,23  0,05  1,19  0,06  1,16  0,07  1,10  0,08  0,86  0,05 0,89184 0,05975 0,88 0,06 0,82 0,06 0,80 0,06

 Jahre 36,5 24 36,6 24,2 36,7 24,1 37,2 24,3 39,2 24,9 39,5 25,1 39,6 25,3 39,7 25,3 39,8 25,6

Renten
insgesamt
in 1 000  3 706  4 721  3 777  4 985  3 932  5 320  4 294  5 675  4 187  5 479  4 374  5 724  4 510  5 883  4 432  5 770  4 722  6 152

b) neue Bundesländer
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters

in v.H. zum 31. Dezember des Jahres

1993 1995 1996 1997 1998

Höhe der angerechneten
rentenrechtlichen Zeiten

von ... bis
unter ... Jahre

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

unter 5 0,81 0,01 0,64 0,01 0,57 0,01 0,51 0,01 0,45
  5–10 0,03 3,10 0,11 2,58 0,10 2,35 0,10 2,16 0,11 1,97
10–15 0,04 4,29 0,11 3,94 0,11 3,56 0,11 3,26 0,12 2,97
15–20 0,09 6,12 0,15 5,95 0,15 5,39 0,15 4,96 0,16 4,57
20–25 0,19 7,94 0,23 7,87 0,21 7,24 0,22 6,76 0,23 6,29
25–30 0,52 11,09 0,44 11,22 0,39 10,56 0,38 10,02 0,37 9,49
30–35 1,44 15,72 1,18 15,41 1,05 14,93 0,99 14,52 0,92 14,11
35–40 8,06 22,90 5,56 20,61 5,39 20,90 5,43 21,26 5,52 21,64
40–45 18,11 23,12 18,92 23,60 22,27 26,01 24,85 27,80 26,73 29,54
45–50 41,54 4,91 44,92 7,57 45,51 7,95 45,58 8,26 45,64 8,51

    50 und mehr 29,99 28,36 0,60 24,82 0,54 22,18 0,50 20,20 0,47

 Jahre 46,35 32,18 46,37 32,88 46,14 33,54 45,91 34,06 45,74 34,57

Renten insgesamt
in 1 000  374  883  1 140  1 986  1 226  2 026  1 287  2 053  1 331  2 096

1) Bis 1991 persönliche Bemessungsgrundlage
2) Bis 1991 Anzahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre
3) Bis 1991 Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten
4) Bis 1991 zum 1. Juli des Jahres
5) Bis 1991 zum 1. Juli des Jahres
Q u e l l e :  Bis 1991 Rentenbestandsaufnahme des BMA, ab 1993 des VDR
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Die Entwicklung des durchschnittlichen Bruttojahresarbeitsentgelts der Versicherten,
der allgemeinen Bemessungsgrundlage/des aktuellen Rentenwertes, der Beitragsbemessungsgrenze,
einer 1957 festgesetzten Altersrente und des Rentenniveaus in der Rentenversicherung der Arbeiter

und der Angestellten in den alten Bundesländern
Altersrente am 1. Juli des Jahres 4) Brutto- Netto-

Durchschnitt-
liches Brutto-
jahresarbeits-

entgelt 1)

Allgemeine
Bemessungs-
grundlage 2)

DM/Jahr
aktueller

Rentenwert 3)

Beitrags-
bemessungs-

grenze DM/Monat 5)

Veränderung
gegenüber

dem Vorjahr
v.H.

1957 = 100Jahr

DM/Jahr DM/Jahr DM/Monat brutto netto brutto netto brutto netto

rentenniveau 6) bei
45 anrechnungsfähigen

Versicherungsjahren
v.H.

1957 5 043 4 281  750  240,90  240,90 100,0 100,0 57,3 66,7
1958 5 330 4 542  750  240,90  240,90   –     – 100,0 100,0 54,2 63,8
1959 5 602 4 812  800  255,50  255,50   6,1   6,1 106,1 106,1 54,7 64,2
1960 6 101 5 072  850  270,70  270,70   5,94   5,9 112,4 112,4 53,2 63,2
1961 6 723 5 325  900  285,30  285,30   5,4   5,4 118,4 118,4 50,9 60,9
1962 7 328 5 678  950  299,60  299,60   5,0   5,0 124,4 124,4 49,1 59,0
1963 7 775 6 142 1 000  319,40  319,40   6,6   6,6 132,6 132,6 49,3 59,6
1964 8 467 6 717 1 100  345,50  345,50   8,2   8,2 143,4 143,4 49,0 59,5
1965 9 229 7 275 1 200  377,90  377,90   9,4   9,4 156,9 156,9 49,1 59,3
1966 9 893 7 857 1 300  409,30  409,30   8,3    8,3 169,9 169,9 49,6 60,7
1967 10 219 8 490 1 400  442,00  442,00   8,0   8,0 183,5 183,5 51,9 63,7
1968 10 842 9 196 1 600  477,60  468,00   8,1   5,9 198,3 194,3 52,9 64,5
1969 11 839 9 780 1 700  517,30  507,00   8,3   8,3 214,7 210,5 52,4 65,0
1970 13 343 10 318 1 800  550,20  550,20   6,35   8,5 228,4 228,4 49,5 63,9
1971 14 931 10 967 1 900  580,40  580,40   5,5   5,5 240,9 240,9 46,6 61,2
1972 16 335 12 008 2 100  616,90  616,90   6,3   6,3 256,1 256,1 47,5 64,0
1973 18 295 13 371 2 300  675,50  675,50   9,5   9,5 280,4 280,4 46,8 63,2
1974 20 381 14 870 2 500  752,20  752,20 11,35 11,4 312,2 312,2 46,8 63,9
1975 21 808 16 520 2 800  836,50  836,50 11,2 11,2 347,2 347,2 48,6 66,1
1976 23 335 18 337 3 100  929,30  929,30 11,1 11,1 385,8 385,8 50,4 70,2
1977 24 945 20 161 3 400 1 031,50 1 031,50 11,0 11,0 428,2 428,2 52,1 73,2
1978 26 242 3 700 1 134,10 1 134,10   9,9   9,9 470,8 470,8 51,9 72,1
1979 27 685 21 068 4 000 1 185,10 1 185,10   4,5   4,5 491,9 491,9 51,4 71,1
1980 29 485 21 911 4 200 1 232,50 1 232,50   4,0   4,0 511,6 511,6 50,2 70,3
1981 30 900 22 787 4 400 1 281,80 1 281,80   4,0   4,0 532,1 532,1 49,8 69,9
1982 32 198 24 099 4 700 1 355,60 1 355,60   5,76   5,8 562,7 562,7 50,5 71,5
1983 33 293 25 445 5 000 1 431,30 1 417,00   5,59   4,53 594,1 588,2 50,2 71,3
1984 34 292 26 310 5 200 1 480,00 1 435,60   3,4   1,31 614,4 595,9 50,9 72,0
1985 35 286 27 099 5 400 1 524,40 1 455,80   3,0   1,41 632,8 604,3 51,1 71,8
1986 36 627 27 885 5 600 1 568,60 1 487,04   2,9   2,15 651,1 617,3 50,7 70,2
1987 37 726 28 945 5 700 1 628,20 1 532,13   3,8   3,03 675,9 636,0 50,8 70,6
1988 38 896 29 814 6 000 1 677,10 1 578,15   3,0   3,00 696,2 655,1 51,0 70,3
1989 40 063 30 709 6 100 1 727,40 1 615,99   3,0   2,40 717,1 670,8 51,0 70,7
1990 41 946 31 661 6 300 1 781,00 1 667,01   3,1   3,16 739,3 692,0 50,2 67,6
1991 44 421 33 149 6 500 1 864,70 1 750,96   4,7   5,04 774,1 726,8 49,2 67,5
1992 46 820 42,63 6 800 1 918,35 1 798,46   2,88   2,71 796,3 746,6 48,5 67,2
1993 48 178 44,49 7 200 2 002,05 1 867,92   4,36   3,86 831,1 775,4 48,8 67,3
1994 49 142 46,00 7 600 2 070,00 1 931,31   3,39   3,39 859,3 801,7 49,7 69,6
1995 50 665 46,23 7 800 2 080,35 1 932,65   0,50   0,07 863,6 802,3 49,2 70,4
1996 51 678 46,67 8 000 2 100,15 1 941,59   0,95   0,46 871,8 806,0 48,5 70,6
1997 52 143 47,44 8 200 2 134,80 1 973,63   1,65   1,65 886,2 819,3 48,7 71,9
1998 52 925 47,65 8 400 2 144,25 1 980,22   0,44   0,33 890,1 822,0 48,5 71,6
1999 54 407 48,29 8 500 2 173,05 2 007,90   1,34   1,40 902,1 833,5 47,5 70,2

1) 1998 vorläufig, 1999 geschätzt
2) 1978; 21 608 (1. Halbjahr), 21 068 (2. Halbjahr).
3) ab 1992
4) Altersrente eines Versicherten mit durchschnittlichem Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicherten der ArV und der AnV und nach 45 anrechnungs-

fähigen Versicherungsjahren.
5) Vor 1983 am 1. Januar des Jahres
6) Im Kalenderjahr; Bruttorente bzw. Rentenzahlbetrag gemessen am Brutto- bzw. Nettoarbeitsentgelt



Drucksache 14/2116 – 110 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Ü b e r s i c h t  I 11

Die Entwicklung des aktuellen Rentenwertes 1), der Beitragsbemessungsgrenze
und einer 1990 festgestellten Altersrente in der Rentenversicherung der Arbeiter

und der Angestellten in den neuen Bundesländern

Aktueller
Rentenwert 1)

Beitragsbemessungs-
grenze Altersrente 2) Brutto- Netto-

DM/Monat DM/ Jahr DM/MonatJahr

1. Januar 1. Juli 1. Januar 1. Juli 1. Januar 1. Juli

brutto netto brutto netto

rentenniveau 3) bei
45 anrechnungs-

fähigen Versiche-
rungsjahren  v.H.

1990 15,95 2 700    717,95    672,00
1991 18,35 21,11 3 000 3 400    825,85    773,00    949,79    889,00 49,9 60,5

1992 23,57 26,57 4 800 4 800 1 060,65    992,77 1 195,65 1 119,73 46,1 59,7

1993 28,19 32,17 5 300 5 300 1 268,55 1 188,00 1 447,65 1 357,17 48,0 62,0

1994 33,34 34,49 5 900 5 900 1 500,30 1 406,53 1 552,05 1 451,17 51,0 67,2

1995 35,45 36,33 6 400 6 400 1 595,25 1 483,59 1 634,85 1 522,05 50,7 67,1

1996 37,92 38,38 6 800 6 800 1 706,40 1 588,66 1 727,10 1 597,57 52,4 69,9

1997 38,38 40,51 7 100 7 100 1 727,10 1 597,57 1 822,95 1 680,77 53,3 71,6

1998 40,51 40,87 7 000 7 000 1 822,95 1 680,77 1 839,15 1 693,86 54,3 72,3

1999 40,87 42,01 7 200 7 200 1 839,15 1 693,86 1 890,45 1 741,11 53,7 71,4

1) Bis Juli 1991 ermittelt als Quotient aus Altersrente (brutto) und 45 Versicherungsjahren.
2) Altersrente eines Versicherten mit durchschnittlichem Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicherten der ArV und der AnV und nach 45 anrechnungs-

fähigen Versicherungsjahren.
3) Im Kalenderjahr; Brutto- bzw. Nettorente gemessen am Brutto- bzw. Nettoarbeitsentgelt; 1998 geschätzt; 1990 keine Angaben wegen Währungs-

umstellung
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Die Einnahmen und die Ausgaben 1983 bis 1990 in den alten Bundesländern
 Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990
Position

Millionen DM

Einnahmen

Beiträge ......................................................  121 112  129 159  137 661  145 891  148 286  153 807  161 355  174 916
Zuschüsse und Erstattungen

allgemeiner Bundeszuschuß
nach §  213 SGB VI 1) ...............................  22 386  24 244  25 367  25 917  26 739  27 613  28 503  29 697
sonstige Erstattungen aus
öffentlichen Mitteln 2) ...............................  1 276  1 250  1 235  1 330  1 839  3 510  4 047  5 077

Erstattungen in der Wanderversicherung für
Renten von der KnRV .................................   359   410   410   411   417   428   444   462
Vermögenserträge .......................................  1 110   896   794   797   855  1 038  1 444  2 225
Sonstige Einnahmen
(Gewinne, Säumniszuschläge usw.)  ............   57   49   52   54   45   47   58   67

Einnahmen insgesamt ..................................  146 300  156 008  165 519  174 400  178 181  186 443  195 851  212 444

Ausgaben

Renten 3) .....................................................  127 769  135 318  141 007  146 237  153 056  160 345  167 904  175 874
Pauschale Rentenzahlungen an die
Volksrepublik Polen ....................................
Erstattungen in der Wanderversicherung für
Renten an die KnRV ...................................  2 831  3 276  3 348  3 431  3 557  3 753  3 962  4 190
Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung
und Wiederherstellung der Erwerbs-
fähigkeit und zusätzliche Leistungen ...........  3 929  3 842  4 185  4 423  4 677  5 066  5 328  5 454
Krankenversicherung der Rentner ...............  12 958  12 935  11 089  9 946  9 338  9 229  10 082  10 971
Pflegeversicherung der Rentner ...................
KLG-Leistungen .........................................   161   904  1 670  2 431
Beteiligung an den Kosten für die
knappschaftliche Rentnerkranken-
versicherung (§ 104 Abs. 4 RKG) 4) ............   506   100   100   100   100   100   100   100
Beitragserstattungen ....................................   289  1 895  1 452   347   245   266   254   201
Wanderungsausgleich an KnRV
§ 223 Abs. 6 SGB VI ..................................   9   10   10   11
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ............  2 792  2 861  2 899  3 067  3 143  3 247  3 392  3 613
Finanzausgleich nach § 218 SGB VI 5) .........
Sonstige Ausgaben ......................................   17   25   21   23   17   30   19   18

Ausgaben insgesamt ....................................  151 100  160 262  164 111  167 585  174 294  182 940  192 711  202 852

Einnahmen weniger Ausgaben ..................... – 4 800 – 4 254  1 408  6 815  3 887  3 503  3 140  9 592

1) 1980 und 1981 einschließlich zurückgezahlter Teile aus dem Jahre 1973 in Höhe von je: ArV 525 Mio. DM, AnV 725 Mio. DM. 1985 ein-
schließlich der Bundeszuschüsse nach dem Gesetz zur Stärkung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (ArV 186 Mio. DM,
AnV 42 Mio. DM).

2) Erstattungen der Versorgungsdienststellen sowie des Bundes ab 1979 für Kinderzuschüsse und ab 1986/87 bis 1991 für Leistungen nach dem
HEZG und dem KLG.

3) Einschließlich der zu Lasten anderer Rentenversicherungsträger ausgezahlten Rententeile.
4) Ab 1984 Beteiligung an den Kosten der knappschaftlichen Krankenversicherung nach Art. 2  § 26 e KnVNG.
5) Finanzausgleich an die Rentenversicherung der Arbeiter der neuen Bundesländer
Q u e l l e :  Rechnungsergebnisse des VDR
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Die Einnahmen und die Ausgaben 1991 bis 1998 in den alten Bundesländern
 Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998
Position

Millionen DM

Einnahmen

Beiträge ......................................................  183 328  193 310  196 356  215 758  225 324  236 036  248 463  250 063
Zuschüsse und Erstattungen

allgemeiner Bundeszuschuß
nach §  213 SGB VI 1) ...............................  32 740  38 706  40 619  46 920  46 771  49 246  53 681  64 121
sonstige Erstattungen aus
öffentlichen Mitteln 2) ...............................  5 930  1 100  1 215  1 182  1 186  1 195  1 165  1 008

Erstattungen in der Wanderversicherung für
Renten von der KnRV .................................   487   517   547   578   595   599   609 615
Vermögenserträge .......................................  3 401  4 212  3 710  2 095  1 551   805   610 622
Sonstige Einnahmen
(Gewinne, Säumniszuschläge usw.)  ............   70   69   78   100   200  2 102   201 230

Einnahmen insgesamt .................................  225 956  237 914  242 525  266 633  275 627  289 983  304 729  316 659

Ausgaben

Renten 3) .....................................................  186 407  196 917  208 860  222 001  231 507  238 694  247 084  255 573
Pauschale Rentenzahlungen an die
Volksrepublik Polen ...................................
Erstattungen in der Wanderversicherung für
Renten an die KnRV ...................................  4 461  4 639  5 011  5 392  5 658  5 815  5 871  5 978
Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung
und Wiederherstellung der Erwerbs-
fähigkeit und zusätzliche Leistungen ...........  6 032  6 666  7 478  7 970  8 257  8 545  6 399  6 016
Krankenversicherung der Rentner ...............  11 298  11 798  13 094  14 402  14 869  15 314  15 918  16 584
Pflegeversicherung der Rentner ...................  1 080  1 525  2 006  2 074
KLG-Leistungen .........................................  2 890  2 807  2 713  2 636  2 471  2 276  2 106  2 059
Beteiligung an den Kosten für die
knappschaftliche Rentnerkranken-
versicherung (§ 104 Abs. 4 RKG) 4) ............
Beitragserstattungen ...................................   229   283   342   437   418   409   170 239
Wanderungsausgleich an KnRV
§ 223 Abs. 6 SGB VI ..................................   132   260   408   499   617   794 887
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ............  3 940  4 250  4 507  4 586  4 832  4 872  4 572  4 707
Finanzausgleich nach § 218 SGB VI 5) ........  3 615  5 967  7 931  8 891  9 879  9 927  9 312
Sonstige Ausgaben ......................................   25   43   41   48   69   66   87 77

Ausgaben insgesamt ....................................  215 282  231 150  248 273  265 811  278 551  288 012  294 934  303 506

Einnahmen weniger Ausgaben ....................  10 674  6 764 – 5 748   822 – 2 924  1 971  9 795  13 153

1) 1980 und 1981 einschließlich zurückgezahlter Teile aus dem Jahre 1973 in Höhe von je: ArV 525 Mio. DM, AnV 725 Mio. DM. 1985 ein-
schließlich der Bundeszuschüsse nach dem Gesetz zur Stärkung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (ArV 186 Mio. DM,
AnV 42 Mio. DM).

2) Erstattungen der Versorgungsdienststellen sowie des Bundes ab 1979 für Kinderzuschüsse und ab 1986/87 bis 1991 für Leistungen nach dem
HEZG und dem KLG.

3) Einschließlich der zu Lasten anderer Rentenversicherungsträger ausgezahlten Rententeile.
4) Ab 1984 Beteiligung an den Kosten der knappschaftlichen Krankenversicherung nach Art. 2  § 26 e KnVNG.
5) Finanzausgleich an die Rentenversicherung der Arbeiter der neuen Bundesländer
Q u e l l e :  Rechnungsergebnisse des VDR
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Die Einnahmen und die Ausgaben 1990 bis 1998 in den neuen Bundesländern

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

2. Halb-
jahr

1990 *)
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Position

Millionen DM

Einnahmen

Beiträge ............................................. 9 155 25 598 32 553 36 051 40 904 44 970 46 580 48 939 47 764
Zuschüsse und Erstattungen ...............

Bundeszuschuß 1) ............................. 3 640 5 641 7 740 8 991 11 496 12 774 13 987 15 209 18 187
sonstige Erstattungen
aus öffentlichen Mitteln 2) ................  750 –  194  225  244  510  360  439  470

Erstattungen in der Wander-
versicherung für Renten
von der KnRV .................................. – –  1  14  52  101  129  125  132

Vermögenserträge 3) ...........................  35  79  222  214  96  62  39  46  46
Finanzausgleich

nach § 218 SGB VI 4) ....................... – – 3 615 5 967 7 931 8 891 9 879 9 927 9 312
Sonstige Einnahmen ........................... –  8  56  78  68  121  85  79  89

Einnahmen insgesamt ......................... 13 580 31 326 44 381 51 540 60 791 67 429 71 059 74 764 76 000

Ausgaben

Renten 5) ............................................ 12 293 28 487 39 937 46 827 55 030 63 831 68 381 70 537 73 008
Erstattungen in der Wander-

versicherung für Renten
 an die KnRV ................................... – – 1 273 1 377 1 795 1 997 2 134 2 193 2 265

Maßnahmen zur Erhaltung,
Besserung und Wiederherstellung
der Erwerbsfähigkeit und
zusätzliche Leistungen .....................  402  220  399  589  958 1 323 1 645 1 372 1 581

Knappschaftsausgleichsleistungen ...... – – – – – – – – –
Krankenversicherung der Rentner ......  787 1 595 2 505 2 833 3 390 4 108 4 436 4 804 5 135
Pflegeversicherung der Rentner ..........  296  445  593  618
KLG-Leistungen ................................ – –  1  5  12  72  58  43  47
Beitragserstattungen ........................... – – – –  1  3  3  2  2
Wanderungsausgleich

an KnRV § 223 (6) SGB VI ............. – –  337  621  976 1 145 1 399 1 689 1 711
Verwaltungs- und

Verfahrenskosten 6) ..........................  98  482  908 1 191 1 351 1 502 1 437 1 343 1 352
Finanzausgleich

nach § 218 SGB VI .......................... – – – – – – – – –
Sonstige Ausgaben ............................. –  26 –  22  89  157  163  85  41

Ausgaben insgesamt ........................... 13 580 30 810 45 360 53 465 63 602 74 434 80 101 82 661 85 760

Einnahmen weniger Ausgaben ............  516 – 979 –1 925 –2 811 –7 005 –9 042 –7 897 –9 760

*) einschließlich KnRV
1) Allgemeiner Bundeszuschuß nach § 213 SGB VI; im 2. Halbjahr 1990 einschl. 1 340 Mio. DM Defizitdeckung
2) In 1990: Anschubfinanzierung; ab 1992: Erstattungen der Versorgungsdienststellen
3) In 1990 einschl. sonstiger Einnahmen
4) von der Rentenversicherung der Angestellten in den alten Bundesländern
5) einschl. der zu Lasten anderer Rentenversicherungsträger ausgezahlten Leistungsanteile
6) Im 2. Halbjahr 1990 einschl. sonstige Ausgaben



Drucksache 14/2116 – 114 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Ü b e r s i c h t  I 14

Schwankungsreserve, verfügbare liquide Mittel und Finanzausgleich
in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten von 1974 bis 1998 1)

a = in Mio. DM/b = in Monatsausgaben

Schwankungsreserve verfügbare liquide Mittel Finanz-
ausgleichJahr

ArV AnV ArV/AnV ArV AnV ArV/AnV ArV/AnV

1974 a .......................... 6 474 37 868 44 342 3 225 11 478 14 703 2 146
b .......................... 2,0 19,8 8,6 1,0 6,0 2,9

1975 a .......................... 7 001 35 978 42 979 3 156 6 380 9 536 10 045
b .......................... 2,0 15,5 7,4 0,9 2,8 1,6

1976 a .......................... 6 744 29 042 35 786 2 339 7 389 9 728 13 222
b .......................... 2,0 8,8 5,4 0,7 2,2 1,5

1977 a .......................... 5 495 19 834 25 329 2 325 4 393 6 718 13 107
b .......................... 1,5 5,0 3,3 0,6 1,1 0,9

1978 a .......................... 5 930 12 229 18 159 2 679 3 286 5 965 10 863
b .......................... 1,5 2,8 2,2 0,7 0,8 0,7

1979 a .......................... 6 083 10 288 16 371 3 795 3 404 7 199 7 131
b .......................... 1,5 2,3 1,9 0,9 0,8 0,8

1980 a .......................... 6 689 12 050 18 739 4 466 5 813 10 279 5 093
b .......................... 1,5 2,8 2,1 1,0 1,3 1,2

1981 a .......................... 7 185 14 554 21 739 5 406 8 402 13 808 6 516
b .......................... 1,5 3,3 2,4 1,1 1,9 1,5

1982 a .......................... 7 692 12 853 20 545 6 138 6 774 12 912 7 729
b .......................... 1,5 2,7 2,1 1,2 1,4 1,3

1983 a .......................... 7 212 7 816 15 028 4 042 3 848 7 890 10 044
b .......................... 1,4 1,5 1,5 0,8 0,7 0,8

1984 a .......................... 1 439 8 334 9 773 1 567 1 574 3 141 5 571
b .......................... 0,3 1,5 0,9 0,3 0,3 0,3

1985 a .......................... 2 958 8 239 11 197 2 372 3 144 5 516 9 051
b .......................... 0,5 1,5 1,0 0,4 0,6 0,5

1986 a .......................... 8 148 9 633 17 781 5 665 6 528 12 193 9 434
b .......................... 1,5 1,6 1,6 1,0 1,1 1,1

1987 a .......................... 8 152 12 874 21 026 6 635 9 399 16 034 6 560
b .......................... 1,5 2,1 1,8 1,2 1,5 1,4

1988 a .......................... 8 789 14 550 23 339 8 419 10 444 18 863 8 240
b .......................... 1,5 2,3 1,9 1,4 1,7 1,6

1989 a .......................... 8 964 16 867 25 831 8 850 13 068 21 918 8 059
b .......................... 1,5 2,5 2,0 1,5 2,0 1,7

1990 a .......................... 9 449 25 499 34 948 9 492 21 992 31 484 5 308
b .......................... 1,5 3,6 2,6 1,5 3,1 2,4

1991 a .......................... 10 531 32 364 42 895 9 165 30 483 39 648 6 043
b .......................... 1,3 4,0 2,7 1,1 3,8 2,5

1992 a .......................... 4 571 44 485 49 056 6 137 40 243 46 380 4 603
b .......................... 0,5 4,6 2,6 0,7 4,2 2,5

1993 a .......................... 4 275 34 422 38 697 4 739 31 838 36 577 21 528
b .......................... 0,5 2,9 1,9 0,6 2,7 1,8

1994 a .......................... 4 610 28 845 33 455 4 653 25 997 30 650 20 422
b .......................... 0,5 2,3 1,5 0,5 2,1 1,4

1995 a .......................... 4 869 17 093 21 962 3 244 15 914 19 158 24 325
b .......................... 0,5 1,2 0,9 0,3 1,2 0,8

1996 a .......................... 5 093 9 112 14 205 4 418 6 470 10 888 23 220
b .......................... 0,5 0,6 0,6 0,4 0,5 0,5

1997 a .......................... 5 234 9 033 14 267 3 336 8 110 11 446 19 728
b .......................... 0,5 0,6 0,6 0,3 0,6 0,5

1998 a .......................... 5 589 12 347 17 936 4 553 10 912 15 465 13 843
b .......................... 0,5 0,9 0,7 0,4 0,8 0,6

1) bis 1990 nur alte Bundesländer
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Die Versicherten in der knappschaftlichen Rentenversicherung
nach dem Versicherungsverhältnis und dem Geschlecht 1) 2) 3)

1966 bis 1998 in den alten Bundesländern und für 1991 bis 1998 in den neuen Bundesländern
– Anzahl der Versicherten –

a) Männer

Bestand
Anfang

des
Jahres 6)

Pflicht-
versicherte

Arbeiter
über Tage 7)

Pflicht-
versicherte

Arbeiter
unter Tage 7)

Pflicht-
versicherte
Angestellte
über Tage 7)

Pflicht-
versicherte
Angestellte

unter Tage 7)

Sonstige
Pflicht-

versicherte
gem. § 29

Abs. 1
Nrn. 2–6

RKG 4) 5) 8)

Freiwillig
Versicherte

Versicherte
Männer

insgesamt

Davon
beschäftigte

Renten-
empfänger

1966 158 629 209 266 41 005 17 745 1 654 428 299 31 760
1967 137 897 177 425 37 248 16 251 1 483 370 304 24 162
1968 128 192 164 679 36 967 16 003 582 346 423 21 182
1969 124 219 158 081 36 854 15 964 536 335 654 22 051
1970 123 431 159 794 38 414 15 602 446 337 687 22 495
1971 117 252 152 821 38 263 15 702 316 324 354 23 150
1972 110 159 137 309 36 917 15 008 269 299 662 22 364
1973 105 633 129 117 35 588 14 445 262 285 045 22 216
1974 107 829 128 693 35 501 14 655 107 286 785 25 634
1975 105 684 127 198 35 740 14 807 102 283 531 26 310
1976 103 611 123 166 35 172 14 698 77 276 724 28 420
1977 101 726 120 994 35 003 14 444 272 167 28 604
1978
1979 95 733 116 431 34 437 14 197 260 798 30 062
1980 99 483 114 501 34 474 14 176 262 634 30 772
1981 99 326 118 969 34 629 14 564 8 361 275 849 32 912
1982 95 291 121 329 34 450 14 997 10 463 276 530 29 023
1983 94 605 117 229 33 752 15 044 3 741 264 371 28 998
1984 89 438 115 892 32 810 14 439 2 340 254 919 24 211
1985 84 736 110 746 31 683 14 100 1 796 243 061 20 180
1986 83 532 109 828 31 310 13 982 1 674 240 326 18 409
1987 81 081 107 334 30 861 13 953 1 950 235 179 16 946
1988 76 129 101 888 29 708 13 251 1 551 222 527 16 732
1989 70 105 96 963 28 282 12 813 1 692 209 855 13 874
1990 65 289 91 211 26 918 12 372 2 067 197 857 11 766
1991 62 967 84 584 26 417 11 993 2 878 188 839 10 324
1992 57 812 80 599 25 172 11 317 12 608 187 508 10 357
1993 54 064 73 281 24 106 10 485 11 561 173 497 8 021
1994 48 663 67 424 22 987 9 369 12 634 161 077 5 632
1995 44 866 62 618 22 037 8 644 11 864 150 029 4 689
1996 41 817 57 991 21 241 8 155 11 912 141 116 4 080
1997 38 865 52 405 20 377 7 622 11 849 131 118 3 378
1998 36 406 48 327 19 403 7 233 10 837 122 206 2 816

1991 Ost 131 506 35 432 469 167 407
1992 Ost 89 440 22 558 40 300 152 298
1993 Ost 59 367 3 928 16 801 603 39 901 120 600 4 150
1994 Ost 43 697 3 588 13 144 569 37 226 98 224 3 866
1995 Ost 39 592 3 218 11 917 558 24 592 79 877 3 922
1996 Ost 33 592 2 998 10 597 509 16 043 63 739 3 561
1997 Ost 25 036 2 807 8 493 486 16 018 52 840 2 972
1998 Ost 20 599 2 598 7 058 468 14 009 44 732 2 389

1) Einschließlich der in knappschaftlichen Betrieben beschäftigten Rentenempfänger.
2) Bis 1980 ohne Wehrdienstleistende, Arbeitslose und Empfänger von Übergangsgeld sowie Personen nach 12monatigem Krankengeldbezug.
3) ab 1977 ohne freiwillig Versicherte.
4) 1983 nur noch gem. § 29 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 und 6 RKG (ohne Arbeitslose – § 130 a RKG–).
5) ab 1984 nur noch gem. § 29 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 RKG (ohne Arbeitslose – § 130 a RKG –).
6) Bis 1977 Bestand am Ende des Jahres.
7) Beschäftigte gemäß § 1 SGB VI einschließlich beschäftigter Kranken-, Verletzten-, Versorgungskranken- und Übergangsgeldempfängern gemäß

§ 3 Satz 1 Nr. 3 SGB VI
8) ab 1992: Sonstige Versicherte gemäß § 3 Satz 1 Nr. 2, Satz 1 Nr. 3 (mit Ausnahme der in Fußnote 7 genannten Personengruppen) sowie Versi-

cherte gemäß § 3 Satz 1 Nr. 4 SGB VI
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n o c h  Übersicht II 1

Die Versicherten in der knappschaftlichen Rentenversicherung
nach dem Versicherungsverhältnis und dem Geschlecht 1) 2) 3)

1966 bis 1998 in den alten Bundesländern und für 1991 bis 1998 in den neuen Bundesländern
– Anzahl der Versicherten –

a) Frauen

Bestand
Anfang

des
Jahres 6)

Pflicht-
versicherte

Arbeiterinnen 7)

Pflicht-
versicherte

Angestellte 7)

Sonstige
Pflicht-

versicherte
gem. § 29

Abs. 1
Nrn. 2–6

RKG 4) 5) 8)

Freiwillig
Versicherte

Versicherte
Frauen

insgesamt

Davon
beschäftigte

Renten-
empfängerinnen

1966 6 905 10 693 36 17 634 3
1967 5 744 10 110 25 15 879 2
1968 5 267 9 845 19 15 131 2
1969 5 416 10 108 21 15 545 1
1970 5 674 11 190 19 16 883 2
1971 5 246 11 144 6 16 396 3
1972 4 722 11 407 5 16 134 0
1973 4 513 11 464 5 15 982 2
1974 4 397 11 828 4 16 229 30
1975 4 178 11 612 3 15 793 44
1976 4 445 11 411 15 856 30
1977 4 014 11 418 15 432 2
1978
1979 3 819 11 584 15 403
1980 3 838 12 124 15 962 19
1981 3 730 12 466 521 16 717 10
1982 3 574 12 365 618 16 557 15
1983 3 341 12 344 147 15 832 12
1984 3 175 12 319 15 494 17
1985 2 952 12 195 15 147 12
1986 2 892 12 386 15 278 6
1987 2 838 12 549 15 387 9
1988 2 742 12 310 15 052 40
1989 2 601 12 079 14 680 54
1990 2 505 11 980 14 485 48
1991 2 539 12 081 14 620 48
1992 2 420 11 933 1 134 15 487 103
1993 2 385 11 835 930 15 150 82
1994 2 231 11 539 1 061 14 831 84
1995 2 114 11 664 905 14 683 75
1996 2 031 11 457 876 14 364 78
1997 1 886 11 140 909 13 935 89
1998 1 798 10 524 985 13 307 78

1991 Ost 29 162 26 692 15 487
1992 Ost 21 394 18 204 16 190 15 487
1993 Ost 12 919 13 776 18 728 45 423 180
1994 Ost 8 473 10 630 19 685 38 788 179
1995 Ost 7 288 9 725 15 014 32 027 168
1996 Ost 5 904 8 713 11 080 25 697 146
1997 Ost 3 778 7 289 10 550 21 617 106
1998 Ost 2 647 6 152 9 568 18 367 80

1) Einschließlich der in knappschaftlichen Betrieben beschäftigten Rentenempfänger.
2) Bis 1980 ohne Wehrdienstleistende, Arbeitslose und Empfänger von Übergangsgeld sowie Personen nach 12monatigem Krankengeldbezug.
3) ab 1977 ohne freiwillig Versicherte.
4) 1983 nur noch gem. § 29 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 und 6 RKG (ohne Arbeitslose – § 130 a RKG –).
5) ab 1984 nur noch gem. § 29 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 RKG (ohne Arbeitslose – § 130 a RKG –).
6) Bis 1977 Bestand am Ende des Jahres.
7) Beschäftigte gemäß § 1 SGB VI einschließlich beschäftigter Kranken-, Verletzten-, Versorgungskranken- und Übergangsgeldempfängern gemäß

§ 3 Satz 1 Nr. 3 SGB VI
8) ab 1992: Sonstige Versicherte gemäß § 3 Satz 1 Nr. 3 (mit Ausnahme der in Fußnote 7 genannten Personengruppen) sowie Versiche rte gemäß § 3

Satz 1 Nr. 4 SGB VI
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n o c h  Übersicht II 1

Die Versicherten in der knappschaftlichen Rentenversicherung
nach dem Versicherungsverhältnis und dem Geschlecht 1) 2) 3)

1966 bis 1998 in den alten Bundesländern und für 1991 bis 1998 in den neuen Bundesländern

– Anzahl der Versicherten –
a) Männer und Frauen

Bestand
Anfang

des
Jahres 6)

Pflicht-
versicherte

Arbeiter
über Tage 7)

Pflicht-
versicherte

Arbeiter
unter Tage 7)

Pflicht-
versicherte
Angestellte
über Tage 7)

Pflicht-
versicherte
Angestellte

unter Tage 7)

Sonstige
Pflicht-

versicherte
gem. § 29

Abs. 1
Nrn. 2–6

RKG 4) 5) 8)

Freiwillig
Versicherte

Versicherte
insgesamt

Davon
beschäftigte

Renten-
empfänger

1966 165 534 209 266 51 698 17 745 1 690 445 933 31 763
1967 143 641 177 425 47 358 16 251 1 508 386 183 24 164
1968 133 459 164 679 46 812 16 003 601 361 554 21 184
1969 129 635 158 081 46 962 15 964 557 351 199 22 052
1970 129 105 159 794 49 604 15 602 465 354 570 22 497
1971 122 498 152 821 49 407 15 702 322 340 750 23 153
1972 114 881 137 309 48 324 15 008 274 315 796 22 364
1973 110 146 129 117 47 052 14 445 267 301 027 22 218
1974 112 226 128 693 47 329 14 655 111 303 014 25 664
1975 109 862 127 198 47 352 14 807 105 299 324 26 354
1976 108 056 123 166 46 583 14 698 77 292 580 28 450
1977 105 740 120 994 46 421 14 444 287 599 28 606
1978
1979 99 552 116 431 46 021 14 197 276 201 30 062
1980 103 321 114 501 46 598 14 176 278 596 30 791
1981 103 056 118 969 47 095 14 564 8 882 292 566 32 922
1982 98 865 121 329 46 815 14 997 11 081 293 087 29 038
1983 97 946 117 229 46 096 15 044 3 888 280 203 29 010
1984 92 613 115 892 45 129 14 439 2 340 270 413 24 228
1985 87 688 110 746 43 878 14 100 1 796 258 208 20 192
1986 86 424 109 828 43 696 13 982 1 674 255 604 18 415
1987 83 919 107 334 43 410 13 953 1 950 250 566 16 955
1988 78 871 101 888 42 018 13 251 1 551 237 579 16 772
1989 72 706 96 963 40 361 12 813 1 692 224 535 13 928
1990 67 794 91 211 38 898 12 372 2 067 212 342 11 814
1991 65 506 84 584 38 498 11 993 2 878 203 459 10 372
1992 60 232 80 599 37 105 11 317 13 742 202 995 10 460
1993 56 449 73 281 35 941 10 485 12 491 188 647 8 103
1994 50 894 67 424 34 526 9 369 13 695 175 908 5 716
1995 46 980 62 618 33 701 8 644 12 769 164 712 4 764
1996 43 848 57 991 32 698 8 155 12 788 155 480 4 158
1997 40 751 52 405 31 517 7 622 12 758 145 053 3 467
1998 38 204 48 327 29 927 7 233 11 822 135 513 2 894

1991 Ost 160 668 62 124 469 223 261
1992 Ost 110 834 40 762 56 490 208 086
1993 Ost 72 286 3 928 30 577 603 58 629 166 023 4 330
1994 Ost 52 170 3 588 23 774 569 56 911 137 012 4 045
1995 Ost 46 880 3 218 21 642 558 39 606 111 904 4 090
1996 Ost 39 496 2 998 19 310 509 27 123 89 436 3 707
1997 Ost 28 814 2 807 15 782 486 26 568 74 457 3 078
1998 Ost 23 246 2 598 13 210 468 23 577 63 099 2 469

1) Einschließlich der in knappschaftlichen Betrieben beschäftigten Rentenempfänger.
2) Bis 1980 ohne Wehrdienstleistende, Arbeitslose und Empfänger von Übergangsgeld sowie Personen nach 12monatigem Krankengeldbezug.
3) ab 1977 ohne freiwillig Versicherte.
4) 1983 nur noch gem. § 29 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 und 6 RKG (ohne Arbeitslose – § 130 a RKG–).
5) ab 1984 nur noch gem. § 29 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 RKG (ohne Arbeitslose – § 130 a RKG –).
6) Bis 1977 Bestand am Ende des Jahres.
7) Beschäftigte gemäß § 1 SGB VI einschließlich beschäftigter Kranken-, Verletzten-, Versorgungskranken- und Übergangsgeldempfängern gemäß

§ 3 Satz 1 Nr. 3 SGB VI
8) ab 1992: Sonstige Versicherte gemäß § 3 Satz 1 Nr. 2, Satz 1 Nr. 3 (mit Ausnahme der in Fußnote 7 genannten Personengruppen) sowie Versi-

cherte gemäß § 3 Satz 1 Nr. 4 SGB VI
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Die Anzahl der Rentenanträge 1) und ihre Erledigung in der knappschaftlichen Rentenversicherung
1981 bis 1998 in den alten Bundesländern und für 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

Eingang Erledigung Durchschnittliche

Jahr Rentenarten

Bereinigter
Anfangsbe-

stand Anfang
des Jahres

Neuzugänge Änderung der
Leistungart Neuzugänge Änderung der

Leistungsart

Laufzeit beim
Versiche-

rungsträger in
Tagen 2)

Gesamtlauf-
zeit pro Fall
in Tagen 2)

1981 Versichertenrenten 15 468 32 468 25 198 34 611 26 276 99 176
Witwenrenten 2 958 18 263 819 18 779 830 61 81
Waisenrenten 554 2 833 51 2 940 61 84 111
zusammen 18 980 53 564 26 068 56 330 27 167 86 141

1982 Versichertenrenten 12 247 33 230 23 793 31 612 22 791 92 174
Witwenrenten 2 431 17 337 741 16 783 724 58 73
Waisenrenten 437 2 754 50 2 641 49 74 98
zusammen 15 115 53 321 24 584 51 036 23 564 79 136

1983 Versichertenrenten 14 867 31 711 24 621 32 929 24 907 98 181
Witwenrenten 3 002 17 382 782 18 213 782 65 78
Waisenrenten 551 2 869 57 3 011 56 77 97
zusammen 18 420 51 962 25 460 54 153 25 745 85 141

1984 Versichertenrenten 13 363 30 859 24 195 32 273 24 750 93 176
Witwenrenten 2 171 16 286 792 16 675 804 53 66
Waisenrenten 410 2 418 50 2 513 54 67 89
zusammen 15 944 49 563 25 037 51 461 25 608 78 135

1985 Versichertenrenten 11 394 29 015 25 477 29 307 25 153 86 177
Witwenrenten 1 770 16 428 706 16 324 714 49 62
Waisenrenten 311 2 413 47 2 420 44 61 81
zusammen 13 475 47 856 26 230 48 051 25 911 72 131

1986 Versichertenrenten 11 426 28 769 25 334 29 288 25 728 82 169
Witwenrenten 1 866 15 872 663 16 098 650 55 68
Waisenrenten 307 2 334 49 2 342 57 66 87
zusammen 13 599 46 975 26 046 47 728 26 435 72 130

1987 Versichertenrenten 10 513 30 661 34 084 29 596 32 559 81 164
Witwenrenten 1 653 15 350 535 15 091 538 50 62
Waisenrenten 291 2 271 43 2 241 39 62 79
zusammen 12 457 48 282 34 662 46 928 33 136 70 125

1988 Versichertenrenten 13 103 33 779 33 319 32 251 34 222 85 163
Witwenrenten 1 909 16 328 568 15 799 564 51 63
Waisenrenten 325 2 430 41 2 330 40 63 82
zusammen 15 337 52 537 33 928 50 380 34 826 73 126

1989 Versichertenrenten 13 728 35 426 29 828 33 334 30 383 84 157
Witwenrenten 2 442 17 191 538 16 481 550 51 66
Waisenrenten 426 2 404 31 2 241 32 63 82
zusammen 16 596 55 021 30 397 52 056 30 965 72 123

1990 Versichertenrenten 15 265 36 733 37 871 34 066 37 290 93 162
Witwenrenten 3 140 17 077 428 16 184 418 58 75
Waisenrenten 588 2 428 25 2 207 26 69 96
zusammen 18 993 56 238 38 324 52 457 37 734 81 131

   1991 3) Versichertenrenten 18 513 35 938 28 513 34 288 27 554 101 184
Witwenrenten 4 043 16 614 430 15 906 422 60 81
Waisenrenten 808 2 352 29 2 382 26 86 122
zusammen 23 364 54 904 28 972 52 576 28 002 88 149

1992 Versichertenrenten 19 365 33 471 16 181 25 578 9 162 211 266
Erziehungsrenten 3 40 10 126 189
Witwenrenten 3 986 14 450 147 6 255 66 179 210
Waisenrenten 734 2 102 21 1 180 15 165 207
zusammen 24 088 50 063 16 349 33 023 9 243 204 253

1993 Versichertenrenten 34 353 42 668 18 191 45 034 20 754 229 281
Erziehungsrenten 1 11 0 4 0 238 265
Witwenrenten 12 338 18 662 348 21 810 361 228 251
Waisenrenten 1 673 2 686 75 2 454 5 261 297
zusammen 48 365 64 027 18 614 69 302 21 120 230 271

1) Einschließlich Knappschaftsausgleichsleistungen
2) Ohne Vertragsrenten und ohne Umwandlungen
3) Abweichungen gegenüber den Vorjahren wegen Änderung des Datensatzaufbaus zum November 1991
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n o c h  Übersicht II 2

Die Anzahl der Rentenanträge 1) und ihre Erledigung in der knappschaftlichen Rentenversicherung
1981 bis 1998 in den alten Bundesländern und für 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

Eingang Erledigung Durchschnittliche

Jahr Rentenarten

Bereinigter
Anfangsbe-

stand Anfang
des Jahres

Neuzugänge Änderung der
Leistungart Neuzugänge Änderung der

Leistungsart

Laufzeit beim
Versiche-

rungsträger in
Tagen 2)

Gesamtlauf-
zeit pro Fall
in Tagen 2)

1994 Versichertenrenten 29 484 31 800 27 480 35 605 31 609 225 292
Erziehungsrenten 8 6 1 10 2 340 477
Witwenrenten 9 149 17 445 578 21 814 613 211 242
Waisenrenten 1 943 2 429 14 3 281 9 309 353
zusammen 40 584 51 680 28 073 60 710 32 233 224 275

1995 Versichertenrenten 22 820 28 179 36 491 33 472 37 814 240 315
Erziehungsrenten 2 7 7 6 2 80 176
Witwenrenten 4 859 15 664 445 17 782 458 184 202
Waisenrenten 1 092 2 211 45 2 613 47 288 327
zusammen 28 773 46 061 36 988 53 873 38 321 214 275

1996 Versichertenrenten 15 552 25 865 37 559 28 978 37 562 149 251
Erziehungsrenten 4 19 0 18 1 167 215
Witwenrenten 2 574 14 872 434 15 867 441 90 127
Waisenrenten 673 1 934 38 2 249 44 152 240
zusammen 18 803 42 690 38 031 47 112 38 048 129 209

1997 Versichertenrenten 13 178 26 412 30 074 28 225 32 041 86 145
Erziehungsrenten 5 16 2 18 2 153 314
Witwenrenten 1 645 15 477 443 15 569 447 64 94
Waisenrenten 374 2 305 37 2 286 41 108 208
zusammen 15 202 44 210 30 556 46 098 32 531 82 136

1998 Versichertenrenten 8 573 21 612 19 660 22 393 18 817 71 127
Erziehungsrenten 2 9 2 10 2 70 135
Witwenrenten 1 513 14 054 433 14 048 436 52 71
Waisenrenten 385 1 948 40 2 003 40 80 113
zusammen 10 812 39 637 20 709 40 409 19 906 65 110

1992 Versichertenrenten 1 754 16 303 2 894 1 731 199 83 144
Ost Erziehungsrenten

Witwenrenten 773 13 074 167 1 601 22 80 120
Waisenrenten 47 897 3 142 0 78 128
zusammen 2 574 30 274 3 064 3 474 221 81 132

1993 Versichertenrenten 18 999 19 269 3 745 11 853 1 694 329 407
Ost Erziehungsrenten 29 34 0 10 0 358 414

Witwenrenten 12 272 7 755 216 6 443 113 363 414
Waisenrenten 783 922 12 449 3 259 354
zusammen 32 083 27 980 3 973 18 755 1 810 339 408

1994 Versichertenrenten 28 421 25 596 1 815 32 793 2 890 388 471
Ost Erziehungsrenten 53 32 1 60 2 475 575

Witwenrenten 13 697 8 274 48 19 501 231 450 514
Waisenrenten 1 300 1 171 1 1 944 7 386 462
zusammen 43 471 35 073 1 865 54 298 3 130 410 486

1995 Versichertenrenten 18 941 13 290 5 161 21 856 6 792 246 346
Ost Erziehungsrenten 24 35 1 41 0 311 431

Witwenrenten 2 170 6 166 237 7 250 249 187 250
Waisenrenten 485 926 8 1 125 9 249 332
zusammen 21 620 20 417 5 407 30 272 7 050 232 322

1996 Versichertenrenten 9 408 12 706 8 442 15 005 8 477 179 302
Ost Erziehungsrenten 19 20 0 28 1 207 301

Witwenrenten 1 221 5 704 273 6 226 288 106 143
Waisenrenten 296 822 13 920 15 187 246
zusammen 10 944 16 252 8 728 22 179 8 781 159 255

1997 Versichertenrenten 6 334 10 640 9 519 12 239 10 122 113 184
Ost Erziehungsrenten 9 15 1 22 1 159 217

Witwenrenten 640 4 874 227 5 005 227 74 94
Waisenrenten 175 698 22 737 21 140 184
zusammen 7 158 16 227 9 769 18 003 10 371 106 168

1998 Versichertenrenten 4 546 11 570 4 896 11 604 5 117 113 186
Ost Erziehungsrenten 3 15 - 14 - 96 122

Witwenrenten 548 4 703 187 4 693 194 71 88
Waisenrenten 141 731 4 727 7 111 147
zusammen 5 310 17 045 5 415 17 060 5 647 103 162

1) Einschließlich Knappschaftsausgleichsleistungen
2) Ohne Vertragsrenten und ohne Umwandlungen
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Die Rentenneuzugänge in der knappschaftlichen Rentenversicherung nach Rentenarten 1963 bis 1998
in den alten Bundesländern und von 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten wegen Todes

Bergmannsrenten wegen Berufsunfähigkeit 60. Lebensjahr Erziehungsrenten

Jahr
insgesamt verminderte

bergmän-
nische Be-

rufsfähigkeit

50. Lebens-
jahr zusammen 1,2 v.H. 1,8 v.H. zusammen

wegen
Erwerbs-

unfähigkeit an
Arbeitslose

an weibliche
Versicherte

nach
Erfüllung d.
besonderen
Wartezeit

an
Schwer-

behinderte

63. Lebens-
jahr

65. Lebens-
jahr

67. Lebens-
jahr

Renten wg.
Alters

zusammen kleine
1,2 v.H.

kleine
1,8 v.H. große

1963 25 856 4 275 3 556 7 831 1 023 3 923 4 946 7 202 570 162 337 4 808 5 877
1964 24 572 3 745 3 014 6 759 741 4 085 4 826 6 332 1 126 219 181 5 129 6 655
1965 22 579 4 112 2 303 6 415 662 3 363 4 025 5 976 861 212 181 4 909 6 163
1966 18 229 3 195 1 219 4 414 688 2 499 3 187 5 802 497 185 118 4 026 4 826
1967 26 352 4 452 1 732 6 184 737 3 830 4 567 7 512 1 331 363 200 6 195 8 089
1968 24 943 4 013 939 4 952 497 2 916 3 413 6 240 5 055 360 189 4 734 10 338
1969 24 410 4 605 1 280 5 885 594 2 625 3 219 5 803 5 028 339 125 4 011 9 503
1970 19 349 3 872 1 203 5 075 741 1 945 2 686 5 108 2 895 336 115 3 134 6 480
1971 20 986 3 666 2 014 5 680 934 1 127 2 061 6 974 1 814 470 156 3 831 6 271
1972 23 224 3 803 3 810 7 613 1 078 1 262 2 340 6 859 2 204 434 263 3 511 6 412
1973 24 191 3 319 3 536 6 855 1 078 1 027 2 105 5 388 4 029 463 200 76 2 570 2 505 9 843
1974 21 730 3 188 3 186 6 374 980 938 1 918 5 033 3 208 438 164 85 2 356 2 149 5 8 405
1975 16 482 1 980 2 386 4 366 634 726 1 360 4 166 2 394 372 151 182 2 046 1 432 13 6 590
1976 25 720 3 326 3 506 6 832 1 190 1 662 2 852 5 767 3 281 564 580 680 2 843 2 305 16 10 269
1977 33 593 3 552 4 172 7 724 1 508 2 885 4 393 7 346 3 916 420 1 074 1 229 3 493 3 982 16 14 130
1978 28 148 3 793 4 475 8 268 1 035 1 928 2 963 6 418 2 886 352 671 680 2 239 3 660 11 10 499
1979 22 993 3 025 3 864 6 889 922 1 419 2 341 5 892 3 137 317 462 730 1 233 1 984 8 7 871
1980 24 010 3 404 3 826 7 230 827 1 151 1 978 6 429 3 829 404 231 1 542 945 1 413 9 8 373
1981 21 823 3 188 3 645 6 833 644 979 1 623 6 048 3 413 457 82 1 780 688 888 11 7 319
1982 21 579 2 858 3 248 6 106 607 955 1 562 6 054 3 502 490 85 2 064 770 938 8 7 857
1983 20 834 2 630 2 707 5 337 528 1 084 1 612 6 061 3 126 507 88 1 945 1 143 1 004 10 7 823 1
1984 21 793 2 727 2 813 5 540 592 1 284 1 876 6 265 3 237 571 62 1 988 1 223 1 025 4 8 110 2
1985 21 935 2 139 3 226 5 365 660 1 180 1 840 5 285 4 135 566 54 1 937 1 356 1 388 9 9 445
1986 19 672 2 173 2 594 4 767 646 1 195 1 841 4 226 3 604 532 53 1 999 1 212 1 432 4 8 836 2
1987 22 312 2 339 2 622 4 961 735 1 171 1 906 4 863 4 031 657 80 2 349 1 514 1 944 7 10 582
1988 22 139 2 129 1 937 4 066 745 1 199 1 944 4 930 4 235 671 88 2 482 1 702 2 016 5 11 199
1989 24 293 2 236 1 848 4 084 705 1 506 2 211 5 219 4 524 673 111 2 583 2 126 2 760 2 12 779
1990 26 608 2 237 1 656 3 893 744 1 486 2 230 5 450 5 274 789 103 2 657 2 716 3 485 10 15 034 1
1991 27 001 2 422 1 584 4 006 710 1 382 2 092 5 303 5 196 844 119 2 488 2 862 4 085 6 15 600

1)19921) 16 339 1 367 657 2 024 486 1 165 1 651 3 320 3 882 422 203 1 495 1 420 1 922 9 344
1993 35 589 1 943 874 2 817 786 2 470 3 256 5 416 9 439 744 1 381 4 298 3 592 4 646 24 100 3
1994 29 524 2 061 424 2 485 639 1 530 2 169 4 899 6 915 894 629 3 217 2 578 5 738 19 971 9
1995 26 043 1 707 281 1 988 594 851 1 445 4 242 6 792 1 104 136 1 757 2 239 6 340 18 368 7
1996 27 429 1 893 170 2 063 556 970 1 526 3 762 6 712 911 514 1 833 1 960 8 148 20 078 12
1997 20 068 1 816 127 1 943 556 789 1 345 3 452 6 265 844 79 1 399 1 498 3 243 13 328 8
1998 17 959 1 748 123 1 871 518 652 1 170 2 660 5 784 870 85 1 274 1 551 2 694 12 258 8

1)1992 Ost1) 3 1 0 1 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 1
1993 Ost 8 072 20 7 27 26 86 112 887 3 062 1 059 333 100 1 137 1 355 7 046 5
1994 Ost 28 657 256 68 324 67 378 445 3 410 11 839 3 100 840 339 2 746 5 614 24 478 53
1995 Ost 23 554 383 20 403 33 209 242 2 823 12 001 2 535 294 171 1 422 3 663 20 086 35
1996 Ost 13 378 556 9 565 22 231 253 2 363 6 437 1 778 41 147 726 1 068 10 197 23
1997 Ost 11 102 772 15 787 32 284 316 2 182 5 235 1 656 14 102 306 504 7 817 18
1998 Ost 10 302 1 015 18 1 033 21 335 356 1 859 4 278 1 876 16 158 298 428 7 054 13

1) Wegen Änderung des Erhebungskonzepts Unzulänglichkeiten in der Datenerhebung.

Ü b e r s i c h t  II 3
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Die Rentenneuzugänge in der knappschaftlichen Rentenversicherung nach Rentenarten 1963 bis 1998
in den alten Bundesländern und von 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

Renten wegen Todes

Witwenrenten/Wirtwerrenten 1) Waisenrenten

Jahr

einfach erhöht zusammen davon:
Witwerrenten

an
Halbwaisen

an
Vollwaisen zusammen

Knapp-
schafts-

ausgleichs-
leistung

Renten
wegen

Erwerbs-
unfähigkeit,
Alter, Tod

und Knapp-
schaftsaus-

gleichs-
leistung

zusammen

1963 346 18 748 19 094 4 841 143 4 984 4 49 938
1964 350 18 025 18 375 5 184 157 5 341 18 48 306
1965 340 17 954 18 294 4 843 186 5 029 87 45 989
1966 241 14 163 14 404 3 819 148 3 967 669 37 269
1967 355 21 324 21 679 4 993 175 5 168 1 533 54 732
1968 290 19 149 19 439 4 464 134 4 598 694 49 674
1969 288 19 200 19 488 4 125 147 4 272 316 48 486
1970 210 18 894 19 104 3 965 152 4 117 129 42 699
1971 264 20 386 20 650 4 747 157 4 904 337 46 877
1972 299 20 789 21 088 5 490 216 5 706 742 50 760
1973 216 19 159 19 375 5 061 231 5 292 808 49 666
1974 235 19 144 19 379 4 616 232 4 848 775 46 732
1975 194 17 594 17 788 4 053 196 4 249 1 047 39 566
1976 296 17 272 17 568 4 513 195 4 708 3 494 51 490
1977 332 16 638 16 970 5 103 217 5 320 4 885 60 768
1978 381 17 057 17 438 4 714 263 4 977 2 782 53 345
1979 329 14 685 15 014 4 136 221 4 357 2 048 44 412
1980 387 16 573 16 960 5 4 845 274 5 119 1 287 47 376
1981 397 16 710 17 107 5 4 601 298 4 899 718 44 547
1982 354 16 399 16 753 3 4 089 310 4 399 744 43 475
1983 395 15 703 16 098 6 4 047 273 4 320 803 42 056
1984 252 15 743 15 995 6 3 961 116 4 077 1 040 42 907
1985 198 15 681 15 879 4 3 734 169 3 903 860 42 577
1986 157 15 054 15 211 16 1 961 82 2 043 688 37 616
1987 192 16 279 16 471 156 2 125 117 2 242 1 019 42 044
1988 176 14 401 14 577 127 1 831 96 1 927 842 39 485
1989 157 15 101 15 258 123 1 894 104 1 998 801 42 350
1990 164 16 619 16 783 101 1 821 132 1 953 940 46 285
1991 169 16 744 16 913 129 2 106 87 2 193 901 47 008

2)19922) 68 4 752 4 820 52 624 33 657 1 475 23 291
1993 221 19 027 19 248 178 1 545 31 1 576 3 853 60 269
1994 265 20 925 21 190 264 2 440 51 2 491 1 938 55 152
1995 164 17 516 17 680 280 1 904 160 2 064 1 572 47 366
1996 138 14 895 15 033 288 1 518 114 1 632 1 598 45 704
1997 131 14 007 14 138 231 3 005 177 3 182 1 509 38 905
1998 100 12 673 12 773 224 1 191 55 1 246 1 884 15 903

2)1992 Ost2) 0 1 1 0 0 0 0 4
1993 Ost 76 4 131 4 207 283 180 0 180 5 12 469
1994 Ost 324 16 996 17 320 1 405 1 463 12 1 475 168 47 673
1995 Ost 136 7 874 8 010 565 1 021 27 1 048 98 32 745
1996 Ost 100 5 994 6 094 388 830 42 872 4 20 371
1997 Ost 55 5 257 5 312 346 1018 39 1 057 3 17 492
1998 Ost 43 4 580 4 623 341 633 16 649 20 16 412

1) Ab 1987 einschließlich der wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Witwen/Witwerrenten.
2) Wegen Änderung des Erhebungskonzepts Unzulänglichkeiten in der Datenerhebung.
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Die Rentenwegfälle in der knappschaftlichen Rentenversicherung nach Rentenarten 1978 bis 1998 1)
in den alten Bundesländern und von 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

– Männer –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten
wegen Todes

Renten wegen
verminderter

Erwerbsfähigkeit
Renten wegen Alters

Altersrenten für

Jahr
Renten

insgesamt

Berg-
manns-
renten Berufs-

unfähig-
keits-
renten

Erwerbs-
unfähig-

keits-
renten

Vorzeitiges
Altersruhe-
geld, bes.
Wartezeit

Regel-
altersrente

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Schwer-
behinderte

langjährig
Versicherte

Hinausge-
schobene

Altersruhe-
gelder

Erzie-
hungs-
renten

Witwer-
renten

 2)1978 2) 23 308 787 627 3 452 1 629 12 651 2 406 550 1 203 3
 2)1979 2) 21 881 709 566 3 523 1 651 11 206 2 435 583 1 208

1980 22 081 806 476 3 540 1 539 11 353 2 496 616 1 254 1
1981 25 534 874 556 4 138 1 753 12 927 2 917 818 1 549 2
1982 22 356 629 524 3 820 1 516 10 595 2 817 923 1 528 4
1983 21 900 605 460 3 729 1 513 10 013 3 085 982 1 509 4
1984 19 920 581 423 3 690 1 207 8 444 3 021 1 033 1 516 5

1985 21 503 559 422 4 283 1 306 8 619 3 494 1 180 1 632 8
1986 21 847 599 425 4 062 1 310 8 133 3 881 1 465 1 966 6 7 7
1987 20 055 512 370 3 982 1 099 7 378 3 594 1 475 1 640 5 25 25
1988 19 781 446 368 3 868 959 6 959 3 888 1 586 1 704 3 29 29
1989 19 950 511 399 3 800 875 6 708 3 993 1 789 1 872 3 37 37

1990 21 919 478 453 3 830 963 7 169 4 519 2 424 2 081 2 31 31
1991 21 923 594 476 3 579 790 6 679 4 951 2 691 2 157 6 39 39

 2)1992 3) 16 939 327 300 2 304 221 9 700 1 943 1 399 745 0 31
1993 18 134 366 346 2 330 27 12 975 946 995 149 0 38
1994 17 335 320 306 1 930 53 12 145 1 089 1 274 218 0 59

1995 18 358 327 314 2 147 76 12 482 1 215 1 442 355 0 68
1996 18 495 427 330 1 827 94 12 820 1 194 1 403 400 1 85
1997 18 414 451 361 1 708 132 12 792 1 244 1 333 393 0 90
1998 18 256 504 369 1 512 137 12 695 1 230 1 370 436 0 105

2)1992 Ost 3) 34 2 6 20 5 1 0 0
1993 Ost 3 348 134 7 409 5 2 719 51 4 19 0 101
1994 Ost 5 820 124 20 716 13 4 625 214 20 88 0 207

1995 Ost 6 367 125 35 1 056 24 4 505 451 28 143 0 223
1996 Ost 6 676 128 39 873 34 4 836 601 33 132 1 236
1997 Ost 6 409 132 43 827 37 4 615 555 45 155 1 196
1998 Ost 6 157 163 51 785 52 4 345 530 64 167 0 190

1) Ohne Berücksichtigung von Umwandlungen.
2) Gesamtergebnisse einschließlich Rentenleistungen an Frauen.
3) Wegen Änderung des Erhebungskonzepts Unzulänglichkeiten in der Datenerhebung.
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Die Rentenwegfälle in der knappschaftlichen Rentenversicherung nach Rentenarten 1978 bis 1998 1)
in den alten Bundesländern und von 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

– Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten
wegen Todes

Renten wegen
verminderter

Erwerbsfähigkeit
Renten wegen Alters

Altersrenten für

Jahr
Renten

insgesamt

Berg-
manns-
renten Berufs-

unfähig-
keits-
renten

Erwerbs-
unfähig-

keits-
renten

Vorzeitiges
Altersruhe-
geld, bes.
Wartezeit

an Frauen

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Schwer-
behinderte

langjährig
Versicherte

Hinausge-
schobene

Altersruhe-
gelder

Erzie-
hungs-
renten

Witwen-
renten

1978 0 17 465
1979 0 17 749

1980 613 1 13 290 142 160 4 2 1 17 249
1981 702 2 11 287 200 188 9 2 3 20 673
1982 685 1 14 300 178 183 7 2 18 360
1983 703 12 308 184 184 8 4 3 18 731
1984 674 4 285 183 183 14 1 3 1 18 039

1985 755 5 302 227 203 17 1 19 077
1986 819 1 5 292 236 259 18 4 4 19 623
1987 859 4 303 262 269 16 2 3 17 975
1988 884 2 1 301 290 269 16 3 2 18 038
1989 950 3 1 298 265 347 27 6 3 18 298

1990 1 162 1 3 270 372 474 26 6 8 2 1 21 049
1991 1 201 1 3 253 367 531 27 12 7 20 603

 2)1992 2) 1 442 2 1 157 133 1 131 8 7 3 0 15 249
1993 1 125 2 1 133 36 944 5 3 1 3 16 690
1994 1 177 6 3 110 50 989 7 9 3 0 17 303

1995 1 321 9 5 125 73 1 080 9 8 12 4 16 890
1996 1 530 10 1 126 83 1 288 5 8 9 1 17 346
1997 1 571 11 5 122 82 1 313 12 13 13 4 16 786
1998 1 474 17 8 101 59 1 249 10 22 8 2 16 134

2)1992 Ost 2) 9 0 1 8 0 7
1993 Ost 3 045 2 0 66 10 2 967 0 0 0 2 3 351
1994 Ost 3 656 2 4 120 38 3 487 4 1 0 0 5 339

1995 Ost 4 286 4 7 271 58 3 936 8 1 1 7 5 088
1996 Ost 4 844 13 5 264 74 4 475 9 1 3 8 5 369
1997 Ost 4 547 26 9 275 70 4 142 20 3 2 11 5 119
1998 Ost 4 410 33 8 283 90 3 967 17 1 11 14 4 914

1) Ohne Berücksichtigung von Umwandlungen.
2) Wegen Änderung des Erhebungskonzepts Unzulänglichkeiten in der Datenerhebung.



Drucksache 14/2116 – 124 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

n o c h  Übersicht II 4

Die Rentenwegfälle in der knappschaftlichen Rentenversicherung nach Rentenarten 1978 bis 1998 1)
in den alten Bundesländern und von 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

– Männer und Frauen –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters Renten
wegen Todes

Renten wegen
verminderter

Erwerbsfähigkeit
Renten wegen Alters

Altersrenten für
Jahr Renten

ins-
gesamt

Berg-
manns-
renten Berufs-

unfähig-
keits-
renten

Erwerbs-
unfähig-

keits-
renten

Vor-
zeitiges
Alters-

ruhegeld,
bes.

Wartezeit

an
Frauen

Regel-
alters-
rente

Alters-
renten
wegen

Arbeits-
losigkeit

Schwer-
behin-
derte

lang-
jährig
Ver-

sicherte

Hinausge-
schobene
Alters-
ruhe-
gelder

Erzie-
hungs-
renten

Witwen-/
Witwer-
renten

Waisen-
renten

1978 23 308 787 627 3 452 1 629 12 651 2 406 550 1 203 3 17 465 8 453
1979 21 881 709 566 3 523 1 651 11 206 2 435 583 1 208 0 17 749 7 866

1980 22 694 807 489 3 830 1 539 142 11 513 2 500 616 1 256 2 17 249 6 045
1981 26 236 876 567 4 425 1 753 200 13 115 2 926 820 1 552 2 20 673 8 290
1982 23 041 630 538 4 120 1 516 178 10 778 2 824 923 1 530 4 18 360 8 625
1983 22 603 605 472 4 037 1 513 184 10 197 3 093 986 1 512 4 18 731 8 642
1984 20 594 581 427 3 975 1 207 183 8 627 3 035 1 034 1 519 6 18 039 6 365

1985 22 258 559 427 4 585 1 306 227 8 822 3 511 1 180 1 633 8 19 077 6 672
1986 22 666 600 430 4 354 1 310 236 8 392 3 899 1 469 1 970 6 7 19 630 6 651
1987 20 914 512 374 4 285 1 099 262 7 647 3 610 1 477 1 643 5 25 18 000 6 157
1988 20 665 448 369 4 169 959 290 7 228 3 904 1 589 1 706 3 29 18 067 5 592
1989 20 900 514 400 4 098 875 265 7 055 4 020 1 795 1 875 3 37 18 335 5 547

1990 23 081 479 456 4 100 963 372 7 643 4 545 2 430 2 089 4 32 21 080 5 590
1991 23 124 595 479 3 832 790 367 7 210 4 978 2 703 2 164 6 39 20 642 5 888

 2)1992 2) 18 381 329 301 2 461 221 133 10 831 1 951 1 406 748 0 15 280 2 676
1993 19 259 368 347 2 463 27 36 13 919 951 998 150 3 16 728 3 689
1994 18 526 326 323 2 040 53 50 13 134 1 096 1 283 221 17 362 4 767

1995 19 679 336 319 2 272 76 73 13 562 1 224 1 450 367 4 16 958 4 747
1996 20 025 437 331 1 953 94 83 14 108 1 199 1 411 409 2 17 431 4 632
1997 19 985 462 366 1 830 132 82 14 105 1 256 1 346 406 4 16 876 4 250
1998 19 727 521 377 1 613 137 59 13 944 1 240 1 392 444 2 16 239 4 034

2)1992 Ost 2) 43 2 0 7 0 0 28 5 1 0 7 2
1993 Ost 720 136 7 475 0 0 28 51 4 19 2 3 452 166
1994 Ost 9 440 126 24 836 5 10 8 112 218 21 88 5 546 939

1995 Ost 10 653 129 42 1 327 24 58 8 441 459 29 144 7 5 311 1 023
1996 Ost 11 520 141 44 1 137 34 74 9 311 610 34 135 9 5 605 1 295
1997 Ost 10 956 158 52 1 102 37 70 8 757 575 48 157 12 5 315 1 463
1998 Ost 10 567 196 59 1 068 52 90 8 312 547 65 178 14 5 104 1 524

1) Ohne Berücksichtigung von Umwandlungen.
2) Wegen Änderung des Erhebungskonzepts Unzulänglichkeiten in der Datenerhebung.
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Die Anzahl der laufenden Renten in der knappschaftlichen Rentenversicherung nach Rentenarten 1966 bis 1998
in den alten Bundesländern und von 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern 1)

– in 1000 – 2)

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters
Renten wegen Todes

Renten für Bergleute Altersrenten für Witwen-/Witwerrenten Waisenrenten

Zusätzliche
Leistung

Jahr  3)
insgesamt wegen ver-

minderter
Berufs-
fähigkeit

wegen
Vollendung

des 50.
Lebensj.

Berufs-
unfähig-

keits-
renten

Erwerbs-
unfähig-

keits-
renten

Regel-
alters-
renten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit Frauen

langjährig
unter Tage

beschäftigte
Bergleute

Schwer-
behinderte,
Berufs- oder

Erwerbs-
unfähige 4)

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene

Alters-
ruhegelder

Erziehungs-
renten insgesamt kleine große insgesamt Halbwaisen Vollwaisen

Knapp-
schafts-

ausgleichs-
leistung

1966 ......................  389  36  17  34  71  169  13  2  47  288  1  287  40  39  1  7
1967 ......................  389  34  10  33  68  175  16  2  51  296  1  295  37  36  1  14
1968 ......................  389  33  8  32  64  176  24  2  50  304  1  303  35  34  1  14
1969 ......................  391  34  7  30  60  178  30  3  49  311  2  309  35  34  1  13
1970 ......................  390  34  7  29  58  178  34  3  47  316  2  314  36  35  1  11
1971 ......................  378  32  7  24  54  178  35  4  44  314  1  313  32  31  1  9
1972 ......................  374  31  9  23  53  177  37  4  40  320  1  319  32  31  1  8
1973 ......................  375  31  10  22  48  169  41  5  34  4  11  323  1  322  32  31  1  8
1974 ......................  374  30  12  22  48  160  44  5  31  6  16  0  325  1  324  32  31  1  8
1975 ......................  366  29  12  22  46  149  46  5  29  8  20  0  326  1  325  30  29  1  9
1976 ......................  356  27  13  21  47  135  48  6  26  9  24  0  326  1  325  29  28  1  12
1977 ......................  353  27  14  21  47  128  50  6  24  10  26  0  328  1  327  28  27  1  15
1979 ......................  356  27  16  22  48  122  52  6  23  11  29  0  330  2  328  27  26  1  18
1980 ......................  352  27  17  21  50  113  55  6  21  12  30  0  329  2  327  26  25  1  19
1981 ......................  356  26  19  21  53  105  60  6  20  16  30  0  330  2  328  26  25  1  18
1982 ......................  358  25  20  20  56  96  65  7  19  20  30  0  329  2  327  25  24  1  18
1983 ......................  357  23  20  20  60  84  72  7  17  25  29  0  325  1  324  23  22  1  18
1984 ......................  681  22  18  20  63  78  76  8  15  28  30  0  0  323  1  322  22  21  1  20
1985 ......................  358  21  17  19  64  74  80  8  14  31  30  0  0  320  1  319  20  19  1  21
1986 ......................  358  19  16  19  63  71  85  9  12  34  30  0  0  317  1  316  19  18  1  22
1987 ......................  357  18  14  18  62  69  91  9  10  37  29  0  0  315  1  314  17  16  1  22
1988 ......................  362  16  12  21  62  67  96  9  9  41  29  0  0  312  1  311  15  14  1  18
1989 ......................  369  15  11  20  56  67  102  10  9  48  31  0  0  309  1  308  14  13  1  17
1990 ......................  375  14  10  20  49  68  108  10  7  57  32  0  0  306  1  305  13  12  1  16
1991 ......................  381  13  9  19  46  67  113  11  7  62  34  0  0  303  1  302  12  11  1  15
19925) ....................  381  12  7  19  39  212  46  3  1  34  5  297  1  296  10  10  0  15
1993 ......................  383  12  6  18  39  203  54  4  2  36  8  291  1  290  8  8  0  15
1994 ......................  388  11  5  17  36  198  61  4  4  42  11  290  1  289  9  9  0  14
1995 ......................  394  10  3  16  33  197  64  5  6  45  15  287  1  286  9  9  0  14
1996 ......................  400  10  2  15  31  207  62  6  7  44  16 -  284  1  283  9  8  0  13
1997 ......................  403  9  2  14  28  219  58  6  9  42  16  0  281  1  280  8  8  0  12
1998 ......................  405  9  1  13  27  218  60  7  10  43  18  0  277  1  277  8  8  0  12
neue Bundesländer
1992 ......................  200  5  16  0  14  164  0  0  0  0  0  79  0  79  3  3  0  0
1993 ......................  197  5  16  0  14  158  2  1  0  0  1  81  0  81  2  2  0  0
1994 ......................  202  5  13  0  15  152  10  3  1  0  3  0  87  0  87  3  3  0  0
1995 ......................  209  4  11  0  17  146  20  5  1  0  4  89  0  89  4  4  0  0
1996 ......................  213  4  8  1  18  140  28  7  2  1  4  0  91  0  91  4  4  0  0
1997 ......................  215  5  6  1  19  135  32  9  2  1  6  0  91  0  91  4  4  0  1
1998 ......................  215  5  4  1  19  130  34  10  3  1  7  0  91  0  91  4  4  0  1

1) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten.
2) Abweichungen in den Summen durch Rundungen.
3) Die Werte wurden bis 1977 im Monat Dezember, von 1979 bis 1982 im Monat Januar und ab 1983 im Monat Juli gebildet.
4) Im 5. RVändG wurde die Altersgrenze zum 1. Januar 1979 von 62 auf 61 Jahre und ab 1. Januar 1980 von 61 auf 60 Jahre herabgesetzt.
5) Die Vergleichbarkeit mit den vorherigen Jahren ist eingeschränkt, da die Rentenarten nach dem SGB VI neu definiert sind.

Ü b e r s i c h t  II 5
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Die Anzahl der laufenden Renten in der knappschaftlichen Rentenversicherung nach Rentenarten 1966 bis 1998 1)
in den alten Bundesländern 2) und von 1992 bis 1998 in den neuen Bundesländern

– DM/Monat –

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit Renten wegen Alters
Renten wegen Todes

Renten für Bergleute Altersrenten für Witwen-/Witwerrenten Waisenrenten

Zusätzliche
Leistung

Jahr  3) Renten
insgesamt wegen ver-

minderter
Berufs-
fähigkeit

wegen
Vollendung

des 50.
Lebensj.

Berufs-
unfähig-

keits-
renten

Erwerbs-
unfähig-

keits-
renten

Regel-
alters-
renten

Altersrenten
wegen

Arbeits-
losigkeit Frauen

langjährig
unter Tage

beschäftigte
Bergleute

Schwer-
behinderte,
Berufs- oder

Erwerbs-
unfähige 4)

langjährig
Versicherte

Hinaus-
geschobene

Alters-
ruhegelder

Erziehungs-
renten insgesamt kleine große insgesamt Halbwaisen Vollwaisen

Knapp-
schafts-

ausgleichs-
leistung

1966 ...................... 536,80 164,50 252,10 461,80 517,10 605,70 668,10 392,00 729,50 319,70 93,20 92,10 119,50 643,60
1967 ...................... 593,10 177,60 272,60 498,00 557,40 655,00 729,10 417,10 793,20 347,90 103,40 102,20 130,90 686,80
1968 ...................... 644,30 193,30 287,80 526,90 596,90 706,70 793,30 412,50 856,00 376,60 113,20 112,10 143,70 721,00
1969 ...................... 687,30 212,30 312,50 551,60 621,50 752,90 831,70 427,30 918,70 400,90 123,20 122,00 154,60 754,20
1970 ...................... 715,30 226,10 340,90 569,30 639,00 783,70 864,10 436,70 959,70 417,20 129,60 128,30 163,80 783,20
1971 ...................... 758,60 246,20 390,10 617,80 678,00 826,90 892,50 444,20 1 006,70 450,00 140,70 139,40 172,30 814,60
1972 ...................... 843,60 293,70 464,20 732,50 742,90 919,40 981,60 482,30 1 126,90 500,30 159,40 157,80 197,10 925,80
1973 ...................... 939,00 332,00 516,30 830,00 809,20 1 020,70 1 090,90 564,80 1 256,00 1 036,80 1 128,30 557,90 174,20 172,20 222,10 1 013,60
1974 ...................... 1 035,90 370,50 569,60 925,80 883,60 1 123,70 1 211,40 626,00 1 404,40 1 135,60 1 225,70 1 105,20 620,20 194,90 192,60 249,10 1 117,30
1975 ...................... 1 143,10 400,40 622,10 1 024,30 968,5 1 240,50 1 344,50 690,80 1 558,20 1 250,30 1 346,60 1 101,40 689,40 221,70 219,10 280,40 1 231,30
1976 ...................... 1 266,10 439,30 689,40 1 146,10 1 076,00 1 375,30 1 492,70 765,50 1 738,60 1 380,70 1 485,40 1 059,80 765,70 249,80 246,50 326,90 1 360,30
1977 ...................... 1 380,10 468,30 753,30 1 260,10 1 173,00 1 499,50 1 636,20 844,00 1 913,70 1 508,90 1 622,00 1 219,60 843,10 261,70 257,30 359,60 1 479,40
1979 ...................... 1 424,40 480,60 793,00 1 322,20 1 220,50 1 543,90 1 703,90 886,10 1 995,30 1 572,40 1 681,90 1 296,90 877,50 267,70 262,60 379,20 1 542,60
1980 ...................... 1 473,80 492,00 827,90 1 378,50 1 276,10 1 565,00 1 774,90 925,80 2 069,80 1 631,40 1 744,90 1 337,80 913,70 273,20 267,90 389,60 1 598,60
1981 ...................... 1 527,30 504,60 865,00 1 423,40 1 329,00 1 641,60 1 857,30 970,20 2 144,00 1 698,10 1 809,20 1 407,90 948,70 278,70 272,40 415,60 1 662,70
1982 ...................... 1 612,00 522,00 915,10 1 495,10 1 405,10 1 719,80 1 979,40 1 032,60 2 259,30 1 796,40 1 906,80 1 496,80 1 003,20 287,20 280,00 437,80 1 749,10
1983 ...................... 1 702,40 532,60 969,00 1 581,50 1 477,50 1 789,80 2 108,20 1 105,20 2 385,50 1 898,40 2 007,10 1 598,70 1 059,50 295,50 287,30 463,40 1 852,50
1984 ...................... 1 763,70 532,90 1 002,70 1 632,10 1 527,90 1 826,20 2 188,40 1 152,40 2 465,00 1 961,10 2 076,80 1 593,00 687,80 1 096,40 300,70 291,60 477,40 1 928,50
1985 ...................... 1 816,31 522,50 1 025,33 1 678,99 1 575,82 1 844,22 2 260,76 1 198,80 2 542,25 2 018,48 2 125,81 1 603,64 708,53 1 129,91 305,29 295,74 491,93 2 000,50
1986 ...................... 1 875,73 508,84 1 050,73 1 718,14 1 631,70 1 854,89 2 337,36 1 240,35 2 634,06 2 074,20 2 181,22 1 653,63 732,82 1 163,38 308,71 299,27 496,13 2 072,25
1987 ...................... 1 954,31 502,19 1 088,07 1 775,12 1 706,07 1 874,12 2 437,29 1 293,54 2 734,13 2 152,38 2 258,51 1 710,32 760,72 1 207,30 314,61 304,59 512,05 2 168,83
1988 ...................... 2 029,48 495,07 1 121,97 1 902,58 1 779,59 1 873,15 2 523,22 1 332,97 2 815,80 2 220,17 2 321,68 1 813,38 783,60 1 242,82 324,11 312,66 546,37 2 263,36
1989 ...................... 2 100,22 493,26 1 163,03 1 941,36 1 840,02 1 852,18 2 610,72 1 373,96 2 901,44 2 279,17 2 380,57 1 857,15 807,16 1 278,89 326,27 314,96 552,58 2 346,75
1990 ...................... 2 174,12 489,98 1 201,96 1 973,13 1 869,77 1 850,05 2 701,19 1 417,57 2 986,14 2 348,37 2 449,63 1 876,06 845,05 1 317,16 330,83 318,74 569,51 2 430,49
1991 ...................... 2 282,05 500,12 1 257,33 2 033,23 1 946,47 1 873,62 2 834,17 1 484,45 3 128,92 2 455,79 2 557,57 1 975,64 889,40 1 376,49 337,65 325,41 589,56 2 547,36
19925) .................... 2 341,38 503,21 1 288,99 2 072,60 2 032,01 2 405,74 2 960,31 1 534,67 3 092,66 2 517,80 2 570,19 1 409,01 548,53 1 412,06 343,54 332,14 591,73 2 598,87
19926) .................... 2 198,68 474,59 1 209,74 1 946,79 1 909,30 2 258,56 2 779,09 1 443,12 2 887,83 2 363,44 2 430,38 1 323,10 517,99 1 325,96 323,94 313,20 557,67 2 446,31
1993 ...................... 2 290,44 479,90 1 238,70 2 002,94 1 995,64 2 324,17 2 875,19 1 497,74 3 130,50 2 460,52 2 537,66 1 375,38 551,80 1 378,33 333,70 324,05 549,67 2 555,01
1994 ...................... 2 382,59 477,23 1 259,35 2 061,26 2 046,45 2 379,73 2 941,71 1 561,58 3 433,52 2 534,90 2 623,37 1 420,40 531,80 1 423,27 352,21 343,92 580,64 2 668,65
1995 ...................... 2 381,10 446,06 1 234,48 2 037,19 2 030,01 2 361,41 2 886,51 1 559,66 3 462,89 2 513,91 2 650,07 1 418,08 508,09 1 420,87 354,23 345,21 599,94 2 661,91
1996 ...................... 2 385,31 440,56 1 205,43 2 025,32 2 024,39 2 369,88 2 840,65 1 577,99 3 499,84 2 509,77 2 627,11 - 1 419,67 497,96 1 422,44 356,07 345,04 627,24 2 643,81
1997 ...................... 2 417,78 437,09 1 175,55 2 038,49 2 033,85 2 417,48 2 814,71 1 600,15 3 552,92 2 528,72 2 626,98 1554,12 1 435,07 497,13 1 437,68 362,20 351,07 639,54 2 633,10
1998 ...................... 2 418,33 432,07 1 132,83 2 017,56 2 027,77 2 410,22 2 782,54 1 607,05 3 556,96 2 521,61 2 614,62 1584,63 1 435,69 494,21 1 438,25 364,17 352,59 657,37 2 558,82
neue Bundesländer
19926) .................... 1 073,35 198,02 907,71 1 548,31 1 370,25 1 092,18 1 150,75 830,90 1 236,38 1 260,39 991,78 738,64 163,88 738,67 462,15 459,98 554,33 1 372,42
1993 ...................... 1 298,46 265,23 1 042,01 1 061,89 1 588,14 1 326,78 1 655,72 988,22 1 937,10 1 687,32 1 719,83 877,36 275,95 877,77 461,95 459,64 574,68 981,10
1994 ...................... 1 427,54 296,63 1 085,38 1 159,13 1 575,39 1 431,13 1 918,72 1 192,59 2 388,63 1 863,03 2 029,74 926,84 939,47 265,04 941,22 413,73 410,63 616,81 1 706,87
1995 ...................... 1 535,41 336,25 1 104,05 1 227,44 1 566,09 1 518,27 2 001,80 1 279,68 2 519,53 2 045,74 2 141,51 1 026,42 1 007,66 296,86 1 009,82 389,14 385,94 648,92 1 744,38
1996 ...................... 1 622,62 383,56 1 090,94 1 274,51 1 552,97 1 587,64 2 086,20 1 357,09 2 653,41 2 096,24 2 241,63 1 139,01 1 061,53 337,77 1 063,73 382,55 378,21 626,10 1 847,14
1997 ...................... 1 737,55 432,87 1 085,36 1 313,92 1 602,53 1 694,81 2 214,31 1 456,41 2 823,47 2 153,71 2 347,54 1 163,55 1 129,24 355,41 1 131,39 381,79 376,46 650,27 1 977,05
1998 ...................... 1 749,42 424,00 1 069,05 1 322,26 1 592,21 1 700,42 2 200,95 1 478,06 2 784,75 2 106,47 2 299,45 1 339,40 1 134,09 349,80 1 136,35 374,31 367,84 629,63 1 955,24

1) Gesamtrente, d.h. Summe aus dem Rentenanteil aus der KnRV und den zu Lasten der ArV und der AnV mit ausgezahlten Rentenanteilen aus diesen Versicherungen.
2) Ab 1993 einschl. Artikel 2 RÜG-Renten.
3) Die Werte wurden bis 1977 im Monat Dezember, von 1979 bis 1982 im Monat Januar und ab 1983 im Monat Juli gebildet.
4) Im 5. RVändG wurde die Altersgrenze zum 1. Januar 1979 von 62 auf 61 Jahre und ab 1. Januar 1980 von 61 auf 60 Jahre herabgesetzt.
5) Die Vergleichbarkeit mit den vorherigen Jahren ist eingeschränkt, da die Rentenarten nach dem SGB VI neu definiert sind.
6) Ab 1992 durchschnittlicher Nettorentenzahlbetrag.

Ü b e r s i c h t  II 6
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Ü b e r s i c h t  II 7

Die Entwicklung des durchschnittlichen Bruttojahresarbeitsentgelts der Versicherten,
der allgemeinen Bemessungsgrundlage, der Beitragsbemessungsgrenze

und eines 1957 festgesetzten Knappschaftsruhegeldes in den alten Bundesländern

Allgemeine
Bemessungs-
grundlage 2)

Knappschaftsaltersrente am 1. Juli des Jahres 4)

Jahr

Durchschnitt-
liches Brutto-
jahresarbeits-

entgelt
DM/Jahr 1)

aktueller
Rentenwert 3)
DM/Monat

Beitrags-
bemessungs-

grenze
DM/Monat DM/Monat 5)

Veränderung
gegenüber

dem Vorjahr
1957 = 100

1957 5 096 4 326 1 000 405,60 100,0
1958 5 386 4 590 1 000 405,60 100,0
1959 5 661 4 862 1 000 430,40 6,10 106,1

1960 6 165 5 126 1 000 455,90 5,94 112,4
1961 6 794 5 381 1 100 480,60 5,40 118,5
1962 7 405 5 737 1 100 504,50 5,00 124,4
1963 7 857 6 206 1 200 537,90 6,60 132,6
1964 8 556 6 788 1 400 581,90 8,20 143,5

1965 9 326 7 352 1 500 636,40 9,40 156,9
1966 9 997 7 939 1 600 689,30 8,30 169,9
1967 10 327 8 580 1 700 744,30 8,00 183,5
1968 10 957 9 293 1 900 804,40 8,10 198,3
1969 11 965 9 883 2 000 836,40 4,00 206,2

1970 13 485 10 427 2 100 852,50 1,90 210,2
1971 15 090 11 083 2 300 860,30 0,90 212,1
1972 16 508 12 136 2 500 872,80 1,50 215,2
1973 18 489 13 513 2 800 910,20 4,30 224,4
1974 20 597 15 028 3 100 1 013,50 11,35 249,9

1975 22 039 16 696 3 400 1 127,10 11,20 277,9
1976 23 582 18 531 3 800 1 252,20 11,10 308,7
1977 25 209 20 375 4 200 1 389,90 11,00 342,7
1978 26 520 4 600 1 528,20 9,95 376,8
1979 27 979 21 292 4 800 1 596,90 4,50 393,7

1980 29 798 22 144 5 100 1 660,80 4,00 409,5
1981 31 228 23 030 5 400 1 727,30 4,00 425,9
1982 32 540 24 356 5 800 1 826,70 5,76 450,4
1983 33 646 25 716 6 100 1 928,70 5,58 475,5
1984 34 655 26 590 6 400 1 994,30 3,40 491,7

1985 35 660 27 387 6 700 2 054,10 3,00 506,4
1986 37 015 28 181 6 900 2 113,60 2,90 521,1
1987 38 125 19 252 7 100 2 193,90 3,80 540,9
1988 39 307 30 129 7 300 2 259,70 3,00 557,1
1989 40 486 31 033 7 500 2 327,50 3,00 573,8

1990 42 389 31 995 7 800 2 399,70 3,10 591,6
1991 44 421 33 499 8 000 2 512,50 4,70 619,5
1992 46 820 42,63 8 400 2 584,65 2,87 637,2
1993 48 178 44,49 8 900 2 697,42 4,36 665,0
1994 49 142 46,00 9 400 2 788,97 3,39 687,6

1995 50 665 46,23 9 600 2 802,92 0,50 691,1
1996 51 678 46,67 9 800 2 829,59 0,95 697,6
1997 52 143 47,44 10 100 2 876,28 1,65 709,1
1998 52 925 47,65 10 300 2 889,01 0,44 712,3
1999 54 566 48,29 10 400 2 927,81 1,34 721,8

1) Durchschnittsentgelt 1999: geschätzt.
2) 21 838 (1. Halbjahr 1978), 21 292 (2. Halbjahr 1978).
3) ab 1992
4) Knappschaftsruhegeld eines Versicherten mit durchschnittlichem Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicherten der ArV, der AnV und der KnRV und

mit 45 anrechnungsfähigen knappschaftlichen Versicherungsjahren.
5) Vor 1983 am 1. Januar des Jahres.
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Die Einnahmen und die Ausgaben in der knappschaftlichen Rentenversicherung von 1981 bis 1998 in den alten Bundesländern
– in Millionen DM –

Position 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Einnahmen
Beiträge ...................................................... 2 542 2 574 2 514 2 610 2 742 2 797 2 704 2 645 2 586 2 592 2 486 2 478 2 317 2 341 2 343 2 316 2 278 2 159
Bundesmittel nach § 215 SGB VI ............. 8 486 8 575 8 689 8 567 8 412 8 488 8 862 9 286 9 699 10 146 10 834 11 151 11 785 12 148 12 401 12 279 12 114 12 143
Erstattungen

des Bundes nach § 291 SGB VI ............. 53 50 47 44 36 29 25 22 20 19 18 8 6 5 4 5 4 3
des Bundes nach Art. 2 § 40 KnVNG .... 11 54 89 116 127
der Versorgungsdienststellen
(insbesondere nach § 72 G 131)   ...........

29 28 26 38 42 47 57 50 49 52 59 57 46 50 62 62 72 55

  in der Wanderversicherung ......................
von der ArV ............................................ 1 984 2 099 2 181 2 521 2 570 2 629 2 724 2 870 3 024 3 192 3 396 3 527 3 874 4 178 4  146 4 394 4 407 4 475
von der AnV ........................................... 584 622 650 755 778 802 833 883 938 998 1 065 1 113 1 137 1 215 1 513 1 421 1 465 1 524

für Aufwendungen zur
Krankenversicherung der Rentner 1)

von der ArV ............................................ 175 511 425 84 84 84 84 84 84 84
von der AnV ........................................... 33 97 81 16 16 16 16 16 16 16

Wanderungsausgleich gemäß
Artikel 2 § 20b KnVNG bzw.
§ 223 Abs. 6 SGB VI .................................

von der ArV ............................................ 7 8 8 8 8 9 60 115 177 219 265 334 370
von der AnV ........................................... 1 1 1 2 2 2 71 145 231 280 352 460 517

Beiträge der Rentner zur
Rentnerkran-kenversicherung ....................
Zinsen und Nutzungen ............................... 10 12 10 8 8 7 7 6 6 5 5 21 20 11 7 5 2 1
Sonstige Einnahmen 2) .............................. 2 0 203 0 1 3 0 1 2 0 0 90 23 46 26 27 16 1

Einnahmen insgesamt ................. 13 906 14 577 14 835 14 653 14 699 14 913 15 323 15 917 16 513 17 220 17 990 18 576 19 468 20 402 21 000 21 127 21 152 21 248
Ausgaben ..................................................
Renten 3) .................................................... 10 574 11 135 11 453 11 929 12 216 12 509 12 941 13 545 14 107 14 680 15 456 15 927 16 588 17 404 17 857 17 998 18 067 18 170
Erstattungen in der Wanderversicherung

an die ArV  ............................................. 271 280 284 322 320 319 321 327 337 348 365 383 406 427 438 439 443 445
an die AnV  ............................................. 68 73 75 88 90 92 96 101 107 114 123 134 141 151 157 161 166 170

Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung
und Wiederherstellung der Erwerbs-
fähigkeit und zusätzliche Leistungen  .......

139 107 94 82 87 92 94 83 86 88 101 119 168 173 203 185 130 101

Knappschaftsausgleichsleistung  ................ 368 382 408 472 518 545 553 494 468 469 462 476 533 506 486 455 420 388
Krankenversicherung der Rentner ............. 2 300 2 415 2 328 1 451 1 264 1 160 1 103 1 105 1 114 1 190 1 124 1 148 1 263 1 367 1386 1 395 1 4 29 1 510
Plegeversicherung der Rentner .................. 87 121 155 155
KLG-Leistungen  ....................................... 11 54 89 116 127 121 114 108 99 91 81 78
Beitragserstattungen  .................................. 10 8 10 125 20 6 4 6 3 4 5 7 5 5 4 2 1 1
Verwaltungs- und Verfahrenskosten  ........ 171 173 179 176 180 187 197 199 199 208 220 236 248 253 267 270 254 229
Sonstige Ausgaben 4) ................................. 5 4 4 8 4 3 3 3 3 3 6 25 2 9 16 12 6 1

Ausgaben insgesamt ................... 13 906 14 577 14 835 14 653 14 699 14 913 15 323 15 917 16 513 17 220 17 990 18 576 19 468 20 402 21 000 21 127 21 152 21 248
1) Ab 1984: Beteiligung an den Kosten der knappschaftlichen Krankenversicherung nach Art. 2 § 26 c KnVNG.
2) Einschließlich Entnahme aus der Rücklage, sowie der seit 1973 gewährten Erstattung aus dem Europäischen Sozialfonds und (bis 1977) der Ersatzleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung nach § 109 RKG i.V.m.

§ 1542 RVO.
3) Einschließlich der zu Lasten der anderen Rentenversicherungsträger mit ausgezahlten Rentenanteile sowie Fürsorgeleistungen gemäß §§ 27 und 28 SVAG/SDaar und Erstattungen gemäß § 583 Abs. 9 RVO abzüglich

(ab 1978) der Ersatzleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung nach § 109 RKG i.V.m. § 154 RVO bzw. § 116 SGB X.
4) 1977 bis 1978: einschließlich Zahlungen aufgrund der Abkommen mit Polen.

Ü b e r s i c h t  II 8
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Ü b e r s i c h t  II 9

Die Einnahmen und die Ausgaben in der kanppschaftlichen Rentenversicherung von 1991 bis 1998
in den neuen Bundesländern

– in Millionen DM –

Position 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Einnahmen

Beiträge 1 164 1 194 1 068 1 001 1 025 933 849 749
Bundesmittel nach § 215 SGB VI ........................ 1 261 725 1 148 1 120 1 339 1 654 1 590 1 804
Erstattungen

des Bundes nach § 291 SGB VI ......................... 0 0 0 0 0 0 0 0
der Versorgungsdienststellen
(insbesondere nach § 72 G 131) ........................ 0 11 13 14 14 16 17 17

in der Wanderversicherung
von der ArV ...................................................... 0 1 272 1 370 1 698 1 805 1 872 1 882 1 897
von der AnV ..................................................... 0 1 7 97 191 263 311 349

Wanderungsausgleich gemäß
Artikel 2 § 20 b KnVNG bzw. § 233 Abs. 6
SGB VI
von der ArV ...................................................... 0 151 277 438 521 634 757 767
von der AnV ..................................................... 0 186 344 538 624 765 932 944

Zinsen und Nutzungen ........................................ 5 2 19 19 4 1 1 4
Sonstige Einnahmen ............................................ 0 0 0 10 3 2 2 22

Einnahmen insgesamt .......................................... 2 430 3 542 4 246 4 935 5 527 6 140 6 342 6 553

Ausgaben

Renten 1) ............................................................. 2 103 3 240 3 872 4 437 4 896 5 404 5 588 5 786
Erstattungen in der Wanderversicherung

an die ArV......................................................... 0 1 9 32 51 65 72 77
an die AnV ....................................................... 0 0 5 20 50 63 54 55

Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung
und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit
und zusätzliche Leistungen ............................... 2 12 17 25 42 51 49 51

Knappschaftsausgleichsleistungen ....................... 0 0 0 2 7 12 15 17
Krankenversicherung der Rentner ....................... 296 238 275 326 361 396 397 423
Pflegeversicherung der Rentner ........................... 23 35 47 49
KLG-Leistungen ................................................. 1 1 1 1 1
Beitragserstattungen ............................................ 0 0 0 0 0 0 0 0
Verwaltungs- und Verfahrenskosten .................... 29 44 64 78 82 80 76 71
Sonstige Ausgaben .............................................. 0 7 4 15 13 30 43 23

Ausgaben insgesamt ............................................ 2 430 3 542 4 246 4 935 5 527 6 140 6 342 6 553

1) Einschließlich der zu Lasten der anderen Rentenversicherungsträger mit ausgezahlten Rentenanteile.
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Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 1999
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1.  Der Sozialbeirat nimmt auftragsgemäß Stellung zum
Rentenversicherungsbericht 1999, der in diesem Jahr
erstmals im Herbst vorgelegt wird. Diese Stellungnahme
befasst sich ausschließlich mit den Teilen des Berichts,
die sich auf die zukünftige Entwicklung beziehen, d. h.
auf die mittelfristige Vorausberechnung und die Mo-
dellberechnungen für den 15-Jahres-Zeitraum. Dem
Sozialbeirat standen für seine Beratungen – abgesehen
von einigen Alternativberechnungen – die Berech-
nungsergebnisse und Informationen über die den Be-
rechnungen zugrundeliegenden Annahmen zur Verfü-
gung, nicht aber der Berichtstext der Bundesregierung.

Ergänzend legt der Sozialbeirat wiederum langfristige,
bis zum Jahr 2030 reichende Vorausberechnungen vor,
die auf Wunsch des Sozialbeirats vom Bundesarbeitsmi-
nisterium nach der gleichen Methodik wie die 15-
Jahres-Berechnungen erstellt wurden.

2.  Während die Methodik der von der Bundesregierung
vorgelegten Vorausberechnungen im Vergleich zu den
Vorjahren unverändert ist, gibt es im Hinblick auf den
zugrunde gelegten Rechtsstand bzw. die berücksichtig-
ten einnahme- und ausgabebeeinflussenden Maßnahmen
Unterschiede zum früheren Vorgehen.

So wird zum einen – wie in früheren Jahren auch – vom
„geltenden Recht“ ausgegangen, das ausgehend vom
Rentenkorrekturgesetz ergänzt ist um „finanzwirksame
Maßnahmen, die sich im Gesetzgebungsverfahren be-
finden“. Hierzu gehören der Entwurf des Haushalts-
sanierungsgesetzes und der Entwurf des Gesetzes zur
Fortführung der ökologischen Steuerreform.

Bei der Interpretation des „geltenden Rechts“ ist zu
berücksichtigen, dass die Reform der Berufs- und Er-
werbsunfähigkeitsrenten und der die Rentenformel er-

gänzende sogenannte „demographische Faktor“ (die von
der Vorgängerregierung beschlossen worden waren, bis
Ende 2000 nur ausgesetzt und bislang noch nicht durch
andere dauerhafte Regelungen ersetzt sind) ab 2001
bzw. 2002 finanzwirksam werden. Allerdings ist zu
beachten, dass diese Maßnahmen nach allen bislang
vorliegenden Äußerungen der Bundesregierung nicht in
Kraft treten sollen.

3.  Die Bundesregierung legt zum anderen Informatio-
nen darüber vor, wie sich die von ihr bisher veröffent-
lichten „Eckwerte“ einer Rentenstrukturreform auf die
Finanzlage der Rentenversicherung auswirken würden.
Hierzu gehören die Einführung einer bedarfsorientier-
ten, aus dem Aufkommen der Öko-Steuer zu finanzie-
renden Grundsicherung ab 1. 1. 2003 und die stufenwei-
se Einführung eines „Vorsorgebeitrags“, der von 2003
bis 2007 von 0,5 auf 2,5 Prozent des Bruttoarbeitsent-
gelts steigen soll. Außerdem sollen die arbeitsmarktbe-
dingten Teile der Erwerbsunfähigkeitsrenten erhalten
und gleichfalls durch die Ökosteuer finanziert werden.
Weiterhin wird davon ausgegangen, dass nach der auf
die Inflationsrate begrenzten Rentenanpassung der Jahre
2000 und 2001 ab dem Jahre 2002 wieder zur Nettoan-
passung zurückgekehrt wird.

4.  Die Beurteilung der Berechnungsergebnisse ist in
diesem Jahr noch schwieriger als in den Vorjahren, da
als Unsicherheitsfaktoren nicht nur die ökonomischen
Annahmen – für die Mittelfristberechnung – und die de-
mographischen Annahmen sowie mögliche Verhaltens-
änderungen (z. B. hinsichtlich des Rentenzugangs) in
ihren finanzwirksamen Effekten zu beachten sind, son-
dern auch die von der Bundesregierung geplanten Maß-
nahmen bislang allenfalls in Umrissen bekannt sind.
Für deren Wirkungen kommt es jedoch in hohem Maße
auf ihre konkrete Ausgestaltung an, die aber bisher
nicht bekannt ist. Im Zusammenhang mit den vom So-
zialbeirat vorgelegten Langfristberechnungen wird am
Beispiel des geplanten Vorsorgebeitrags verdeutlicht,
innerhalb welcher Spannbreite sich die Effekte für die
Finanzlage der Rentenversicherung bewegen könnten.

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht dieses Bei-
spiel einer einfachen „Sensitivitätsrechnung“ gleichfalls
aufgegriffen. Für die Beurteilung von Maßnahmen wäre
wünschenswert, wenn auch in Zukunft bei der Ab-
schätzung der Auswirkungen von geplanten Maßnah-
men Sensitivitätsrechnungen vorgenommen würden, die
einen Anhaltspunkt über die Streubreite der Wirkungen
vermitteln können.

Mittelfristige Vorausberechnungen
der Bundesregierung

5.  Die Ergebnisse der Mittelfristberechnungen verdeut-
lichen bei einem Vergleich mit den im Vorjahr vorge-
legten Berechnungen den beitragsentlastenden Effekt
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der verschiedenen von der neuen Regierungskoalition
beschlossenen und bereits im Gesetzgebungsverfahren
befindlichen Maßnahmen. So war nach dem Rentenver-
sicherungsbericht 1998 (Drucksache 13/11290, Über-
sicht B 1) für das Jahr 2002 (dem Endjahr der seiner-
zeitigen mittelfristigen Vorausberechnung) ein Bei-
tragssatz von 20,2 v. H. errechnet worden. Unter Be-
rücksichtigung der von der Bundesregierung in diesem
Jahr unterstellten Zielprojektionswerte wird für das Jahr
2002 mit einem Beitragssatz von 18,8 v. H. gerechnet
(siehe Übersicht B 1 im diesjährigen Rentenversiche-
rungsbericht).

Der Gesamteffekt ergibt sich aus beitragssatzsteigernden
Effekten (0,4 Prozentpunkte) aufgrund der ungünstige-
ren Wirtschaftsannahmen und durch solche Steuerent-
lastungen, die sich durch das ab 2002 wieder unter-
stellte Nettoanpassungsverfahren auf die Finanzlage der
Rentenversicherung auswirken. Dem stehen beitrags-
satzmindernde Effekte gegenüber (1,7 Beitragspunkte):
Die Zuführung von Mitteln aus dem Bundeshaushalt im
Zusammenhang mit der Beitragszahlung für Kinderer-
ziehungszeiten und die Erstattung einigungsbedingter
Ausgaben (u. a. für Auffüllbeträge) durch das „Renten-
korrekturgesetz“. Die quantitativ stärksten beitrags-
satzmindernden Effekte resultieren aus den im Gesetz-
gebungsverfahren befindlichen Gesetzentwürfen zur
Haushaltssanierung (zweijährige Inflationsanpassung)
und zur Ökosteuer.

Modellberechnungen der Bundesregierung für den
15-Jahres-Zeitraum

6.  Die von der Bundesregierung bei unveränderter
Methodik wiederum in 9 Varianten vorgelegten Vo-
rausberechnungen für den 15 Jahre umfassenden Zeit-
raum basieren hinsichtlich der ökonomischen Annah-
men auf einer ungünstigeren Einschätzung der Be-
schäftigungsentwicklung als im Vorjahr. Auch ist eine
Angleichung der Durchschnittslöhne zwischen Ost- und
Westdeutschland nicht mehr für das Jahr 2020, sondern
erst für 2030 unterstellt.

7.  Hinsichtlich der Lebenserwartung z. B. der 65-
jährigen wird wiederum davon ausgegangen, dass die in
den letzten 10 Jahren vollzogene Steigerung in quanti-
tativ gleichem Ausmaß auch in den kommenden 10
Jahren eintreten wird. Für die Zeit danach wird mit
einem langsameren Anstieg der Lebenserwartung ge-
rechnet. Im Jahr 2030 erreicht hiernach die fernere
Lebenserwartung 65-jähriger das Niveau, das heute
bereits in Japan realisiert ist. Nähere Angaben hierzu
finden sich im Anhang 1 zu diesem Gutachten. Nach
bislang bekannt gewordenen vorläufigen Informationen
wird die damit unterstellte Entwicklung der Lebens-
erwartung im Vergleich zu der in Vorbereitung befind-
lichen 9. koordinierten Bevölkerungsvorausschätzung
nicht zu niedrig angesetzt.

8.  Vergleicht man die Berechnungsergebnisse jeweils
für die mittlere Annahmenkombination (Lohnzuwachs-
rate 3 v. H. und „mittlere Beschäftigungsentwicklung“)
der letztjährigen Berechnung mit der in diesem Jahr für
das „geltende Recht“ vorgelegten Berechnung (jeweils

Übersicht B 7), so ergibt sich z. B. für das Jahr 2012
(dem Endjahr der letztjährigen Vorausberechnung) ein
um einen Beitragspunkt niedrigerer Beitragssatz.

Dazu tragen wiederum die rechtlichen Regelungen
(Steuerreform, Korrekturgesetz und Haushaltssanie-
rungsgesetz sowie Gesetz zur Fortführung der ökologi-
schen Steuerreform) bei. Analog zu den in Ziffer 5
erwähnten Wirkungen im Rahmen der mittelfristigen
Berechnung wirkt sich dabei die Steuerreform beitrags-
satzsteigernd aus,1) während die anderen gesetzgeberi-
schen Maßnahmen zu einem verminderten Beitragsbe-
darf führen.

9.  Da – wie erwähnt – in den Berechnungen auf der
Basis des „geltenden Rechts“ Elemente enthalten sind,
die bislang weder in Kraft waren noch nach dem Willen
der Bundesregierung in Kraft treten sollen, legt die
Regierung auch für den 15-Jahres-Zeitraum eine Alter-
nativberechnung unter Berücksichtigung von Annah-
men über mögliche Wirkungen der von ihr bisher ver-
öffentlichten „Eckwerte“ einer Rentenstrukturreform
vor; siehe hierzu die Übersichten B 7.1 („geltendes
Recht“) und B 7.2 („Eckpunkte“), jeweils für die mittle-
re Lohn- und Beschäftigungsannahme. Ausgewiesen
werden die erforderlichen Beitragssätze und getrennt für
West- und für Ostdeutschland die Niveaus für die „Eck-
rente“ (basierend auf 45 Entgeltpunkten und Bezug der
Rente ab der „Regelaltersgrenze“).

10.  Die in den Übersichten B 7.1 und 7.2 enthaltenen
Berechnungsergebnisse sind allerdings für die Nutzer
angesichts der bereits erwähnten Gründe („geltendes
Recht“, das zum Teil gerade nicht gelten soll und
„Eckwerte“, deren Konkretisierung noch aussteht) in
ihrer Bedeutung schwer einzuschätzen.

Das Ziel der Bundesregierung, den Beitragssatz für
längere Zeit unter 20 v. H. zu halten, würde bei Realisie-
rung der unterstellten Annahmen verwirklicht. Aus
Übersicht B 7.2 geht hervor, dass der Effekt eines ge-
planten Vorsorgebeitrags nach seiner vollen Einführung
gemäß der von der Regierung unterstellten Annahmen
eine Beitragssatzsenkung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung um 0,5 bis 0,6 Beitragspunkte auslösen wür-
de. Der Beitragssatz würde also ohne den privaten Ka-
pital-Vorsorgebeitrag ab 2008 bei rund 19,6 v. H. und
nicht bei 19,0 v. H. liegen.

Dieser Unterschied in den Beitragssätzen ergibt sich
daraus, dass für den Vorsorgebeitrag unterstellt wird, er
mindere den Anstieg des durchschnittlichen Nettolohns
und folglich – über das dann wieder wirksam werdende
Nettoanpassungsverfahren – den Anstieg der Renten-
ausgaben und den Beitragsbedarf. Damit ist folglich
eine Minderung des Leistungsniveaus in der gesetz-
lichen Rentenversicherung verbunden, die sich allerdings
in den in Übersicht B 7.2 des Rentenversicherungsbe-
richts ausgewiesenen Werten für das Eckrentenniveau
nicht widerspiegelt.

1) Bei dem Vergleich mit den Berechnungen im Rentenversicherungsbe-
richt 1998 ist zu beachten, dass die Auswirkungen der von der vorhe-
rigen Bundesregierung geplanten Steuerreform nicht berücksichtigt
waren.
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Modellberechnungen bis zum Jahr 2030

11. Der Sozialbeirat hat innerhalb der letzten 10 Jahre
mehrmals Berechnungen vorgelegt, die deutlich über
den Zeitrahmen der 15-Jahres-Vorausberechnungen der
Bundesregierung hinausreichen. Im Interesse der Ver-
gleichbarkeit mit den 15-Jahres-Berechnungen sind
diese Langfrist-Berechnungen nach der gleichen Me-
thodik erstellt worden und führen eine Variante der 15-
Jahres-Berechnungen bis zum Jahr 2030 fort, und zwar
basierend auf den mittleren Annahmen für die Lohn-
und Beschäftigungsentwicklung.

In diesem Jahr legt der Sozialbeirat Berechnungen vor,
die sich – wie die 15-Jahres-Berechnungen der Bundes-
regierung – auf das „geltende Recht“ wie auch auf die
„Eckwerte der Rentenstrukturreform“ der Bundesregie-
rung beziehen. Darüber hinaus wird in einer weiteren
Variante verdeutlicht, wie sich die Finanzlage der Ren-
tenversicherung unter Berücksichtigung der „Eckwerte“
verändern würde, wenn sie nicht durch einen privaten
Vorsorgebeitrag berührt würde, es also zu keiner Min-
derung des Anstiegs des durchschnittlichen Netto-
arbeitsentgelts kommt. Die Annahmen für die Langfrist-
Berechnung sind in Anhang 1 zu diesem Gutachten
dargestellt.

12.  Die Fortführung der Berechnungen für das „gelten-
de Recht“ – wie auch für die von der Bundesregierung
vorgelegten „Eckwerte“ – über den 15-Jahreszeitraum
hinaus verdeutlichen, dass unter den gemachten An-
nahmen der Beitragssatz für etwa zwei Jahrzehnte auf
dem heutigen Niveau gehalten werden kann. Danach
wäre mit einem Anstieg des Beitragssatzes zu rechnen,
der das gegenwärtige Beitragsniveau bis Ende der
zwanziger Jahre des nächsten Jahrhunderts um etwa 3
Beitragspunkte übersteigen würde. Der stärkste Anstieg
des Beitragssatzes wird hiernach ab der Mitte der zwan-
ziger Jahre einsetzen, und zwar mit jährlichen Zunah-
men um etwa 0,4 Beitragspunkte; siehe Übersicht 1.

13.  In Übersicht 1 ist als weitere Variante angegeben,
wie sich der Beitragssatz entwickeln würde, wenn die
„Eckwerte“ der Bundesregierung ohne den Vorsorge-
beitrag realisiert würden. Aus dem Vergleich mit den
auf den „Eckwerten“ beruhenden Beitragssätzen zeigt
sich, dass der dort unterstellte Zusatz-Vorsorgebeitrag
von 2,5 v. H. das Beitragssatzniveau in der gesetzlichen
Rentenversicherung langfristig um etwa 0,7 Beitrags-
punkte reduziert.

Anders ausgedrückt: Würde die Rentenanpassung (und
damit das Niveau des „aktuellen Rentenwerts“) durch
zusätzliche Vorsorgemaßnahmen nicht vermindert,
dann läge der Beitragssatz in der Rentenversicherung in
längerfristiger Perspektive um rund 0,7 Beitragspunkte
höher. Andererseits ist zu beachten, dass sich die nach
den „Eckwerten“ der Bundesregierung errechneten Bei-
tragssätze um den Zusatz-Beitrag erhöhen, also um
0,5 v. H. 2003, steigend auf 2,5 v. H., gültig ab 2007. Im
Jahr 2030 ergäbe sich folglich ein Gesamtbeitrag von
25,7 v. H. gegenüber 23,9 v. H. ohne den Zusatzvorsor-
ge-Beitrag. Langfristig ergäbe sich aufgrund des Zu-
satzbeitrags für neu zugehende Rentner auch ein höhe-
res Leistungsniveau (siehe Übersicht 4).

14.  In Übersicht 2 sind für die drei Varianten die Werte
für das Netto-Eckrentenniveau (45 Entgeltpunkte, Ren-
tenbezug ab der Regelaltersgrenze) in Westdeutschland
ausgewiesen (für Ostdeutschland liegen die Niveauwerte
geringfügig höher).

Da allerdings durch den in den „Eckwerten“ berück-
sichtigten Vorsorgebeitrag die Rentenanpassung in der
Phase der Einführung reduziert und das Niveau des
„aktuellen Rentenwerts“ dauerhaft gesenkt wird, sind
diese Niveauwerte als Indikator für die Entwicklung der
Renten nicht unmittelbar vergleichbar. Deshalb werden
in Übersicht 2 zusätzlich die Absolutbeträge der Netto-
Eckrente aufgeführt.

15.  Aus dem Vergleich der Beitragssätze wie auch der
Höhe der Eckrente könnte auf den ersten Blick der
Schluss gezogen werden, dass sich die Ergebnisse der
verschiedenen Varianten vergleichsweise wenig unter-
scheiden, obgleich unterschiedliche Maßnahmen zum
Einsatz kommen (in der Variante „geltendes Recht“ u. a.
der von der Vorgängerregierung eingeführte sogenannte
„demographische Faktor“, in den „Eckwerten“ der jetzi-
gen Regierung eine weitere Beitragsreduktion durch die
Zuführung von Teilen des Ökosteueraufkommens wie
auch durch einen rentenanstiegsmindernden Vorsorge-
Beitrag).

16.  Allerdings sind bei solchen Vergleichen weitere
Aspekte zu berücksichtigen:

– In der Variante „Eckwerte der Bundesregierung“
wäre – wie erwähnt – dem für die gesetzliche Ren-
tenversicherung ausgewiesenen Beitragssatz der
Vorsorge-Beitrag von (ab 2007) 2,5 Beitragspunk-
ten hinzuzurechnen (siehe Übersicht 1, letzte Spal-
te).

– Alle Rentner würden infolge der Einführung des
Zusatz-Beitrags eine verminderte Rentenzahlung
aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten.
Eine Zusatz-Rente aus dem Zusatzbeitrag würde
erst allmählich für dann jeweils neu zugehende
Rentner wirksam werden. Es ergäben sich folglich
kohortenspezifische Auswirkungen.

– So würde beispielsweise im Jahre 2020 aufgrund
der Einführung des Zusatz-Beitrags die monatliche
Eckrente um 100 DM niedriger sein als ohne die
hiermit verbundene rentensenkende Wirkung (stets
die sonstigen Annahmen der Variante „Eckwerte
der Bundesregierung“ unterstellt); vgl. Übersicht 2,
letzte zwei Spalten.

– Dem kann allerdings entgegengehalten werden,
dass für diejenigen, die den Zusatz-Beitrag entrich-
tet haben, eine „kapitalgedeckte Zusatzrente“ zu
erwarten ist. Deren Höhe hängt u. a. von der er-
reichbaren Verzinsung ab und der Dauer der Bei-
tragszahlung. Im Jahr 2020 beispielsweise könnte
maximal 17 Jahre lang ein Zusatz-Beitrag gezahlt
worden sein. Für den Durchschnittsverdiener – siehe
Übersicht 3 – ergäbe sich nach Berechnungen des
Bundesarbeitsministeriums eine Zusatzrente von
rund 161 DM (bei 4 % Verzinsung) bzw. von
204 DM (bei 5,5 % Verzinsung). Diesen Beträgen
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wäre allerdings die Minderung der gesetzlichen
Rente um 100 DM gegenzurechnen. Der Nettoeffekt
in diesem Beispielsfall wäre folglich 61 DM bzw.
104 DM – allerdings bei einer Beitragszahlung, die
von 0,5 % (2003) stufenweise ab 2007 auf 2,5 %
steigt und im Beispielsfall bis 2019 entrichtet wor-
den wäre.

– Bei der Beurteilung ist aber wiederum zu beachten,
dass dann, wenn es keinen den Rentenanstieg min-
dernden Zusatz-Beitrag gäbe, der Beitragssatz in
der gesetzlichen Rentenversicherung ab 2004 zu-
nächst geringfügig, dann um 0,5 bis 0,6 Beitrags-
punkte höher liegen würde als ohne den Zusatzbei-
trag (siehe Übersicht 1).

Bereits diese Anmerkungen machen deutlich, dass bei
einem Vergleich der verschiedenen Varianten unter-
schiedliche Effekte zu beachten sind und sich vor allem
im Zeitablauf und insbesondere auch für unterschied-

liche Rentnerjahrgänge unterschiedliche Ergebnisse
einstellen würden.

17.  Der Sozialbeirat hält es für erforderlich, dass bei
der weiteren Vorbereitung von Reformmaßnahmen auch
differenzierte Verteilungsanalysen berücksichtigt wer-
den. Eine Begrenzung der Betrachtung allein auf „Bei-
tragssatz“, „Rentenniveau“ und Zahlungen aus dem
Bundeshaushalt ist unzureichend.

18.  Zudem sollte im weiteren Diskussionsprozess be-
rücksichtigt werden, dass auch durch andere Maßnah-
men als z. B. in den „Eckwerten“ der Bundesregierung
oder in der Variante „geltenden Rechts“ berücksichtigt,
jeweils ähnliche Wirkungen erreicht werden können.
Der Sozialbeirat hat in diesem Jahr in zwei Stellung-
nahmen2) hierzu Anregungen gegeben und Vorstellun-
gen entwickelt, auf die verwiesen wird. Die beiden
Stellungnahmen sind diesem Gutachten als Anhang 2
und Anhang 3 beigefügt.

2) – Stellungnahme des Sozialbeirats zur Nettoanpassung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung (vom 23. April 1999),

– Stellungnahme des Sozialbeirats zu einigen Vorschlägen zur Re-
form der Alterssicherung in Deutschland (vom 5. November 1999).
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Ü b e r s i c h t  1

Die Entwicklung der erforderlichen Beitragssätze in der Rentenversicherung der Arbeiter und
Angestellten bei mittlerer Lohn- und Beschäftigungsentwicklung bis 2030

Eckwerte Rentenstrukturreform

mit Kapitalvorsorgebeitrag

Jahr geltendes
Recht *) ohne Kapital-

vorsorgebeitrag
Beitrag zur
gesetzlichen

Renten-
versicherung

Kapitalvorsorge-
beitrag in % des
Bruttoentgeltes

Gesamtbeitrag

1999 19,5 19,5 19,5 0,0 19,5
2000 19,2 19,2 19,2 0,0 19,2
2001 18,8 18,9 18,9 0,0 18,9
2002 18,6 18,6 18,6 0,0 18,6
2003 18,6 19,0 19,0 0,5 19,5
2004 18,8 19,1 19,0 1,0 20,0

2005 18,7 19,2 19,0 1,5 20,5
2006 18,8 19,3 19,0 2,0 21,0
2007 18,9 19,4 19,0 2,5 21,5
2008 19,0 19,6 19,0 2,5 21,5
2009 18,9 19,6 19,0 2,5 21,5

2010 18,8 19,5 19,0 2,5 21,5
2011 18,8 19,6 18,9 2,5 21,4
2012 18,7 19,6 19,0 2,5 21,5
2013 18,6 19,5 19,0 2,5 21,5
2014 18,7 19,7 19,1 2,5 21,6

2015 18,8 19,8 19,2 2,5 21,7
2016 18,8 19,9 19,3 2,5 21,8
2017 18,9 20,0 19,4 2,5 21,9
2018 19,1 20,2 19,6 2,5 22,1
2019 19,3 20,4 19,8 2,5 22,3

2020 19,5 20,6 20,0 2,5 22,5
2021 19,7 20,8 20,2 2,5 22,7
2022 20,0 21,1 20,5 2,5 23,0
2023 20,2 21,4 20,7 2,5 23,2
2024 20,5 21,7 21,1 2,5 23,6

2025 20,9 22,1 21,4 2,5 23,9
2026 21,2 22,4 21,8 2,5 24,3
2027 21,6 22,8 22,1 2,5 24,6
2028 21,8 23,2 22,5 2,5 25,0
2029 22,2 23,5 22,8 2,5 25,3

2030 22,6 23,9 23,2 2,5 25,7

*) unter Berücksichtigung finanzwirksamer Maßnahmen, die sich im Gesetzgebungsverfahren befinden.
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Ü b e r s i c h t  2

Die Entwicklung des Eckrentenniveaus *) und der Nettoeckrente in der Rentenversicherung
der Arbeiter und Angestellten bei mittlerer Lohn- und Beschäftigungsentwicklung bis 2030,

alte Bundesländer

Eckrentenniveau in v. H. Nettoeckrente *** zum 1. Juli in DM/Monat

Eckwerte Rentenstrukturreform Eckwerte RentenstrukturreformJahr
geltendes
Recht **) mit Kapital-

vorsorgebeitrag
ohne Kapital-

vorsorgebeitrag

geltendes
Recht **) mit Kapital-

vorsorgebeitrag
ohne Kapital-

vorsorgebeitrag

1999 70,2 70,2 70,2 2 008 2 008 2 008
2000 68,5 68,5 68,5 2 022 2 022 2 022
2001 67,2 67,3 67,3 2 054 2 054 2 054
2002 65,9 66,0 66,0 2 110 2 115 2 115
2003 66,6 67,5 67,0 2 191 2 205 2 205
2004 66,3 67,5 66,9 2 232 2 235 2 249

2005 65,7 67,2 66,6 2 295 2 294 2 322
2006 65,6 67,2 66,6 2 370 2 354 2 395
2007 65,9 67,5 66,9 2 436 2 416 2 473
2008 65,8 67,3 67,1 2 494 2 465 2 538
2009 65,5 67,1 67,1 2 552 2 532 2 604

2010 65,3 67,1 67,0 2 615 2 601 2 675
2011 65,1 67,0 67,0 2 679 2 670 2 748
2012 64,9 67,1 67,0 2 744 2 744 2 822
2013 64,7 67,0 67,0 2 813 2 818 2 899
2014 64,6 67,1 67,1 2 882 2 894 2 979

2015 64,4 67,1 67,1 2 953 2 971 3 058
2016 64,2 67,0 67,0 3 029 3 051 3 140
2017 64,0 66,8 66,8 3 115 3 138 3 229
2018 64,0 66,8 66,8 3 206 3 229 3 324
2019 64,0 66,8 66,8 3 301 3 325 3 422

2020 64,0 66,8 66,8 3 401 3 425 3 525
2021 64,0 66,8 66,8 3 498 3 523 3 626
2022 64,0 66,8 66,8 3 601 3 627 3 733
2023 63,9 66,8 66,8 3 707 3 734 3 843
2024 64,0 66,8 66,8 3 817 3 845 3 955

2025 64,0 66,8 66,8 3 929 3 956 4 072
2026 64,1 67,1 67,0 4 038 4 074 4 190
2027 64,2 67,2 67,1 4 139 4 177 4 300
2028 64,0 67,2 67,2 4 240 4 286 4 410
2029 64,0 67,1 67,1 4 355 4 397 4 524

2030 64,1 67,3 67,2 4 447 4 497 4 628

*** ab Regelaltersgrenze
*** unter Berücksichtigung finanzwirksamer Maßnahmen, die sich im Gesetzgebungsverfahren befinden.
*** Nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur Kranken- und Pflegeversicherung
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Ü b e r s i c h t  3

Kapitalgedeckte Zusatzrente eines Durchschnittsverdieners bei dauerhafter Beitragsleistung

monatliche Rente ***)
bei Rentenbeginn im jeweiligen Jahr

in DM

Verzinsung
Jahr Kapitalvorsorgebeitrag *)

in % des Bruttoentgeltes **)

    4 %   5,5 %

1999 0,0     0     0
2000 0,0     0     0
2001 0,0     0     0
2002 0,0     0     0
2003 0,5     1     1
2004 1,0     4     4

2005 1,5     7     9
2006 2,0   12   15
2007 2,5   19   23
2008 2,5   27   32
2009 2,5   34   41

2010 2,5   43   52
2011 2,5   52   63
2012 2,5   61   75
2013 2,5   71   87
2014 2,5   82 101

2015 2,5   93 115
2016 2,5 105 131
2017 2,5 118 148
2018 2,5 131 165
2019 2,5 146 184

2020 2,5 161 204
2021 2,5 177 226
2022 2,5 194 249
2023 2,5 212 273
2024 2,5 231 299

2025 2,5 251 327
2026 2,5 272 357
2027 2,5 294 388
2028 2,5 318 421
2029 2,5 343 457

2030 2,5 369 494

*** Vom Kapitalvorsorgebeitrag werden 10 % als Verwaltungskosten abgezogen.
*** Es wird lediglich der Durchschnittsverdiener mit dauerhafter Beitragsleistung betrachtet.
*** Unterstellt wird eine Rentenlaufzeit von 18 Jahren Versichertenrente und 10 Jahren Hinterbliebenenrente. Die Rente erhöht sich während des

Rentenbezuges um jährlich 2,6 %. Es ist die Rente des jeweiligen Rentenneuzugangs zum 1.7. des Jahres dargestellt.
Q u e l l e :  Berechnungen des Bundesarbeitsministeriums.



Drucksache 14/2116 – 138 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Ü b e r s i c h t  4

Gesamtbeitrag und Gesamtleistung aus gesetzlicher Rentenversicherung
und kapitalgedeckter Zusatzrente

Summe aus Nettoeckrente und Zusatzrente
in DM/Monat

Verzinsung der ZusatzrenteJahr
Gesamtbeitrag
(inkl. Kapital-

vorsorgebeitrag)
in v. H.

  4 %   5,5 %

1999 19,5 2 008 2 008
2000 19,2 2 022 2 022
2001 18,9 2 054 2 054
2002 18,6 2 115 2 115
2003 19,5 2 206 2 206
2004 20,0 2 239 2 239

2005 20,5 2 301 2 303
2006 21,0 2 366 2 369
2007 21,5 2 435 2 439
2008 21,5 2 492 2 497
2009 21,5 2 566 2 573

2010 21,5 2 644 2 653
2011 21,4 2 722 2 733
2012 21,5 2 805 2 819
2013 21,5 2 889 2 905
2014 21,6 2 976 2 995

2015 21,7 3 064 3 086
2016 21,8 3 156 3 182
2017 21,9 3 256 3 286
2018 22,1 3 360 3 394
2019 22,3 3 471 3 509

2020 22,5 3 586 3 629
2021 22,7 3 700 3 749
2022 23 3 821 3 876
2023 23,2 3 946 4 007
2024 23,6 4 076 4 144

2025 23,9 4 207 4 283
2026 24,3 4 346 4 431
2027 24,6 4 471 4 565
2028 25 4 604 4 707
2029 25,3 4 740 4 854

2030 25,7 4 866 4 991

Frankfurt am Main, den 25. November 1999

Univ.-Prof. Dr. Winfried Schmähl
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Anhang 1

Grundlegende Annahmen der langfristigen Modellrechnung
auf der Basis der mittleren Variante

Stand: Oktober 1999

Wirtschaftsannahmen

Entgeltveränderung (in v. H.)

Jahr Alte Länder Neue Länder

1998 1,5 1,3

1999 2,8 2,8

2000–2030 3,0 p. a. 3,9 p. a.

Beschäftigungsveränderung (in v. H.; abhängig Beschäftigte im Inland)

Jahr Alte Länder Neue Länder

1998 0,3 – 0,6

1999 0,1 0,1

2000–2003 0,2 p. a. 0,5 p. a.

Alte Länder: Nach 2003 jedes Jahr um rd. 0,02 Punkte fallend bis auf
0 v. H. in 2013, danach konstant bis zum Erreichen einer
Arbeitslosenquote von 2,5 v. H. in 2027. Ab 2027 ent-
sprechend der Entwicklung des Erwerbspersonenpotenti-
als kontinuierlich sinkend.

Neue Länder: Nach 2003 jedes Jahr um rd. 0,05 Punkte fallend bis auf
0 v. H. in 2013, danach konstant bis zum Erreichen einer
Arbeitslosenquote von 2,5 v. H. in 2023. Ab 2023 ent-
sprechend der Entwicklung des Erwerbspersonenpotenti-
als und auf dem Arbeitsmarkt in den alten Bundesländern
kontinuierlich sinkend.

Arbeitslose (in Tsd.)

Jahr Alte Länder Neue Länder

1999 2 764 1 345

2000 2 665 1 334

2005 2 503 1 166

2010 2 994    983

2015 3 319    669

2020 2 482    339

2025 1 182    174

2030    735    165
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Sozialversicherungsbeiträge (in v. H.)

Jahr
Arbeits-
losenver-
sicherung

Pflege-
versiche-

rung

Gesetzliche
Kranken-
versiche-

rung West

Gesetzliche
Kranken-
versiche-
rung Ost

1998 6,5 1,7 13,5 13,9

2000 6,5 1,7 13,5 13,9

2005 6,4 1,7 13,5 13,9

2010 6,4 1,7 13,5 13,9

2015 6,4 1,9 13,5 13,9

2020 4,4 2,0 13,5 13,9

2025 2,0 2,2 13,5 13,9

2030 2,0 2,4 14,0 14,0

Lohnsteuerquoten (in v. H.)

Jahr Alte Länder Neue Länder

1998 20,65 14,12

2000 20,73 13,99

2005 20,43 13,67

2010 20,93 15,52

2015 21,68 17,62

2020 22,31 19,61

2025 22,82 21,47

2030 23,21 23,21

Demographische Annahmen

Bevölkerungsentwicklung (in Mio.; Jahresdurchschnitte)

Jahr Alte Länder Neue Länder Insgesamt

1998 66,7 15,3 82,1

2000 66,9 15,3 82,2

2005 67,2 15,2 82,3

2010 67,0 15,1 82,1

2015 66,4 15,0 81,4

2020 65,5 14,8 80,3

2025 64,4 14,4 78,8

2030 62,9 14,0 76,9
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Lebenserwartung 65-jähriger nach Sterbetafel 1995/97

Alte Länder Neue Länder

Männer Frauen Männer Frauen

15,1 18,9 Jahre 14,1 Jahre 17,9 Jahre

Anstieg bis 2006 auf Anstieg bis 2016 auf

16,4 Jahre 20,1 Jahre 16,4 Jahre 20,1 Jahre

Anstieg bis 2030 auf Anstieg bis 2030 auf

17,0 Jahre 21,6 Jahre 17,0 Jahre 21,6 Jahre

danach konstant danach konstant

Nettoreproduktionsraten

Alte Länder Neue Länder

Durchschnitt 1995/97
(= 0,67)

1997 = 70 v. H. des
Westniveaus, ab 2010
100 v. H. der Ziffern in
den alten Bundesländern

Wanderungssalden

Jahr Alte Länder Neue Länder

Aussiedler Ausländer Aussiedler Ausländer

1996  142 000  180 000   36 000   30 000

1997  107 000  120 000   27 000   20 000

1998 *)    82 000    40 000   21 000   10 000

1999–2005    82 000 p.a.    80 000 p.a.   21 000 p.a.   20 000 p.a.

2006–2010    72 000 p.a.    80 000 p.a.   18 000 p.a.   20 000 p.a.

2011–2020    38 000 p.a.    80 000 p.a.   10 000 p.a.   20 000 p.a.

2021–2030    19 000 p.a.    80 000 p.a.     5 000 p.a.   20 000 p.a.

*) Sondereffekt Bosnien-Rückkehrer



Drucksache 14/2116 – 142 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Anhang 2

Stellungnahme des Sozialbeirats zur Nettoanpassung in der
gesetzlichen Rentenversicherung

1.  Die Diskussion über die Weiterentwicklung der ge-
setzlichen Rentenversicherung angesichts demographi-
scher, ökonomischer und gesellschaftlicher Struktur-
wandlungen geht auch nach der Bundestagswahl und
dem Regierungswechsel vom Herbst 1998 weiter. Die
Regierungskoalition hat inzwischen einige Regelungen
des Rentenreformgesetzes zeitlich begrenzt ausgesetzt,
und die Bundesregierung hat angekündigt, noch 1999
Eckpunkte eines neuen Reformgesetzes vorzulegen. Der
Sozialbeirat nimmt die damit verbundenen Beratungen
zum Anlass, die derzeit gültige Rentenanpassungsfor-
mel zu überprüfen.

2.  Die Notwendigkeit einer Überprüfung der 1992 ein-
geführten nettolohnbezogenen Rentenanpassung ergibt
sich vor allem durch Rückwirkungen von Belastungs-
veränderungen durch die Lohn- und Einkommensteuer
auf die Rentenversicherung. Dazu gehören Auswirkun-
gen der am Jahresbeginn in Kraft getretenen Einkom-
mensteuerreform und des jüngsten Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts zur finanziellen Entlastung von
Familien. Gleiches kann aus einem noch erwarteten
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Besteuerung
von Renten und Pensionen folgen.

3.  Der Sozialbeirat hat sich intensiv mit den Fragen
befasst, die sich daraus für die Rentenversicherung er-
geben. Die hierzu vorgelegte Stellungnahme betrifft
zwar nur einen Ausschnitt aus dem Gesamtkomplex
potentieller Ansatzpunkte zur weiteren Gestaltung der
Rentenversicherung, doch ist die Formel zur Berech-
nung und Anpassung der Renten ein Kernelement des
deutschen Rentenversicherungssystems.

4.  Nachfolgend werden zunächst die Elemente der der-
zeitigen Rentenanpassungsformel kurz skizziert. Dies
dient als Basis für die Darstellung von Auswirkungen,
die sich für die gesetzliche Rentenversicherung aus
Änderungen der Abgaben von Arbeitnehmern und
Rentnern ergeben, und zwar als Folge der bestehenden
Konstruktion der Anpassungsformel. Sodann erörtert
der Sozialbeirat einen Vorschlag für eine Modifizierung
und Vereinfachung der Anpassungsformel. Durch diese
Modifizierung der Nettoanpassung soll insbesondere
vermieden werden, dass die Entwicklung der Renten
und damit der Finanzen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung unmittelbar durch steuerpolitische Entschei-
dungen beeinflusst wird, die spezielle Ziele – etwa die
Entlastung von kinderreichen Familien – verfolgen.
Dadurch würde u. a. auch die Gefahr fallweiser politi-
scher Eingriffe in die gesetzliche Rentenversicherung
vermindert.

5.  Seit 1992 folgt die Entwicklung der Renten (mit
einer Zeitverzögerung von gut einem Jahr) der Ent-
wicklung des durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelts
aller Versicherten. Die Veränderung des Nettoarbeits-
entgelts ergibt sich aus Veränderungen des durch-

schnittlichen Bruttoarbeitsentgelts sowie der durch-
schnittlich auf Arbeitsentgelt der Versicherten entfal-
lenden Lohnsteuer und der (Arbeitnehmer-)Beiträge zur
gesetzlichen Rentenversicherung, der Bundesanstalt für
Arbeit, der gesetzlichen Kranken- und der gesetzlichen
Pflegeversicherung. Da Rentner jedoch selbst individu-
ell Beiträge an die Kranken- und Pflegeversicherung
entrichten, ist in der Rentenanpassungsformel eine Kor-
rektur für diese Abgabenkomponenten erforderlich.
Darüber hinaus ist ein weiterer Korrekturfaktor in der
Rentenformel vorgesehen für den Fall, dass die soge-
nannte Eckrente (auf der Grundlage von 45 Entgelt-
punkten) von der Einkommensbesteuerung erfasst wird,
was bislang jedoch noch nicht der Fall ist.

6.  Eine Senkung von Sozialversicherungsbeiträgen wie
auch eine Entlastung bei der Lohnsteuer führt dazu,
dass das durchschnittliche Nettoarbeitsentgelt stärker
steigt als bei einer Konstanz der Abgabesätze. Mit einer
zeitlichen Verzögerung fällt dann – über die Koppelung
der Rentenanpassung an die Entwicklung des durch-
schnittlichen Nettoarbeitsentgelts – auch der Rentenan-
passungssatz höher aus. Hierdurch steigen die Renten-
ausgaben und der Finanzbedarf in der gesetzlichen
Rentenversicherung, was ggf. einen Anstieg des Bei-
tragssatzes erforderlich macht. Dadurch wird ein Teil
der Entlastung für Arbeitnehmer durch die Rückwir-
kungen im Rentenversicherungssystem wieder aufgeho-
ben.

7.  Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur
Entlastung von Familien und durch die Einkommen-
steuerreform ist nun ein stärkerer Anstieg des durch-
schnittlichen Nettoarbeitsentgelts zu erwarten. Das
würde – bei sonst unveränderten Bedingungen – eine
Anhebung des Beitragssatzes in der Rentenversicherung
erforderlich machen. Jede weitere Stufe einer die durch-
schnittliche Steuerbelastung reduzierenden Einkom-
mensteuerreform wäre gleichfalls mit dieser Wirkung
verbunden.

8.  Der Sozialbeirat will durch einige Modellberechnun-
gen verdeutlichen, wie sich Veränderungen in der steu-
erlichen Belastung auf den Beitragssatz in der Renten-
versicherung auswirken können. Dazu sind in der bei-
gefügten Tabelle drei Annahmereihen für die Höhe der
durchschnittlich auf Arbeitsentgelte entfallenden
Lohnsteuersätze dargestellt, und zwar

a) eine Basisrechnung ohne steuersenkende Maßnah-
men (ohne „Steuerreform“),

b) Alternativrechnungen mit „Steuerreform“ und

c) unter der Annahme einer auf dem derzeitigen Ni-
veau verharrenden Steuerbelastung.

Diese Annahmen sind nicht als Prognosen der Ent-
wicklung zu verstehen, sondern als Modellannahmen,



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 143 – Drucksache 14/2116

um Anhaltspunkte zur Beantwortung der Frage zu ge-
winnen, wie sich – unter sonst identischen Annahmen –
der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung
entwickeln würde. Dabei wird vom derzeit geltenden
Verfahren der Nettoanpassung ausgegangen. Der Mo-
dellansatz entspricht dem, der auch früher vom Sozial-
beirat für solche Langfristberechnungen verwendet wur-
de.1) Der Berechnungszeitraum erstreckt sich bis zum
Jahr 2030.

9.  Wie aus der Tabelle zu ersehen ist, wird in der Vari-
ante „mit Steuerreform“ zunächst eine Entlastung der
Arbeitnehmer bei der Lohnsteuer unterstellt, die jedoch
dann wieder von einem Anstieg des durchschnittlichen
Steuersatzes abgelöst wird. Hier spiegeln sich Erfahrun-
gen der Vergangenheit – u. a. mit dem allmählichen
Hineinwachsen in die Progression bei unverändertem
Steuerrecht – wider.

Geht man von diesen Annahmen aus, so dürfte der Bei-
tragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung im
Jahr 2005 durch Maßnahmen der Steuerreform um 0,8
Beitragspunkte höher liegen als ohne diese Reform.
Verglichen mit der Basisrechnung ergibt sich im Jahr
2030 ein um einen Beitragspunkt höherer Beitragssatz.

10.  Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung bei weiterer Gültigkeit der Nettoanpassungs-
formel hängt in erheblichem Maße davon ab, wie sich
mittel- und längerfristig die durchschnittliche
Lohnsteuerbelastung der Arbeitnehmer verändert. Glei-
ches gilt für die Entwicklung des Beitragssatzes zur
Bundesanstalt für Arbeit.

Je weniger die Steuerbelastung steigt, um so höher ist
– im Vergleich zu Berechnungen mit stärkerem Belas-
tungsanstieg – der in der Rentenversicherung erforder-
liche Beitragssatz. Angesichts der bereits erreichten
Höhe der Einkommensteuerbelastung erscheint eine
Verlängerung der bisherigen Entwicklung in die Zu-
kunft kaum vorstellbar. Nicht auszuschließen ist, dass
sich die Besteuerung mehr in Richtung auf indirekte
Steuern verlagert mit der Folge eines schwächeren An-
stiegs der direkten Steuerbelastung.

Würde beispielsweise das jetzige Niveau der durch-
schnittlichen Lohnsteuerbelastung (von 19 v. H.) im
gesamten Zeitraum bis 2030 konstant bleiben, so ergäbe
sich – verglichen mit der Berechnungsvariante „mit
Steuerreform“ – im Jahre 2030 ein um weitere 0,6 Bei-
tragspunkte höherer Beitragssatz.

11.  Die Modellberechnungen machen deutlich, dass
sich steuerpolitische Entscheidungen infolge der Kon-
struktion der Nettoanpassungsformel unmittelbar spür-
bar auf die Finanzlage der Rentenversicherung auswir-
ken. Entlastungen der Arbeitnehmer bei der Lohnsteuer
würden – bei unveränderten Finanzierungs- und Leis-
tungsregelungen – zum Teil durch höhere Beitragssätze
in der Rentenversicherung gemindert.

Diese Hinweise sind keinesfalls als Aussage zu verste-
hen, die sich gegen Entlastungen bei der Lohn- und

1) Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 1998
und Stellungnahme zu einigen weiteren Berichten zur Alterssiche-
rung, Bundestags-Drucksache 13/11290 vom 17. 7. 98, S. 239–251.

Einkommensteuer richtet. Sie verdeutlichen aber, dass
infolge der Nettoanpassungsformel Zusammenhänge
zwischen Steuerpolitik und Finanzlage der Rentenversi-
cherung zu beachten sind. Insofern stellt sich auch die
Frage, ob eine Modifizierung der Anpassungsformel,
durch die insbesondere diese Auswirkungen ausge-
schaltet werden, angestrebt werden sollte.

12.  Bei der Beantwortung dieser Frage sind weitere
Aspekte zu berücksichtigen. So gibt es Überlegungen,
die Entlastungen für Arbeitnehmer als Reaktion auf das
„Familienurteil“ des Bundesverfassungsgerichts nicht
über die Rentenanpassung wirksam werden zu lassen.
Es handele sich um eine gezielte finanzielle Entlastung
von Familien, deren Wirkung Rentner nicht begünsti-
gen solle. Dazu sei eine einmalige Korrektur bei der
Berechnung des Anpassungssatzes ausreichend.

Solche fallweisen Korrekturen, die auch durch andere
steuerpolitisch motivierte Veränderungen der Belastung
von Arbeitnehmern ausgelöst werden könnten, wären
nicht geeignet, das Vertrauen in die gesetzliche Renten-
versicherung zu stärken.

13.  Zudem wird seit längerem ein Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zur Besteuerung von Renten und
Pensionen erwartet. Würde dadurch eine über die jetzige
Ertragsanteilsbesteuerung der Renten hinausreichende
höhere Besteuerung der Renten erforderlich, so könnte
dies nach der geltenden Nettoanpassungsformel dazu
führen, dass über den bereits erwähnten Korrekturfaktor
eine stärkere Anhebung der Renten ausgelöst wird, mit
der Folge eines steigenden Beitragsbedarfs in der Ren-
tenversicherung. Auch würde in diesem Fall wohl eine
stärkere steuerliche Freistellung der Rentenversiche-
rungsbeiträge notwendig, was über die entsprechend
erhöhten Nettoeinkommen eine zusätzliche Rentener-
höhung nach sich ziehen würde.

14.  Aus all diesen Gründen stellt der Sozialbeirat eine
Modifizierung der Anpassungsformel zur Diskussion,
die nicht nur die Entwicklung der Rentenversicherung
von steuerpolitischen Veränderungen unabhängig ma-
chen würde, sondern die auch im Vergleich zur Netto-
anpassungsformel erheblich einfacher und folglich
transparenter wäre. In dieser Anpassungsformel, die
weiterhin lohnbezogen und zugleich beitragsbezogen
wäre, würde die Höhe des Anpassungssatzes nur noch
von Veränderungen des durchschnittlichen Bruttoar-
beitsentgelts und des Beitragssatzes zur gesetzlichen
Rentenversicherung bestimmt.

15.  Da bereits heute wegen der oben erwähnten Kor-
rekturen in der Nettoanpassungsformel die Beitragssätze
zur Kranken- und Pflegeversicherung für die Höhe des
Anpassungssatzes faktisch keine Rolle mehr spielen,
läge der Unterschied zur gegenwärtigen Formel im we-
sentlichen darin, dass die einkommensteuerliche Belas-
tung und der Beitragssatz zur Bundesanstalt für Arbeit
nicht mehr anpassungsrelevant wären.

Die Renten würden also auch in Zukunft an der Ent-
wicklung des allgemeinen Lohnniveaus teilnehmen, was
seit der grundlegenden Rentenreform von 1957 ein
zentrales Merkmal der deutschen gesetzlichen Renten-
versicherung ist. Die modifizierte Rentenanpassungs-
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formel stellt folglich keine Rückkehr zur früheren
Bruttoanpassung dar, da Erhöhungen des Beitragssatzes
in der Rentenversicherung nicht allein die Arbeitneh-
mer, sondern auch die Rentner belasten.
16.  Bei der Ausgestaltung dieser modifizierten Netto-
anpassungsformel ist es auch möglich, das gegenwärtig
erreichte Abgabenniveau mit zu berücksichtigen, jedoch
als eine im Zeitablauf unveränderte Quote. Hierdurch
würde erreicht, dass Veränderungen des Beitragssatzes
in der gesetzlichen Rentenversicherung etwa in dem
Maße auf die Renten übertragen werden, wie sie sich
auch auf die Nettoentgelte der Arbeitnehmer auswirken.
17.  Der Einfluss der modifizierten Anpassungsformel
auf die Höhe des Beitragssatzes hängt folglich von der
konkreten Ausgestaltung der Formel ab. Um dies zu
illustrieren, sind in der Tabelle exemplarisch drei Vari-
anten aufgeführt:
a)  Neben der Veränderung des durchschnittlichen
Bruttoarbeitsentgelts wird die Veränderung des Arbeit-
nehmeranteils zur Rentenversicherung berücksichtigt.
Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass der aus der
vereinfachten Formel resultierende Beitragssatz bis zum
Jahr 2030 etwas unter dem Beitragssatz liegt, der sich
bei der derzeitigen Nettoanpassung und unter Berück-
sichtigung der Steuerreform ergibt.
b)  Im Unterschied zu der in (a) erwähnten Variante
wird auch das gegenwärtige erreichte Abgabenniveau
mitberücksichtigt, das sich in Zukunft aber nur noch
gemäß der Entwicklung des Arbeitnehmeranteils zur
Rentenversicherung verändert (siehe Ziffer 16). In die-
sem Fall läge der Beitragssatz im Jahr 2030 etwas nied-
riger.
c)  Würde in der Anpassungsformel (im Unterschied
zu b) die Veränderung des Beitragssatzes zur Renten-
versicherung insgesamt berücksichtigt, so führte dies zu
einer spürbaren finanziellen Entlastung der Beitrags-
zahler: Der Beitragssatz im Jahr 2030 läge um 1,4 Bei-
tragspunkte unter dem Satz, der sich aus der Nettoan-
passungsformel unter Berücksichtigung der Steuerre-
form ergäbe.
18.  Durch die Entkoppelung von steuerpolitischen Ent-
scheidungen und Entscheidungen zur Gestaltung der

Rentenversicherung würde dem Gesetzgeber größere
Handlungsfreiheit in den verschiedenen Bereichen ver-
schafft sowie die Zielgenauigkeit von Maßnahmen er-
höht (indem beispielsweise Maßnahmen zugunsten von
Familien sich nur auf diese auswirken). Auch würde die
Berechenbarkeit und Verlässlichkeit des Rentenversi-
cherungssystems verbessert, da Anlässe für diskretionä-
re Eingriffe in die Rentenformel vermindert werden.
Zudem würde die Transparenz steigen, da die verein-
fachte Rentenformel von Einflussfaktoren befreit würde,
die in ihrer Wirkung schwer zu durchschauen sind.

19.  Aus den oben erwähnten Gründen regt der Sozial-
beirat an, im Zuge der weiteren Beratungen zur Renten-
reform eine modifizierte Anpassungsformel zu prüfen.

20.  Diese Anregung wird unbeschadet von Überlegun-
gen im Hinblick auf weitere Maßnahmen zur Anpas-
sung der Rentenversicherung u. a. an absehbare demo-
graphische Veränderungen unterbreitet, über deren
Erfordernis im Sozialbeirat unterschiedliche Auffassun-
gen bestehen.

21.  Der Sozialbeirat betont, dass aus seiner Sicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung eine feste Anpas-
sungsformel die Planbarkeit für die Betroffenen sowie
die notwendige Akzeptanz des Sicherungssystems er-
höht und folglich fallweise Eingriffe in den Berech-
nungsmodus und die Höhe der Anpassungssätze zu
vermeiden sind.

22.  Außerdem warnt der Sozialbeirat nachdrücklich
davor, von einheitlichen Anpassungssätzen für alle
Rentner abzugehen und unterschiedlich hohe Rentenan-
passungen – z. B. nach Höhe der Renten – anzuwenden.
Abgesehen davon, dass z. B. von niedrigen Renten nicht
auf ein niedriges Gesamteinkommen geschlossen wer-
den kann, würde die Beziehung zwischen Beitrag und
Leistung in der Rentenversicherung aufgeweicht, die
Rentenversicherung verstärkt zu einem Umverteilungs-
instrument und die Akzeptanz des Systems untergraben.

Bremen, den 23. April 1999

Univ.-Prof. Dr. Winfried Schmähl
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Annahmen und Berechnungen zur Entwicklung des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung – in v. H. –

Annahmen über den durchschnittlichen Steuersatz
auf Arbeitsentgelt 1997–2030

Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung
bei unveränderter Nettoanpassung

Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung
bei modifizierter Nettoanpassung

Grundrechnung Grundrechnung Variante*

Jahr

ohne
Steuerreform

mit
Steuerreform

Variante mit
konstanter

durchschnitt-
licher Steuer-

belastung
ohne

Steuerreform
mit

Steuerreform

Variante mit
konstanter

durchschnitt-
licher Steuer-

belastung

(1)
nur Arbeit-

nehmeranteil
zur Renten-
versicherung

(2)
Arbeitnehmer-

anteil zur
Rentenversiche-
rung und sonst
unveränderte

Abgabenquote

(3)
voller Beitrags-
satz zur Renten-

versicherung
und sonst un-

veränderte
Abgabenquote

1997 19,00 19,00 19,00

1999 19,35 19,00 19,00 19,50 19,50 19,50 19,50 19,50 19,50

2000 19,85 18,80 19,00 19,60 19,60 19,60 19,50 19,50 19,50

2005 20,35 17,80 19,00 19,80 20,60 20,20 20,10 20,10 20,00

2010 21,10 18,55 19,00 19,90 20,70 20,50 20,50 20,50 20,20

2015 21,85 19,30 19,00 20,10 20,90 20,90 20,90 20,90 20,70

2020 22,60 20,05 19,00 21,00 21,90 22,10 21,80 21,70 21,30

2025 23,10 20,55 19,00 22,60 23,50 24,00 23,40 23,20 22,50

2030 23,60 21,05 19,00 24,30 25,30 25,90 25,20 24,90 23,90

* Varianten bei modifizierter Nettoanpassung:
1) Veränderung des durchschnittlichen Bruttoentgeltes und des Arbeitnehmeranteils zur gesetzlichen Rentenversicherung
2) wie 1), aber zusätzlich mit unveränderter Abgabenquote des Basisjahres
3) wie 2), aber Einbeziehung der Veränderung des vollen Beitragssatzes zur Rentenversicherung
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Anhang 3

Stellungnahme des Sozialbeirats zu einigen Vorschlägen zur Reform
der Alterssicherung in Deutschland

Der Sozialbeirat hat sich in mehreren Sitzungen mit
Fragen zur Weiterentwicklung des deutschen Alterssi-
cherungssystems befasst, zuletzt am 5. November 1999,
und ist dabei zu folgender Stellungnahme zu einigen der
in der Diskussion befindlichen Vorschläge gelangt:

„Bedarfsorientierte Mindestsicherung“
1.  In den von der Bundesregierung am 23. Juni 1999
beschlossenen „Eckpunkten“ für eine Rentenstrukturre-
form ist die Einführung einer bedarfsorientierten, aus
Einnahmen der Ökosteuer zu finanzierenden Mindest-
sicherung vorgesehen, durch die Armut im Alter und
bei dauerhafter Erwerbsunfähigkeit verhindert werden
soll. Ziel ist auch, sogenannte „verschämte“ Armut
durch Nichtinanspruchnahme der Sozialhilfe zu ver-
meiden. Nach einer Einkommensüberprüfung durch den
Rentenversicherungsträger soll dieser auch die entspre-
chenden Leistungen auszahlen. Im Unterschied zu bis-
her geltenden Regelungen im Sozialhilferecht soll die
Transferzahlung pauschaliert sein und der Rückgriff auf
unterhaltspflichtige Kinder ausgeschlossen werden. Die
Hilfe in besonderen Lebenslagen bleibt bestehen.

2.  Die Notwendigkeit einer solchen Maßnahme lässt
sich aus Sicht des Sozialbeirats nicht aus gegenwärtigen
Bedingungen ableiten. Es gehört zu den Erfolgen der
deutschen Alterssicherungspolitik, dass einkommens-
mäßige Armut im Alter – sofern sie am Sozialhilfebe-
zug gemessen wird – in den vergangenen Jahren deut-
lich zurückgegangen ist und quantitativ heute erfreu-
licherweise nur eine geringe Bedeutung besitzt. So lag
Ende 1997 die Sozialhilfequote in der Altersgruppe ab
65 Jahren nach der Sozialhilfestatistik bei 1,3 Prozent,
während sie für die Gesamtbevölkerung rund 3,5 Pro-
zent betrug. Auch wenn damit Einkommensarmut nicht
voll erfasst wird, lässt sich daraus keine Maßnahme
begründen, die für das System der Rentenversicherung
weitreichende Konsequenzen haben könnte.

3.  Allerdings ist nicht auszuschließen, dass durch
(weitere) Leistungseinschränkungen in der gesetzlichen
Rentenversicherung oder ungünstige Voraussetzungen
auf dem Arbeitsmarkt zum Erwerb von Rentenanwart-
schaften in Zukunft die Gefahr einkommensmäßiger
Armut zunimmt, sofern die Haushalte diese negativen
Konsequenzen nicht durch andere Formen der Alterssi-
cherung oder des Einkommenserwerbs auffangen kön-
nen. Das bedeutet jedoch nicht, dass die notwendige
Aufgabe der Kompensation von unzureichendem Ein-
kommen durch einkommensüberprüfte und bedarfsori-
entierte Transferzahlungen durch die Rentenversiche-
rung erfüllt werden sollte.

4.  Auch wenn die bedarfsorientierte Mindestsicherung
aus dem Steueraufkommen finanziert werden soll,
dürften hiervon negative Konsequenzen für die Akzep-
tanz des Rentenversicherungssystems ausgehen.

Im Falle einer Integration einer bedarfsorientierten
Mindestsicherung in die gesetzliche Rentenversicherung
ist nicht auszuschließen, dass mit Hinweis auf das „un-
tere Auffangnetz“ Senkungen des Leistungsniveaus in
der Rentenversicherung gefordert werden. Langfristig
könnte die Legitimation des Rentenversicherungssys-
tems in Frage gestellt werden, wenn selbst nach lang-
jähriger Beitragszahlung nur noch Ansprüche erworben
werden können, die sich kaum vom Anspruch auf eine
Mindestsicherung unterscheiden. Auch wenn die jetzige
Bundesregierung dies nicht beabsichtigt, sind auch sol-
che möglichen Langfristeffekte bei der Beurteilung zu
berücksichtigen.
5.  Zwischen den Institutionen sollte vielmehr eine klare
Aufgabenzuordnung bestehen. In Deutschland existiert
ein Rechtsanspruch auf Sozialhilfe, falls das eigene
Einkommen nicht zur Finanzierung eines menschen-
würdigen Lebensunterhalts ausreicht. Die Quote der
Nichtinanspruchnahme von Sozialhilfe gerade bei älte-
ren Menschen dürfte vor allem auf die Befürchtung
zurückzuführen sein, dass gegebenenfalls die eigenen
Kinder zur Unterhaltszahlung herangezogen werden.
Diesem kann aber durch einen Abbau des Regresses
(wie dies bei der „bedarfsorientierten Mindestsicherung“
vorgesehen ist) auch innerhalb der Sozialhilfe Rech-
nung getragen werden, gleichfalls durch eine stärkere
Pauschalierung von (bisherigen) Einmalzahlungen und
eine Vereinfachung der Einkommensüberprüfung.
Aus Sicht des Sozialbeirats können die mit der bedarfs-
orientierten Grundsicherung angestrebten Ziele durch
eine entsprechende Reform des Sozialhilferechts sys-
temadäquat und wirksam verwirklicht werden.
6.  Abgesehen von der Frage, ob die Rentenversiche-
rungsträger selbst zur Durchführung der erforderlichen,
die individuelle und Haushaltssituation berücksichti-
gende Bedarfs- und Einkommensüberprüfung verwal-
tungsmäßig in der Lage wären, besteht bei der Integra-
tion der bedarfsorientierten Mindestsicherung in die
Rentenversicherung die Gefahr, dass aus Sicht der Bei-
tragspflichtigen eine Vermischung zwischen den auf
Beiträgen beruhenden Rentenansprüchen einerseits
sowie bedarfsabhängigen Ausgaben andererseits ent-
steht und dadurch die Abgabenbereitschaft gerade jün-
gerer Versicherter negativ beeinflusst wird.
In den vergangenen Jahren ist – auch durch Maßnah-
men der neuen Bundesregierung – der Zusammenhang
zwischen dem Einkommen der Versicherten in der Er-
werbsphase, aus dem die Beiträge berechnet werden,
und den späteren Leistungen aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung verstärkt worden. Durch die Einfüh-
rung einer Mindestsicherung innerhalb der Rentenversi-
cherung würde dem nun wieder entgegengewirkt.
7.  Der Sozialbeirat wendet sich aus diesen Gründen
nachdrücklich gegen eine Integration einer „bedarfsori-
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entierten Mindestsicherung“ in die gesetzliche Renten-
versicherung und plädiert dafür, Berechnung und Aus-
zahlung solcher Leistungen auch in Zukunft außerhalb
der gesetzlichen Rentenversicherung durchzuführen.

Familienbezogene Leistungen und Rentenversiche-
rung

8.  Der Sozialbeirat hat wiederholt gefordert, dass Aus-
gaben der Familienpolitik in vollem Umfang aus dem
Bundeshaushalt finanziert werden.1) Mit der nun statt-
findenden Beitragszahlung des Bundes für Kindererzie-
hungszeiten in der Rentenversicherung erfolgt jetzt eine
im Prinzip sachadäquate Finanzierung dieser familien-
politischen Maßnahme. Wünschenswert wäre jedoch,
dass diese Beitragszahlung des Bundes in Zukunft nicht
in pauschalierter, sondern in individueller Form erfol-
gen würde, sofern der damit verbundene zusätzliche
Verwaltungsaufwand in Grenzen gehalten werden kann.

9.  Es liegen nun wiederum Vorschläge vor, „neben dem
Faktor der Lebenserwartung auch Kinder als zweiten
demographischen Faktor zu berücksichtigen und Fami-
lien mit Kindern in der Rente einen Bonus gegenüber
Kinderlosen zu geben“.2) Dabei wird ausdrücklich da-
rauf hingewiesen, dass Steuergelder „angesichts der
realen Haushaltslage für eine Verbesserung des Fami-
lienleistungsausgleichs möglicherweise nicht zur Verfü-
gung stehen könnten“.

10.  Der Sozialbeirat bekräftigt seine Auffassung, dass
eine Förderung von Familien als Teil der Familienpoli-
tik aus allgemeinen Haushaltsmitteln finanziert werden
sollte. Dies gilt auch für Maßnahmen, die in der Er-
werbsphase ansetzen, um z. B. Familien finanziell zu
entlasten. Will man dies durch eine Reduktion der Bei-
tragsbelastung in der Rentenversicherung erreichen, so
sollten die entsprechenden Beträge aus allgemeinen
Haushaltsmitteln den Familien direkt zugewendet wer-
den.

Reform der Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten

11.  Auch im Zusammenhang mit der beabsichtigten
Reform der Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten
sollte nach Auffassung des Sozialbeirats eine systemge-

1) Vgl. u. a. die Stellungnahme des Sozialbeirats zu einigen Grundsatz-
fragen des Zusammenhangs zwischen dem Aufziehen von Kindern
und der Alterssicherung, in: Bundestags-Drucksache 12/3111,
S. 196 f.

2) Antrag des Bundesvorstandes der CDU an den Bundesausschuss am
13. Dezember 1999 in Berlin, S. 24 (hektographiert).

rechte Zuordnung der Aufgaben und ihrer Finanzierung
erfolgen. Das heißt zum Beispiel, dass der arbeitsmarkt-
bedingte Teil der Erwerbsunfähigkeitsrenten aus-
schließlich über die Bundesanstalt für Arbeit finanziert
werden sollte.

Rentenanpassung

12.  Der Sozialbeirat hat hierzu am 23. April 1999 be-
reits einen Diskussionsvorschlag unterbreitet3) und auf
die im Zusammenhang mit der Rentenanpassung not-
wendigen Entscheidungen hingewiesen. Bislang fehlt
eine hinreichende Klarheit über einen langfristig trag-
fähigen Ansatz zur Gestaltung der Rentenanpassung.
Angesichts der Länge der individuellen Rentenlaufzei-
ten besitzt die Rentenanpassung für die Entwicklung der
Einkommenssituation der Rentner große Bedeutung.
Unabhängig von einem noch ausstehenden Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zur Besteuerung von Renten
und Pensionen besteht aus Sicht des Sozialbeirats die
Notwendigkeit, über die künftige Regel für die Renten-
anpassung bald Klarheit zu schaffen.

Ausweitung der privaten Vorsorge

13.  Nach den Aussagen in ihren „Eckpunkten“ will die
Bundesregierung den Aufbau einer ergänzenden kapi-
talgedeckten Vorsorge über das bisherige Maß hinaus
erreichen. Dabei soll Wahlfreiheit in der Form bestehen.

Die Realisierung zusätzlicher kapitalgedeckter Alters-
vorsorge kann allerdings auf unterschiedlichen Wegen
und mit unterschiedlichen Wirkungen erfolgen, kann
freiwillige oder obligatorische Vorsorge sein und auf
unterschiedliche Weise aus öffentlichen Mitteln geför-
dert bzw. unterstützt werden.

14.  Der Sozialbeirat unterstützt das Ziel, zusätzliche
kapitalgedeckte Vorsorge zu fördern und dabei bisherige
Maßnahmen zur Förderung der Vermögensbildung auf
Zwecke der Alterssicherung zu konzentrieren. Dabei
sollte die Förderung durch Haushaltsmittel auf untere
und mittlere Einkommensgruppen beschränkt werden.

Univ.-Prof. Dr. Winfried Schmähl

3) Abgedruckt in Deutsche Rentenversicherung, H. 8–9/1999, S. 503 bis
507.
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